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Druck der Kgl. Universit&tsdruckerei von H. StQrtz in WUrzbnrg. 



Vorrede. 



Dr. Johann Anton Englmann, bischöflich geistUcher 
Rat, Professor für Kirchenrecht und bayerisches Verwaltungs- 
recht am kgl. Lyceum in Regensburg, war geboren am 11. Juni 
1817 zu Kirchendemmenreuth, Pfarrei Parkstein, in der Oberpfalz. 
Nachdem er die humanistischen Studien in Weiden und Amberg 
glänzend absolviert hatte, bezog er 1837 — 41 die Universität 
München, wo er Philosophie und Theologie studierte. Am 
15. Juli 1841 zum Priester geweiht, wirkte er als eifriger Seel- 
sorger bis 1844 als Kooperator in Nabburg. 1844 bezog er 
wieder die Universität München und promovierte dortselbst 
;,cum eminentia^ am 7. März 1846. 
^w^ Am 13. Juni 1847 wurde Dr. Englmann zum Professor 
■der Earchengeschichte und des Kirchenrechtes, der Patrologie 
und hebräischen Sprache am Lyceum in Amberg ernannt, wo 
'i er bis zur Aufhebung der theologischen Sektion des dortigen 
Lyceums wirkte. Am 5. September 1863 wurde er als Professor 
des Kirchenrechtes und der Patrologie nach Regensburg ver- 
setzt. Im Jahre 1864 gab er Patrologie ab und erhielt dafür 
■ das mühsame Kolleg des bayerischen Verwaltungsrechtes zuge- 
wiesen. 

Als Schriftsteller trat Dr. Englmann zum erstenmale auf 

1844 mit der gekrönten Preisschrift : „Historisch-exegetische Ab- 

[.'handlung über 1. Cor. 12 — 14 über die Charismen, besonders 

die Glossolahe." Auch war er Mitarbeiter au dem ;,Religions- 

handbuche für die Gymnasien des Königreichs Bayern." Im 
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Jahre 1851/52 schrieb er das Programm: ,,Vindiciae Cypriaiiae 
seu disquisitio historica, qua S. Cypriano erroris, in quo ille de 
baptismo ab haereticis collato versatus est, veniam merito dan- 
dam esse, demonstrare conatur J. A. Englmann^^ eine historisch, 
dogmatisch und patristisch gleich glänzende Abhandlung in 
klassischem Latein. Die 1853 bei Manz in Regensburg er- 
schienene 11. Auflage der ;,Institutiones juris ecclesiastici^' von 
Schenkl in zwei Bänden war von Dr. Englmann vollständig 
umgearbeitet worden. Im Jahre 1871 gab er das ,,Handbuch 
des bayerischen Volksschulwesens ^' heraus, von welchem 1879 
die 2. Auflage erschien. (Die 3. Auflage 1887 und die 4. 1896 
von Eduard Stingl, Kongregationspräses in Straubing, 
herausgegeben.) 

Während der Bearbeitung der 3. Auflage dieses Werkes 
rief ihn ein Schlaganfall in der Nacht des 2. November 1886 
aus diesem Leben ab. 

Über die Bedeutung Dr. Englmanns als Lehrer des 
Kirchenrechtes auch nur ein Wort zu sagen, hiesse Eulen nach 
Athen tragen. Ein Beweis dafür ist die grosse Begeisterung, 
mit welcher jetzt, 14 Jahre nach seinem Tode, noch seine zahl- 
reichen ehemaligen Schüler von ihm sprechen. Ein Beweis 
dafür ist auch der, dass seine Schüler schon zu seinen Leb- 
zeiten, wenn auch ohne sein Wissen und gegen seinen Willen, 
ein Kollegienskriptum seiner Vorlesungen des Kirchen- und Ver- 
waltungsrechtes bei X. Rief in Regensburg authographisch 
vervielfältigen Hessen. 

Nach seinem Tode wurde denn auch fort und fort von seiten 
seiner Schüler der Wunsch geäussert, es möchten die Skripten 
des Verewigten, insbesondere seine Vorlesungen über katholisches 
Eherecht, durch den Druck veröffentlicht und so weiteren 
Kreisen zugängüch gemacht werden. 

Auf Ersuchen der verehrlichen Verlagshandlung Coppen- 
rath (H. Pawelek) in Regensburg versuchte daher der Unter- 
fertigte die Bearbeitung des Eherechtes nach den hinterlassenen 
Skripten des seligen Professors Dr. Englmann. 

Leider waren indes dieselben nur sehr lückenhaft erhalten, 
indem wichtige Partien, z. B. Dispensationswesen, Eheprozess \ 
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u. s. w. ganz fehlten. Viele Partien hatten sodann seit dem 
Tode des gefeierten Lehrers eine durchgreifende Änderung er- 
fahren , indem durch unseren glorreich regierenden hl. Vater, 
Papst Leo XIIL gerade in Ehesachen sehr viele neue Bestim- 
mungen herbeigeführt wurden. 

Der Unterfertigte war, soweit es in seinen schwachen Kräften 
stand, redlich bemüht, einerseits den dadurch erwachsenen An- 
forderungen gerecht zu werden, andererseits das Skriptum von 
Dr. Engl mann beizubehalten, soweit dies nur immer anging. 

Das durch Einführung des „Bürgerhchen Gesetzbuches für 
das deutsche Reich'* in vielen Punkten geänderte Civil-Eherecht 
glaubte der Unterfertigte etwas ausführlicher behandeln zu 
sollen, als dies gewöhnlich in den Lehrbüchern geschieht, weil 
der Seelsorger als Berater seiner Gemeinde oft in die Lage 
konmien kann, Rat und Aufschluss auch über diese Fragen 
geben zu müssen und weil insbesondere bei der erleichterten 
staatlichen Ehescheidung die Kenntnis des Civilrechtes für den 
Seelsorger grosse Bedeutung erlangen kann. Ebenso wurden 
auch die Partikular -Vorschriften der Diözese Regensburg aus- 
führlich mitbehandelt. 

Durch Beigabe der wichtigsten Formularien, insbesondere 
auch für den Eheprozess, glaubt der Herausgeber manchem 
einem Dienst erwiesen zu haben. 

Im ganzen war der Unterfertigte bei der Bearbeitung be- 
strebt, die Quellen, soweit es anging, wörtlich ansuführen, meist 
in Form von Anmerkungen, weil einerseits vielen Seelsorgs- 
priestern, insbesondere auf dem Lande, der Wortlaut derselben 
nicht leicht zugänglich ist, derselbe aber doch andererseits sehr 
viel Interessantes bietet. 

Besonderen Dank schuldet der Unterfertigte allen jenen 
Herren, welche ihn bei der Bearbeitung durch geeignete Rat- 
Schläge und durch leihweise Überlassung von Büchern unter- 
stützten, insbesondere dem Hochwürdigen Herrn geistlichen 
Rate, Domkapitular Hub er in Regensburg, sowie den vom 
■\ Hochwürdigsten Bischöflichen Ordinariate Regensburg mit der 
ii Zensur betrauten ehemaligen Lehrern des Unterfertigten, dem 
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Hoch würdigen Herrn geistlichen Rate, Domkap itular Dr. Lud- 
wigs, und Herrn Kgl. Lycealprofessor Dr. Philipp Schneider 
in Regensburg. 

Sollte es dem Unterfertigten gelungen sein, durch diese Be- 
arbeitung das Andenken an den entschlafenen grossen Gelehrten 
wach zu erhalten und den ehemaligen Schülern desselben da- 
durch ein Andenken an ihren einstigen gefeierten Lehrer zu 
geben, so wäre derselbe für seine Mühe reichlich entlohnt. 

Möge die Rosenkranzkönigin diese Arbeit mit ihrem Segen 
gnädig begleiten! 

Willenhofen, im Rosenkranzmonate 1900. 



Ludwig Stingl, 

Priester der Diözese Regensburg. 
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Za seinen beiden in der Monatsschrift Band IV, S. 655 und Band V^ 
S. 518 besprochenen Schriften: „Die Lehre von den Kirchenrechtsquellen', 
2. Aufl. 1892 und , Fontes juris ecclesiastici" 1895 hat der Herr Verfasser in 
vorliegendem Werke eine Ergänzung geUefert, welche AUen, die mit kirchen- 
rechtlichen Materien sich zu beschäftigen haben, um so wiUkommener sein 
wird, als denselben einerseits die Kenntnis des Wortlautes der betreffenden 
Gesetzesstellen häufig unentbehrlich ist, andererseits eine sämtliche parti- 
kulären Eirchenrechtsquellen umfassende Sammlung bisher mangelte. Was 
den Inhalt des verdienstvollen Werkes betrifft, so enthält es „nur die prin 
zipiellen, die Verfassung und das Rechtsleben der katholischen Kirche in dei 
einzelnen Ländern bestimmenden Gesetze, nämlich kirchlicherseits die Kon 
kordate und Cirkumskriptionsbullen, sowie jene päpstlichen und bischöfliche] 
Dekrete, welche zur Ausführung und Erläuterung der Konkordate ergangei 
sind, staatlicherseits jene Staatsgrundgesetze, welche für die öffentliche Rechts 
Stellung und das Rechtsleben der katholischen Kirche massgebend sind, wi 
auch jene staatlichen Gesetze und Verordnungen, welche das Recht der Kirch 
in Bezug auf die Verwaltung ihres Vermögens, den Religionswechsel, di 
religiöse Kindererziehung, endlich die Erteilung des Religionsunterrichtes un* 
die Beteiligung der Kirche an der Leitung der Schule bestimmen. Ausführlich 
und sorgfältig gearbeitete Sach- und Ortsregister erleichtern den Gebrauch de 
Buches. Kr ick. 
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I. Kapite] 



Von der Ehe überhaupt. 

(Vorbegrifte und allgemeine Erfordernisse). 



§1- 

Begriff der Ehe. 

1. Die christliche Ehe ist jenes Sakrament, wodurch ein 
Mann und ein Weib zu völlig ungeteilter Lebensgemeinschaft 
verbunden, und hiezu mit besonderer Gnade ausgestattet werden. 

Die Ehe überhaupt, nach dem Naturrechte, ist die rechtmässige Yerbin- 
daog eines Mannes und eines Weibes zum Zwecke völhg ungeteilter Lebeos- 
gemeinscbaft. „Matrimonium est viri et mulieris conjunctio individuam vitae 
consuetudinem retinens/ (§ 1. Inst, „de patr. potest**. I. 9. cf. c. 11. X. ,de 
praes». n. 23). 

2. Jesus Christus hat diese Verbindung zur Würde eines 
hl. Sakramentes erhoben, so dass also die christliche Ehe defi- 
niert werden muss als „maris et feminae legitima conjunctio 
individuam omnis vitae consuetudinem retinens, ad sacramenti 
dignitatem a Christo elevata." 

Die Ehe ist also conjunctio — Verbindung; dadurch bedingt sie Rechte 
und Pflichten; maris et feminae — der Unterschied des Geschlechtes erfor- 
lich; individuam omnis vitae consuetudinem retinens. Diese consuet. vitae ist 
eine doppelte: corporalis, deren Zweck procreatio und educatio prolis und die 
wechselseitige Hilfeleistung der Ehegatten (mutuum adjutorium) ist. Die Ehe 
ist darum die wichtigste soziale Verbindung im menschlichen Leben, die Grund- 
lage der Familien und Staaten. Für die Kirche ist sie von höchster Wichtig- 
keit, da sie dadurch in rechtmässiger Weise neue Mitglieder gewinnt und so 
fortgepflanzt wird — und eine spiritualis, eine geistige, auf der Liebe beruhende, 
wodurch die leibliche Gemeinschaft eine höhere Weihe geVmivV. X^^'a^^^^tL 

StiDgl, Ebereeht. \ 



2 Begriff der Ehe. 

der Elle besteht also in der wechselseitigen, auf der Liebe beruhenden Hingabe, 
mutua traditio, mutuus consensus. Die Liebe ist darum die Basis der Ehe; 
sie soll aber nicht bloss eine sinnliche Liebe sein, sondern auch eine 
hl. Liebe. Daher wurde im Christentum die Reinheit der Ehe wieder herge- 
stellt und zur Würde eines hl. Sakramentes erhoben. Diese christliche Auf- 
fassung unterscheidet sich daher ebensowohl von der idealistischen , wie 
materalistischen ; letztere sieht in der Ehe nur ein Institut zur Befriedigung 
des Geschlechtstriebes; nach ersterer bestände jedes Individuum nur aus einem 
halben Menschen, wäre also die Ehe wechselseitige Ergänzung des Menschen- 
geschlechtes. Allein jeder Menschengeist ist eine volle Personalität und 
bedarf keines anderen zur Kompletierung. Nicht [für einen anderen Menschen 
ist er geschaffen, sondern für Gott. Nicht an ein Geschöpf, sondern nur an 
den Schöpfer kann und muss darum, die volle Hingabe des Menschen statt- 
haben. Nach der idealistischen Anschauung wäre also die Ehe für jeden Ein- 
zelnen strenges Gebot, eine Pflicht; es könnte von der Jungfräulichkeit nicht 
mehr die Hede sein. 

3. Es gibt verschiedene Bezeichnungen für den Begriff 
„Ehe''. Bei den alten Römern a) connubium seu nuptiae = 
inter solos cives Romanos, die Ehe zwischen einem römischen 
Bürger und einer Römerin. 

(Connubium und nuptiae von nubo sich verhüllen, verschleiern, weil die 
Braut sich verschleierte, und so dem Manne übergeben wurde; Zeichen der 
Schamhaftigkeit und Unterwürfigkeit. . 

b) matrimonium = die Ehe zwischen einem römischen 
Bürger und einer Römerin, aber formlos, oder mit einer Freien, 
oder Freigelassenen oder Auswärtigen. Diese war leicht zu 
trennen. 

c) contubernium , die römische Sklavenehe, die fast recht- 
los war. 

d) concubinatus, Vertragsverhältnis eines freien Römers mit 
irgend einer weiblichen Person auf eheliche Zusammenwohnung 
für unbestimmte Zeit, ohne dass diese die dignitas mariti er- 
langte. 

Ihre Kinder waren liberi quasi sine patre und nicht in der Gewalt des 
Erzeugers (§ 12. Inst. I. 10).. 

Das zeitliche Konkubinat (concubinatus temporalis) hat die Kirche immer 
verpönt, weil es der Heiligkeit der Ehe zuwider ist. (cf. c. 5. D. XXXIV. Palea : 
vom hl. Augustin, lib. 5. hom. 49: „Concubinas vobis habere non licet; etsi 
non et habetis uxores, tiimen non licet vobis habere concubinas, quas postea 
dimittatis et ducatis uxores: tanto magis damnatio vobis erit, si volueritis 
habere uxores et concubinas). Dagegen war das lebenslängliche Konkubinat 
(concubinatus perpetuus) d. h. die Verbindung, welche zwei Ledige schlössen, 
in der Absicht, sich zu ehelichen, und mit dem Versprechen gegenseitiger Treue 
auf Lebenszeit, zwar wegen der Unterlassung der geistlichen Einsegnung miss- 
billigt, aber doch toleriert, (cf. c. 4. D. XXXIV. Js, qui non habet uxorem 
et pro uxore concubinam, a communione non repellatur." Der Canon stammt 



Würde der Ehe. -^ 

aus dem Konzil von Toledo I. i. J. 400 (can. 17). Die Glosse bemerkt dazui" 
^Jastinianus (Novella 18. c. 5.) quasdam concubinas comparat quodammodo uxo- 
ribas, quae sine dotalium tabularum solemnitate ductae fuerant*', und citiert den 
hl. Augustin, über de bono conjugali, wonach zu einer derartigen Verbindung 
drei Bedingungen notwendig waren, 1. ut uterque esset solutus, 2. fides mutua, 
quod alteri non jungerentur, neque a procreatione filiorum abhoiTerent, 3. ut 
usque ad moi-tem in ea vitae conjunctione manendum sibi proponerent. Es 
war also diese Verbindung eine ohne die priesterliche Einsegnung, ohne gesetz- 
liche Form und die rechtlichen Folgen mehr unter privatrechtlichen Be- 
dingungen eingegangene Ehe. Die Frau hiess nicht uxor (legitima), sondern 
concubina (== uxor minus solemniter ducta). Meist war das eine Ehe mit einer 
Frau niederen Standes (später „morganatische Ehe, Ehe zur linken Hand'' ge- 
nannt), (cf. Döllinger, Hippolyt S. 619. „Katholik" 1867. Juli S. 98). 

4. Die christliche Bezeichnung für die Ehe ist matrimoniuni 
mit Bezug auf die Frau, weil sie Mutter wird, oder quia prolem 
concipere, parere, educare raatris munus est (cf. Cat. Rom. 
Pars II. c. VITI. qu. 2). 

„Cognoscatur paer sibi ante partum onerosus, dolorosus in partu, post 
partum fuisse, et ex hoc legitima conjunctio maris et feminae magis matrimo- 
nium, quam Patrimonium nuncupetur.** (c. 2. X. „de convers. infidel." III. 33). 

Conjugium (wörtlich = Zusammenjochung) heisst sie, weil 
beide gleichsam an ein Joch zusammengebunden werden und 
ein Joch zu tragen haben (commune jugum). 

Den Ausdruck nuptiae oder connubium erklärt der hl. Ambrosius ,,quia 
pudoris gratia puellae se obnuberent, quo etiam declarari videbatur, viris obe- 
dientes subjeetasque esse oportere.'* (cf. Cat. Rom. P. II. c. 8. qu. 2)* 

Die deutsche Benennung „Ehe** von §a, §wa = Bund, Band. 

§2. 

Würde der Ehe. 

Die Würde der Ehe erhellt daraus, dass sie von Gott bei 
der Erschaffung des Menschen im Paradiese eingesetzt und von 
Christus zur Würde eines hl. Sakramentes erhoben wurde, sowie 
daraus, dass sie ein dreifaches Gut enthält: 

1. bonum fidei, das Gut der Treue, 

2. bonum prolis, das Gut der Nachkommenschaft, 

3. bonum sacramenti, das Gut der UnauflösHchkeit. 

Die christliche Ehe ist ein Sakrament. „Sacramentum hoc magnum est, 
ego autem dico in Christo et in Ecclesia/ Ephes. V. 32. — „Si quis dixerit, 
matrimonium non esse vere et propiie unum ex septem legis evangelicae 
sacramentis a Christo Domino institutum, sed ab hominibus in ecclesia in- 
ventum, neque gratiam conferre: anathema sit." Trid. sess. XXIV. can. 1. — cf. 
Thomae, Summa contra gentiles lib. IV. c. 78. Christus hat die natürliche 
Verbindung zum Sakramente erhoben, das natürliche Verhältnis mit einem 

1* 
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10 Allgemeine Erfordernisse der Ehe. 

Beim Übertritte ungetaufter Ehegatten zum Christentume er- 
halten ihre Ehen den sakramentalen Charakter durch den Em- 
pfang der hl. Taufe. 

Die hl. Taufe ist es also, welche der Ehe der Ungetauften den sakra- 
xneutalen Charakter verleiht auch ohne Erneuerung des Konsenses. Matrimo- 
nium semel validum semper validum. 

5. Die Ehe wird in Form eines Vertrages eingegangen; sie 
ist aber kein gewöhnlicher bürgerlicher Vertrag im Sinne des 
Obligationsrechtes, sondern ein dem Naturrechte entsprechender 
Vertrag. Von einem bürgerlichen Vertrage unterscheidet sie 
sich mehrfach, so dass man sie ihrem Wesen nach nicht als 
solchen ansehen kann: 

1. Bei einem gewöhnlichen Vertrage ist alles nach Inhalt und Form 
freigegeben; bei der Ehe ist nur das Faktum der Eingehung fi-ei, alles Übrige 
beruht auf dem Gesetze, bestimmt durch das Naturrecht und die positive 
kirchliche Gesetzgebung. Bei anderen Verträgen binden die Kontrahenten sich 
selbst und können unter gegebenen Bedingungrn die eingegangenen Verbin- 
dung wieder aufheben, bei der Ehe aber bindet das göttliche Gesetz den Willen 
der Kontrahenten, so dass sie vom Kontrakte nicht mehr zurückgehen können. 

2. Bei einem gewöhnlichen Vertrag sind nur die kontrahirenden Individuen 
beteiligt, bei der Ehe aber ausserdem: Kirche, Staat, Menschheit. 

3. Der Vertrag hat Äusseres zum Gegenstande, die Ehe hingegen ist 
ein ethisches Verhältnis (Vereinigung der Gemüter). Der Ehevertrag ist nicht 
auf ein obligatorisches, sondern ein sittliches Verhältnis gerichtet. Daher 
rechneten schon die Römer die Ehe nicht unter die Zahl der Verträge und es 
ist die Vorstellung eines gewöhnlichen, bürgerlichen Vertrages auf die Ehe 
nicht anwendbar. 

§6- 
Allgemeine Erfordernisse der Ehe. 

1. Weil die Ehe, obschon sie nicht ein bürgerlicher Vertrag 
ihrem Wesen nach ist, doch in der Form eines Vertrages einge- 
gangen wird, so finden bei ihr die Erfordernisse eines Vertrages 
Anwendung. Daher werden im allgemeinen folgende drei Haupt- 
bedingungen gefordert : 

a) personae tum natura tum lege ad contrahendum matri- 
monium habiles, die Fähigkeit der Personen zum Ehevertrag- 
schliessen, sowohl nach dem Naturrechte, als auch nach posi- 
tivem Rechte. 

b) consensus mutuus, verus, über et sufficienter manifestatus, 
ein wechselseitiger, wahrer, freier, genügend kundgegebener 
Konsens. 
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Desgleichen Sylvius, Tournely, Estbius, Dobmeier, Brenner; ebenso die 
Jansenisten und Regalisten, welche daraus folgerten, dass die Ehe an sich, wie 
die übrigen Verträge der staatlicheu Gewalt unterstünde, die Kirche aber nur 
das Accessorium des Sakramentes angehe. Aber dei; grösste Teil der Theo- 
logen, iosbesondere Thomas, Bellarmin, Vasqnez, Sanchez, Billuart, Benedikt 
XIV. erklären die Kontrahenten als Minister. 

Das Konzil von Florenz (1439) bezeichnet bei jedem Sakramente Materie, 
Form und Minister und sagt bei der Ehe : Causa efficiens matrimonii regula- 
riter est mutuus consensus per verba de praesenti expressus.*' Das Konzil 
spricht hier aber von der Ehe als Sakrament, nicht bloss als Kontrakt. Die 
causa efficiens aber eines hl. Sakramentes ist eben der Minister. Der mutuus 
consensus ist die Materie, die verba de praesenti die Form; also mössen die 
Minister diejenigen sein, welche den mutuus consensus per verba de praesenti 
setzen, d. h. niemand anderer, als die beiden Kontrahenten, die beiden ehe- 
dchliessenden Personen. 

Beweise: 1. Nach der Intention der Kirche kommt die Ehe zustande 
darch die beiderseitige Übereinstimmung zur wechselseitigen Hingabe. (Con- 
cilium Florentinum ebend.); also ist der Wille eines Dritten unmöglich. 

2. Das Konzil von Trient (sessio XXIV. cap. 1. de Ref. matr.) erklärt, 

dass die geheimen Ehen wahre und giltige Ehen seien, solange sie die Kirche 

nicht für nichtig erklärt habe. Waren nun die geheimen Ehen, so sehr auch 

clie Kirche sie von jeher missbilligte, giltig, so konnte nicht der Priester als 

Minister angesehen werden, weil diese Ehen ja ohne kirchliche Einsegnung nur 

zwischen den beiden Kontrahenten insgeheim geschlossen wurden. Dasselbe 

Met sich noch überall da, wo das Tridentinum nicht promulgiert ist. Wo 

aber dasselbe promulgiert ist, sind die clandestinen Ehen ungiltig, und ist die 

£be nur dann giltig, wenn sie eingegangen ist praesente parocho vel alio 

sacerdote de ipsius parochi seu ordinarii licentia et duobus vel tribus testibus. 

(aess. XXIV. c 1. de Ref. matr. „Tametsi"). 

Erst nach langem Weigern erklärten sich dann die Bischöfe für den An- 
^fag des Kardinals von Lothringen, dass der Pfarrer nicht bloss passiv, sondern 
^ktiv assistieren, d. h. die Benediktion vornehmen solle, (cf. Theiner, Acta 
authent. Concil. Trid. IL 316, 334 ff. Weber-Schnitzer, kathol. Eherecht. IL 
§ 21. pag. 159.) Darin liegt auch ein Beweis dafür, dass die Spender des 
Ehesakramentes nicht der Priester, sondern die Kontrahenten seien. 

3. Das Konzil von Trient («ess. XXIV. c. 1. de Ref. Matr.) fordert nicht 
notwendig die Benedictio nuptiainim von Seiten des Pfarrers, wollte ihn also 
i'icbt als Minister betrachten, sondern schrieb nur seine und zweier anderer 
Zeugen Gegenwart vor (qui aliter, quam praesente parocho etc.). Ausserdem 
erlaubt das Konzil verschiedene Formularien der benedictio nuptiarum je nach 
«en verschiedenen Diözesen; nun kann die forma sacramentorum aber nicht 
variieren: ergo! (cf. Egger, Enchiridion theolog. dogm. Tract 13. ar. 1. th. 
1. n. 662). 

4. Die Praxis der Kirche beweist dasselbe: Wenn eine gemischte Ehe 
Söltig geschlossen wurde, aber in unerlaubter Weise (coram ministro acatho- 



Anmerkung, Als man in Trient in Bezug auf die clandestinen Ehen beriet, 
sprach man anfangs ganz allgemein von 3 Zeugen, dann wurde der Pfarrer als 
solcher vorgeschlagen. 
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lico), so wird, wenn später die Gatten diesen Schi*itt bereaen, doch weder die 
kirchliche Einsegnung nachgeholt, noch ist die Assistenz des Pfarrers notwendig. 

5. Wenn 2 protestantische Eheleute katholisch werden, wird die priester- 
liche Einsegnung nicht* als notwendig erachtet. Ja sogar Ungläubige und Un- 
getaufte werden bei ihi-er Hekehrung zum Christentume nicht wieder einge- 
segnet. Denn mit dem Empfange der Taufe erlangt auch die Ehe ihren 
sakramentalen Charakter. 

6. Auch fordert die Kirche für eine nach Vorschrift des Tridentinums vor 
dem Pfarrer und 2 Zeugen eingegangene, aber wegen eines impedimentam 
dirimens ungiltige Ehe nach Hinwegfall des Hindernisses nicht eine aber- 
malige Einsegnung, sondern nur eine geheime Erneuerung des Konsenses. Die 
Praxis der Kirche stinunt also damit Qberein, dass die Kontrahenten die 
Minister des Sakramentes sind, und hierin steht auch die griechische und 
armenische Kirche mit der lateinischen im Einklang. 

7. Dasselbe beweisen die Erklärungen der römischen Päpste. Pius VI. (cp. 
ad episc. Motul. d. d. 6. Sept. 1788) schreibt: „Contractus matrimonialis est 
vere et proprie unum ex Septem legis evangelicae sacramentis". Wenn aber 
der Kontrakt das Sakrament ist, dann sind die Kontrahenten eben die 
Minister. 

^. Pius IX. hat im Syllabus (propositio 66, Litt. Apost. „Ad Apostolicae" 
d. d. 22. Aug. 1851.) den Satz verworfen: ,Matrimonii sacramentum non est, 
nisi quid contractui accessorium ab eoque separabile, ipsumque sacramentum 
in una tantum nuptiali benedictione situra est'' Ebenso die propos. 78 (Litt. 
Apost. : , Ad Apostolicae*' d. d. 22. Aug. 1851 ; Lettera di S. S. Pio IX. al Re 
di Sardegna d. d. 9. Sept. 1852; Alloc: »Acerbissimum" d. d. 27. Sept. 1852; 
Alloc: „Multis gravibusque** d. d. 17. Dez. 1860.): ,Vi contractus mere civilis 
potest inter Christianos constare vere nominis matrimonium; falsnmque est, 
aut contractum matrimonii inter Christianos semper esse sacramentum, aut 
nullum esse contractum, si sacramentum excludatur.* 

9. Leo XIU. schreibt in der Encyclika ,Arcanum divinae sapientiae'' d. 
d. 10. Febr. 1880. Inter christianos ,non posse contractum verum et legitimum 
consistere, quin sit eo ipso sacramentum." 

Die Eiu wände, welche die Gegner dieser Ansicht machen, 
sind nicht schwer zu widerlegen: 

1. Bei allen anderen hl. Sakramenten ist der Priester der Spender. Der 
hL Paulus nennt sie deshalb ^dispensatores mysteriorum Dei.* (I. Cor. 4, \}. 

Resp. : Die Analogie mit den übrigen hl. Sakramenten ist nicht strenge zu 
urgieren; kann ja auch die Taufe von einem Nichtpriester gespendet werden, 
obgleich der ordentliche Spender der Pfarrer ist. Bei der Ehe ist eine Aus- 
nahme von der Regel allerdings vorhanden, aber auch wohlbegrQndet, und 
darum wird in der hL Schrift ein Spender des Ehesakramentes nicht erwähnt, 
während dieses bei den übrigen Sakramenten der Fall ist. Die Ehe bestand 
von Anfang an als göttliche Institution und, war sie vor Christus auch kein 
Sakrament, so waren es doch die Ebegatten, die bei Eingehung dieses Vertrages 
als die Vollzieher des göttlichen Willens erschienen. 

2. Das Tridentinum (sess. XXIV. c. 1. de Ref. mat.) stellt sogar die 
Form auf, die der Priester gebrauchen soll: «Ego vos in matrimonium conjungo." 

Resp. : Zugegeben, dass das Trid. diese Form aufstellt, allein es schreibt 
diese Form nicht vor unter Strafe der Nullität der Ehe, sondern fügt bei ,vel 
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aliis utatur verbis, juxta receptum uniuscuiusque provinciae ritum." Und tbat- 
sächlich haben auch verschiedene Diözesen verschiedene Einsegnungsformeln. 

3. Der Spender eines jeden Sakramentes muss die Intention haben, das 
Sakrament spenden zu wollen, diese aber haben die Kontrahenten nicht, denn 
sie wollen es ja empfangen. 

Resp. : Die Kontrahenten bedürfen keiner anderen Intention, als id faciendi 
quod facit ecclesia, als die Ehe auf christliche Weise schliessen zu wollen, 
das genügt. 

4. Niemand kann sich selbst ein Saki*ament spenden. 

Resp.: Der Priester spendet sich in der bl. Messe die hl. Kommunion 
selbst. Übrigens ist es bei der Ehe nicht ein eigentliches sich selbst Spenden, 
sondern ein gegenseitiges Spenden. 

Im Übrigen ist die praktische Bedeutung dieser Frage nicht 
so erheblich, als es scheinen mag. Jeder Katholik wird die 
Einsegnung der Ehe durch den Priester suchen als Requisit des 
erlaubten Empfanges in facie Ecclesiae. 

§4. 

Materie und Form des Ehesakramentes. 

Die Materie des hl. Sakramentes der Ehe besteht in dem 
Kontrakt oder gegenseitigen Konsens. Die materia remota (materia 
circa quam) sind die beiden Kontrahenten, die beiderseitigen 
Individualitäten oder die corpora tradentium, die materia proxima 
der zwischen ihnen geschlossene Kontrakt, die traditio corporum. 
Die Form besteht in der Erklärung des Konsenses oder in der 
gegenseitigen Annahme der durch Wort oder Zeichen vermittelten 
Vollziehung oder Übergabe. 

Thomas Summa theo!. II [. Qu. 62. a. 1. ad 2. „Sacramentum Matiimonii 
perücitur per actum eins, qui sacramento iilo utitur, sicut poenitentia. Ed 
ideo sicut poenitentia non habet aliam materiam, nisi ipsos actus sensui sub- 
jectos, qui sunt loco materalis elementi, ita est de matrimonio." Ibidem ad 
1.: „Verba, quibus consensus exprimitur matrimonialis , sunt forma huins 
sacramenti, non autem benedictio sacerdotis, quae est quoddam sacramentale.'^ 
cf. Lugo, de Sacram. Disp. 2. n. 29. Nicht wesentlich verschieden ist die 
Meinung Benedikts XIV. (de Syn. dioec. VIII. 13. n. 2.): „Utriusque contra- 
hentis consensum verbis seu signis expressum esse materiam simul et formam ; 
sed sab diversa consideratione : est enim materia, quatenus significat corporum 
traditionem; est forma, quatenus mutuam exhibet eoinindem acceptationem.** 
und Bellarmins : (de Matr. Sacr. c. 6.) „Quia verba unius conjugis determinant 
verba alterius et ab illis pariter determinantur, ideo in iisdam verbis distingui 
potest materia et forma ; nam verba quatenus determinant, forma dici possunt^ 
quatenus determinantur, materia.** 
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§5. 
Untrennbarkeit des Ehe-Sakramentes und -Vertrages. 

1. Die Ehe wird eingegangen durch gegenseitige Konsens- 
erklärung, welche Ehekontrakt, contractus matrimonialis, genannt 
wird. Dieser Kontrakt ist im neuen Bunde mit der Heiligkeit 
des Sakramentes ausgestattet, so dass bei Christen der Ehekon- 
trakt vom Ehesakrament schlechthin nicht getrennt werden 
kann. Indem Christus das Sakrament eingesetzt hat, hat er die 
Natur des \'ertrages nicht aufgehoben, sondern vielmehr den 
Ehevertrag zum Sakramente erhoben. Jeder giltige Ehevertrag 
zwischen Christen ist demnach zugleich ein Sakrament. Wo das 
Sakrament fehlt, ist für Christen auch keine wahre Ehe vor- 
handen. 

Der Christ kann die Ehe nicht anders eingehen, als wie Christus sie an- 
geordnet hat; er hat sie zu einem Sakramente des neuen Bundes erhoben; 
darum müssen die Christen sie als solches gebrauchen und es steht nicht m 
ihrer Willkür und Macht, sie auf einen blossen Vertrag zu reduzieren, sie 
bloss als natürliches Institut zu behandeln. Wer als Christ die Ehe will, 
will eo ipso das Sakrament der Ehe. Eine andere Ehe gibt es für ihn nicht. 

2. Diese reale Identität des Kontraktes mit dem Sakramente 
ist Lehre der Kirche, wenn sie auch nicht formell als Dogma 
erklärt ist. 

Beweise: a) Pius IX. hat dies öflfentlich erklärt gegenüber der Civilehe 
in Neugranada (Alloc. d. d. 27. Sept. 1852.): „Inter fideles matrimonium dari 
non posse, quin uno eodemque tempore sit sacramentum, atque idcirco quam- 
libet aliam inter christianos viri et mulieris praeter sacramentum conjunctio- 
nem . . . nihil aliud nisi . . . concubinatum : ac proinde a conjugali foedere sacra- 
mentum separari nunquam posse". 

b) Die propositio 73 im Syllabus (Litt.: Apost. ,Ad Apostolicae* d. d. 
22. Aug. 1851) lautet: „Vi contractus mere civilis potest inter christianos 
constare veri nominis matrimonium ; falsumque est, aut contractum matrimonii 
inter Christianos semper esse sacramentum, aut nullum esse contractum, si 
sacramentum excludatur." 

c) Ebenso wurde verworfen Syll. propositio 66 (Litt. Apost. „Ad Aposto- 
licae* d. d. 22. Aug. 1851): „Matrimonii sacramentum non est, nisi quid con- 
tractui accessorium ab eoque separabile, ipsumque sacramentum in una tantum 
nuptiali benedictione situm est." 

d) Das Gleiche betont Pius IX. dem König von Sardinien gegenüber 
(Lit. ad Reg. Sard. d. d. 19. Sept. 1852). „Dogma fidei est, Matrimonium 
a Jesu Christo Domino nostro ad dignitatem sacramenti esse elevatum, atque 
doctrina Ecclesiae catholicae, Sacramentum non esse qualitatem accidentalem 
contractui superadditam, sed de ipsa matrimonii essentia, ita ut unio conjugalis 
inter Christianos non sit legitima, nisi in matrimonio sacramentali, extra quod 
merus concubinatus tantum invenitur. Lex civilis, quae sacramentum a con- 
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tractn Matrimonii dividi posse supponens, de eins validitate statuere praetendat, 
Ecclesiae doctrinae contradicit, jura eius inalienabilia sibi arrogat, et in praxi 
concubinatum et Matrimonii sacramentum aequiparat, uti-um aeque legitimum 
sanciendo . . . Caesar, quae sunt Caesaris, servet et Ecclesiae, quae sunt Ec- 
clesiae, relinqnat: modus conciliandi alius non exsistit." 

e) Dasselbe hat Leo XIII. erklärt am 1. Juni 1879 an die Bischöfe der 
Provinz Turin, Vercelli und Genua ,Ci siamo* (Acta S. Sedis XXV. pag. 465). 
«Es ist also falsch, dass das Sakrament etwas zum Kontrakt Hinzukommendes 
sei, dass es von ihm getrennt werden könne, und dass es eine wahre Ehe 
unter Christen bloss kraft des bürgerlichen Vertratges geben könne. *" 

Übrigens hatten dasselbe schon frühere Päpste erklärt; so Urban VlII. 
(1623—1644), Pius VI. (1775—1799) und Pius VII. (1800-1823). 

3. Dasselbe gilt als göttliche Einrichtung von den Ehen aller 
giltig Getauften, also auch von der Ehe der Protestanten. Jede 
protestantische Ehe, vorausgesetzt, dass kein trennendes Ehe- 
hindernis entgegensteht, ist Sakrament. Als Christen können 
die Protestanten die Ehe nicht anders eingehen, als Christus 
es angeordnet hat, und darum können sie die Ehe nicht als 
bloss natürliche Verträge eingehen. 

Dagegen wird eingewendet: 

Obj. : 1. Dann spenden sich ja die Protestanten (d. h. protestantische 
£hekontrahenten) ein Sakrament, an das sie nicht im Entferntesten glauben, 
und vorausgesetzt, dass der Priester Minister des Sakramentes ist, würde dann 
ein protestantischer Pfarrer ein Sakrament spenden, das er gar nicht als Sakra- 
ment annimmt. 

Resp. : Zur giltigen Sakramentsspendung genügt die Vornahme der 
sakramentalen Handlung nach der Einsetzung Jesu Christi ohne Rücksicht auf 
den Glauben und die Würdigkeit des Miiiisters. Wenn daher die Ehegatten 
sich den gegenseitigen Konsens geben, wie es die Kirche anordnet, so thun 
sie, was Christus verlangt. Mithin ist ihre Ehe sakramental. Was den zweiten 
Teil der Einwendung betrifft, so ist zu bedenken, dass die Vorausetzung, der 
Priester sei Minister des Ehesakramentes n. u. A. eine unrichtige ist, ausser- 
dem aber auch, dass im anderen Falle der protestantische Pfarrer nicht Priester 
ist (ex deficientia Ordinis, quem non suscepit). 

Obj.: 2. Wenn bei einer gemischten Ehe prostestantische Kindererziehung 
stipuliert wird, so handelt der katholische Teil sündhaft. Wie kann durch 
eine sündhafte Handlung ein Sakrament gespendet werden? 

Resp.: Das Zustandekommen des Sakraments hängt von der sakramen- 
talen Handlung ab , nicht aber von der Würde des Spenders oder des Em- 
pfängers. Wer eine Ehe in sündhafter Weise schliesst, handelt gegen die 
Vorschriften der Kirche und sündigt; der Fehler liegt aber in seiner sündhaften 
Gesinnung, nicht aber in der Eheschliessung. 

4. Die Ehen der Ungetauften, die nach dem Naturrechte 
giltig geschlossen wurden, unterscheiden sich von der christlichen 
Ehe durch den Mangel der sakramentalen Gnade, behalten aber 
nach wie vor den Charakter eines rechtmässigen Verhältnisses. 
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Beim Übertritte ungetaufter Ehegatten zum Christentume er- 
halten ihre Ehen den sakramentalen Charakter durch den Em- 
pfang der hl. Taufe. 

Die hl. Taufe ist es also, welche der Ehe der Ungetauften den sakra- 
mentalen Charakter verleiht auch ohne Erneuerung des Konsenses. Matrimo- 
nium semel validum semper validum. 

5. Die Ehe wird in Form eines Vertrages eingegangen; sie 
ist aber kein gewöhnlicher bürgerlicher Vertrag im Sinne des 
Obligationsrechtes, sondern ein dem Naturrechte entsprechender 
Vertrag. Von einem bürgerlichen Vertrage unterscheidet sie 
sich mehrfach, so dass man sie ihrem Wesen nach nicht als 
solchen ansehen kann: 

1. Bei einem gewöhulichen Vertrage ist alles nach Inhalt und Form 
freigegeben; bei der Ehe ist nur das Faktum der Eingehung frei, alles Übrige 
beruht auf dem Gesetze, bestimmt durch das Naturrecht und die positive 
kirchliche Gesetzgebung. Bei anderen Verträgen binden die Kontrahenten sich 
selbst und können unter gegebenen Bedingungrn die eingegangenen Verbin- 
dung wieder aufheben, bei der Ehe aber bindet das göttliche Gesetz den Willen 
der Kontrahenten, so dass sie vom Kontrakte nicht mehr zurückgehen können. 

2. Bei einem gewöhnlichen Vertrag sind nur die kontrahirenden Individuen 
beteiligt, bei der Ehe aber ausserdem: Kirche, Staat, Menschheit. 

3. Der Vertrag hat Äusseres zum Gegenstande, die Ehe hingegen ist 
ein ethisches Verhältnis (Vereinigung der Gemüter). Der Ehevertrag ist nicht 
auf ein obligatorisches, sondern ein sittliches Verhältnis gerichtet. Daher 
rechneten schon die Römer die Ehe nicht unter die Zahl der Verträge und es 
ist die Vorstellung eines gewöhnlichen, bürgerlichen Vertrages auf die Ehe 
nicht anwendbar. 

§6- 
Allgemeine Erfordernisse der Ehe. 

1. Weil die Ehe, obschon sie nicht ein bürgerlicher Vertrag 
ihrem Wesen nach ist, doch in der Form eines Vertrages einge- 
gangen wird, so finden bei ihr die Erfordernisse eines Vertrages 
Anwendung. Daher werden im allgemeinen folgende drei Haupt- 
bedingungen gefordert: 

a) personae tum natura tum lege ad contrahendum matri- 
monium habiles, die Fähigkeit der Personen zum Ehevertrag- 
schliessen, sowohl nach dem Naturrechte, als auch nach posi- 
tivem Rechte. 

b) consensus mutuus, verus, über et sufficienter manifestatus, 
ein wechselseitiger, wahrer, freier, genügend kundgegebener 
Konsens. 
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Die Kundgebung des Konsenses bat in der Kegel durch Worte zu ge- 
schehen, welche die Einwilligung ausdrücken; ausnahmsweise kann sie auch 
durch Zeichen und Winke geschehen, wenn diese die innere Einwilligung zur 
£he genügend zu erkennen geben, z. B. bei Stummen. 

c) forma substantialis iure praescripta, die vorgeschriebene 
Rechtsforro. 

Aus dem Maugel dieser Requisite fliessen die Ehehinder- 
nisse hervor. 

2. Ausserdem, dass die rechtlichen Bedingungen vorhanden 
sein müssen, sollen die Christen auch von den richtigen Motiven 
geleitet werden. 

Diese sind nach dem Catechismus Romanus (Pars If. Cap. YIII. Qu. 13 
u. U.) folgende: 

a) Die von der natürlichen Neigung herkommende Geneigtheit zur gegen- 
seitigen Unterstützung. (Haec ipsa diversi sexus naturae instinctu expetita socie- 
tas, mutui auxüii spe concialata, ut alter alterius ope adjutus vitae incommoda, 
facilias ferro et senectutis imbecillitatem sustentare queat.) 

b) Das Verlangen nach Nachkommen. (Procreationis appetitus non tarn 
quidem oh eam rem, ut bonorum et divitiarum haeredes relinquantur, quam 
ut verae fidei et religionis cultores educentur: quod quidem maxime sanctis 
Ulis patriarchis, quum uxores ducerent propositum fuisse, ex sacris litteris 
satis apparet. (Tob. 6, 16; 17. 22.) „Accipies virginem cum tiraore Domini, 
amore filiorum magis, quam libidine ductus, ut in semine Abrahae benedictionem 
in filiis consequaris". Atque uoa etiam haec causa fuit, cur Deus ab initio 
matrimonium constituerit.) 

c) Die erlaubte Befriedigung der Begierlichkeit. Seit dem Fall Adams 
ist die Begierlichkeit im Menschen übermächtig und deshalb ist die Ehe ein 
Mittel, die Sünde der Unkeuschheit zu vermeiden. (Ut scilicet, qui sibi im- 
becillitatis suae conscius est, nee carnis pugnam vult ferre, matrimonii remedio 
ad vitanda libidinis peccata utatur. De quo ita Apostolns scribit (I. Cor. 7, 2) : 
„Propter fomicationem unusquisque suam uxorem haheat et unaquaeque suum 
virum haheat**. Ac paulo post, quum docuisset, interdum orationis causa a 
matrimonii debito abstinendum esse, subiecit: „Et iterum revertimini in id 
ipsum, ne tentet vos satanas propter incoutinentiam vestram'^.) 

Zu diesen Motiven können auch noch andere hinzutreten : Verlangen 
nach einem Erben, Schönheit, Reichtum, vornehme Herkunft, Gleichheit der 
Charaktere; desgleichen Ursachen sind nicht zu verwerfen, da sie der Heilig- 
keit der Ehe nicht widersprechen. 

Quodsi ad eas causas alia etiam accedant, quibus homines inducti matri- 
monium ineant, atque in habende uxoris delectu hanc illi praeponant, ut 
haeredis reliquendi desiderium, divitiae, forma, generis splendor, morum simili- 
tudo: huiusmodi sane rationes damnandae non sunt, quum matrimonii sancti- 
tati non repugnent. Neque enim in sacris litteris Jacob Patriarcha reprehen-, 
ditur, quod Rachelem, eins pulchritudine illectus, Liae praetulerit. (Cat. Rom. 
1. c. qu. 14). 
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bekannt ist, von denen eine Weiterverbreitung nicht zu befürchten ist. (cf. 
Freije, de imped. et disp. matr. n. 88. 90. 96.) Das Hindernis gilt auch dann 
noch geheim, wenn zwar die begründete Thatsache öffentlich bekannt ist, 
aber nur als Thatsache, nicht soferne hieraus ein Hindernis entspringt, weDu 
also das Hindernis inaterialiter publicum, foimaliter occultum ist. In diesem 
Sinne entschied die S. Congr. Conc. am 29. Jan. 1881. (Acta S. Sedis XIV. 
155-165.) cf. Schnitzer, Kherecht. § 31. pag. 225.) 

Ebenso hat auch die öftentliche Kenntnis verschiedene Grade. Man 
unterscheidet : 

a., imped. publicum famosum, wenn es im grösseren Teil einer Gemeinde, 
Stadt oder Nachbarschaft verbreitet ist durch die fama, die sich nicht auf 
Kenntnis, sondern auf Präsumptionen stützt. 

b., imped. publicum manifestum, wenn mehrere es bestimmt wissen und 
weiter verbreitet haben. 

c , imped. publicum notorium, wenn es der grössere Teil wissen kann, 
weil die Sache offen auf der Hand liegt, oder durch Geständnis oder richter- 
liches Urteil bekannt geworden ist. 

Immer gelten als öffentliche Hindernisse ihrer Natur nach, auch weoo 
sie thatsächlich geheim sind : Consanguinitas, affinitas ex copula licita, cognatio 
legalis und spiritualis, disparitas cultus, ordo, votum solemne, honestas publica 
ex matrimonio valido et sponsalibus solemnibus. 

7. Der Dauer nach 

entweder vorübergehend, hnped. temporaneum, z. B. aetas, oder 
immerwährend, imped. perpetuum, das an sich nie aufhört, z. ß. 
consanguinitas. 

8. Der Zeit des Eintrittes nach 

entweder vorhergehend, imped. antecedens, welches schon vor 
Abschluss der Ehe vorhanden ist, oder nachfolgend, imped. sub- 
sequens, welches erst nach der Eheschliessung eintritt. 

Eine einmal gültige Ehe bleibt immer gültig. Matrimonium semel validum 
semper validum. Daher muss jedes Hindernis, um die Ehe nichtig zu machen, 
der Eheschliessung vorangehen, und es kann wegen eines erst nachfolgenden 
Hindernisses eine einmal gültig eingegangene Ehe nie mehr getrennt, ungültig 
gemacht werden, mit Ausnahme des votum solemne (professio religiosa), wo- 
durch das matrimonium ratum, sed non consummatum aufgelöst wird. Jedoch 
machen gewisse nachfolgende Ehehindernisse, wie z. B. affinitas ex incestu, 
Votum castitatis, die Ehe hinkend (claudicans) d. h. sie benehmen dem, der 
sich durch Incest versündigt hat oder das Gelübde der Keuschheit abgelegt 
hat, das Recht, die eheliehe Pflicht zu verlangen (ius petendi debituiti con- 
jugale.) — 

§ 10. 

Aufstellung von Ehehindeniissen« 

1. Das Recht, Gesetze über die Ehe zu geben und insbe- 
sondere Ehehindernisse aufzustellen, welches einige bloss dem 
Staate, andere bloss der Kirche zuschreiben, kommt beiden 
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Gewalten zu, aber einer jeden in ihrer Sphäre, nämlich der 
Kirche in Bezug auf die Gültigkeit, die kirchlichen Verhältnisse 
und Wirkungen der Ehe, dem Staate aber in Bezug auf deren 
bürgerliche Verhältnisse und Wirkungen. 

Der Satz, dass bloss die Kirche Ehegesetze geben könne, muss dabin 
restringiert werden, dass es der Kirche allein zusteht, trennende Ehehinder- 
nisse aufzustellen; der Staat kann jedoch bezüglich der bürgerlichen Wirkungen 
der Ehe Gesetze geben. 

2. Dass die Kirche vermöge eines ihr eigenen und göttlich 
empfangenen Rechtes Ehegesetze geben und nicht bloss ver- 
bietende, sondern auch trennende Ehehindernisse aufstellen kann, 
erhellt : 

a) aus der Natur und dem Wesen der Ehe selbst; denn 

a) Die christliehe Ehe ist ein Sakrament und kann als solches bloss 
den göttlichen und kirchlichen Gesetzen unterstehen. 

ß) Sie beruht vornehmlich auf Einigung der Gemüter, ist also ein 
ethisches Verhältnis, welches 4em weltlichen Arme unerreichbar ist. 

y) Sie ist für das Seelenheil nicht bloss der Gatten, sondern auch der 
Kinder von grösstem, sei es förderlichem, sei es hinderlichem Ein- 
flüsse. 

b) Aus dem Wesen und der Aufgabe der kirchlichen Gewalt. 

Den Vorstehern der katholischen Kirche obliegt es, für das Seelenheil 
der Gläubigen zu sorgen und das, was diesem entgegensteht, zu verbieten und, 
wenn es notwendig ist, zu irritieren. Daher sind sie strenge verpflichtet, die 
Heiligkeit der Ehe unversehrt zu erhalten und gefährliche Ehen von den 
Gläubigen ferne zu halten. Es sind darum auch irritierende Hindernisse am 
Platze, weil Umstände eintreten können, dass durch bloss verbietende Hinder- 
nisse den Gefahren des Seelenheiles nicht wirksam begegnet werden kann. 
Ein einfaches Verbieten ist oft nicht hinreichend, weil hier die Leidenschaft 
mächtiger ist, als anderswo. 

c) Aus der beständigen Lehre und Praxis der Kirche. 

Schon von den ersten Jahrhunderten an hat die Kirche dieses Recht als 
ihr zuständig angesehen und stets geübt. Schon Christus der Erlöser ist in 
Ehesachen gesetzgeberisch aufgetreten. So Matth. 5, 32; 19, 9. Marc. 10, 2ff. ; 
Luc. 16, 8; ebenso der hl. Apostel Paulus I. Cor. 7, 12 ff. Auch die hl. Väter 
sprechen das aus. So verlangt der hl. Ignatius (f 107) in seiner ep. ad. Poly- 
carp: (c. 5). „JlQijiei tolg yafMvai aal zaTg yaf*ovf*ävaig fiezä yvwfArig zov 
inumÖTtov triv ivtoGiv noieXad'ai Iva ö ydfiog fj oiatä töv d-edv aal fiij xar' 

Der hl. Hieronymus, ep. 73 ad Oceanum schreibt: „Aliae sunt leges Cae- 
sarum, aliae Christi: aliud Papianus, aliud Paulus noster praecipit.*^ Auf dem 
Konzil von Trient hat die Kirche sich dieses Recht feierlich vindiziert gegen- 
über der Lehre der Reformatoren. Trid. sess. 24. can. 4 de Sacramento Matri- 
monii: „Si quis dizerit ecclesiam non potuisse constituere impedimenta matri- 
moniam dmmentia, vel in iis constituendis errasse: anathema sit** und can. 12. 

2* 
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„Si quis dixerit causas matrimoniales non spectare ad iudices ecclesiasticos: 
anathema sit/ 

Pius IX. hat sodann im Syllabus die Sätze verworfen: 
Frop.: 68. ^Ecciesia non habet potestatem impedimenta matrimonium 
dirimentia inducendi, sed ea potestas civili auctoritati competit, a qua impe- 
dimenta ezistentia tollenda sunt.** Ferner prop. : 69. „Ecclesia sequioribas 
saeculis dirimentia impedimenta inducere coepit, non jure proprio, sed illo jure 
usa, quod a civili potestate mutuata erat.** Frop.: 70. „Tridentini canones 
qui anathematis censuram illis inferunt, qui facultatem impedimenta dirimentia 
inducendi £cclesiae negare audeant, vel non sunt dogmatici, vel de hac mu- 
tuata potestate intelligendi sunt.*^ Endlich prop.: 74. „Causae matrimoniales 
et sponsalia suapte natura ad forum civile pertinent.*^ Das Gleiche betont 
Leo XIII. in der Encyklika „Arcanum divinae sapientiae*^ d. d. 10. Febr. 1880: 
n Christus igitur, cum ad talem ac tantam excellentiam Matrimonia renovavisset, 
totam ipsorum disciplinam Ecclesiae credidit et commendavit. Quae postes- 
tatem in conjugia Christianorum omni cum tempore, tum loco exercuit, atque 
ita exercuit, ut illam propriam eins esse appareret, nee hominum concessa 
quaesitam, sed auctoris sui voluntate divinitus adeptam . . . Igitur cum Matri- 
monium sit sua vi, sua natm*a, sua sponte sacrum/ consentaneum est, ut 
regatur et temperetur non principum imperio, sed divina auctoritate Ecclesiae, 
quae rerum sacrarum sola habetj magisterium. Deinde sacramenti dignitas 
consideranda est, cuius accessione Matrimonia Christianorum evasere longo nobi- 
lissima. De Sacramentis autem statuere et praecipere, ita, ex voluntate Christi, 
sola potest et debet Ecclesia, ut absonum sit plane potestatis eins vel mini- 
mam partem ad gubernatores rei civilis volle esse translatam.** 

3. Auch der Staatsgewalt kommt ein Recht der Gesetz- 
gebung bezüglich der Ehe zu, nämlich bezüglich der bürger- 
lichen Folgen und Wirkungen derselben. Das ergiebt sich: 

a) Aus den Folgen und Wirkungen der Ehe. 

Das Wohl der Familien, die öffentliche Ruhe und die staatliche Wohlfahrt 
hängen grösstenteils von der Ehe ab. 

b) Aus der Natur der weltlichen Gewalt. 

Ihr kommt es zu, die zeitlichen, weltlichen Verhältnisse der Staatsange- 
hörigen zu regeln, ihre bürgerlichen Eichte zu bestimmen, zu schützen und 
unter gewissen Umständen auch zu vei*weigern. 

c) Aus der Praxis der christlichen Fürsten. 

Diese haben seit den ältesten Zeiten Ehegesetze gegeben; cf. unten § 11 
pag. 24 ff. 

Auch der Staat ist bei der Ehe vielfach beteiligt nach den individuellen 
und sozialen Verhältnissen der Ehe. Es treten dabei gleichfalls neue Ver 
hältnisse ein, z. 6. bezüglich des Vermögens. Es kann daher dem Staate nicht 
gleichgültig sein, wer eine Ehe schliesst und unter welchen Umständen. Um 
allenfallsige Nachteile zu vermeiden, wird ein Verbot genügen. Das Recht, 
Ehen zu verbieten, wird darum dem Staate unter allen Umständen vindiziert 
werden müssen. 

Die Kirche hat das auch jederzeit anerkannt, cf. im Decretuni Gratiaai: 
c. 30. C. 27. q. 1; und c. 9 G. 30 q. 5., wo es sich auf Bestimmungen des 
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codex lastinani beruft. Papst Alexander IL (1061—1073) erkennt die weltliche 
Gesetzgebung in Ehesachen an im c. 2. C. 35 q. 5; ebenso Urban IL (1088 
— 1099) im c. 1. G. 31. q. 2. . . . quoniam canonum ac legum auctoritas 
talia sponsalia non approbat . . . nos canonum ac legum scita sequen- 
tes . . .; die Dekretalen erkennen dieses Recht gleichfalls an. So c. 2. X. 
,de despons. impub.'* IV. 2. : ,Districtius inhibemus, ne aliqui, quorum uterque 
Tel alter ad aetatem legibus vel canonibus determinatam non pervenerit, con- 
jungantur.** Benedikt XIV. schreibt darüber de Synod. Dioeces. IX. 9. n. 4:M 
,Aliae demum sunt causae, quae connexionem quidem habent cum Matrimonio, 
sed res mere politicas et temporales directe atque immediate respiciunt, uti 
sunt lites, quae frequenter moventur super dote. donatione propter nuptias, 
haereditaria successione, alimentis et similibns; et istas ad judices saeculares 
pertinere ex communi Doctorum sensu recte docent Bellarminus lib. unic. de 
Matr. c. 32. et Tannerus tom 4. Disp. 8. n. 166.* Pius IX. schreibt an den 
König von Sardinien (d. d. 19. Sept. 1852) ^Lex civilis supponat Matrimonii 
validitatem aut nuUitatem, ut Ecclesia eas determinat, et ab hoc facto quod 
constitaere non valet (versatur enim id extra limites eins potestatis) profecto 
effectos eins civiles ordinet.* Und Leo XI IL sagt in der Encvklika „Arcanum 
divinae sapientiae** d. d. 10. Febr. 1880: ^Item non ipsa Ecclesia ignorat, neque 
diffitetur, Sacramentum Matrimonii, cum ad conservationem qnoque et incre- 
mentam societatis humanae dirigatur, cognationem et necessitudinem habere 
cum rebus ipsis humanis, quae Matrimonium quidem consequuntur , sed in 
genere «ivili versantur : de quibus rebus jure decernunt et cognoscunt, qui rei- 
publicae praesunt.* 

4. Was das beiderseitige Verhältnis zwischen Kirche und 
Staat betrifft, so haben die Gesetze jeder der beiden Gewalten 
an sich nur Wirkung für ihre Sphären. Der Kirche kommt 
es also zu, über die kirchliche Gültigkeit der Ehe Gesetze zu 
geben und trennende Ehehindernisse damit zu statuieren und 
davon zu dispensieren. Die Staatsgewalt kann die bürgerliche 
Anerkennung der Ehe näher normieren. Auch wenn der Staat 
„trennende Ehehindemisse" statuiert, so kann er damit nur die 
bürgerliche Anerkennung des Ehevertrages verweigern, für die 
kirchliche Sphäre aber kann er an und für sich keinen Einfluss 
üben. 

Die Kirche wird auch staatliche Eheverbote in ihrer Sphäre als impe- 
dimentia prohibentia ansehen und achten, soferne sie nicht gegen ihr Wohl 
gerichtet sind. Man hat bisweilen gefordert, dass die Kirche jedes vom Staate 
aufgestellte Ehehindernis als impedimentum dirimens auch in ihrer Sphäre 
behandle. Allein darauf kann die Kirche nie eingehen, weil dadurch in die 
kirchliche Gesetzgebung zu grosse Uneinigkeit käme, da die bürgerlichen Ge- 
setze in den verschiedenen Ländern zu sehr verschieden sind. Das Staats- 



1) Benedikt XIV. spricht in Synod. dioec. zwar lediglich als Privatgelehrter, 
allein die citierte Stelle bringt doch ganz deutlieh die Anschauung der Kirche zum 
Ausdrucke. 
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Interesse ist vollkouimen gesichert, wenn die Kirche die staatlichen Eheverbote 
und Hindernisse als impedimenta prohibentia achtet. Die Ehe wird eben dann 
beim Vorhandensein eines solchen Hindernisses nicht eingesegnet. Wenn den 
Staatsgesetzen hierin, soweit sie ohne Gewissens Verletzung erfilllt werden 
können, nicht genügt wird, so hat der Betreffende sich auch der für solche 
Fälle vom Staat angedrohten Strafe zu unterziehen. Nie aber kann die Stiiats- 
gewalt so weit gehen, dass sie die Ehe in ihrer Wesenheit durch ihre Gesetze 
vernichten könnte; sie kann nie das Sakrament irritieren, wohl aber die bürger- 
liche Anerkennung versagen. 

5. Das der Kirche zustehende Recht, trennende wie ver- 
bietende Ehehindernisse aufzustellen, übt der Papst oder ein 
allgemeines Konzil für die ganze Kirche; für seine Diözese hat 
der Bischof das Recht, in speziellen Fällen aus besonderen 
Gründen das vetitum ecclesiae geltend zu machen (cf. § 35). 

Gegen das Recht der Kirche, trennende Ehehindernisse aufzustellen, 
wird eingewendet: 

Obj. : Die hl. Sakramente wirken ex opere operato. Durch trennende Ehe- 
hindernisse wüi'de die Kirche über die Existenz eines Sakramentes verfügen. 
Nun hat aber die Kirche die Wirksamkeit desselben nicht angeordnet und 
kann sie infolgedessen auch nicht hemmen, wenn das zum Sakramente Wesent- 
liche gesetzt wird. Durch trennende Ehehindernisse würde aber diese Wirk- 
samkeit aufgehoben. 

Resp. : Es ist zu unterscheiden zwischen Sakramenten, welche unmittelbai 
durch die sakramentale Handlung wirken, und solchen, deren Wirkung durch 
einen Zwischen umstand, medium, bedingt ist. Die Busse und die Ehe sind 
Sakramente letzterer Art. Bei der Busse ist das medium die jurisdictio des 
Beichtvaters, bei der Ehe der gültige Ehevertrag. Die Kirche triift nur Be- 
stimmungen über die Fähigkeit und Unfähigkeit des Subjektes, wovon die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit des Ehevertrages abhängt. Zum Empfange des 
Sakramentes gehört aber ein fähiges Subjekt. Das ist aber für die Ehe nur 
derjenige, der einen gültigen Ehevertrag eingehen kann, und darüber bestimmt 
eben die Kirche. Indem sie ein trennendes Ehebindernis aufstellt, erklärt sie 
die betreffenden Kontrahenten für unfähig zum Ehevertrag. Sie kann nicht 
hindern, dass die Ehe Sakrament ist; sie entscheidet also zunächst nur über 
die Gültigkeit des Ehevertrages, nicht über die Sakramentalität. 

6. Ungetaufte sind den rein kirchlichen Ehehindernissen 
nicht unterworfen, jedoch unterliegen sie den natürlichen Ehe- 
hindernissen. Dagegen beurteilt die Kirche die Ehen der Ge- 
tauften, die ausserhalb der katholischen Kirche stehen, der 
Häretiker wie Schismatiker, nach den kirchlichen Ehegesetzen 
und darum finden die kirchlichen Ehehindernisse auf solche Ehen 
Anwendung. 

Die Kirche handelt in dieser Frage nur, wenn sie veranlasst wird, z. B. 
wenn solche Eheleute zur katholischen Kirche zurückkehren, oder wenn eine 
gemischte Ehe vor ihrem Forum zur Sprache kommt. Dazu ist sie berechtigt. 
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a) Der Hauptgrund dafür ist die Taufe: durch dieselbe ist auch der 
Häretiker und Schismatiker Mitglied der Kirche geworden und unterliegt dem- 
nach ihren Gesetzen ; er ist ein in-endes Kind, das seine Mutter verkennt ; durch 
den Aastritt aus der äusseren Gesellschaft verliert er zwar den Anspruch auf 
die Güter der Kirche, aber er hört nicht auf, rechtlich der Kirche anzuge- 
hören, infolge des Taufcharakters. Die Handlung wird deshalb nicht legal, 
weil er im Irrtum handelt. Kehrt der Akatholik zur Kirche zurück, so hebt 
sich bei ihm der Irrtum; seine mit einem Ehehindernisse eingegangene Ehe 
muss bei der Rückkehr zur Kirche, wie das matrimonium putativum, revali- 
diert werden. 

b) Die Praxis der Kirche beweist dies. Die Bischöfe erhalten in den 
Quinquennalfakultäten weitergehende Dispensationsberechtigung. Facultates 
a. S. Gongreg. de Prep. Fide (n. 3): «dispensandi cum haereticis conversis 
etiam in secundo simplici et mixto, dummodo nullo modo attingat primum 
gradum, et in bis casibus prolem susceptam declarandi legitimam.'' 

c) Benedikt XIY. hat es ausdrücklich erklärt in der Konstitution „Singu- 
lari nobis" d. d. 9. Febr. 1749. § 11. „Hoc siquidem impedimentum (cultus 
disparitatis) non habet locum in matrimoniis eorum, qui haud sunt Baptismate 
initiati, licet falsam ambo religionem sectentur; neque vim uUam habet in 
matrimoniis eorum, qui Baptisma susceperunt, etsi alter catholicus, alter haere* 
ticas fuerit, cum plane constet, illicita illa quidem, sed rata esse.*" cf. Palmieri, 
tractatus de matrimonio Christiane, thesis XXIY. pag. 291. ff. 

Dagegen wird eingewendet: 

Obj.: 1. Der Protestant ist durch die Taufe zwar Chnst geworden; er ist 
aber ans der Kirche ausgetreten und über die Ausgetretenen übt die Kirche 
keine Jurisdiktion. 

Resp. : Nego consequentiam. Durch den Austritt gehen nur die bona 
Eeclesiae verloren, das sonstige kirchliche Rechtsverhältnis ihm gegenüber 
bleibt bestehen. 

Obj. : 2. Dadurch wird den Protestanten die Rückkehr zur Kirche erschwert. 

Resp.: Das ist durchaus kein Hindernis, sondern nur eine eitle Furcht. 

Obj.: 3. Dann betrachtet ja die Kirche die protestantischen Ehen, denen 
ein kirchliches Ehehindernis entgegensteht, als Konkubinate. Das ist eine 
Intoleranz. 

Resp.: Die Kirche betrachtet derartige Ehen durchaus nicht als Konku- 
\miate, sondern sie betrachtet und beurteilt sie als matrimonia putativa. Eine 
btoleranz liegt darin keineswegs; die Kirche urteilt vor ihrem Forum einfach 
nach ihrem Recht; sie zwingt die Protestanten nicht, sich an ihr Forum 
zuwenden; thun sie es aber, so müssen sie sich eben nach demselben richten. 

Obj.: 4. Durch den westfälischen Frieden ' (1647) ist die Jurisdiktion 
der Bischöfe über die Protestanten suspendiert worden, und sie üben über die- 
selben keine äussere Jurisdiktion mehr. 

j Resp.: Concedo; allein wenn ein solches Verhältnis vor ihrem Gerichte 

I zur Beurteilung kommt, dann ist eben die Kirche veranlasst, nach ihrem Rechte 
I zu urteilen. 
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§11- 
Zur Geschichte der Ehegesetzgebung. 

Wie schon der Heiland über die Ehe Aussprüche that, so 
Matth. 5, 32; 19, 9; Marc. 10, 2 ff. Luc. 16, 8, wie die Apostel 
sich näher äusserten, so I. Cor. 7, 12 ff., so hat die Kirche auch 
fernerhin ihr Gesetzgebungsrecht über die Ehe geübt. Schon in 
den ältesten Konzilien finden wir Ehegesetze. So zu Elvira 305 
(can.: 8-10; 13-17; 33; 54; 61; 65-67; 70; 81), Arles 314 
(can.: 10, 11), Ancyra 314 oder 315 (can.: 10; 11; 19; 25), 
Neocesarea 314— 325 (can. : 1 — 3; 7 — 8), Laodicea 343— 381 (cod.: 
1; 10; 31), Gangra c. 350 (can.: 1; 9; 14). Die Kirche fand 
schon eine sehr wohl ausgebildete staatliche Gesetzgebung im 
römischen Rechte vor. Teils bestätigte sie nun die bürgerlichen 
Gesetze über die trennenden Ehehindernisse, teils modifizierte sie 
dieselben, teils schuf sie neue. Die staatlichen Gesetze behielt 
sie bei, soweit es mit dem Geiste des Christentums vereinbar war. 
Ebenso handelten die Päpste. Man berief sich bei Aufstellung 
der Ehehindernisse auf die Tradition und alte Sitte, nicht aber 
auf die Bewilligung des Staates. 

Besonders schwer war der Kampf, den die Kirche zu führen hatte, fftr 
die Unauflöslichkeit der Ehe. Die weltlichen Gesetze erleichterten die Ehe- 
scheidung, und die menschliche Leidenschaft wünschte sie. Es dauerte lange, 
bis das gesamte Staatsrecht vom christlichen Geiste durchdrungen war. 
Jlfanche christliche Kaiser gaben Gesetze über trennende Ehehindernisse, einer- 
seits um die kirchlichen zu bestätigen, anderseits aber auch unabhängig von 
den Kirchengesetzen, insbesondere missbrauchten die griechischen Kaiser 
vielfach ihr Schutzrecht der Kirche gegenüber. 

Kaum hatte die Kirche im römisch-griechischen Reiche die Aufgabe, das 
heidnische Eherecht allmählich christlich zu gestalten, gelöst, so musste sie aufs 
Neue den Kampf beginnen mit den Anschauungen der neubekehrten ger- 
manischen Völker. Doch hier siegte die Kirche schneller. 

Das ganze Mittelalter hindurch sodann blieb der Kirche das Recht, Ehe- 
gesetze zu geben und trennende Ehehindernisse aufzustellen, überlassen. Die 
bürgerliche Gesetzgebung richtete sich nach der kirchlichen, und stellte ihrer 
seits bloss Normen über die Vermögensverhältnisse auf. 

Anders wurde es im 16. Jahrhundert. Martin Luther erklärt die Ehe für 
,ein weltlich Ding", wollte aber doch die im alten Bunde (Leviticus 18, 6 ff.) 
ausgesprochenen Ehehindernisse als trennende anerkannt wissen; allein die 
Kirche hat nicht alle anerkannt und lange Zeit entschieden die protestantischen 
Gerichte nach dem kanonischen Rechte. Allmählich dann übten freilich die 
protestantischen Fürsten das ihnen von den Reformatoren zugesprochene Recht 
über die Ehegesetzgebung aus ; es entstanden protestantische Ehegesetzgebungen, 
welche durchwegs die Eigentümlichkeit haben, die Scheidung zu begünstigen, 
Im 17. Jahrhundert versuchten die Jansenisten und Gallikaner unter Führung 
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des katholischen Theologen Launoi, geb. 1603 zu Yalognes in der Normandie, 
gest 1678, das Recht, Ehegesetze zu geben, den katholischen LandesheiTn zu 
Tindizieren. (Launoi, Poissance royale sur le mariage 1664, interdiziert durch 
Beeret. S. Congr. Ind. 10. Sept. 1668). 

Erst im 18. Jahrhundert führte der zunehmende Staatsabsolutismus weiter. 
Es kämpften für den Staat in dieser Beziehung Febronius (Johann Nikolaus 
von Hontheim, Weihbischof von Trier, geb. 27. Jan. 1701, gest. 2. Sept. 1790.) 
in seinem 1763 erschienenen Werke: ,De statu Ecclesiae et de legitima postetate 
Romani pontificis, liber singularis ad reuniendos dissidentes in religiöne 
Christianos compositus.** Verurteilt wurde das Buch am 27. Febr. 1761. Nach 
diesen Lehren handelte Joseph II. Das Ehepatent vom Jahre 1783 statuierte 
neue trennende Ehehindemisse, während es die anderen bestehenden Gesetze, 
auch die kirchlichen, als aufgehoben betrachtet wissen wollte. Es verbot, Dis- 
pensen von Ehehindemissen in Rom nachzusuchen, und verwarf dadurch die 
kircUicbe Ehegesetzgebung. Die Nachfolger Josephs haben zwar eingelenkt, 
aber das bürgerliche Gesetzbuch für Österreich vom Jahre 1811 ging noch 
vielfach gegen die kirchliche Gesetzgebung vor. Mit dem Konkordate von 1855 
wurde das kanonische Recht in volle Geltung gesetzt: Bloss die bürgerlichen 
Verhältnisse der Ehe kommen vor das weltliche Gericht. Allein durch die 
einseitige Aufhebung desselben 1870 und durch das Gesetz vom 25. Mai 1868 (B. G. 
Bl. pag. 93) wurde die Ehegerichtsbarkeit wieder den weltlichen Gerichten 
äbeigeben (Art. III.) und die Civilehe eingeführt (§ 7—11). 

In Frankreich wurde durch den code civile Napoleons eine selbständige 
Ehegesetzgebung durchgeführt ohne Rücksicht auf das religiöse Moment und 
die kirchliche Gesetzgebung. Es wurden mehr trennende Ehehindernisse auf- 
gestellt, während der kirchlichen gar keine Erwähnung geschah. Die Ab- 
Schliessung der Ehe hat vor dem Maire stattzufinden — obligatorische Civil- 
ehe; die kirchliche Einsegnung wurde dann dem freien Ermessen der Braut- 
leute überlassen. Die Bischöfe Frankreichs hielten die kirchliche Gesetzgebung 
für das kirchliche Forum aufrecht. 

Die obligatorische Civilehe besteht jetzt in Italien, Belgien, Frankreich, 
Holland, den Donaufürstentümern, in Nordamerika, Österreich und Deutschland. 

In Bayern war bis in die neueste Zeit das kanonische Recht alleinige 
Norm für die Ehegesetzgebung. Das Konkordat vom J. 1817 weist im Art XII. 
den Erzbischöfen uud Bischöfen das Recht ein: „Causas Ecclesiasticas atque 
imprimis Matrimoniales, quae juxta Canonem 12 sess. 24. Sacri Concilii Triden- 
tini ad Judices Ecclesiasticos spectant, in Foro eorum cognoscere ac de iis 
sententiam ferro, exceptis causis mere civilibus Clericorum, exempli gratia 
contractum, debitorum, haereditatum , quas Laici Judices cognoscent et de- 
finient.'* Durch das Reichsgesetz über die Beurkundung des Civilpersonen- 
standes etc.,** vom 6. Febr. 1875, das mit 1. Januar 1876 im ganzen Deutschen 
Reiche in Kraft getreten ist, wurde die Civilehe eingeführt. Das mit dem 
1. Januar 1900 in Kraft tretende „bürgerliche Gesetzbuch des Deutschen 
Reiches*^ schreibt gleichfalls die Civilehe vor. § 1588 sagt zwar: „Die kirch- 
lichen Verpflichtungen in Ansehung der Ehe werden durch die Vorschriften dieses 
Abschnittes (über die bürgerliche Ehe) nicht berührt. •* Einen ähnlichen Hin- 
weis auf die religiöse Seite der Ehe hatten schon § 82 des Gesetzes vom 
6. Febr. 1875 enthalten. Allein voller Ernst ist mit diesem § 1588 doch nicht 
gemacht. Sonst dürfte das Gesetz und die Richter die kirchlich ungültigen 
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Ehen auch nicht als gültige bürgerliche Ehen anerkennen; es hätten dann in 
einer Reihe von §§ die christlichen oder katholischen Ehen ausgenommen und 
diesen die bürgerlichen Wirkungen nach kirchlichen Grundsätzen zugebilligt 
werden müssen. Das ist aber nicht geschehen. Und so bleibt für den Katholiken 
immer ein Zwiespalt bestehen. Die ^bürgerliche* Ehe kann kirchlich nichtig, 
keine Ehe sein, und umgekehrt die bürgerlich nichtige Ehe kann eine kirch- 
lich gültige, vor Gott und dem Gewissen wahre Ehe sein. Da das bürgerliche 
Gesetzbuch auch §§ enthält, welche mit den kirchlichen Vorschriften in Kon- 
flikt kommen, so bleibt dem Katholiken nur das eine übrig, dass er unter 
„bürgerlicher Ehe* im Sinne des B. G. B. nur die rein , bürgerliche Seite* 
seiner Ehe versteht, und sich in den Widerspruch fügt, dass eventuell eine 
vor Gott und dem Gewissen wahre Ehe ohne die bürgerlichen Wirkungen 
bleibe, und umgekehrt bürgerliche Wirkungen einer Verbindung beigelegt 
werden, welche er vor Gott und seinem Gewissen nicht als Ehe anerkennen 
kann und darf. (et*. Lehmkuhl, das bürgerliche Gesetzbuch pag. 329.) 



B. 

Von den einzelnen Ehehindemissen. 

a) 

Von den trennenden Ehehindernissen. 

§ 12. 

Zahl und Einteilung. 

1. Man pflegt die trennenden Ehehindernisse in folgende 
Verse zusammenzufassen nach Thomas, Summa theol. (III. qu. 50. 
a. 1. in corpore): 

Error, conditio, votum, cognatio, crimen, 
Cultus disparitas, vis, ordo, ligamen, honestas, 
Si sis affinis, si forte coire nequibis, 
Haec socianda vetant connubia, facta rectractant. 

So Thomas. Damit aber alle aufgezählt werden, setzt man statt des 
dritten Verses besser: 

Amens, affinis, si clandostinus et impos 
Si mulier sit rapta. loco nee reddita tuto. 

Darnach giebt es also 15 trennende Ehehindemisse; da aber die cognatio 
eine dreifache ist: naturalis, spiritualis und legalis, so kann man 17 z&hlen 
und wenn man aetas nicht soweit nimmt, dass man darunter auch die amentia 
inbegreift, so sind es 18. 
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2. Man kann sie in 4 Klassen einteilen: Impedimenta 

a) ex defectu consensus, 

b) „ „ libertatis externae, 

c) „ „ habilitatis vel naturalis vel legalis, 

d) ,, „ solemnitatis seu formae substantialis. 

So teilt Schenk! ein. Man kann sie dann in folgende Verse bringen: 

a) imped. ex def. consensus: 

Qnos error, quos conditio, violentia, raptus, 

b) imped. ex def. libei-t. extern.: 

Quos Votum solemne, sacer quos ordo, ligamen. 
C|) imper. ex def habilit. nat.: 

Quos impos corpus, pueril is quos vetat aetas. 
C2) imped. ex def. habilit. leg : 

Quos cultus dispar, crimen, cognatio triplex, 

Arcet. praecedens vel quos conjunctio carnis 

Fecerat affines, quibus obstat publica honestas. 
d) imped. ex def. solemn. 

Queisve deest parochi et duplicis praesentia testis, 

Seite, hos conjugii vinclo non posse ligari. 

3. Man kann auch unterscheiden impedimenta juris privati, 
privatrechtliche Hindernisse, und impedimenta juris publici, 
öffentliche Hindernisse. 

A. Die impedimenta juris privati sind: 

a) ex defectu consensus (interni) : £rror, conditio, vis et metus. 

b) ex defectu habilitatis naturalis: impotentia occulta. 

B. Die impedimenta juris publici sind : 

a) ex defectu habilitatis naturalis: impotentia publica, aetas, amentia. 

b) ex defectu habilitatis legalis: 

a) ex defectu libertatis exteiTiae sive ob vincula: 

Votum solemne, ordo sacer, ligamen. 
ß) propter arctiorem conjunctionem inter contrahentes seu cognatio- 

nem et similes ratioues: Cognatio naturalis, spiritualis et legalis, 

affinitas, quasi-affinitas seu publica honestas. 
/) propter religionis diversitatem : cultus disparitas. 
6} propter quaedam crimina: Raptus, crimen sensu strictiori (adul- 

terium cum conjugicidio) ; 
e) ex defectu solemnitatis: clandestinitas. 

Andere nehmen drei Klassen an: 1. ex defectu consensus, 2. habilitatis, 
3. solemnitatis. So Permaneder. 

Phillips teilt ein: 1. Unmöglichkeit, 2. Mangelhaftigkeit, 3. Ungesetzlich- 
keit des Konsenses. Schulte nimmt zwei Klassen an: 1. wo der Konsens 
nicht zustande gekommen ist (aus natürlichen Gründen), 2. wo er nicht zu- 
stande kommen durfte (aus rechtlichen Gründen). Eine ähnliche Einteilung, 
wie die in privatrechtliche und öffentliche. Beide Einteilungen unterscheiden 
1. physische und 2. rechtliche Unfähigkeit zur Abschliessung der Ehe. 
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A. 

Privatrechtliehe Ehehindernisse. 

Impedimenta juris privati. 
I. Klasse. 

Wegen Mangel an Konsens. 

Impedimeuta ex defectu consensus. 

§ 13. 

1. Error — Irrtum. 

1. Der Irrtum (error) ist ein trennendes Ehehindemis in 
3 Fällen: 

a) der Irrtum in der Person selbst — error circa personam 
ipsam, 

b) ein auf die Person zurückfallender Irrtum in einer Eigen- 
schaft (error qualitatis in personam redundans), 

c) der Irrtum über den Sklavenstand des anderen Teiles 
(error circa conditionem servilem). 

Das Hindernis ist also da, ad a) wenn z. 6. jemand von zwei Schwestern 
irrtümlicherweise statt der Rachel die Lia erhält. 

ad b) wenn z. B. einem Fürsten eine Prinzessin als Erstgeborene und 
als Erbin eines Reiches dargestellt worden ist; er kennt sie nicht und will 
sie heiraten; die Ehe kommt zustande; es stellt sich aber heraus, dass die 
Prinzessin die Zweitgeborene ist. In diesem Falle ist die Ehe ungültig wegen 
des Irrtumes. 

In beiden Fällen will jemand mit einer bestimmten Person die Ehe 
schliessen, schliesst sie aber de facto mit einer anderen Person, irrig meinend 
er habe jene vor sich; im 1. Falle will jemand die Ehe schliessen mit einer 
ihm bekannten Person, schliesst sie aber mit einer anderen; im 2. Falle will 
er die Ehe schliessen mit einer im vorher nicht weiter bekannten Person, die 
für ihn die Trägerin einer bestimmten Eigenschaft ist, die für ihn ein Motiv 
der Eheschliessung bildet, erhält aber eine andere Person, die dieser Eigen- 
schaft entbehrt. In beiden Fällen wird der Konsens irriger Weise an eine 
andere Person, als die man intendiert hat, erklärt; es findet also in beiden 
Fällen eine Personen Verwechslung statt. 

Beispiele : Erwin kontrahiert die Ehe mit der ihm bekannten, anwesenden 
Antonia, von der er glaubt, sie sei die erstgeborene Tochter des Grafen Bancho. 
Nun ist sie aber faktisch die zweitgeborene. Hier ist ein error circa quali- 
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tatem nicht anzuuehmen. Dagegen: Erwin will die Ehe schliessen mit der 
erstgeborenen Tochter des Grafen Bancho und glaubt, dass die anwesende 
Person dieselbe sei; sie ist aber dieselbe nicht. Hier wäre das Hindernis da. 

ad c) Die Ehe ist ungültig, wenn der eine Teil ein Sklave ist, ohne dass der 
andere es weiss, weil hier die rechtliche, moralische Identität fehlt. Wenn er 
es weiss, dann gilt der Rechtsgrundsatz : Volenti non fit injuria. Dieses Hinder- 
nis erklärt sich aus dem römischen Rechte. Die Sklaven konnten keine eigent- 
liche Ehe eingehen; das contubemium war fast rechtlos. Das konnte die 
Kirche nicht dulden ; sie' arbeitete also dahin, dass die Ehen der Sklaven als 
giltig angesehen wurden. Anfangs wui*de ihre Gtlltigkeit von der Zustimmung 
der Herren abhängig gemacht; später wurde auch die ohne die Zustimmung 
des Herrn eingegangene Ehe als gültig erklärt ; jedoch blieb der Irrtum über 
den Sklavenstand als Hindernis. Dagegen ist die Ehe eines Freien mit einer 
Freien, die er für eine Sklavin hielt, gültig; ebenso die eines Unfreien mit 
einer Unfreien, die er für frei gehalten. 

Bei den Römern konnte sich ein Freier mit seiner eigenen Sklavin ver- 
heiraten, aber er konnte das Verhältnis lösen, wenn er wollte; auch mit einer 
fremden Sklavin, aber ihr Herr konnte durch Reklamation die Ehe lösen und 
ihre Kinder in die Sklaverei nehmen. Eine Freie konnte einen Sklaven hei- 
raten, doch wurde sie dadurch selbst zur Sklavin. 

2. Ein anderer Irrtum als die genannten, z. B. in Bezug 
auf das Vermögen, die Abstammungen, Tugenden und Laster, 
Gemütskrankheit, ansteckende Krankheit, ja selbst in Bezug auf 
die Virginität und Schwangerschaft, bildet kein trennendes Ehe- 
hindernis, ausser es wäre ausdrücklich an irgend eine Eigen- 
schaft als Bedingimg der Konsens geknüpft, dann wäre das 
impedimentum conditionis da. (Siehe dieses!) 

Wenn der Teil, der sich geint hat, nachdem er den Irrtum erfahren hat, 
den ehelichen Umgang fortsetzt, so wird die Ehe als gültig angesehen, indem 
er durch diesen Akt den Konsens gleichsam nachträgt. Ein error nominis 
schliesst den Konsens nicht aus, auch nicht der Iirtum in Bezug auf den 
jungfräulichen Stand. Jemand glaubt z. B. eine Jungfrau zu erhalten, sie ist 
aber eine deflorata oder gar schwanger; dennoch wäre die Ehe gültig; der 
Mangel der Virginität oder die Schwangerschaft bilden kein impedimentum 
dirimens. Es handelt sich hier um eine moralische Eigenschaft, die verbessert, 
verziehen werden kann. Manche wollten zwar einen auf die Person zurück- 
fallenden Irrtum annehmen i) oder wollten Betrug sehen, auf welchem kein 
rechtliches Verhältnis gegründet werden könne. Aber der dolus an sich bildet 
kein Ehehindemis, und Betrug ist auch nur dann vorhanden, wenn eine andere 
Person substituiert wird und der dadurch veranlasste Irrtum den Konsens auf- 
hebt. In unserem Falle wird aber durch den Irrtum der Konsens nicht auf- 
gehoben. Es wird dadurch zwar dem affectus maritalis eine tiefe Wunde 
geschlagen, aber sie ist doch heilbar. Die S. Congr. Conc. hat am 24. Februar 
1720 in diesem Falle für die Gültigkeit der Ehe entschieden. 



1) So Walter (Kirchenrecht § 303). 
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Eben auch nicht als gültige bürgerliche Ehen anerkennen; es hätten dann in 
einer Reihe von §§ die christlichen oder katholischen Eben ausgenommen und 
diesen die bürgerlichen Wirkungen nach kirchlichen Grundsätzen zugebilligt 
werden müssen. Das ist aber nicht geschehen. Und so bleibt für den Katholiken 
immer ein Zwiespalt bestehen. Die , bürgerliche** Ehe kann kirchlich nichtig, 
keine Ehe sein, und umgekehrt die bürgerlich nichtige Ehe kann eine kirch- 
lich gültige, vor Gott und dem Gewissen wahre Ehe sein. Da das bürgerliche 
Gesetzbuch auch §§ enthält, welche mit den kirchlichen Vorschriften m Kon- 
flikt kommen, so bleibt dem Katholiken nur das eine übrig, dass er unter 
„bürgerlicher Ehe* im Sinne des B. G. B. nur die rein , bürgerliche Seite* 
seiner Ehe versteht, und sich in den Widerspruch fügt, dass eventuell eine 
vor Gott und dem Gewissen wahre Ehe ohne die bürgerlichen Wirkungen 
bleibe, und umgekehrt bürgerliche Wirkungen einer Verbindung beigelegt 
werden, welche er vor Gott und seinem Gewissen nicht als Ehe anerkennen 
kann und darf. (et*. Lehmkuhl, das bürgerliche Gesetzbuch pag. 329.) 



B. 

Von den einzelnen Ehehindemissen. 

«) 

Von den trennenden Ehehindernissen. 

§ 12. 

Zahl und Einteilung. 

1. Mau pflegt die trennenden Ehehindernisse in folgende 
Verse zusammenzufassen nach Thomas, Summa theol. (III. qu. 50. 
a. 1. in corpore): 

Error, conditio, votum, cognatio, crimen, 
Cultus disparitas, vis, ordo, ligamen, honestas, 
Si sis affinis, si forte coire nequibis, 
Uaec socianda vetant connubia, facta rectractant. 

So Thomas. Damit aber alle aufgezählt werden, setzt man statt des 
dritten Verses besser: 

Amens, affinis, si clandestinus et impos 
Si mulier sit rapta, loco nee reddita tuto. 

Darnach giebt es also 15 trennende Ehehindeiiiisse ; da aber die cognatio 
eine dreifache ist: naturalis, spiritualis und legalis, so kann man 17 zählen, 
und wenn man aetas nicht soweit nimmt, dass man darunter auch die amentia 
inbegreift, so sind es 18. 
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§ 14. 
2. Vis et metus — Zwang und Furcht. 

1. Ein trennendes Ehehindernis bildet der von einem Teil 
'verübte Zwang und die dadurch eingeflösste Furcht — Ursache 
und Wirkung. Die Furcht muss sein 

a) gravis, gross, absolut oder relativ, 

b) extrinsecus, von aussen eingeflösst, 

c) injuste incussus, ungerecht eingeflösst, 

d) ad extorquendum consensum, zum Zwecke, die Ehe her- 
beizuführen. 

Gewalt ist eine Einwirkung, wodurch jemand veranlasst wird, etwas zu 
tbun, was er nicht will. Nicht jede Furcht hebt aber den freien W^illen auf, 
sondern die Furcht muss gross sein, entweder absolut, wenn sie auf jede, auch 
sonst mutige Person einwirken kann, oder relativ gross, wenn sie gerade unter 
den vorhandenen Umständen für diese Person von Ginfluss ist. Die Furcht 
ist gross, wenn: 

a) das angedrohte Übel gross ist (malum magnum), 

ß) die Ausführung der Drohung für wahr und nahe bevorstehend gehalten 
wird, oder gar schon erfolgt ist (malum vel illatum vel intentatum), 
y) wenn der Drohende imstande ist, seine Drohung auszuführen und der 
Bedrohte ihr nicht ausweichen kann (malum inevitabile). 

Das Übel gilt als gross, wenn der Tod angedroht wird, oder ein Angriff 
auf die Ehre oder Jungfräulichkeit, Bekanntmachung von Geheimnissen, An- 
drohung von Kerker und Banden, Beraubung des nötigen Lebensunterhaltes. 
£s ist auch nicht notwendig, dass die Androhung des Übels sich auf die be- 
teiligte Person selbst beziehe; sie kann sich auch anf andere ihr teuere Per- 
sonen, beziehen z. B. Eltern, Kinder. 

Die Furcht muss sodann von aussen eingeflösst sein, von einer anderen 
Person verursacht sein; sie darf nicht in dem Fürchtenden selbst entstanden 
sein, z. B. JViarkus lebit im Konkubinat, er wird tödlich krank. Aus Furcht 
vor der ewigen Verdammnis lässt er sich auf dem Krankenbette trauen. Er 
wird wieder gesund und will nun die Ehe getrennt wissen ex impedimento 
vis et metus. In diesem Falle liegt das impedimentum nicht vor. 

Die Furcht muss ferner ungerecht eingeflösst sein, gegen die Gesetze. 
Der Drohende darf keine Befugnis dazu haben. Es ist jedoch nicht notwendig, 
dass die Drohung von dem ausgehe, der die Ehe schliessen will, sie kann auch 
von einem dritten ausgehen. 

Der Zweck der Furcht muss die direkte Absicht sein, den Konsens zur 
Ehe zu erzwingen. Geht der Zwang direkt auf etwas Anderes als 
die Eheschliessung und wird diese nur gewählt als ein Mittel, um einer 
anderswohin zielenden Drohung zu entgehen, so ist kein Hindernis vorhanden. 

2. Der Zwang ist ein privatrechtliches Hindernis, daher steht 
das Klagerecht auf Nullität der Ehe nur dem gezwungenen Teile 
zu. Dasselbe erlischt jedoch, wenn der erzwungene Konsens in 
einen freien umgewandelt worden ist. 
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Solange das nicht der Fall ist, ist die Ehe ungültig, wenn auch der Zwang 
Jahre lang dauert und auch erzwungen eheliche Beiwohnung erfolgt. Das 
Klagerecht geht verloren und der vorher erzwungene Konsens wird ein freier: 

a) wenn der gezwungene Teil mit dem anderen' freiwillig längere Zeit za- 
sammenleht. 

Aus dem ruhigen Zusammenleben affectu maritali mit dem anderen Teile 
wird bei längerer Dauer präsumiert, dass auf das Klagerecht verzichtet sei. 
Die Dauer des Zusammenwohnens ist gemeinrechtlich dem Ermessen des 
Richters anheimgestellt. Aus c. 21. X. ,de sponsal. et matr." (LV. 1.) haben 
manche irrig IV« Jahre angenommen, weil es bei dem dort behandelten Falle 
so lange Zeit war. Die Anweisung ffir die österreichischen Ehegerichte be- 
stimmt sechs Monate; andere nehmen zwei Monate an; die Glosse zu c. 111. 
C. I. q. 1. hält einen Monat für genügend. 

b) wenn der gezwungene Teil die eheliche Beiwohnung freiwillig zulässt. 
Auch hier wird präsumieii;, dass es freiwillig geschehen ist, wenn nicht 

das Gegenteil bewiesen wird. 

Wenn bei einer erzwungenen Ehe der zwingende Teil zurücktreten 
möchte, der gezwungene aber in die Ehe einwilligen will, so kann ersterer 
nicht zuilicktreten oder die NuUitätssentenz beantragen. Das Zurücktreten ist 
nur statthaft wegen mangelnden Konsenses, der auf seiner Seite nicht ge- 
mangelt hat. Das Hindernis besteht nur zum Besten des gezwungenen TeUes. 

Sollte bei einer Ehe Zwang zu vermuten sein, so dürfte der Pfarrer die 
Ehe nicht eher einsegnen, als bis ihm das Gegenteil bewiesen ist. 

3. Metus reverentialis z. B. Ehrfurcht der Kinder vor den 
Eltern gilt nur dann als Hindernis, wenn die oben bezeichneten 
Eigenschaften der Furcht da sind. 

In der Regel muss man annehmen, die Furcht sei nicht gravis, weil die 
Liebe des Kindes zu den Eltern eine kindliche, nicht eine sklavische ist. 
Wenn aber auch die Eltern einen zu weit gehenden Einfluss üben durch Zu- 
reden, Bitten, Drohen, so fehlt doch die gravitas; anderseits ist aber auch 
gerade der Umstand, dass der Zwang von den Eltern ausgeht, erschwerend, 
wenn die anderen Requisite der Furcht vorhanden sind. 

4. Das weltliche Recht kennt das impedimentum vis et 
metus gleichfalls. § 1335 des B. G. B. bestimmt: 

„Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Eingehung der Ehe widerrechtlich durch Drohung be- 
stimmt w^orden ist". 

Der Ausdruck Drohung ist zu allgemein. Der Katholik hat sich an die 
Entscheidung des kirchlichen Gerichtes zu halten. 

§ 15. 
3. Conditio — Bedingung. 

1. Ein trennendes Ehehindernis ist 

a) eine dem Wesen, d. h. dem dreifachen Gute der Ehe 
(cf. § 2) widerstreitende mögUche Bedingung (conditio 
substantiae raatrimonii repugnans possibihs). 
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b) Die Nichterfüllung einer im Ehevertrag beigesetzten, 
ehrbaren und mögliehen Bedingung (impedimentum de- 
f eetus conditionis honestae possibilis appositae) und zwar ist : 
a) bei einer conditio de praesenti oder de praeterito die 
Ehe auf der Stelle entweder gültig oder ungültig, je 
nachdem die Bedingung schon erfüllt ist, oder nicht. 
Die beiden Kontrahenten müssen sich Gewissheit ver- 
schaffen über die Erfüllung oder Nichterfüllung der 
Bedingung. 
ß) Bei einer conditio de futuro wird die Gültigkeit der 
Ehe bis zur Erfüllung der Bedingung suspendiert. 
Wenn jedoch vor Erfüllung der Bedingung die Ehe 
konsummiert wurde, so gilt diese Konsummation als 
Verzichtleistung, und wird dadurch die Ehe eine un- 
bedingte. 

Conditio ist ein Umstand, von dessen Existenz oder Nicbtexistenz die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit der Ehe abhängig gemacht wird. Man unterscheidet 
conditio possibilis und impossibilis, je nachdem der Umstand durch freie Thätig- 
keit herbeigeführt werden kann, oder nicht, honesta und turpis, je nachdem 
der Umstand ein ehrbarer ist, oder nicht. 

Resolutivbedingung nennt man jene, deren Existenz oder I^ichtexistenz 
eine bereits gültige Handlung ungültig macht; dagegen Suspensivbedingung jene, 
durch deren Eintritt die Handlung erst gültig wird. 

Ist eine dem Wesen der Ehe widerstreitende Bedingung — contra bonum 
fidei, prolis vel sacramenti — beigesetzt, so ist die Ehe ungültig, z. B. wenn 
ein Teil sich ausbedingt, mit einer dritten Person ehebrecherischen Umgang 
pflegen zu dürfen ; oder dass die Verbindung vorerst nur auf 2 Jahre Geltung 
habe; oder dass im Falle eines Ehebruches die Ehe aufhören solle. Die Bei* 
fügung einer derartigen Bedingung ist unzulässig. 

Gerade mit Rücksicht auf die Unauflöslichkeit der Ehe sind Resolutivbe- 
dingungen durchaus unstatthaft, denn dadurch wird das bonum indissolubilitatis 
in Frage gestellt. Bei den Eben in tridentinischer Form können solche Be- 
dingungen nicht vorkommen. Wenn sie aber bei Ehen ohne tridentinische 
Form, oder bei tridentinischen Ehen mit erschlichener Assistenz, vorgebracht 
werden, machen sie die Ehe ungültig. Die rechtliche Möglichkeit einer Reso- 
lutivbedingung wäre nur in einem Falle denkbar : unter der Bedingung nämlich, 
dass, falls ein Teil vor der Konsummierung der Ehe die professio religiosa ab- 
legen würde, die Ehe getrennt werden sollte. Denn eine solche Auflösung des 
matrimonium jratum tantum ist im Rechte begründet, ist also nicht gegen die 
gesetzliche Unauflösbarkeit der Ehe. (cf. Phillips, pag. 1017.) 

Suspensivbedingungen sind z. B. de praesenti: wenn du 1000 M. Vermögen 
hast; de futuro, wenn du in 2 Jahren diese Summe erhalten wirst; de prae- 
terito , wenn du schon verehelicht gewesen bist. Bei der conditio de futuro 
wird die Gültigkeit der Ehe 8nspendiei*t bis zur Erfüllung der Bedingung ; tritt 
diese ein, so ist die Ebe gültig. Daraus folgt, dass eine solche Ehe nicht früher 
konsummiert werden darf, als bis die Gewissheit über die Erfüllung der Be- 

Englmann-Stingl, Ehereeht. 3 
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dingung erlangt i&t ; die Konsum roierung würde als Verzicht auf die Erfüllung 
der Bedingung gelten. Wird aber bei einer Suspensivbedingung die Ehe olme 
Eonsummation gelassen, und die Bedingung nicht erfüllt, so ist keine Ehe da; 
die Deficienz der Bedingung hebt den Konsens der Ehe auf ipso jure, darum 
würde nach der Deficienz der Bedingung gepflogener Beischlaf an der Ungültig- 
keit der Ehe nichts ändern. 

2. Als nicht beigesetzt werden betrachtet: 

a) unmögliche Bedingungen, 

b) solche unehrbare Bedingungen, welche dem Wesen der 
Ehe nicht widerstreiten, 

c) alle jene, wenn auch rechtlich zulässigen Bedingungen, 
welche bei der Konsenserklärung nicht ausgedrückt, oder 
dem Pfarrer und den Zeugen nicht vorher mitgeteilt 
w^urden. 

Als nicht beigesetzt gilt eine Bedingung, die zwar unehrbar, aber nicht 
gegen das Wesen der Ehe ist z. B. ich nehme dich zur Ehe, wenn du mit 
mir das Wildererhand werk treibst. Die Bedingung, dass ein Teil die Religion 
ändern solle, halten einige für turpis, andere für impossibilis. 

Die Bedingung: Bewahrung der gegenseitigen Jungfräulichkeit ist contra 
bonum proÜs und kann eine Ehe nicht zustande kommen lassen; also ist sie 
ein trennendes Ehehindeinis; die Ehe kann bestehen ohne körperliche Bei- 
wohnung; die Ehegatten können diese mit beiderseitiger Übereinstimmung 
unterlassen (Josefsehe), aber dies als eine conditio dem Ehevertrage beizufügen, 
ist unstatthaft (^Sanchez, Schmalzgrueber, Laymann). Anders ist es mit einem 
Gelübde der Keuschheit, das sich nur auf den usus matrimonialis bezieht, 
nicht aber auch auf die potestas maritalis. Wenn man jedoch die Ablegung 
des Gelübdes der Keuschheit zur Bedingung der Gültigkeit der Ehe machen 
würde, wäre die Ehe gleichfalls ungültig, weil gegen das bonum prolis. So 
entschied die S. Congr. Concilii am 18. Juli 1724. 

3. Eheschhessungen unter Bedingungen sind nur mit aus- 
drückhcher Genehmigung des Bischofes statthaft Eine Bedingung 
widerspricht schon an sich der Ehrfurcht vor dem Sakramente. 

4. Das impedimentum conditionis ist privatrechtlich; der 
Teil, der die Bedingung nicht erfüllt hat oder vielmehr eine 
falsche Angabe gemacht hat, kann nicht Klage stellen. Bei der 
Klage muss nachgewiesen werden, dass die Bedingung bei der 
Konsenserklärung gestellt wurde, dass sie nicht erfüllt wurde 
und dass die Ehe nicht konsummiert wurde. 

5. Das Civilgesetz kennt eine Eheschliessung unter Bö- 
dingungen nicht. 

Anmerkung: Quaeslio: Wie ist es, wenn zwar keine conditio bono 
matrimonii contraria gesetzt wurde, wenn aber ein Teil eine intentio bono 
matrimonii contraria bei sich hegen würde? 

Resp: Ist diese intentio contra bonum fidei oder bonum prolis gelichtet, so 
macht die intentio allein (mera intentio) die Ehe nicht ungültig, da der Konsens 
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nicht ausgeschlossen wird. Ist aber eine intentio contra bouum indissolubili- 
tatis vorhanden, seil, intentio ineundi matrimoniuin ad tempas, so fehlt der erforder- 
liche Konsens, der auf ein yinculum perpetuum gehen muss. Es kommt dann 
darauf an, ob nachgewiesen werden kann, dass eine solche Intention wirklich 
bei der Eheschliessung gehegt wurde. Dieser Nachweis wird schwer sein und 
daher der Behauptung eines fingierten Konsenses für gewöhnlich kein Glaube 
beizumessen sein. Eine metaphysische Gewissheit ist hier, wo es sich um 
einen Vorgang im Innern des Menschen handelt, nicht zu ei langen; aber eine 
moralische Gewissheit könnte aus den Umständen vor, bei, und nach der Ehe- 
scLliessung gewonnen werden, und nur, wenn das der Fall wäre, erschiene der 
Konsens als ein fingierter, simuliei'ter, ungenügender und also die Ehe als un- 
gültig, — nicht wegen der conditio, sondern weil kein consensus verus vor- 
handen war. Entscheidung der S. Gong. Gonc. vom 7. März 1885. (cf. Acta 
S. Sedis, Vcl. XVIIL, Fascic. GCV. pag. 81.) 



IL Klasse. 

Wegen Mangel an natürlicher Fähigkeit. 

-Ex defectu habilitatis naturalis. 

§ 16. 
4. Impotentia occulta — Geschlechtliches Unvermögen. 

1. Das geschlechtliche Unvermögen (impotentia occulta) ist 
die von einem körperlichen Gebrechen oder von Missbildung 
der Geschlechtsteil© herrührende Unfähigkeit zum vollständigen 
Beischlafe (ad copulam carnalem perfectam). 

2. Sie gilt nur dann als privatrechtliches Ehehindernis, 
wenn sie nicht offenkundig ist, sondern nur den Kontrahenten 
bekannt ist (impedimentum occultum). 

In diesem Falle können selbstverständlich nur die (vermeintlichen) Ehe- 
gatten die Nichtigkeitserkläining beantragen ; sie können aber auch, wenigstens 
nach älterem Becbte, mit beiderseitiger Übereinstimmung wie Bruder und 
Schwester beisammen bleiben, wenn anders keine Gefahr der Unenthaltsam- 
keit vorhanden ist. Papst Lucius III. (1181 — 1185) bestimmt im c. 4. X. de 
matr. contr. (IV. 15.) „Licet incredibile videatur, quod aliquis cum talibus 
(seil: iropotentibus) contrahat matrimonium: Romana tamen Ecclesia consuevit 
in consimilibus judicare, ut quas tamquam uxores habere non possunt, habeant 
tamquam sorores.** Ebenso Cölestin III. (1191 — 1198) im c. 5. X. de matr. 
contr. (IV. 15,): ,Quod si ambo consentiant simul esse, vir eam, etsi non ut 
uxorem, saltem habeat ut sororem.** Eheliche Akte sind ihnen nicht erlaubt, 
da die Ehe wegen der Impotenz unheilbar nichtig ist und dieses Hindernis, 
nicht wie die übrigen privatrechtlichen Hindernisse, durch Verzichtleistung der 
Kontrahenten aufgehoben werden kann. Sie dürfen jedenfalls nicht mehr im 
selben Bette zusammenschlafen, sondern haben die separatio quoad thorum 
vorzunehmen. Bei Gefahr der Unen thaltsamkeit, die in der 1^«%^\ novVl^.ti^.^'cl 
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sein 'wird, sollen die (vermeintlichen) Gatten zur Klagestellimg angehalten 
werden; eigenmächtig dürfen sie sich aber pro foro externe nicht trennen. 

3. Bei offenkundiger Impotenz hat der Pfarrer und das 
Ehegericht ex officio gegen dje geschlossene Ehe einzuschreiten 
und kann die Eingehung einer Ehe nie gestattet werden. 

Es gehört daher die Impotentia vorwiegend zu den öffentlich-rechtlicheD 
Hindernissen, wo sie näher behandelt werden wird (cf. § 17). 



B. 

Öffentlich - rechtliche Ehehindernisse. 

Impedimenta juris pubUci. 
I. Klasse. 

Impedimenta ex defectu habilitatis naturalis. 

Wegen Mangels der natürlichen Fähigkeit. 

§ 17. 
5. Impotentia publica* — GescMeehtliches UnTermögen. 

1. Die Impotenz ist die von einem körperlichen Gebrechen 
oder einer Missbildung der Geschlechtsteile herrührende Unfähig- 
keit zum vollständigen Beischlafe. (Incapacitas ad copulam car- 
nalem perficieudam.) 

Man unterscheidet die Impotenz: 

a) Der Ursache nach: impot. naturalis seu intrinseca, wenn sie ihren 
Grund hat in einem defectus naturae (ob caliditatem vel frigiditatem viri, ob 
arctitudinem mulieris) und impot. accidentalis seu extrinseca, wenn sie ihren 
Grund hat in einem äusseren Umstände, einer äusseren Einwirkung (herbeige- 
führt durch Krankheit, Operation, Misshandlung), 

b) ihrem Wesen nach: impot. perpetua, wenn sie durch kein natürliches 
und erlaubtes Mittel und nicht ohne Lebensgefahr heilbar ist, und impot. tem- 
poraria, wenn sie durch Zeit oder Kunst heilbar ist, 

c) der Wirkung nach: impot. absoluta und impot. relativa, je nachdem 
sie den Vollzug der Ehe mit allen, oder nur mit bestimmten Personen unmög- 
lich macht, 

d) mit Rücksicht auf die Eheschliessung: impot. antecedens, die der Ehe- 
Schliessung vorausgeht, und impot. subsequens, die erst nach der Eheschliessung 
eingetreten ist. 

2. Die Impoteuz bildet ein trennendes Ehehindernis, wenn 
sie bereits vor Eingehung der Ehe vorhanden ist, immerwährend 
und unheilbar ist (impotentia antecedens, perpetua incurabihs), 
d. h. wenn sie mit erlaubten, natürhchen Mitteln, und ohne 
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Lebensgefahr nicht behoben werden kann, was durch Sachver- 
ständige zu beweisen ist. Und zwar macht die impot. absoluta 
die Ehe mit jeder Person ungültig, die impot. relativa aber nur 
mit jener Person, mit welcher die copula carnalis perfecta nicht 
gepflogen werden kann. 

Die impot. subsequens macht die £he nicht ungültig; denn matrimoniam 
semel validum semper validnm. 

3. Das Hindernis der Impotenz ist ein öffentliches seinem 
Wesen und der dabei zu Grunde liegenden sittlichen Tendenz 
nach. 

Es sollen dadurch die Versuchungen und Anreizungen zur Unsittlichkeit 
vermieden werden, die aus einer solchen ungültigen Verbindung entstehen. 

Wenn das Hindernis offenkundig ist (publicum, manifestum, notorium), 
ist es juris publici und muss ex officio vom Pfarrer und kirchlichen Richter 
berücksichtigt werden. Solange es jedoch nicht offenkundig, sondern nur den 
beiden Kontrahenten bekannt ist, wie es in der Regel wohl der Fall sein wird, 
wird es hinsichtlich der Klagestellung als privatrechtliches Hindernis behandelt 
und können demnach nur die Gatten die Ungültigkeitserklärung nachsuchen. 
Das ältere Recht erlaubte (cf. § 16), dass die Kontrahenten in einer solchen 
bona fide geschlossenen Verbindung als Bruder und Schwester zusammmen- 
wohnen durften, getrennt a thoro. Allein wegen der grossen Gefahr der Un- 
enthaltsamkeit , insbesondere bei jüngeren Kontrahenten, wird dies nach der 
jetzigen Disziplin nicht mehr gestattet. Breve Sixtus V. d. d. 27. Juni 1587 
an den Bischof von Novara, apostolischen Legaten für Spanien: ,Eos etiam, 
qui sie (seil, cum impedimento Impotentiae) de facto matrimonium contraxerint, 
separari eures. £os etiam, qui sie jam contraxerunt , si appareat illos, non 
ut caste simul vivant, contraxisse, sed actibus carnalibus et libidinosis operan^ 
dare, simul in uno et eodem lecto cum praedictis mulieribus dormire convin- 
cantur, omnino similiter separari eures.** 

Da die Fälle der Impotenz gewöhnlich sehr schwierig sind, so thut der 
Pfarrer und Beichtvater am besten, wenn er sich bei der oberhirtlichen Stelle 
Rat erholt (als Beichtvater selbstverständlich tecto nomine). 

Das Verfahren vor dem Ehegerichte bezüglich dieses Hindernisses ist 
gewöhnlich folgendes: 

Vor allem muss die Sache durch Sachverständige, durch wenigstens zwei 
vereidete Ärzte oder Hebammen genau untersucht werden. Zeigt sich die 
Impotenz, die vor der Eheschliessung bereits da war, als perpetua und incura- 
bilis, so ist die Ehe sofort für nichtig zu erklären. Wenn aber die Zeichen 
der Impotenz nicht evident sind, Sondern nur wahrscheinlich und moralisch 
gewiss, dann müssen die Eheleute einen Eid ablegen, dass sie eine vollstän- 
dige Beiwohnung nie haben vollziehen können und nach gemeinem Rechte 
müssen überdies für jeden Ehegatten sieben Verwandte oder Nachbarsleute 
das juramentum credulitatis sive de auditu leisten. 

Sind endlich die Zeichen der Impotenz nur zweifelhaft, dann muss ein 
Zeitraum von drei Jahren abgewartet werden, um zu versuchen, ob die Impotenz 
nicht zu heben sei. Auch dann haben die Eheleute vor allem noch einen Eid 
zu leisten und für jeden Teil sieben andere Personen das juramentum credu- 
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litatis sive de auditu. Darnach erfolgt die Sentenz. Sollte aber der als im- 
potent erklärte Teil später als fähig befanden werden, oder sollte Betrag vor- 
kommen, so mttsste die ursprüngliche Ehe wieder hergestellt werden, selbst 
wenn der andere Eheteil unterdessen eine neue Ehe eingegangen hätte. 

Wenn jedoch nach der NuUitätssentenz des Ehegerichtes die Impotenz 
durch eine lebensgefährliche Operation behoben würde, so wäre doch die Ehe 
ungültig. Es kann vorkommen, dass sich ein Teil nicht zum Eide oder zu 
dreijähriger Probe herbeilassen will, dann könnte das Ehegericht kein Urteil 
fällen und es müsste der Papst um Dispense angegangen werden. Wenn das 
mati'imonium ratnm tan tum geblieben ist, dann ist zur Dispense die Zuziehung 
eines Ehebandverteidigers und das Gutachten der Theologen und Canonisten 
nicht notwendig. Entscheidung der S. Congr. Gonc. d. d. 14. Juni 1894 (Acta 
S. Sedis XXVII. 153). Ergibt die körperliche Untersuchung die Jungfrauscbaft 
der Frau-, weigert sich aber der Mann, sich untersuchen zu lassen, so kann 
auf die einseitige Bitte der Frau hin um Dispense nachgesucht werden (S. Gong. 
Gonc. d. d. 14. Juni 1894). 

4. Mit dem Hindernis der Impotenz darf nicht verwechselt 
werden die sterilitas, Unfruchtbarkeit, welche die eheliche Bei- 
wohnung nicht hindert, wenngleich per accidens keine Erzeugung 
von Kindern erfolgt. 

Anmerkung: Hermaphrodyten (Androgynen, Zwitter), d. h. solche Personen, 
welche das männliche und weibliche Geschlecht in sich vereinigen, können 
nur nach dem gemäss ärztlichen Gutachtens vorwiegenden Geschlechte sich 
verheiraten und müssen zugleich schwören, dass sie sich nur nach dem präva- 
lierenden Geschlechte verhalten wollen, d. h. sie müssen dem Gebrauch des 
anderen Geschlechtes abschwören. 

5. Das Civilrecht kennt das impedimentum impotentiae 
nicht; doch dürfte die Impotenz unter jene Eigenschaften zu 
rechnen sein, welche nach § 1333 *des N. B. G. B. die Ehe an- 
fechtbar machen. 

„Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, der sich bei 
der Eheschliessung in der Person des anderen Ehegatten oder über solche 
persönliche Eigenschaften des anderen Ehegatten geirrt hat, die ihn bei Kennt- 
nis der Sachlage und bei verständiger Würdigung des Wesens der Ehe von 
der Eingehung der Ehe würden abgehalten haben." 



§ 18. 

6. Aetus immatura seu impubertas — Altersunreife. 

1. Die Unmündigkeit oder Altersunreife (impubertas, aetas 
immatura) besteht als trennendes Ehehindernis beim männlichen 
Geschlechte bis zum vollendeten 14., beim weibhchen bis zum 
vollendeten 12. Lebensjahre, ausser es tritt die körperhche und 
sittUche (geistige) Befähigung zur Eingehung der Ehe früher ein, 
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worüber eine bischöfliche Erklärung auf Grund ärztlicher Unter- 
suchung zur Erlaubtheit der Ehe erforderhch ist. 

Juris naturalis ist hier der Mangel geistiger Reife, juris positivi ist die 
Grenzlinie, welche das kanonische Recht auf 14, hezw. 12 Jahre festsetzt, nisi 
malitia suppleat aetatem i. e. nisi sint puhertati proximi z. B. wenn hereits 
eine Imprägnation eingetreten wäre. , Malitia consistit in duohus in discretione 
ad consensum et in potentia ad copulam." S. Congr. Conc. (Ferraris s. y. Matri- 
roonium art. 2. n. 23.) Es wäre dann nur eine bischöfliche Erklärung darflber 
als Requisit der Erlaubtheit notwendig. Diese bischöfliche Erklärung ist keine 
Dispensation; diese steht nur dem Papste zu. Da das Alter durch das positive 
Recht bestimmt ist, so ist hierin Dispense möglich, wenn die geistige Reife, 
die nach' dem natürlichen Rechte erforderlich ist und keine Dispensation zu- 
lässt, bereits vorhanden ist vor Eintritt der körperlichen Reife, denn nur die 
impotentia perpetua ist nach dem Naturrechte ein trennendes Ehehindemis. 
Jedoch ist vor dem Eintritte der notwendigen körperlichen Entwickelung das 
eheliche Zusammenleben nicht gestattet. Das Hindernis hat fQr unsere Gegenden 
weniger Bedeutung; wohl aber kommt es in stidlichen Ländern vor. 

2. Auch das Civilrecht fordert ein bestimmtes Alter zur 
Eingehung der Ehe. 

§ 1303 des B. G. B. schreibt vor: „Ein Mann darf nicht 
vor dem Eintritte der Volljährigkeit^ eine Frau darf nicht vor 
Vollendung des 16. Lebensjahres eine Ehe eingehen. Einer Frau 
kann Befreiung von dieser Vorschrift bewilligt werden". 

„Die Volljährigkeit tritt nach § 2 ein mit der Vollendung des einund- 
zwanzigsten Lebensjahres." § 3. ,Eiu Minderjähriger, der das 18. Lebensjahr 
vollendet hat, kann durch Beschluss des Vormundschaftsgerichtes für volljährig 
erklärt werden. Durch die Volljährigkeitserklärung erlangt der Minderjährige 
die r3chtliche Stellung eines Volljährigen.* Der Mann also, der vor dem 
vollendeten 21. Lebensjahre heiraten will, hat um die Volljährigkeitserklärung 
nachzusuchen. Das mangelnde Alter ist indes, falls nicht zugleich Unkenntnis 
vorliegt, staatlich kein Hindernis, das die Ehe bürgerlich nichtig macht, wohl 
aber das sie anfechtbar macht. Vor dem Gewissensforum gibt das indes keine 
Berechtigung, denn matrimonium semel validum, sempor validum 

§ 19. 

7. Amentia — Geistesuiifähigkeit. 

1. Mit der Altersunreife verwandt ist das Hindernis der 
Geistesunfähigkeit (amentia). Dasselbe besteht bei Kindern, die 
den Vernunftgebrauch nicht haben, bei Wahnsinnigen, Blöd- 
sinnigen, (sie müssten denn lucida intervalla haben). Rasenden, 
überhaupt allen, die nicht humano modo den Konsens erklären 
können, z. B. auch Berauschten, Schlafenden, Nachtwandlern. 
Dagegen nicht gehören hieher: BHnde, Stumme, Taubstumme, 
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die gehörig unterrichtet sind. Solche, welche zugleich blind und 
taubstumm sind, dürften hieher gerechnet werden. 

Es fehlt bei diesen Personen die Überlegung und das volle Bewusstsein, 
womit die Ehe geschlossen werden mass. Solche Personen sind zur Leistnng 
efner Einwilligung, wie sie durch die Natur des Verhältnisses gefordert wird, 
nicht fähig. Innocenz III. (1198—1216) bestimmt in c. 24 X. „de despons. impub.' 
IV. 1. „Cum autem eadem mulier cum ipso viro, qui continuo furore laborat, 
morari non possit, et propter alienationem furoris legitimus non potuerit inter- 
venire consensus, mandamus, quatenus si rem noveris ita esse, praefatas per- 
sonas eures ab invicem separare." Treten lucida intervalla ein, so wäre 
während der Dauer dieser, da dann die nötige Erkenntnis und Überlegung 
möglich ist, eine Eh^schliessung ermöglicht, jedoch unter Umständen sfindhaft. 
cf. S. Thomas, Summa theol. suppl. q. 58 a. 3. „Furia aut praecedit matri- 
monium aut sequitur. Si sequitur, nullo modo dirimit ipsum; si autem prae- 
cedit, tunc aut furiosus habet lucida intervalla, aut non. Si habet, tunc quam- 
vis dum est in illo intervallo, non sit tutum, quod mati'imonium contrahat, 
quia nesciret prolem educare, tamen si contrahit, est matrimonium. Si autem 
non habet, vel si quando non habet, contrahit, tunc quia non potest esse con- 
sensus, ubi deest rationis usus, non erit verum matrimonium.*^ Wer zur Aus- 
übung seiner büi'gerlichen Rechte geistig befähigt ist, ist es auch zur Ehe- 
Schliessung nach einer Entscheidung der S. Cong. Conc. d. d. 20. Martii 1881. 
(Acta S. Sedis XIII. 440—444. cf. Weber, Eherecht, pag. 195.). Der Pfarrer 
soll in zweifelhaften Fällen sich beim Ordinariate Rats erholen. 

2. Das Hindernis ist, soweit es vorliegt, juris publici und 
schliesst Dispense aus, weil der Mangel des Konsenses niemals 
ersetzt werden kann. 

3. Das ß. G. B. bestimmt bezüglich dieses Ehehindernisses 
in § 1325: „Eine Ehe ist nichtig, wenn einer der Ehegatten zur 
Zeit der Eheschliessung geschäftsunfähig war, oder sich im Zu- 
staade der Bewusstlosigkeit, oder vorübergehenden Störung der 
Geistesthätigkeit befand" und § 1304: „Wer in der Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt ist, bedarf zur Eingehung einer Ehe der 
Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters". 

Geschäftsunfähig ist nach § 104: 1. wer nicht das siebente Lebensjahr 
vollendet hat, 2. wer sich in einem die freie Willensbestimmung ausschliessen- 
den Znstande krankhafter Störung der Geistesthätigkeit befindet, sofern nicht 
der Zustand seiner Natur nach ein vorübergehender ist, 3. wer wegen Geistes- 
krankheit entmündigt ist.** § 105. „Die Willenserklärung eines Geschäfts- 
unfähigen ist nichtig. Nichtig ist auch eine Willenserklärung, die im Zustande 
der Bewusstlosigkeit oder vorübergehender Stömng der Geistesthätigkeit abge- 
geben wird.* 

Absatz 2 des § 104 würde sich, auf die Ehe angewendet, so ziemlich 
mit dem kanonischen Rechte decken; allein die Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters kann natürlich das kanonische Hindernis nicht aufheben und wird 
das Gewissensforum dadurch nicht berührt. 



IL Klasse. 

Impedimenta ex defectu habilitatis legalis. 

Wegen Mangels der gesetzlichen Fähigkeit. 

I. 

Ex defectu libertatis externae. 

Wegen bestehender Verpflichtungen. 

Die Freiheit, die Ehe zu schliessen, fehlt 3 Ständen : denen, 
die die feierliche Ordensprofess abgelegt haben, denen, die eine 
höhere Weihe empfangen haben, denen endlich, die bereits durch 
ein Eheband gebunden sind. Diese Hindernisse sind also eine 
Unfähigkeit wegen eines gewissen Standes, oder vielmehr wegen 
des gewissen Ständen anhaftenden Bandes: Votum solemne, 
ordo, ligamen. 

§20. 

8. Yotam solemne — feierliches Gelübde. 

1. Das feierliche Gelübde (votum solemne seu professio 
religiosa), welches in einem von der Kirche approbierten Orden 
abgelegt wird, bildet ein trennendes Ehehindernis in der Art, dass 

a) jede nachher eingegangene Ehe ungültig ist, 

b) eine bereits vorher eingegangene Ehe, die indes nicht 
konsummiert ist (matrim. ratum tantum, sed non con- 
summatum) dadurch vom Bande gelöst wird. 

Das Hindernis wird also nur herbeigeführt durch die professio religiosa 
soleronis in einem von der Kirche approbierten Orden; nicht hieher gehören 
also einfache Gelübde in einem Orden per triennium, oder feierliche Gelübde 
in blossen Kongregationen (Barmherzige Schwestern; Schnlschwestern ; Fran- 
ziskanerinnen; englische Fräulein; Oratorianer u. s. w.) ; wohl aber gehören hie- 
her die einfachen Gelübde der Jesuiten (vota simpiicia facta in Societate Jesu), 
welche durch die Bullen Gregor's XIII. (1572—1585) „Quanto fructuosius" vom 
Jahre 1582 und „Ascendente Domino'* vom Jahre 1584 den feierlichen Ge- 
lübden gleichgestellt sind. Dies gilt indes wieder nicht für entlassene Mit- 
glieder, und nur quoad matrimonium deinceps attentatum, nicht aber quoad 
matrimonium ratum dinmendum. 

Die Ehe einer Gott verlobten Person war stets verboten; man erblickte 
darin einen Ehebruch Christus gegenüber und man strafte sie mit empfind- 
lichen Kirchenstrafen/ ja sogar mit dem Kirchenbanne ; aber ungültig waren 
tierartige Ehen in den ersten acht Jahrhunderten nicht Vom neunten Jahr- 
hundert an wurden diese Ehen zuerst auf Partikularsynoden als nichtig erklärt 
and später dies durch das Lateranense I. (1123) und II. {\\Z^) «\« ^^^«\A^^ 
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Recht anerkannt. Bonifatius VIII. (1294—1303) beatimmt in c- 1 ,de voto et 
voti red." III. 15 in VIo. ^Nos attendentes, quod voti solemnitas ex sola con- 
stitutione Ecclesiae est inventa: matrimonii vero vinculum ab ipso Ecclesiae 
capite, rerum omnium conditore, ipsum in paradiao et in stata innocentiae 
instituente unionem et indissolubilitatem acceperit: praesentis declarandam 
duximas oraculo sanetionis, illud solum votum debere dici solemne, quantum 
ad post contractum matrimonium dirimendum, quod solemnizatum fnerit per 
susceptionem sacri ordinis : aut per professionem expressam vel tacitam factam 
alicui de religionibus per sedem Apostolicam approbatis. Reliqua vero vota, 
etsi quandoque matrimonium impediant contrahendum, et quanto manifestm3 
sunt emissa, tanto propter plurium scandalum et exemplnm, dorior poenitentia 
transgressoiibus debeatur, non tarnen rescindere possant matrimonia post 
contracta.* 

Dasselbe sagt Trid. sess. XXIV. can IX. de ref. matr. „Si quis dixerit» 
clericos in sacris ordinibus constitutos, vel reguläres castitatem solemniter 
professos posse matrimonium contrahere, contractumque validum esse non 
obstante lege ecclesiastica vel voto; et oppositum nil aliud esse, quam dam- 
nare matrimonium, qui non sentiunt se castitatis, etiam si eam voverint, 
habere donum : anathema sit, quum Deus id recte petentibus non deneget, nee 
patiatur nos supra id, quod possumus, tentari. (I. Cor. X, IS.)* 

Lehmkuhl (theol. moralis P. I. n. 498—504 pag. 300 ff.) findet den 
inneren Grund der Solemnität von selten des Gelobenden in der gänzlichen 
Hingabe seiner selbst an Gott, seitens der Kirche aber in der unwiderruflichen 
Acceptation; aus diesem inneren Grunde leitet er dann die Wirkungen her, 
welche die Kirche mit dem feierlichen Gelübde verbindet. Der Meinung jener, 
welche die Solemnität der Gelübde einzig und allein in die Wirkung derselben 
verlegen, könne er deshalb nicht beistimmen, weil die Wirkungen der feier- 
lichen Gelübde auf Anordnung der Kirche auch einfache Gelübde haben können, 
wie z. B. die einfachen Gelübde der Jesuiten ein trennendes Ehehindemis 
bilden, und umgekehrt auch feierliche Gelübde ausnahmsweise ex dispensatione 
Apostolica der ihnen eigentümlichen Wirkung entkleidet werden können, wo- 
für er bezüglich der Religiösen Frankreichs und Belgiens interessante Ent- 
scheidungen anführt, (cf. Archiv f. kath. Kirchenrechfc, Bd. 62, pag. 192 f.) 
Dabei will Lehmkuhl durchaus nicht bestreiten, dass die Solemnität der Ge- 
lübde, wie die Päpste Bonifaz VIII. und Gregor XIII. sagen, eine Erfindung 
der Kirche sei, sondern nur den eigentlichen inneren Grund derselben näher 
bestimmen. 

2. Den Neuvermählten ist es gestattet, einen Zeitraum vou 
2 Monaten (bimestre) zusammenzuwohnen, ohne zur Leistung 
des debitum conjugale verpflichtet zu sein. 

Die Kirche begünstigt, so lange sie kann, die Jungfräulichkeit. Da nun 
durch die professio religiosa solemnis das matrimonium ratum tantum vom 
Bande gelöst wird, so ist den Neuvermählten^ die etwa mit den Gedanken 
sich tragen, in einen Orden zu treten, gestattet, zwei Monate lang die Kon- 
summierung der Ehe zu unterlassen. Erst nach Verlauf dieser Zeit sind sie 
verpflichtet, auf Verlangen des anderen Teiles das debitum zu leisten. 

Da jetzt nach dem Noviziatsjahre in den Männerklöstem vorerst nur 
einfache Gelübde abzulegen und drei Jahre fortzusetzen sind und dann erst 
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die professio religiosa solemnis folgt, welche erst das Eheband ex matrimonio 
rato tantum löst (cf. Litterae breves d. d. 7. Febr. 1862. Pius XI. cf. Schneider, 
fontes, j. Eccl. novissimi pag. 118—119.), so müsste der in der Welt zurück- 
bleibende Teil vier Jahre warten, bis er za einer neuen £he schreiten könnte; 
deshalb sagt ein Decretum S. Congreg. super statu Regularium d. d. 25. Jan. 
1861, — dass in einem solchen Falle der ins Kloster getretene Mann, sowie 
die zurückgebliebene Gattin an den päpstlichen Stuhl rekurrieren können um 
die Erlaubnis zur sofortigen Ablegung der feierlichen, statt der einfachen Ge- 
lübde (natürlich nach Vollendung des Noviziatsjahres). 

3. Wird die professio religiosa solemnis nach konsum- 
mierter Ehe abgelegt, ohne Zustimmung des anderen Eheteils, 
so muss derjenige, der die Profess abgelegt hat, auf Verlangen 
zum anderen Teil zurückkehren und auch das debitum conju- 
gale auf Verlangen leisten; verlangen darf er es aber nur, wenn 
er vom Bischöfe Dispense erlangt hat. Auch darf er nach dem 
Tode des anderen Teiles zu keiner neuen Ehe schreiten, wenn 
er auch zur Rückkehr ins Kloster nicht gezwungen werden kann. 

Wurde aber die professio mit Zustimmung des anderen Teiles abgelegt, 
oder sonst der Eintritt in einen Orden bewerkstelligt, so hat durch diese 
Zustimmung der andere Teil eben auf seine ehelichen Rechte verzichtet und 
könnte zu Lebzeiten des einen Teiles weder eine andere giltige £he eingehen, 
noch auch den Austritt des einen Teiles verlangen, c. 8. X. „de convers. con- 
jngatomm" III. 32. ,Marito in consoi*tio vestro recepto ipsa publice in conspectu 
Ecclesiae continentiam professa, in domo propria cum filiis suis et familia 
poterit permanere. Si autem talis fuerit, quae suspicione non careat^ voto con- 
tinentiae celebrato, a saecularium bominum se conversatione removeat, et in 
loco religiöse, ubi Deo serviat, perpetuo commoretur." Ähnliches bestimmen 
auch c. 4; c. 13; u. c. 18. eiusdem tituli. 

4. Wenn jemand nach gültig abgelegter Ordensprofess eine 
Ehe eingeht oder einzugehen beabsichtigt, so verfällt er samt 
der anderen Person, wenn diese von jenem Umstände Kenntnis 
hatte, der excommunicatio latae sententiae Episcopo reservata. 

Gonstit. „Apostolicae sedis** d. d. 12. Octobr. 1869. Excommunicationes 
latae sententiae Episcopis sive Ordinariis reservatae: 

No. 1. ^Clericos in Sacris constitutos vel Reguläres aut Moniales post 
Votum solemne castitatis matrimonium contrahere praesumentes ; nee non 
omnes cum aliqua ex dictis personis matrimonium contrahere praesumentes." 

Nach einer Entscheidung der S Gong. Inquisit. d. d. 22. Dez. 1880 in- 
knrrieren bezeichnete Personen die Excommunikation durch Eingehung der 
Civilehe an Orten, wo das Tridentinum Geltung bat. Ebenso wird die Ex- 
kommunikation inkurriert, wenn auch ausser dem iinped. voti solemnis zugleich 
noch andere Hindernissse vorliegen würden, welche die Ehe nichtig machen 
^»^en. S. Gong. Inquisit. d. d. 16. Jan. 1892. — 

Ehesachen, in welchen es sich um das imped. voti solemnis handelt, 
sind an den hl. Stuhl zu weisen nach der Instr. S. Gongr. Off. d. d. 20. Juni 
1883. (cf. Acta S. Sed. XVIII. 368). 

5. DasB. G. B. kennt dieses Hindernis selbstverständlich nicht. 
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§ 21. 
9. Ordo sacer — Höhere Weihe. 

1. Gleich der professio religiosa solemnis bildet auch die 
gültig und frei empfangene höhere Weihe (Subdiaconatus, Dia- 
conatus, Presbyteratus), oder die nachher durch freiwillige Aus- 
übung als frei anerkannt wird, ein trennendes Ehehindemis. 

Sicher ist, dass die Tonsur und die 4 niederen Weihen kein trennendes 
£hehindemis bilden; doch hat die Eheschliessung eines Minoristen sofort ipso 
facto den Verlust aller von ihm innegehabten Benefizien zur Folge, nach den 
Bestimmungen des Tit. 3. lib. HL X. Ebenso sicher ist, dass der Empfang einer 
der höheren oder heiligen Weihen (ordines sacri), nämlich Subdiakonat, Diakonai» 
Presbyterat und Episkopat, ein trennendes Ehehindemis bilde für eine zn 
schliessende Ehe, vorausgesetzt, das die Weihe gültig gespendet und frei em- 
pfangen wurde, (cf. Schnitzer, Eherecht § 50). 

Schon von den ältesten Konzilien wurde die Ehelosigkeit der Priester 
gefordert. Das Lateranense II. (1139) bestimmte in c. 7. (c. 40 C. XXVIF. qu. 1.): 
„Ut lex continentiae et Deo placens munditia in Ecclesiasticis persönis et 
sacris ordinibus dilatetur, statuimus, quatenus Episcopi, Presbyteri, DiacoDi« 
Subdiaconi, reguläres Canonici, Monachi atque Conversi professi, qui sanctnm 
transgredientes propositum, uxores sibi copulari praesumpserint, separentnr. 
Huiusmodi namque copulationem, quam contra Ecclesiasticam regulam constat 
esse c5ntractam, matrimonium non esse censemus.'' Dasselbe bestätigten später 
Synoden und Päpste. So Alexander III. (1159 — 1181) im c. 1. X. „de cleric. 
conjug." III. 3. Bonifatius VIII. (1294—1303) im c. unum „de voto et voti 
redempt.» III. 15 in VIo. Clemens V. (1305—1314) bedroht auf dem Konzil 
von Vienne (1311) Kleriker (in sacris ordinibus constitutos) , welche eine Ehe 
eingehen mit der Exkommunikation (cap. unic. in Clement. IV.) Das Triden- 
tinum bestätigte gleichfalls den ordo als impedimentum dirimens in can. IX. 
sess. XXIV. de ref. matr. (cf. § 20.) Pins IX. hat im Syllabus den Satz ver- 
worfen Prep. 72: „Bonifatius VIII. votum castitatis in ordinatione emissam 
nuptias nullas reddere primus asseruif cf. Litterae Apost: „Ad Apostolicae* 
d. d. 22. Aug. 1851. 

Fast sämtliche der angeführten Bestimmungen, (insbesondere Trid. 1. c.) 
stellen das votum solemne und den Ordo zusammen; allein die Wirkungen 
sind bei beiden verschieden, indem durch das votum solemne das matrimonium 
ratum tantum vom Bande gelöst wird, nicht aber durch den Ordo. 

2. Der Versuch von selten eines Majoristen, eine Ehe zu 
schliessen, zieht als „bigamia similitudinaria'' die irregularitas 
nach sich und ebenso die excommunicatio lat. sent. Episcopo 
reservata („Apost. Sed." III. n. 1. cf. § 20). 

c. 24. C. 27 q. 1 : „Quotquot virginitatem pollicitam praevaricatae sunt 
professione contempta, inter bigamos, id est, qui ad secundas nuptias trans- 
ierunt, haberi debebunt." cf. c. 4. X. „de cleric. peregr." I. 21. 

Tritt ein Kleriker, der die höheren Weihen empfangen bat, aus der Kirche 
aus und heiratet, so ist seine Ebe null und nichtig propter impedimentum 
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>rdiiii8; bürgerlich kann sie gültig sein und ist dies in Deutschland zur Zeit 
luch, da der Staat das imped. ord. nicht anerkennt. Wer die feierlichen Ge- 
übde ablegt, oder das Subdiakonat empfängt, verspricht damit nicht bloss, ehe- 
os za bleiben, sondern verzichtet auch auf das Recht, eine gültige Ehe ein- 
;ehen zu können, und die Kirche acceptiert dieses Versprechen, diese Ver- 
ichtleistung auf die feierlichste Weise; dadurch entsteht ein Vertrag mit der 
Cirche, der nicht einseitig gelöst werden kann. Die Kirche kann daher seine 
^he nicht als göltig ansehen; denn die kanonischen Ehehindemisse finden 
inwenduDg auf die Eben aller Getauften, wenn sie auch ausserhalb der Kirche 
tehen. Würde ein solcher Unglücklicher zurückkehren und seinen Schritt 
»ereuen, so müsste er sich von seiner vermeintlichen Gattin trennen. Leo XIII. 
lat am 20. Febr. 1888. die Bischöfe, die mit derselben Vollmacht die Pfarrer 
ind F/arrvikare (auch dauernd) betrauen können, ermächtigt, Peraonen, die 
rotz des imped. voti solemnis oder ordinis iu einer Ehe, bezw. im Konkubinate, 
eben, in articulo mortis zu dispensieren und so eine gültige Ehescbliessung 
:u ermöglichen, (cf. Archiv LIX. 478). Die genannten Majoristen können 
laher jetzt in diesem Falle (auf dem Todbette) kirchlich getraut werden; werden 
iie jedoch wieder gesund, so sollen sie sich zur Vermeidung alles Ärgernisses, 
K-omöglich an einen Ort zurückziehen, wo ihr geistlicher Stand nicht bekannt ist. 

3. Wollte ein verheirateter Mann — mag die Ehe konsum- 
niert sein oder nicht — die hl. Weihen empfangen, so wäre 
iazu die Zustimmung seiner Gattin notwendig. 

Das Eheband dauert natürlich fort und die Gattin müsste das votum 
>erpetuae castitatis ablegen, bezw., wenn sie noch im jugendlichen Alter sich 
)efindet, in ein Kloster treten, (cf. § 20. n. 3). Würde ein Ehemann die 
ü. Weihen empfangen ohne Wissen und Willen seiner Gattin, so bliebe das 
ßheband bestehen, und er wäre verpflichtet, auf Verlangen seiner Gattin zu 
hr zorückzakehren ; müsste auch das debitum conjugale leisten, dürfte es aber 
dicbt verlangen. So Jobannes XXII. (1316—1334) in cap. unic. „de voto et 
voti redempt.* VI. in X vag. Johannis XXII. 

4. Das imped. ordinis ist juris Ecclesiastiei und lässt Dis- 
pense zu; jedoch wird nur sehr selten und nur ex gravissimis 
causis dispensiert (gewöhnlich nur ex causa pubUca). 

Die Ansicht, dass das imped. ordinis lediglich und unmittelbar auf dem 
Kirchengesetze beruht, vertraten bereitsim Mittelalter verschiedene Theologen, be- 
sonders Duns Scotus (Sentent. lib. 4 dist. 37 qu. 1.); Durandus de St. Pore. 
(Sentent. Comm. 1. 4 dist. 37. 9. 1.), Sporer (theol. sacr. P. 1. c. 6 n. 180.); in 
der nenesten Zeit ist sie die allgemeine Ansicht (Laurin, v. Scherer, Phillips, 
Schulte, Bangen, Uhrig, Heiner, De Becker) (cf. Schnitzer, Eherecht § 50). 

5 Das deutsche Civilrecht kennt dieses Hindernis nicht, 
auch nicht das B. G. B., obwohl es gerade in heutiger Zeit sehr 
zu empfehlen wäre, da dadurch nicht bloss viele Ärgernisse und 
Skandale, sondern auch namenlose Seelenqualen solcher Un- 
glücklicher vermieden würden. 
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§ 22. 

10. Ligamen — Eheband. 

1. Das Band einer gültig eingegangenen Ehe lässt .zu Leb- 
zeiten des rechtmässigen Gatten den gültigen Abschluss der Ehe 
mit einer anderen Person nicht zu. 

Dieses tiindeiniss ist in seiner Wurzel juris naturalis, weil schon seit 
Einsetzung der Ehe im Paradiese vorbanden und von Christus neuerdings ein- 
geschärft (juris divini positivi). cf. Matth. V. 32; Matth. XIX. 3—12; Maro. 
X. 2—12; Luc. XVI. 18; I. Cor. VII. 10—11; 59; Rom. VII. 1—4. Die Kirche 
hielt daran stets fest. c. 19. X. „de sponsal. et matr.** IV. 1. — c. 4. X. .deeo, 
qui duxit in matr.* IV. 7. — c. 2 X. ,de secund. nupt.* IV. 21. c. 8. X. „de divort.* 
IV. 19. Das Trid. gibt folgende Erklärungen: Sess. XXIV. de ref. matr.: 
„Matrimonii perpetuum indissolubilemque nexum primus humani generis parens 
divini Spiritus instinctu pronuntiavit, quum dixit : Hoc nunc os ex ossibus meis 
et caro de carne mea : quamobrem relinquet homo patrem suum et matrem et 
adhaerebit uxori suae et erunt duo in carne una. 

Hoc autem vinculo duo tantumroodo copulaii et coujungi Christus Do- 
minus apertius docuit, quum postrema illa verba tamquam a Deo prolata 
referens dixit: Itaque jam non sunt duo, sed una caro, statimque eiusdem 
nexus firmitatem ab Adamo tanto ante pronunciatam bis verbis confirmavit: 
Quod ergo Deus conjunxit, homo non separef 

Auf diese positive Lehre gestützt, verwirft das Konzil sodann folgende 
Irrlehren : 

can: 2: „Si quis dixerit Heere Christianis plures simul habere uxores, et 
hoc nulla lege divina esse prohibitum, anathema sit.*' 

can: 5: „Si quis dixerit propter haeresim aut molestam cohabitationem, 
aut affectatam absentiam a conjuge dissolvi posse matrimonii vinculum, ana- 
thema sif 

can.: 7: „Si quis dixerit, ecclesiam errare, quum docuit et docet iuxta 
evangelicam et apostolicam doctrinam, propter adulterium alterius conjuguro 
matrimonii vinculum non posse dissolvi; et utrumque, vel etiam innocentem, 
qui causam adulterio non dedit, non posse altero conjuge vivente aliud matri* 
monium contrahere, moecharique eum, qui dimissa adultera aliam duxerit, et 
eam, quae dimisso adultero alii nupserit: anathema sit.** 

2. Daher muss ein Ehegatte, der eine neue Ehe schUessen 
will, den Tod des anderen Gatten bestimmt durch zuverlässige 
Dokumente beweisen. Sollte ein Gatte im guten Glauben, der 
andere Teil sei gestorben, selbst mit Zustimmung des kirch- 
liehen Gerichtes eine neue Ehe geschlossen haben, so müsste 
er, falls dieser Glaube sich als irrig erwiese, nach erlangter 
Aufklärung die 2. Ehe verlassen und zum 1. Gatten zurück- 
kehren. 

Schon Papst Lucius III. (1181 — 1185) entschied im c. 2. X. de „secund. 
nuptiis*^ IV. 21: „NuUus amodo ad secundas nuptias migrare praesumat, doneo 
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ei constet, qaod ab hac vita migraverit conjux eius. Si vero aliqais vel ali- 
qua id hactenus non servavit, et de morte prioris coDJugis adhuc sibi existimat 
dabitandum, ei, quae sibi nupsit, debitum non deneget postulanti; quod a se 
tarnen noverit nollatenas exigendam. Quodsi post hoc de prioris conjugis 
yita constiterit, relictis adulterinis complexibus , ad priorem conjugem revei^ 
tatur.» Clemens III. (1187—1191) in c. 19 X. „de sponsal. et raatr/ IV. 1.: 
a . . . Nec auctoritate ecclesiae permittas contrahere, donec certum nuntium 
recipiant de morte virorum.*' 

Die darnach geforderte moralische Gewissheit über den Tod 
des anderen Ehegatten ist vorhanden, wenn der Tod nachge- 
wiesen ist: 

a) durch einen legalen Totenschein desjenigen Pfarrers, in 
dessen Pfarrei der vermisste Ehegatte gestorben und 
bestattet worden ist; oder 

b) durch ein öffentliches und legales Zeugnis der weltlichen 
Behörde (Polizeibehörde, Vorsteher des Krankenhauses, 
Schiffskapitän, Befehlshaber); oder 

c) durch einen öffentlichen Notar; oder 

d) durch 2 exceptionsfreie Augenzeugen. 

Ein Zeuge genügt gewöhnlich nicht, ausser es würde sein Zeugnis durch 
andere hinzukommende Umstände bestätigt werden, (cf. Instructio S. Congr. 
Inquisit. Im Oberhirtlichen Verordnungsblatt für die Diözese Regensburg, 
188*3 pag. 21 — 24). Die bloss bürgerliche Todeserklärung, die in Bayern bisher 
nach dem Gesetze vom 29. Dezember 1873 „über die gerichtliche Todeser- 
klärung* durch das Amtsgericht vorgenommen wurde, genügt nicht, damit 
der übei lebende Eheteil sich verehelichen dürfe, sondern es muss die Sache 
durch das kirchliche Gericht untersucht werden, daher hat der Pfarrer sich 
in einem solchen Fall immer an das Ordinariat zu wenden. 

Hat ein Ehegatte im guten Glauben, der andere sei tot, eine zweite Ehe 
eingegangen, und es stellt sich heraus, der erste Ehegatte sei zur Zeit der 
Abschliessung der zweiten Ehe noch am Leben gewesen, aber nachher ge- 
storben, so ist die zweite Ehcschliessung ungültig, weil zur Zeit derselben 
eben das impedinentum ligaminis bestand. Die zweite Ehe muss entweder 
gelöst werden oder aber sie kann revalidiert werden. Die Kinder aus einer 
solchen Ehe gelten jedoch als legitim (quia ex matrimonio putativo). 

Kehrt der totgeglaubte Eheteil zurück, so muss die erste Ehe wieder 
hergestellt werden und kann derselbe auf sein Recht nicht verzichten, weil 
das impedimentum juris public! und juris divini ist, so dass nicht einmal der 
Papst davon dispensieren kann. 

Fängt der Eheteil, der im guten Glauben an den Tod des anderen die 
Ehe geschlossen hat, zu zweifeln an, so dürfte er fortan das debitum conjugale 
nicht mehr fordern , bis er moralische Gewissheit erlangt hat, müsste es aber 
dem nicht zweifelnden anderen Teile leisten. Ebenso, wenn der eine Teil mala 
fide wäre. Sind beide Teile mala fide, so liegt ausser dem impedimentum 
ligaminis auch noch das impedimentum ciiminis vor und es darf selbstver- 
ständlich kein Teil das debitum fordern oder leisten, da es materiell, wie formell 
Ehebruch wäre. 
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3. Das impedimentum ligaminis wird durch das Urteil eine« 
protestantischen oder bürgerUchen Ehegerichtes, welches einen 
protestantischen Gatten, oder überhaupt den anderen Teil vom 
Bande der Ehe losspricht, für das kirchliche Forum nicht auf- 
gehoben, so dass kein Katholik mit einem so geschiedenen Ehe- 
gatten eine gültige Ehe eingehen, noch auch der Pfarrer zur 
Eingehung derselben mitwirken kann oder darf, ausser es wäre 
etwa die frühere Ehe wirklich ungültig gewesen, was durch das 
katholische Ehegericht zu untersuchen und auszusprechen ist. 

Pius IX. hat im Sy Ilabus den Satz verworfen: 

Frop. : 67 : « Jare naturae matrimonii vinculum non est indissolabile et 
in variis casibus divortium proprie dictum auctoritate civili sanciri potest.' 
(cf. Litt. Apost. ,Ad Apostolicae'* d. d. 22. Aug. 1851; Alloc. „Acerbissimum* 
d. d. 27. Sept. 1852). Über das Verhalten des Pfarrers in einem solchen Falle 
cf. Stapf, Pastoralunterricht über die Ehe pag. 293—305. 

4. Das impediment. ligaminis lässt, weil juris divini, keine 
Dispense zu. 

Über die Ehe Napoleons I. mit Josepbine und seine zweite Ehe cf. 
Schnitzer, Eherecht pag. 646 ff. Über die angebliche Doppelehe des Grafen 
von Gleichen und die von Archenholz im Bezemberheft der „Minerva" 1804 
erzählte Fabel cf. Stapf, Pastoralunterricht pag. 306 ff. 

5. Das B. G. B. kennt dieses Ehehindernis gleichfalls. 
§ 1309 bestimmt: „Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor 
seine frühere Ehe aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist. 
Wird gegen ein Urteil, durch das die frühere Ehe aufgelöst 
oder für nichtig erklärt worden ist, die Nichtigkeitsklage oder 
die Restitutionsklage erhoben, so dürfen die Ehegatten nicht vor 
der Erledigung des Rechtsstreites eine neue Ehe eingehen, es 
sei denn, dass die Klage erst nach dem Ablaufe der vorge- 
schriebenen fünfjährigen Frist erhoben worden ist'*. 

§ 1326. „Eine Ehe ist nichtig, wenn einer der Ehegatten 
zur Zeit der Eheschliessung mit einem Dritten in einer gültigen 
Ehe lebte^'. 

§ 171 des Strafgesetzbuches für das deutsche Reich vom 15. Mai 1871 
lautet nach der Fassung des Art. 34. V. des Einführungsgesetzes zum B.-G.-B.: 
,£in Ehegatte, welcher eine neue Ehe eingeht, bevor seine Ehe aufgelöst oder 
für nichtig erklärt worden ist, ingleichen eine unverheiratete Person, welche 
mit einem Ehegatten, wissend, dass er verheiratet ist, eine Ehe eingeht,- wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft.*' 

„Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter 
sechs Monaten ein.'' 

„Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt mit dem Tage, an welchem 
eine der beiden Ehen aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist.** 
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IL 

Impedimenta propter cognationem. 

Wegen enger Beziehungen der Kontrahenten zu einander: Ver- 
wandtschaft und Schwägerschaft. 

A. 

Cognatio — Verwandtschaft. 

§ 23. 
Begriff und Arten der Verwandtschaft. 

1. Unter Verwandtschaft (cognatio) versteht man eine ent- 
weder aus leibHcher Fortpflanzung, oder aus der Adoption nach 
dem Civilrechte, oder aus dem hl. Sakramente der Taufe oder 
Firmung nach dem kanonischen Rechte entstehende nähere Ver- 
bindung von Personen. 

2. Nach der Definition unterscheidet man also eine Sfache 
Verwandtschaft: 

a) cognatio naturalis, die durch die leibliche Abstammung 
entsteht; 

b) cognatio legalis, die auf der gesetzlichen Adoption be- 
ruht; 

c) cognatio spiritualis, die durch die hl. Sakramente der 
Taufe und Firmung bewirkt wird. 

Die erstere cogn. naturalis heisst eigentliche, die beiden anderen aneigent- 
liche oder nachgebildete Verwandtschaft. 

3. Das impedimentum cognationis ist also die Unfähigkeit 
zur Eheschliessung zwischen Personen, die entweder persönlich, 
oder gesetzlich oder geistig verbunden sind. (Inhabilitas ad con- 
trahendum matrimonium inter personas vel naturaliter, vel 
legaliter, vel spiritualiter conjunctas.) 

a) Cognatio naturalis. 

§ 24. 
11. Consanguiuitas — Blutsverwandtschaft. 

1. Die natürliche Verwandtschaft (cognatio carnalis, natu- 
ralis, vera, — consanguinitas) ist jene Verbindung von Personen, 
vermöge welcher die eine von der anderen oder beide von einem 

Englmann-Stingl, Eherechi. 4 
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geineiuschaftlichen Stamme durch Zeugung oder Geburt, also 
aus demselben Blute, abstammen. 

2. Die Beurteilung der consanguinitas richtet sich uach 
Stamm, Grad und Linie: 

a) Stamm, Stammvater, Stammhalter (stipes, stirps) heisst 
jene Person, von welcher diejenigen Personen, um deren Ver- 
wandtschaft es sich handelt, zunächst ihren gemeinsamen Ur- 
sprung haben. 

Also z. B. für ßinider und Schwester ist der Stamm der Vater, also der 
nächste gemeinsame Ursprung; ein entfernter Stamm kommt nicht in Be- 
tracht, sondern nur der für die verwandten Personen nächste gemeinsame 
Stamm; denn schliesslich wären ja alle Menschen gemäss ihrer Abstammung 
von Adam und Eva mit einander verwandt. 

b) Grad, Stufe (gradus) heisst der Abstand der Blutsverwandt- 
schaft sowohl von einander, als von dem gemeinsamen Stämme . 

Bruder und Schwester haben zum gemeinsamen Stamm den Vater, aI»o 
sind sie im 1. Grade verwandt. 

c) Linie (linea) heisst die Aufeinanderfolge der vom näm- 
lichen Stamme herrührenden Personen; sie ist eine doppelte 

a) die gerade Linie (hnea recta), welche die Erzeuger und 
Erzeugten umfasst und diese ist wieder 
«i) linea recta ascendens seu superior, wenn man von 

den Erzeugten zu den Erzeugern, oder 
/?i) linea recta descendens seu inferior, die absteigend^ 
Linie, wenn man von den Erzeugern zu den Erzeugtei^ 
vorwärts schreitet. 
ß) Seiten- oder Querlinie (linea obliqua seu transversa, 
collateralis), welche die zwar nicht von einander, wohl 
aber von einem nächsten Stamme abstammenden Ver- 
wandten (gleichsam die von der Seite miteinander ver- 
bundenen) umfasst. 

Es besteht hier nicht, wie bei der geraden Linie, das Verhältnis von 
Eltern und Kindern, wohl aber haben sie einen gemeinsamen Stamm, von dem 
alle herrühren. Jede Linie für sich genommen ist eine gerade, weil sie nar 
Erzeuger und Erzeugte enthält. Wenn 2 von demselben Stamme ausgehende 
Linien relativ genommen und die in einer solchen Linie befindlichen Personen 
gegen die Personen der anderen Linie gehalten werden, so heissen sie Seiten- 
linien und die verwandten Personen Seitenverwandten (collaterales). 

Die linea obliqua ist entweder 

tti) eine gleiche (aequalis), wenn die Verwandten im näm- 
' liehen Grade, oder 

/?i) ungleiche (inaequalis) , wenn sie in verschiedenem 
Grade vom gemeinsamen Stamme entfernt sind. 
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Brdder z. B. sind Blutsverwandte in der gleichen Seitenlinie; Oheim ulcL 
Neffe in der ungleichen ; beide haben eilten gemeinsamen Stamm, von dem dtrr 
Oheim im 1., der Neffe im 2. Grade absteht. 

Für die einzelnen Grade gelten verschiedene sprachliche Bezeichnungen: 

A. In der linea recta ascendens: 

Auf der 1. Stufe stehen: pater, mater. 

, ^ 2. , , avus, avia. 

, , 3. , j, proavus, proavia. 

a a ^' a « abavus, abavia. 

, , 5. a „ atavus, ata via. 

n , 6. , , triavus, triavia. 

, , 7. , , maiores, Voreltern, Ahnen. 

! In der linea recta descendens: 

Auf der 1. Stufe stehen: filius, filia. 

, a 2* n i> nepos, neptis. 

, , 3. , , pronepos, proneptis. 

, , 4 , , abnepos, abneptis. 

ff , 5. „ „ atnepos, atneptis. 

ff « 6. ff ff trinepos, trineptis. 

ff , 7. , ff posteri, Nachkommen. 

ß. In der linea collateralis aequalis. 

a) Väterlicherseits: Vatergeschwister. 

I. Stufe : Geschwister frater — soror. 

2- f Geschwisterkinder und zwar: patrueles, Kinder des Bruders des Vaters, 

amitini Kinder der Schwester des Vaters. 
3' ff Andere Geschwisterkinder: patrueles magni und amitini magni. 
i ff Dritte Geschwisterkinder: propatrueles und proamitini. 

Bei den Geschwistern untei*scheidet man zwischen vollbürtigen, (germaui), 
welche denselben Vater und dieselbe Mutter haben, und halbbürtigen con- 
saoguinei, wenn sie bloss den Vater, uterini, wenn sie bloss die Mutter ge- 
meinsam haben. (Auch Halbgeschwister oder häufig auch Stiefgeschwister 
genannt). 

Bezüglich des Hindernisses der Konsanguinität hat die Unterscheidung 
zwischen voll- und halbbürtigen Geschwisteiii keine Bedeutung. Die Halb- 
geschwister werden bei uns vulgo ff Stiefgeschwister ** genannt, aber nur im 
oneigentlichen Sinne. Eigentliche Stiefgeschwister sind nur jene, die aus einer 
früheren Ehe des einen oder des anderen Teiles entsprossen sind, und nur 
durch nachherige Verheiratung ihi*er resp. Kitern in eine Art Geschwisterver- 
hältnis getreten sind, ohne dass zwischen ihnen eine consanguinitas besteht, 
die also weder Vater, noch Mutter gemeinsam haben. Zwischen ihnen besteht 
auch das Hindernis nicht. 

b) mütterlicherseits: Muttergeschwister: 

1. Stufe : Geschwister, frater, soror. 

2. , Geschwisterkinder, consobrini, consobrinae. 

3. ff Andere Geschwisterkinder: consobiini (ae) magni (ae). 

4. , Dritte Geschwisterkinder: proconsobrini, proconsobrinae* 

4* 
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In der linea collateralis inaequalis: 

a) väterlicherseits : 

1. Stufe: patruus, des Vaters Bruder, amita des Vaters Schwester. 

2. , patruus roagnus, des Grossvaters Bruder, amita magna des Gross- 

vaters Schwester, deren Kinder sobrini propiores. 

3. „ propatruus, des Urgross vaters Bruder, proamita, des Urgrossvaters 

Schwester. 

b) mütterlicherseits: 

1. Stufe: avunculus, der Mutter Bruder, matertera, der Mutter Schwester. 

2. „ avunculus magnus, der Grossmutter Bruder, matertera magna der 

Grossmutter Schwester. 

3. „ proavunculus, der Urgi'ossmutter Bruder, promatertera der Urgross- 

mutter Schwester. 
Eine genaue Übersicht siehe auf dem Stanunbaum pag. 58. 

3. Zur Berechnung der Verwandtschaftsgrade bedient sicl:>. 
das kanonische Recht folgender 3 Regeln: 

a) In der graden Linie: 

Tot sunt gradus, quot generationes oder Tot gradus, qu 
personae una dempta (stipite dempto). 

Es sind also soviele Grade, als Personen von einander abstammend a 
geführt werden mit Hinweglassung des Stammvaters z. B. Wie ist der Gro^^ 
vater mit seinem Enkel verwandt? 

Resp: a) Grossvater, ) 

b) dessen ^ohn ^^ Generationen, also a mit c im 2. Grade 

c) der Enkel ' ( ^®^*^*'^^* ^^^^ ^~1 Personen = 2 Grade 

Wie sind des Cajus Grossvater und Enkel verwandt? 
Resp: a) Gross vater, 

b) dessen Sohn, 4 Generationen, also a mit e im 

c) Cajus, 4. Grade verwandt oder 

d) dessen Sohn, 5-1 Personen = 4 Grade. 

e) der Enkel. 

b) In der gleichen Seitenhnie: 

Tot gradibus duo distant inter se, quot alteruter distal ^ 
communi stipite. 

I — I z. B. A = Vater; B = Bruder; C = Schwester; wie 
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sind B und C verwandt? 

Resp.: Sie stehen 
1 Grad ab, also sind sie im 1. Grade blutsverwandt. 



^ ^y Resp.: Sie stehen vom gemeinsamen Stamme um 



Vater 

G 

/^l\ A und B sind Geschwister; 

A ) Oß ^ ""** ^ ^^^^ Geschwisterkinder; 

I 2 I ^ ^°^ ^ ®'^^ andre Geschwisterkinder; wie sind letz- 
Q "j (~^[) tere miteinander verwandt? 

3 I Resp.: Im 3. Grade der gleichen Seitenlinie. 
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54 CoDsangoiaitas. — Berechnung. 

c) In der ungleichen Seitenlinie: 

Tot gradibus distant duo inter se, quot remotior ( 
communi stipite. 
V. 

Q D. h. in der ungleichen Seitenlinie cntsche 

/ \ entferntere Grad; z. B. A und B sind Geschwister; 

AQ Ob Geschwisterkinder; E der Sohn des D. Wie sind 

I I verwandt? 

Ci^/ O^ Resp.: C ist vom gemeinsamen Stamme um 

I entfernt; £ um 3; also C zu £ im 3. Grade v< 

O A zu D im 2.; A zu £ im 3.; B zu C. im 2. 
E 

4. Bei Bezeichnung des ungleichen Grades ist imra 
dem Grade des männlichen Teiles zu beginnen, es mag d 
der entferntere sein oder der nähere. 

In den Dispensgesuchen hezQglich der Verwandtschaft in der ui 

Seitenlinie ist nämlich neben dem entfernteren zugleich der nähere ( 

y, auszudrücken und zwar stets der Grad des Mannes 

Q zusetzen und als den des Weibes berührend (tang 

/ \ bezeichnen, es mag der Grad des Mannes der näh 

-A^D Oß oder der entferntere, z. B..A und B sind Brüder; A 

JL Oheim der Nichte C; wie sind A und C verwandt? 

^^ Resp. : A ist mit C verwandt im 1. Grad, berührei 

Diese Art der Berechnung der Verwandtschaftsgrade ist die co] 
canonica germanica; sie ist, wenigstens materiell, aus der germanischec 
nung heiübergenommen. In früheren Jahrhunderten bediente sich dl« 
der Berechnung des römischen Civilrechtes. Das bürgerliche Recht, 
das römische, als das heutzutage geltende weltliche Recht, hat für 
rechnung der Verwandtschaftsgrade, sowohl in der geraden, als in dei 
linie nur eine Regel: «tot gradus, quot generationes** und zwar zählt 
Generationen auf beiden Seiten. Es zählt also von der einen Fers 
Stamm hinauf und von diesem hinab zur anderen Person jede Gei 
während die kanonische (germanische) Zählweise die Entfernung der e 
beiden Personen vom gemeinsamen Stamme bemisst und bei ungleicl 

fernung, (also in der ungleichen Seitenlinie), den 

entfernteren Person hinsichtlich des Ehehindernis 

D scheiden lässt. Während also z. B. zwei Brüder nj 

2./ ^^'ri kanonischen Rechte im ersten Grade verwandt si 

II 14 ®*® °**^^ ^^^ bürgerlichen Rechte im zweiten Gn 

^rj rn E wandt. Geschwisterkinder sind nach dem kanonische 

im 2., nach dem bürgerlichen im 4. Grade verwan( 

Diese büi-gerliche Zähl weise kommt hauptsächlich bei Erbschi 
Betracht. 

Das bürgerliche Recht unterscheidet sodann zwischen männlicl 
weiblichen Verwandten; die Verwandtschaft auf männlicher Seite heisst 
die auf mütterlicher Seite cognatio und demgemäss die Vei-wandten 
und cognati. Füi* das kanonische Recht ist die Unterscheidung ohne 
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Altdeutsch hiess ^ Blutsverwandte'^ = ^Mage** oder ^Magen'*; Blutsver- 
wandtschaft «Magschaff; von väterlicher Seite , Schwertmagen ", lancea Schwert- 
seite; von mütterlicher Seite •= , Spill- oder SpuUmagen" von Spill- und Spull- 
seite (fusus Spindel, Spille, Spulle). cf. Walter, deutsche Rechtsgeschichte § 541. 

5. Die Blutsverwandtschaft bildet ohne Unterschied, ob sie 
aus einer Ehe stammt, oder ausser einer solchen entstanden ist, 
ein trennendes Ehehindernis: 

a) In jedem Grade der linea recta (juris naturalis, divini). 

b) In der Seitenlinie nach dem heutigen Rechte bis zum 
4. Grade einschliesslich. 

Sobald ein Teil über den vierten Grad hinaus vom stipes entfernt ist> 
ist das Hindernis nicht da, sollte auch der andere Teil nur im ersten oder 
zweiten Grade vom stipes entfernt sein, da nach der Regel in der ungleichen 
Seitenlinie der entferntere Grad entscheidet. Wenn aber zwei Personen von 
väterlicher Seite im vierten Grade, von mütterlicher Seite im fünften Grade 
' der gleichen Seitenlinie verwandt sind, so besteht das Hinderniss nach der 
Verwandtschaft von väterlicher Seite. Durch das Hinzutreten der Verwandt- 
schaft 7on mütterlicher Seite kann es nicht wegfallen, cf. Knopp, Eherecht p. 167. 

6. Stammbaum, arbor consanguinitatis, stemma, ist die Dar- 
stellung der Reihenfolge der Blutsverwandten nach ihrem Ur- 
sprange vom gemeinschaftlichen Stamm. 

Zu diesem Zwecke bedienten sich schon die Römer eines Schemas, be- 
stehend aus Linien und Stufen (linea und gradus) ; die alten Deutschen nahmen 
das Schema vom menschlichen Körper (mit Haupt [Familienhaupt] und Gliedern). 
Das kanonische Recht nimmt einen Baum mit Stamm und Ästen (stipes). Ein 
solcher Stammbaum findet sich im Corpus juris canonici, c. 6 C. XXXV. qu. 5. fin., 
mit einer Erklärung des Glossators Johannes Andreae (geb. 1280, f 1348, Professor 
ZQ Bologna, cf. Schneider, die Lehre von den Kirchenrechtsquellen p. 143). 

Da Ehen unter Blutsverwandten nur in der Seitenlinie vorkommen können, 
braucht man bei Anfertigung eines Stammbaumes auch nur diese zu berück- 
sichtigen. 

Man schreibt auf ein Blatt Papier zur Rechten den Namen des Bräuti- 
gams, zur Linken den der Braut. Über beide geht man fort bis zum stipes 
communis, der in die Mitte gestellt wird, während die einzelnen Glieder durch 
Linien verbunden werden. 

Beispiele: L Anton sagt: Mein Grossvater und meiner Braut Barbara 
Grossmutter waren Geschwister. 

Stammbaum: Ignatius Schmelzer 

cum uxore sua Anna Bahr Q 

y genuit \ ^ \ 

Jos. Schm., Mari am Schm., r^ /-^ 

qui cum ux. Barb. H. quae cum Ant. Betz V V 

genuit genuit I I 

o o 



Ignat. Schm., Job. Betz, 

qni cum ux. Elisabeth R. g. qui cum ux. Cath. g. ^ r~l 

I I '-^ ^-' 

Antonium Schmelzer Barbaram Betz Anton Barbara 

sponsum sponsam 

Also ist Anton mit Barbara verwandt im III. Grade der gleichen Seitenlinie. 
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O n Anna 



Ernst O 



II. Ernst: Meine Grossmutter und meiner Braut 
Anna Vater sind Geschwister. 

Ernst und Anna sind verwandt im 111. Grad 
der ungleichen Seitenlinie, berührend den IL 
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Walb. Edm. _ 

D 



in. Edmund : Mein Vater und der Vater meiner Brant 
Walburga und der Grossvater meiner Mutter sind Brüder. 
Edmund und Walburga sind verwandt 

1. im 2. Grad der gleichen Seitenlinie, 

2. im 4. Grade der ungleichen Seitenlinie, berfibrend 
den 2. Grad. 
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IV. Bernhard : Mein Vater war ein Bruder 
zum Grossvater meiner Braut Clara und meine 
Mutter war Geschwisterkind mit der Gross- 
mutter meiner Braut. 

Bernhard und Clara sind verwandt 

1. väterlicherseits: im II. Grad, berührend 
den 3., 

2. mütterlicherseits : im 3., berührend den 
4. Grad. 



Stammbaum : 



Andreas 
gen. 

Titum 
qui cum Anna 

I 
Caium, 

qui cum Sophia 



Ciaram, 
sponsam. 



Antonius 
gen. \ 



Paulum 
cuius et Berthae 
filia est 



Marcum Eva 
hie et gen. 

I 

Bemardum 
sponsum. 



Petrum 
qui c. Margar. gen. 



Barbaram 
quae cum Jos. g. 

I 
Mariam 

qua cum Jul. gen. 



Ciaram sponsam. 
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V. Wie sind Anton 's Ahnherr und Enkel verwandt? 
Im IV. Grade der linea recta. 



Ahnherrv^' 

I 

VaterQ 

I 
AntonQ) 

I 
SohnQ 



KnkelQ 

o 



VI. Wie ist Joseph zu seines Bruders Enkelin Barbara 
jrwandt? 

Im III. Grade der ungleichen Seitenlinie. 



VII. Cajus sagt: Meines Urahns Vater war ein Bruder 
ur ürgrossmutter meiner Braut Bertha. — Oder; Mein 
.rgrossvater und die Grossmutter meiner Braut waren 
Geschwisterkinder. 

Cajus und Bertha sind verwandt im V. Grade der 
iDgleichen Seitenlinie, berührend den IV. 
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VIII. Anton: Meines Vaters Grossvater und der 
rrossvater des Vaters meiner Braut waren Brüder. 
Jnd meiner Mutter Grossvater war Geschwisterkind 
lit dem Grossvater der Mutter meiner Braut Catharina. 

Anton und Catharina sind verwandt: 

1. väterlicherseits im IV. Grade der gleichen 
Seitenlinie, 

2. mütterlicherseits im V. Grade der gleichen 
Seitenlinie. 

Hier besteht das Hindernis noch. 
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7. Das impedimentiiüi consanguinitatis in der linea recta 
t juris divini naturalis. (Pudor et reverentia naturalis obstat), 
ie Sünde dagegen ist Blutschande. In der linea coUateralis 
mn der 1. Grad wohl auch auf das Naturrecht zurückgeführt 
erden ; denn es besteht auch hier zwischen Bruder und Schwester 
n pudor naturalis; indes, wenn es auch hier auf das positiv- 
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kirchliche Recht zurückgeführt wird, ist doch nie dispensiert 
worden und wird auch nie dispensiert. In der Urzeit waren 
allerdings solche Verbindungen Notwendigkeit (necessitate com- 
pellente. S. Aug.) ; allein darauf kann man sich jetzt nicht mehr 
berufen. In den weiteren Graden der Konsanguinität in der 
SeitenHnie beruht das Hindernis auf dem positiv -kirchlichen 
Rechte, und hier kann dispensiert werden. 

Die Kirche fand das Hindernis bereits im alten Testamente vor. III. Moses 
18, 6. «Omnis homo ad proximam sanguinis sui non accedet, ut revelet 
torpitudinem eins. Ego Dominus** und ff. 

Im römischen Rechte war die Ehe verboten unter den Ascendenten und 
Descendenten und in der Seitenlinie zwischen den Geschwistern and da, wo 
der respectus parentelae bestand, ein gleichsam elterliches Verhältnis, Ver- 
hältnis von der Seite verwandter Personen, wovon eine unmittelbar unter dem 
stipes communis steht, z. B. Oheim und Nichte. (Der Oheim steht unmittel- 
bar unter dem stipes communis, wie der Vater der Nichte (auch noch Oheim 
und Tochter der Nichte). 

In den ersten christlichen Zeiten blieb es auch bei diesen Eheverboten; 
später kamen weitere hinzu: das Verbot zwischen Geschwisterkinder und 
anderen Gesehwisterkiodern; später wurden alle Ehen unter Verwandten verboten, 
nach römischer Anschauung bis zum sechsten Grad der Civilkomputation (i. e. 
dritter Grad der kanonischen Zählweise). 

In der germanischen Komputation waren die Ehen verboten, soweit die 
Verwandtschaft reichte, bis zum siebenten Grade (14. nach der römischen Civil- 
komputation). can. 17. C. XXXV. qu. 2. verordnet Nicolaus II. (1058—1061): 
„De consanguinitate sua uxorem nullus ducat usque post generationem septimam, 
vel quousque parentela cognosci poterit." Allein schon das IV. Laterankonzil 
(1215) hat wegen der Schwierigkeit, dieses Hindernis so weit geltend za 
machen, eine Restriktion getroffen, wonach das Hindernis der Eonsanguioit&t 
auf den vierten Grad beschränkt ist. c. 8. X. ,de consanguinit. et affinit." IVL 
14. bestimmt; „Prohibitio copulae conjugalis quartum consanguinitatis et aM- 
nitatis gradum de caetero non excedat : quoniam in ulterioribus gradibus jam 
non potest absque gravi dispendio huiusmodi prohibitio generaliter observari." 
Das Tridentinum hat es dabei belassen, obschon päpstlicherseits ein Antrag 
auf Aufhebung des Hindernisses im vierten Grade gewünscht wurde, da im 
vierten Grade häufig und sehr leicht dispensiii wird, Dispensation aber immer 
als vulnus legis gilt. cf. Theiner, Acta Conc. Trid. IL 336; 342—348 — cf. 
sess. XXIV. can. 3 de sacramento matrimonii. 

In der Bestimmung der Grenze, bis zu welcher das Ehehindernis der Bluts- 
verwandtschaft in der Seitenlinie ausgedehnt werden solle , hat die Kirche den 
Zeitbedürfnissen entsprechend gewechselt. Sie schloss sich zuerst in dieser 
Beziehung dem römischen Recht an, welches, wie das jüdische, schon in vor- 
christlicher Zeit hierüber Anordnungen getroffen hatte. (Dig. 23, 2. diversi 
loci; Instit. I. 10 § 3, 5). Die Kirche nahm daher auch die Art und Weise 
der Römer, die Grade zu berechnen an, und dehnte allmählich das Ehehindernis 
bis zum sechsten, teilweise siebenten Grade der Civilkomputation aus. In dem 
Verkehr mit den germanischen Völkern bildete sich ein anderes Verhältnis. 
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WtiireDd das römische Recht den Grad als Einheit nimmt, wonach die Ent- 
fermmg des einen Verwandten von dem anderen berechnet wird, ist es in dem 
germanischen Recht die Generation, welche entscheidet. Philipps (Eherecht, 
ffliped. consang.) sagt: ,da eben bei den germanischen Stämmen eine grosse 
Al^geschlossenheit der Familien gegen einander stattfand, so schritt die Kirche 
auch in dieser für sie neuen Gradberechnang bis zum siebenten Grade, oder 
dem Prinzip nach eigentlich soweit vor, als eine Verwandtschaft noch nach- 
weisbar war." Richter findet die Ursache hiervon in einer Vermischung des 
germanischen Begriffes der Generationen mit den römischen Graden. 

Nach der Idee der in den Gliedern organisch fortschreitenden Familie 
nimmt das germanische Recht die Geschwister als erste Generation, die Ge- 
schwisterkinder als zweite. 

8. Die Gründe für die Einführung dieses Hindernisses sind : 

a) Soziale: Die Vereinigung fremder Individuen und Familien 
und dadurch Ausdehnung des Kreises gegenseitiger Hülfe- 
leistung und Freundschaft. 

Das imped. consanguinitatis durchbricht die Schranken engherziger Ver- 
waodtschaftsliebe, die leicht zum Egoismus wird. 

b) Natürliche : Achtung des ehrwürdigen Verhältnisses, das 
durch die gemeinschaftliche Abstammung entsteht. 

£s ist tief in des Menschen Brust ein natürlicher Abscheu gegen Ehen 
unter den nächsten Verwandten und besonders zwischen £ltem und Kindern 
und Geschwistern eingepflanzt. Unter diesen soll nach natürlicher Ordnung 
eine Ehrfurcht statthaben, welche der Vollzug der Ehe auf schnödeste herab- 
würdigt. Sogar unziviliaierte Völker verwerfen die Verwandtenehe. So die 
Aostraher, die Hottentotten, die Botta auf Sumatra, die Samojeden, Ostjaken, 
Hindu, Chinesen, (cf. Ratzel, Völkerkunde IL pag. 65, 80.) 

c) Moralische: Die Bewahrung der in näherer Verbindung 
zusammenlebenden Verwandten vor sündhaftem Um- 
gange. 

Durch das imped. consang. wird ihnen die Aussicht auf eheliche Verbin- 
dung verschlossen oder doch sehr erschwert. 

d) Physiologische : Die häufigen schlimmen Folgen der Ver- 
wandtenehen: Sterben, Verderben, keine Erben; d. h. 
früher Tod, geschwächte, verkrüppelte Nachkommen- 
schaft, Kinderlosigkeit. Ein altes deutsches Sprüchwort 
sagt: Heirat ins Blut, thut selten gut. 

Die Stastistik hat hiefür Belege geliefert. Ein Arzt Cadiot macht bei 
54 Ehen unter Verwandten des dritten und vierten Grades folgende Beobach- 
tungen: 14 waren unfruchtbar geblieben, 7 hatten totgeborene Kinder, 
18 skrophulöse, mit der Erätze behaftete, taubstumme Kinder (Schneemann, 
pag. 202). Nach der Encyclopaedia Britannica 1846 gibt es in der Welt — 
mit Ausnahme Chinas — 546000 Taubstumme, so dass auf 1556 Menschen 
ein Taubstummer kommt. Unter den Ursachen dieses Übels lassen sich die 
Ehen in verbotenen Verwandtschaftsgraden ganz evident nachweisen. In China, 
wo Ehen zwischen Verwandten streng verpönt sind, kommt die Taubstummheit 
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fast nie vor; dagegen fand sich bei den freien Schwarzen der Union, welche 
ihrer sozialen Lage zufolge zu Yerwandtschaffcsheiraten gleichsam gezwuDgen 
waren; unter 47 Kindern ein taubstummes. In Frankreich gibt es unter 100 Ehen 
kaum zwei in den verbotenen Verwandtschaftsgraden ; dennoch findet zwischen 
den Taubstummen, weiche aus beiden Klassen ehelicher Verbindungen stammen, 
ein so enormes Verhältnis statt, dass bei gleichem Zahlenverhältnisse auf einen J 
Fall von Taubstummheit bei gewöhnlichen £hen '-^ 

18 auf Ehen unter Geschwisterkindern, ' 

87 „ , zwischen Onkel und Nichte und 

70 „ , „ Tante und Neffen kommen. 

Unter den Taubstummen zu Lyon fand man 25 ^/o der Gesamtzahl, za 
Paris 28, 35 ^/o, zu Bordeaux 30, 33 7© aus Ehen zwischen Verwandten hervor- 
gegangen, (cf. Bondin, „Etudes statist. sur les dangers des unions consanguines' 
im Journal de la secr^tä de Statistique de Paris 1862.) 

In Berlin, wo namentlich unter den Juden Verwandtschafesehen häufig 
sind, ist das Verhältnis der Taubstummen zu den Vollsinnigen 

bei den Juden 1 : 678, 
, , Protestanten 1 : 2173, 
y, , Katholiken 1 : 3179. cf Katholik 1886 pag. 750 f. 

Dr. Karl Meyer, Mitglied des statist. Bureaus in Mtlnchen, bemerkt, dass 
in Bayern unter den Protestanten die Zahl der Taubstummen im Verhältnis 
noch einmal so gross ist, als bei den Katholiken, was wohl den häufigeren 
Heiraten unter Blutsverwandten bei den Protestanten zuzuschreiben ist. (cf. 
Osterlein, Handbuch medizinischer Statistik, Tübingen 1864.) 

Allerdings ist die Frage, ob die Verwandtschaftsehen einen verderblichen 
Einfiuss auf die Entwickelung der Nachkommenschaft ausüben, z. Zt. wieder 
viel umstritten, cf. Oldendorff, Realencyklopädie der ges. Heilkunde III. 
682 ff. Allein die statistischen Belege bleiben eben doch immer bestehen, 
cf. Schnitzer, Eherecht pag. 876 Anm. 8. , wo die Frage ausführlicher behan- 
delt ist. 

9. Das B. G. ß. bestimmt bezüglich dieses Hindernisses: 
§ 1310: „Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen Ver- 
wandten in gerader Linie, zwischen vollbürtigen und halbbürtigen 
Geschwistern.** „Verwandtschaft im Sinne dieser Vorschriften 
besteht auch zwischen einem unehelichen Kinde und dessen 
Abkömmlingen einerseits und dem Vater und dessen Verwandten 
anderseits." 

Diese Verwandtschaftsgrade machen nach § 1827 die Ehe nichtig, bilden 
also auch staatlich ein trennendes Ehehindemis. Kirchlich sind diese Grade 
indispensabel, kommen also für den Pfarrer nie in Betracht. 
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ß) Cognatio legalis. 

§ 25. 
12. Cognatio legalis — Gesetzliche Verwandtschaft. 

1. Unter Cognatio legalis — gesetzlicher, bürgerlicher Ver- 
andtschaft — versteht man die aus der Arrogation oder Adop- 
on hervorgehende nähere Verbindung von Personen. 

2. Die Cognatio legalis bildet nach dem gegenwärtig gelten- 
en Recht ein trennendes Ehehindernis: 

a) für immer, d. h. auch nach Auflösung der Adoption: 
a) zwischen dem Adoptierenden (Adoptivvater) und der 

adoptierten Person (Adoptivtochter) und den Descen- 
denten der letzteren, vorausgesetzt, dass diese zur 
Zeit der Adoption noch unter der patria potestas der 
adoptierten Person standen. Dieses Verhältnis heisst 
paternitas legaHs, 
ß) zwischen den Adoptierenden und der Witwe des 
Adoptivsohnes, sowie zwischen dem Adoptivsohn und 
der Witwe des Adoptivvaters (affinitas legalis); 

b) bis zur Auflösung der Adoption zwischen dem Adoptiv- 
sohn und den ehelichen Kindern des Adoptivvaters, 
vorausgesetzt, dass diese zur Zeit der Adoption noch 
unter der patria potestas sich befanden, sowie den 
Kindern seiner Söhne, nicht aber den Kindern seiner 
Töchter (fraternitas legalis). 

Das Hindernis stammt aas dem römischen Rechte and wurde von der 
rohe recipiert im selben Umfange, ^ie es im römischen Rechte bestand, 
jolaas I. (858-867) sagt im c. 1. C XXX. qu. 3: ,ünde inter eos non arbi- 
mur posse fieri quodlibet legale conjugiam, quandoquidem nee inter eos, 
natora et eos, qui adoptione filii sant, venerandae Romanae leges matri- 
nia contrahi pennittunt.** Paschalis II. (1099—1118) in c. 5. C. XXX. qa. 3: 
lia leges saeculi non emancipatos adoptivis prohibent copulari." Ebenso 
m. X. „de cognat. legali** IV. 12. „Si qua per adoptionem mihi soror esse 
perit, quamdiu durat adoptio, inter me et ipsam naptiae consistere non 
sunt.** 

Das römische Recht unterschied eine dreifache Adoption: 

a) Arrogatio, wenn jemand^ der bereits sui juris ist, mit 
Bewilligung des Laudesherrn in die Familie aufgenommen 
wird, sodass er als filius familiae Noterbe wird. 

b) Adoptio plena, wenn jemand mit Bewilligung der kom- 
petenten Behörde von einem anderen an Kindesstatt 
angenommen wird und in dessen patria potestas kommt. 
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c) Die Adoptio minus plena, wenn jemand zwar nicht in 
die potestas patria des Adoptierenden übergeht, wohl 
aber das gesetzliche Erberecht eines Kindes erlangt. 
Die beiden ersten begründen nach dem römischen Recht 
das Impedimentum. 

Die Adoption hört auf: 

1. Durch den natürlichen oder bürgerlichen Tod des einen 
Teiles, 

2. wenn der Adoptivvater eine incestuose Ehe einzugehen 1 
sucht, 

3. durch richterliches Urteil, i 

4. durch Emancipation, dadurch, dass der Adoptierende den -' 
Adoptierten aus der potestas patria entlässt, J 

5. wenn der Adoptivsohn Bischof wird. 

Mit der Adoption darf man ähnliche Verhältnisse nicht verwechseln: 
a) Den alumnatus oder die Pflegekindschaft, hei uns häafig Annahme an _ 
Kindesstatt genannt. Sie entsteht dadurch, dass jemand ein Kind zur '. 
Unterhaltung und Erziehung annimmt und zwar einzig in dieser 
Ahsicht. -^ 

h) die unio prolium, Einkindschaftung. . Sie entsteht, wenn zwei verwitwete 
Personen einander heiraten und in gesetzlicher Weise die Ühereinkunft 
treffen, daes die Kinder, welche sie in die Ehe mitgebracht haben, 
mit den gemeinschaftlichen Kindern aus dieser zweiten Ehe gleiches 
Erbrecht haben. 
c) die adoptio per testamentum, die Erbeinsetzung mit der Pflicht, den 
Namen des Erblassers anzunehmen. Bei diesen drei Verhältnissen tritt :, 
das Hindernis nicht ein. i 

i 
3 

3. Das impedimentum cognationis legalis ist juris publici j 
und besteht in dem Umfange des römischen Rechtes überall da, ' 
wo die Landesgesetze überhaupt eine Adoption zulassen. Soll 
-aber die bürgerliche Adoption das kanonische Hindernis zur 
Folge haben, so muss sie mit Beobachtung der vom zuständigen 
Civilrechte vorgeschriebenen Förmlichkeiten, insbesondere mit 
Zuziehung der öffentlichen Behörde, vollzogen worden sein. Das- 
selbe gilt von der Auflösung einer rechtmässig vorgenommenen 
Adoption. Das Hindernis der cognatio legalis ist in seinem 
ganzen Umfang dispensabel. 

Das kanonische Hindernis besteht hiemach im Geltungsbereiche des B. 
G. B., da dieses in § 1741 eine Adoption zulässt: „Wer keine ehelichen Ab- 
kömmlinge hat, kann durch Vertrag mit einem anderen diesen an Eindesstatt 
annehmen.** Es ist dies allerdings dem römischen und kanonischen Rechte 
gegenüber eine Beschränkung; allein sobald einmal die in § 1741 — § 1772 
des B. G. B. vorgesehene bürgerliche Adoption vorliegt, gilt das trennende 
Ehehindernis der cognatio legalis nach dem umfange des kanonischen Rechtes. 
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4. Das B. G. B. kennt das impedimentum cognationis legalis 
nur als aufschiebendes Ehehindernis. 

§ 1311 lautet: „Wer einen anderen an Kindesstatt ange- 
nommen hat, darf mit ihm oder dessen Abkömmlingen eine Ehe 
nicht eingehen, solange das durch die Annahme begründete 
Rechtsverhältnis besteht." 

Da sich das kanonische Hindernis weiter erstreckt, als das bürgerliche 
ks § 1311, hat dieser Paragraph für den Seelsorger praktisch keine 
Sehwierigkeit. 

y) cognatio spiritualis. 

§ 26. 
18. Cognatio spiritualis — Geistige Verwandtschaft. 

1. Unter cognatio spiritualis — geistiger Verwandtschaft — 
versteht man die aus der Spendung und dem Empfange der 
hl. Sakramente der Taufe und Firmung hervorgehende nähere 
Beziehung von Personen. 

2. Die geistige Verwandtschaft bildet nach heutigem Recht 
ein trennendes Ehehindernis: 

a) für den Taufenden mit dem Täufling und dessen Eltern, 

b) für den Paten mit dem Täufling und dessen Eltern, 

c) für den Firmenden mit dem Gefirmten und dessen Eltern, 

d) für den Firmpaten mit dem Gefirmten und dessen 
Eltern. 

Inter haptizantem, baptizatum baptizatique parentes; 

inter levautem, levatum levatique parentes; 

inter confirmantem, confirmatam confirmatique parentes; 

inter ligantem, ligatum ligatique parentes. 

Seit den ältesten Zeiten wendete die Kirche bei Spendang der hl. Taufe 
Paten an als Bürgen fUr den Täufling (sponsores, fldeiiussores) ; sie empfingen 
den Neugetauften, sobald er dem geweihten Bade entstieg (susceptores, levan- 
ies) und bildeten so die geistigen Erzeuger (Väter, Mütter) des Getauften 
(patrini, matrinae). Aas dieser Auffassung entwickelte sich allmählich das Ehe- 
hindemis der geistigen Verwandtschaft. Kaiser Justinian I. erhob 530 das 
Gewohnheitsrecht, welches die Ehen zwischen Täufling und Paten verbot, zum 
Gesetze. In der griechischen Kirche wurde die hl. Firmung gewöhnlich in 
Verbindung mit der Taufe erteilt und daher das Hindemis auch für Firrolinge 
nnd Firmpaten festgesetzt. Später wurde das Hindernis ausgedehnt, soweit 
sich das impedimentum consanguinitatis erstreckt. Darüber handelt C. XXX. 
qa. 3 im Dekrete Gratians und X. „de cognatione spirituali" IV. 11. Da sich 
die Feststellung dieses Hindernisses für eine so weite Ausdehnung sehr 
sdiwierig gestaltete, hat das Tridentinum in c. II. sessio XXIV. de reform. 
matrim. es auf die heutige Ausdehnung beschränkt. 
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Man unterscheidet paternitas spiritualis zwischen dem Taufenden und 
Getauften, compaternitas spiritualis zwischen dem Taufenden und den Eltern 
des Getauften, früher auch fratemitas spiritualis, auch affinitas spiritualis 

Nur zwischen den im Trid. eigens bezeichneten (oben angeführten) Per- 
sonen entsteht das Hindernis der geistigen Verwandtschaft. Dieselbe kann 
eine mehrfache sein 

1. wenn jemand bei einem Kinde eines Elternpaares zugleich Tauf- und 
Firmpate ist, 

2. wenn jemand bei einem Kinde Taufpate und bei einem Kinde derselben 
Eltern Firmpate ist, 

3. wenn zwei Elternpaare sich gegenseitig zu Gevatter stehen. 

Keine mehrfache geistige Verwandtschaft ist dagegen vorhanden, wenn 
jemand bei mehreren Kindern derselben Familie Taufpate oder Firmpate 
war. S. Congr. Ofif. d. d. 29. Apr. 1894: ,Si quis plui*es eiusdem personae 
filios eodem sacramento teneat, cognationem spiritualem non augeri et con- 
sequenter opus non esse ad dispensationis validitatem, ut in supplici libello 
haec circumstantia exprimatur" (Acta S. Sed. XXVII. 314—316). — 

Bezüglich der Taufpaten bestimmt das Tridentinum (c. 2. 
sess. 24 de ref. matr.). „ut unus tantum, sive vir sive mulier, 
vel ad summum unus et una baptizatum de baptismo suscipiant." 
Unfähig für die Patenschaft sind alle Ungetauften. Von der 
erlaubten Übernahme sind ausserdem ausgeschlossen : Häretiker, 
Schismatiker, Apostaten, namenthch Exkommunizierte, solche, 
die in blosser Civilehe leben, solche, die ihrer österlichen Pflicht 
nicht genügt haben, öffentliche Sünder, Klosterleute beiderlei 
Geschlechtes, Unwissende, Irrsinnige, endlich die eigenen Eltern 
des Kindes. Diese Bestimmungen gelten im allgemeinen auch 
bezüglich der Firmpaten. Der Firmpate soll dann selbst schon 
gefirmt sein (S. Congr. Conc. d. d. 16. Febr. 1884 Acta S. Sedis 
XVI. 539) und ein anderer als der Taufpate sein. 

Damit das impedimentum eintrete, muss: 

1. der Pate den Willen haben, die Patenschaft zu über- 
nehmen, 

2. auch den Täufling oder Firmling bei der Sakraments- 
spendung berühren. 

3. Einige Fälle sind besonders zu beachten: 

a) Das impedimentum cognationis spirituaUs entsteht auch 
aus der Nottaufe, die ohne Feierlichkeit gespendet wird, 
wenigstens zwischen dem Taufenden und dem Täufling 
und dessen Eltern. 

Paten werden in der Regel nicht beigezogen bei der Spendong der Not- 
taufe. Würde aber einer beigezogen, so würde er auch die geistige Verwand- 
schaft kontrahieren, cf. Schnitzer, Eherecht, pag. 428. Schulte, Handbuch 
pag. 196. FeiTaris führt dafür eine Entscheidung der S. Congr. Cono. vom 
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5. Hart. 1678 an. (Knopp, Eherecht pag. 182, verteidigt die entgegengesetzte 
Ansicht). 

b) Der Taufpate kontrahiert die geistige Verwandtschaft 
bloss dann, wenn das Sakrament selbst gespendet wird, 
nicht aber, wenn bloss die Ceremonien nachgeholt 
werden. 

Wird die Taafe sub conditione wiederholt, so kontrahiert der Pate die 
Verwandtschaft, wenigstens, wenn es sich um ein dubium negativum bezüglich 
der Gültigkeit der Taufe handelt, d. i., wenn die Ungültigkeit der früheren 
Taufe zwar nicht vollkommen feststeht, aber doch kein positiver Grund für 
deren Gültigkeit erbracht werden kann; bei positivem Zweifel hält der hl. 
Alfons die verneinende Ansicht für satis probabilis (theol. moralis lib. VI. n. 
151). Für die Praxis wird die Schwierigkeit am einfachsten dadurch gehoben, 
dass man Sorge trägt dafür, dass bei der bedingten Wiederholung der Taufe 
womöglich der nämliche Pate beigezogen wird. 

c) Der Stellvertreter des Paten (mandatarius) kontrahiert 
keine geistige Verwandtschaft. 

(S. Congr. Conc. d. d. 29. Mart. 1582; 16. Mart. 1680; 15. Mart. 1631; 
29. Mart. 1682; 11. Juni 1881. [Acta S. Sed. XIV. 413.]). 

d) Unter mehreren von den Eltern etwa gewählten Paten 
ist bloss einer, höchstens zwei, unus et una, als eigent- 
liche Taufpaten zu betrachten und zu bezeichnen, welche 
allein die geistige Verwandtschaft kontrahieren, während 
die übrigen bloss als Taufzeugen (testes) gelten. 

e) die geistige Verwandtschaft als impedimentum subsequens 
hat keine Störung der eheUchen Rechte zur Folge: 

a) wenn einer der Ehegatten sein eheUches Kind im 
Notfalle selbst tauft. 

Johannes VIII. (872—882) bestimmt in c. 7 C. XXX. qu. 1.: ,Bene 
fecisse laudatur et idcirco suae uxori sibi jam legitime sociatae impune, quam- 
diu vixerit, judicamus mauere conjunctum, nee ob hoc contra praefatas auctori- 
tates divinas (Proverb. 15: Matth. 19) aliquatenus separari debere.'* Das 
Rituale Romanum sagt im Tit. II. cap. 1. n. 14: , Pater aut mater propriam 
prolem baptizare non debent, praeterquam in mortis periculo, quando alius 
non reperitur, qui baptizet; neque tunc ullam contrahunt cognationem; quae 
matrimonii usum impediat." 

ß) Wenn er aus Unwissenheit oder Bosheit als Pate für 
dasselbe fungiert, um von der Pflicht reddendi debitum 
frei zu werden. 

Alexander III. (1159-1181) entschied in c. 2. X. „de cognat. spii-it." 
IV. 11 : »Nobis videtur. quod sive ex ignorantia. sive ex malitia id fecerint, 
non sunt ab invicem separandi, nee alter alteri debitum debet subtrahere, nisi 
ad continentiam servandam possint induci: quia si ex ignorantia id factum 
est, eos ignorantia excusare videtur: si ex malitia, eis sua fraus non debet 
patrocinari, vel dolus.*' 

Englmann-Stingl, Ebereeht. 5 
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Aiissereheliche Eltern dagegen, welche ihr eigenes Kind^; 
wenn auch im Notfalle taufen oder Pate sind, kontrahieren die- 
geistige Verwandtschaft und sie können später ohne Dispense^ 
nicht heiraten, weil es ein impedimentum antecedens ist. .5 

4. Das impedimentum cognationis spiritualis ist juris Eccle-?] 
siastici und in seinem ganzen Umfange dispensierbar. 

5. Das staatliche Recht kennt dieses Hindernis nicht. 



B. 
Affinitas — Schwägerschaft. 

§ 27. 
Begriff und Arten der Schwägerschaft. 

1. Die affinitas — Schwägerschaft — ist die nähere Ver- 
bindung von Personen, welche entweder aus der leiblichen Bei- 
wohnung (copula carnalis) oder aus anderen Verhältnissen, 
nämlich der Adoption und den Sponsalien entsteht. 

2. Man unterscheidet: 

a) die eigentliche Schwägerschaft, affinitas vera, wenn sie 
aus der copula carnaUs entsteht. 

b) die uneigentliche, nachgebildete, affinitas ficta, quasi- 
affinitas, wenn sie aus anderen Verhältnissen entsteht 
und zwar: 

a) die gesetzliche Schwägerschaft, affinitas legalis, welche 
aus der Adoption entsteht (s. § 25, 1. a) sub /?), 

ß) die geistige, affinitas spiritualis, welche zwischen dem Ehegatten . 
des Paten und dem Täuflinge oder Fiimlinge und dessen Eltern 
ehedem hestand, aher durch das Tridentinum aufgehohen ist, 

y) die aus gültigen Sponsalien oder einem matrimonium 
ratum entstehende quasiaffinitas , welche öffentliche 
Ehrbarkeit, publica honestas, genannt zu werden pflegt. 

§ 28. 

14. Affinitas yera — eigentliche Sehwägerschaft. 

1. Die (eigentliche) Schwägerschaft (affinitas vera) ist die 
aus vollständiger leiblicher Beiwohnung (copula carnalis perfecta) 
hervorgehende nähere Verbindung, welche entsteht zwischen dein 
einen Konsum man ten und den Blutsverwandten des anderen. 
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emnach wird die ganze Verwandtschaft des fleischlich erkannten 
eibes verschwägert mit dem erkennenden Manne und umge- 
ihrt werden die Blutsverwandten des erkennenden Mannes ver- 
hwägert mit dem erkannten Weibe. Dagegen werden die 
iderseitigen Blutsverwandten zu einander nicht verschwägert, 
'finitas non parit affinitatem. 

2. Die affinitas ist entweder 

a) eine eheliche, affinitas legitima, oder eine aussereheliche, 
affinitas illegitima, je nachdem sie aus erlaubter Bei- 
wohnung in der Ehe, oder einem ausserehelichen Ge- 
schlechtsverkehr entsteht. 

Darauf kommt es jedoch nicht an, ob die Konsanguinität aus einer er- 
ibten oder unerlaubten Beiwohnung herstammt. Es kann daher die Affinität 
\e eheliche sein, wenngleich die Konsanguinität aus einer ausserehelichen 
iiwohnung herrühi*t. Auch entsteht die eigentliche Affinität (affinitas yera) 
ir ans einer konsummirten Ehe, nicht aber aus dem matrimonium ratum 
Dtum. 

b) ein affinitas antecedens oder subsequens, je nachdem 
sie vor oder nach Abschluss der Ehe erst eintritt. 

Die affinitas subsequens entsteht zwischen zwei Ehegatten durch Incest 
es einen Teiles mit einem Blutsverwandten des aD deren Teiles. 

3. Die Linien und Grade der Affinität werden nach folgen- 
er Regel berechnet: In quo quis gradu et linea consanguineus 
st viro cognoscenti, in eo est affinis feminae cognitae et vicissim. 

Wenn beim Hindernis der Affinität um Dispense nachgesucht werden 
luss, muss ein Stammbaum beigelegt werden. Man geht hier aus vom ver- 
iorbencn Eheteil und von demjenigen, der statt seiner in die Ehe treten soll, 
an stellt den Stammbaum für die Konsanguinen des Verstorbenen Eheteils 
)r und den des jetzt neu in die Ehe tretenden Teiles. Der neue Eheteil ist 
iDD dem Witwer in demselben Grade affin, in dem er dem verstorbenen Teil 
»nsanguin war. j— , 

Beispiele: EinWittwerA. will sich in zweiter / \_^ 

le verheiraten mit einer Person C, die mit seinem [j Li 

rstorbenen Eheweibe B. Geschwisterkind war. Wie | I 

id sie verschwägert? ATl^^^^OtB O^ 

Resp: C ist mit f B im II. Grade der gleichen Seitenlinie konsanguin; 
o C mit A im II. Grade affin. 

D 

Ein Witwer A. will die Brudertochter C. seiner ver- fBO D 

rbenen Gattin B heiraten. Wie sind beide verwandt? ( 1 

aDJDc 

Resp: C ist mit f B konsanguin im 1. Grad der ungleichen Seitenlinie, 
ührend den IL; daher A mit C im 1. Grad affin, berührend den II. 

5* 
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Beispiel der Ausführung: 

Ignaz Brenner cum uxore sua Ursula Erottenthaler genoit I 

\ / . \ 

Martinum Brenner, qui Emestum Brenner, qui cum ' 

cum uxore sua Eva genuit Walburga Stangl ^enuit ^ 

. I . I 

Antoniam Brenner f Notburgam Brenner, 

uxorem Kaspar Fenz, vidui et sponsi. sponsam. 

Für die einzelnen Grade der Affinität haben sich in der Sprache eigene 
Benennungen gebildet: 

In der linea recta ascendens: 

1. Stufe: Socer, Schwiegervater — socrus, Schwiegermutter. 

2. , prosocer, Vater des Schw. V. — prosocrus Mutter der Schw. M. 

3. , absocer, Grossvater des Schw. V. — absocrus Gross-M. der Schw. M. 

4. , atsocer, ürgi*oss-V. des Schw. V. — atsocrus Ürgross-M. der Schw. M. 
In der linea recta descendens: 

gener, Schwiegersohn, Eidam (Mann ihrer Tochter) 
nurus, Schwiegertochter (Frau ihres Sohnes). 

Der Mann nennt die Kinder seiner Frau aus 1. Ehe , Stiefkinder, prf- 
vigni'^, und diese nennen ihn „Stiefvater, vitricus". Das Weib nennt die Kinder 
des Mannes aus 1. Ehe „Stiefkinder, privigni*, und diese nennen sie , Stief- 
mutter, noverca". 

In der linea obliqua: 

Jeder Ebeteil nennt den Bruder des anderen Eheteils „Schwager, levir* "^ 
und die Schwester des anderen Eheteils „Schwägerin, glos**. Umgekehrt nennt 
der Schwager den Mann seiner Schwester „Schwager, sororius**, und die Frau 
seines Bruders „Schwägerin, fratria*. 

Einen Stammbaum der Affinität siehe pag. 69. 

4. Die Affinität bildet ein trennendes Ehehindernis: 

a) in jedem Grade der linea recta; 

b) in der linea obliqua bildet die affinitas legitima ein • 
trennendes Ehehindernis bis zum 4. Grade, die affinitas 
illegitima bis zum 2. Grade einschliessUch. 

Wie bei der Konsanguinität, so gibt auch bei der Affinität 
bei Ungleichheit der Grade der entferntere den Ausschlag. Daher 
ist bei der Affinität dem überlebenden Gatten die Ehe mit einer 
dem verstorbenen Eheteil im 5. Grade blutsverwandten Person 
gestattet, ohne Rücksicht darauf, in welchem Grade sich der 
letztere befand. Analog gilt dies auch bei der affinitas illegitima 
hinsichtlich der Ehe mit einer im 3. Grade verschwägerten 
Person. 

Die Affinitas dauert auch in der Weise über den Tod hinaus, 
dass, wenn der überlebende Gatte sich in 2. Ehe mit einer 
fremden Person verheiratet hatte, er in 3. Ehe sich doch mit 
keiner der verstorbenen ersten Gattin bis zum bestimmten Grade 
blutsverwandten Person vermählen darf. 



,^ Blutsverwandte der Frau. ,^, 
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62 Cognatio legalis. 

c) Die Adoptio minus plena, wenn jemand zwar nicht in 
die potestas patria des Adoptierenden übergeht, wohl 
aber das gesetzliche Erberecht eines Kindes erlangt. 
Die beiden ersten begründen nach dem römischen Recht 
das Impedimentum. 

Die Adoption hört auf: 

1. Durch den natürhchen oder bürgerlichen Tod des einen 
Teiles, 

2. wenn der Adoptivvater eine incestuose Ehe einzugehen 
sucht, 

3. durch richterliches Urteil, 

4. durch Emancipation, dadurch, dass der Adoptierende den | 
Adoptierten aus der potestas patria entlässt, 

5. wenn der Adoptivsohn Bischof wird. 

Mit der Adoption darf man ähnliche Verhältnisse nicht verwechseln: 
a) Den alumnatus oder die Pflegekindschaft, hei uns häufig Annahme an 
Kindesstatt genannt. Sie entsteht dadurch, dass jemand ein Kind zui 
Unterhaltung und Erziehung annimmt und zwar einzig in dieser 
Absicht, 
h) die unio prolium, Einkindschaftung. . Sie entsteht, wenn zwei yerwitwete 
Personen einander heiraten und in gesetzlicher Weise die Übereinkunft 
treffen, daes die Kinder, welche sie in die Ehe mitgebracht haben, 
mit den gemeinschaftlichen Kindern aus dieser zweiten Ehe gleiches 
Erbrecht haben, 
c) die adoptio per testamentum, die Erbeinsetzung mit der Pflicht, den 
Namen des Erblassers anzunehmen. Bei diesen drei Verhältnissen tritt 
das Hindernis nicht ein. 

3. Das impedimentum cognationis legalis ist juris publici 
und besteht in dem Umfange des römischen Rechtes überall da, 
wo die Landesgesetze überhaupt eine Adoption zulassen. Soll 
-aber die bürgerliche Adoption das kanonische Hindernis zur 
Folge haben, so muss sie mit Beobachtung der vom zuständigen 
Civilrechte vorgeschriebenen Förmlichkeiten, insbesondere mit 
Zuziehung der öffentlichen Behörde, vollzogen worden sein. Das- 
selbe gilt von der Auflösung einer rechtmässig vorgenommenen 
Adoption. Das Hindernis der cognatio legalis ist in seinem 
ganzen Umfang dispensabel. 

Das kanonische Hindernis besteht hiemach im Geltungsbereiche des B. 
Gr. B., da dieses in § 1741 eine Adoption zulässt: „Wer keine ehelichen Ab- 
kömmlinge hat, kann durch Vertrag mit einem anderen diesen an Eindesstatt 
annehmen.** Es ist dies allerdings dem römischen und kanonischen Rechte 
gegenüber eine Beschränkung; allein sobald einmal die in § 1741 — § 1772 
^es B. 6. B. vorgesehene bürgerliche Adoption vorliegt, gilt das trennende 
Ehehindernis der cognatio legalis nach dem umfange des kanonischen Rechtes. 
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4. Das B. G. B. kennt das impedimentum cognationis legalis 
nur als aufschiebendes Ehehindernis. 

§ 1311 lautet: ,,Wer einen anderen an Kindesstatt ange- 
nommen hat, darf mit ihm oder dessen Abkömmlingen eine Ehe 
nicht eingehen, solange das durch die Annahme begründete 
Rechtsverhältnis besteht." 

Da sich das kanonische Hindernis weiter erstreckt, als das bürgerliche 
des § 1311, hat dieser Paragraph für den Seelsorger praktisch keine 
Schwierigkeit. 

y) cognatio spiritualis. 

§26. 
18. Cognatio spiritualis — Geistige Verwandtschaft. 

1. Unter cognatio spiritualis — geistiger Verwandtschaft — 
versteht man die aus der Spendung und dem Empfange der 
hl. Sakramente der Taufe und Firmung hervorgehende nähere 
Beziehung von Personen. 

2. Die geistige Verwandtschaft bildet nach heutigem Recht 
ein trennendes Ehehindernis: 

a) für den Taufenden mit dem Täufling und dessen Eltern, 

b) für den Paten mit dem Täufling und dessen Eltern, 

c) für den Firmenden mit dem Gefirmten und dessen Eltern, 

d) für den Firmpaten mit dem Gefirmten und dessen 
Eltern. 

Inter baptizantem, baptizatum baptizatique parentes; 

inter levautem, levatum levatique parentes; 

inter confirmantem, confirmatam confirmatique parentes; 

inter ligantem, ligatum ligatique parentes. 

Seit den ältesten Zeiten wendete die Kirche bei Spendung der hl. Taufe 

Paten an als Bürgen für den Täufling (sponsores, fideiiussores) ; sie empfingen 

den Neugetauften, sobald er dem geweihten Bade entstieg (susceptores, levan- 

tes) und bildeten so die geistigen Erzeuger (Väter, Mütter) des Getauften 

(patrini, matrinae). Aus dieser Auffassung entwickelte sich allmählich das Ehe- 

hindemis der geistigen Verwandtschaft. Kaiser Justinian I. erhob 530 das 

Gewohnheitsrecht, welches die Ehen zwischen Täufling und Paten verbot, zum 

Gesetze. In der griechischen Kirche wurde die hl. Firmung gewöhnlich in 

Verbindung mit der Taufe erteilt und daher das Hindemis auch für Firrolinge 

und Firmpaten festgesetzt. Später wurde das Hindernis ausgedehnt, soweit 

sich das impedimentum consanguinitatis erstreckt. Darüber handelt C. XXX. 

qn. 3 im Dekrete Gratians und X. „de cognatione spirituali" IV. 11. Da sich 

die Feststellung dieses Hindernisses für eine so weite Ausdehnung sehr 

sdiwierig gestaltete, hat das Tridentinum in c. IL sessio XXIV. de reform. 

matrim. es auf die heutige Ausdehnung beschränkt. 
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Man unterscheidet paternitas spiritualis zwischen dem Taufenden und 
Getauften, compaternitas spiritualis zwischen dem Taufenden und den Eltern 
des Getauften, früher auch fratemitas spiritualis, auch affinitas spiritualis 

Nur zwischen den im Trid. eigens bezeichneten (oben angeführten) Per- 
sonen entsteht das Hindernis der geistigen Verwandtschaft. Dieselbe kann 
eine mehrfache sein 

1. wenn jemand bei einem Kinde eines Elternpaares zugleich Tauf- and 
Firmpate ist, 

2. wenn jemand bei einem Kinde Taufpate und bei einem Kinde derselben 
Eltern Firmpate ist, 

3. wenn zwei Elternpaare sich gegenseitig zu Gevatter stehen. 

Keine mehrfache geistige Verwandtschaft ist dagegen vorhanden, wenn 
jemand bei mehreren Kindern derselben Familie Taufpate oder Firmpate 
war. S. Congr. Off. d. d. 29. Apr. 1894: ,Si quis plures eiusdem personae 
filios eodem sacramento teneat, cognationem spiritualem non augeri et con- 
sequenter opus non esse ad dispensationis validitatem, ut in supplici libello 
haec circumstantia exprimatur** (Acta S. Sed. XXVII. 314— -816). — 

Bezüglich der Taufpaten bestimmt das Tridentinum (c. 2. 
sess. 24 de ref. matr.). „ut unus tantum, sive vir sive mulier, 
vel ad summum unus et una baptizatum de baptismo suseipiant." 
Unfähig für die Patenschaft sind alle Ungetauften. Von der 
erlaubten Übernahme sind ausserdem ausgeschlossen : Häretiker, 
Schismatiker, Apostaten, namentlich Exkommimizierte, solche, 
die in blosser Civilehe leben, solche, die ihrer österlichen Pflicht 
nicht gentigt haben, öffentliche Sünder, Klosterleute beiderlei 
Geschlechtes, Unwissende, Irrsinnige, endlich die eigenen Eltern 
des Kindes. Diese Bestimmungen gelten im allgemeinen auch 
bezüglich der Firmpaten. Der Firmpate soll dann selbst schon 
gefirmt sein (S. Congr. Conc. d. d. 16. Febr. 1884 Acta S. Sedis 
XVI. 539) und ein anderer als der Taufpate sein. 

Damit das impedimentum eintrete, muss: 

1. der Pate den Willen haben, die Patenschaft zu über- 
nehmen, 

2. auch den Täufling oder Firmling bei der Sakraments- 
spendung berühren. 

3. Einige Fälle sind besonders zu beachten: 

a) Das impedimentum cognationis spiritualis entsteht auch 
aus der Nottaufe, die ohne Feierlichkeit gespendet wird, 
wenigstens zwischen dem Taufenden und dem Täufling 
und dessen Eltern. 

Paten werden in der Regel nicht beigezogen bei der Spendung der Not- 
taufe. Würde aber einer beigezogen, so würde er auch die geistige Verwand- 
schaft kontrahieren, cf. Schnitzer, Eherecht, pag. 428. Schulte, Handbuch 
pag. 196. FeiTaris führt dafür eine Entscheidung der S. Congr. Conc. vom 
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5. Hart. 1678 an. (Knopp, Eherecht pag. 182, verteidigt die entgegengesetzte 
Ansicht). 

b) Der Taufpate kontrahiert die geistige Verwandtschaft 
bloss dann, wenn das Sakrament selbst gespendet wird, 
nicht aber, wenn bloss die Ceremonien nachgeholt 
werden. 

Wird die Tanfe sub conditione wiederholt, so kontrahiert der Pate die 
Verwandtschaft, wenigstens, wenn es sich um ein dubium negativum bezüglich 
der Gültigkeit der Taufe handelt, d. i., wenn die Ungültigkeit der früheren 
Taufe zwar nicht vollkommen feststeht, aber doch kein positiver Grund für 
deren Gültigkeit erbracht werden kann; bei positivem Zweifel hält der hl. 
Alfons die verneinende Ansicht für satis probabilis (theol. moralis lib. VI. n. 
151). Für die Praxis wird die Schwierigkeit am einfachsten dadurch gehoben, 
dass man Sorge trägt dafür, dass bei der bedingten Wiederholung der Taufe 
womöglich der nämliche Pate beigezogen wird. 

c) Der Stellvertreter des Paten (mandatarius) kontrahiert 
keine geistige Verwandtschaft. 

(S. Congr. Conc. d. d. 29. Mart. 1582; 16. Mart. 1630; 15. Mart. 1631; 
29. Mart. 1682; 11. Juni 1881. [Acta S. Sed. XIV. 413.]). 

d) Unter mehreren von den Eltern etwa gewählten Paten 
ist bloss einer, höchstens zwei, unus et una, als eigent- 
liche Taufpaten zu betrachten und zu bezeichnen, welche 
allein die geistige Verwandtschaft kontrahieren, während 
die übrigen bloss als Taufzeugen (testes) gelten. 

e) die geistige Verwandtschaft als impedimentum subsequens 
hat keine Störung der ehelichen Rechte zur Folge: 

a) wenn einer der Ehegatten sein eheUches Kind im 
Notfalle selbst tauft. 

Johannes VIII. (872—882) bestimmt in c. 7 C. XXX. qu. 1.: „Bene 
fecisse laudatur et idcirco suae uxori sibi jam legitime sociatae impune, quam- 
dia vixerit, judicamus manere conjunctum, nee ob hoc contra praefatas auctori- 
tates divinas (Proverb. 15: Matth. 19) aliquatenus separari debere." Das 
Bituale Romanum sagt im Tit. II. cap. 1. n. 14: „Pater aut mater propriam 
prolem baptizare non debent, praeterquam in mortis periculo, quando alius 
neu reperitui', qui baptizet; neque tunc uUam contrahunt cognationem, quae 
matrimonii usum impediat." 

ß) Wenn er aus Unwissenheit oder Bosheit als Pate für 
dasselbe fungiert, um von der Pflicht reddendi debitum 
frei zu werden. 

Alexander III. (1159-1181) entschied in c. 2. X. „de cognat. spirit." 
IV. 11 : „Nobis videtur. quod sive ex ignorantia. sive ex malitia id fecerint, 
non sunt ab invicem separandi, nee alter alteri debitum debet subtrahere, nisi 
ad continentiam servandam possint induci: quia si ex ignorantia id factum 
est, eo8 ignorantia excusare videtur: si ex malitia, eis sua fraus non debet 
patrocinari, vel dolus. ** 

Englmanii-Siiiigl, Ebereebt 5 
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Aussereheliche Eltern dagegen, welche ihr eigenes Bjnd|.T 
wenn auch im Notfalle taufen oder Pate sind, kontrahieren dH'^ 
geistige Verwandtschaft und sie können später ohne DispenjMi:;- 
nicht heiraten, weil es ein impedimentum antecedens ist. j.: 

4. Das impedimentum cognationis spiritualis ist juris Ecclef . 
siastici und in seinem ganzen Umfange dispensierbar. 

5. Das staatliche Recht kennt dieses Hindernis nicht. 



B. 
Affinitas — Schwägerschaft. 

§ 27. 
Begriff und Arten der Schwägerschaft. 

1. Die affinitas — Schwägerschaft — ist die nähere Ver- 
bindung von Personen, welche entweder aus der leiblichen Bei- 
wohnung (copula carnaUs) oder aus anderen Verhältnissen, 
nämlich der Adoption und den Sponsalien entsteht. 

2. Man unterscheidet: - 

a) die eigentliche Schwägerschaft, affinitas vera, wenn sie 
aus der copula carnaUs entsteht. 

b) die uneigentliche, nachgebildete, affinitas ficta, quasi- 
affinitas, wenn sie aus anderen Verhältnissen entsteht 
und zwar: 

a) die gesetzliche Schwägerschaft, affinitas legalis, welche 
aus der Adoption entsteht (s. § 25, 1. a) sub /?), 

ß) die geistige, affinitas spiritualis, welche zwischen dem Ehegatten 
des Paten und dem Täuflinge oder Fiimlinge und dessen Eltern ' 
ehedem hestand, aher durch das Tridentinum aufgehohen ist, 

y) die aus gültigen Sponsalien oder einem matrimonium 
ratum entstehende quasiaf finitas , welche öffentUche 
Ehrbarkeit, publica honestas, genannt zu werden pflegt. 

§ 28. 

14. Affinitas vera — eigentliche Schwägerschaft. 

1. Die (eigentliche) Schwägerschaft (affinitas vera) ist die 
aus vollständiger leiblicher Beiwohnung (copula carnalis perfecta) 
hervorgehende nähere Verbindung, welche entsteht zwischen dem 
einen Konsummanten und den Blutsverwandten des anderen. 
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mnach wird die ganze Verwandtschaft des fleischlich erkannten 
dbes verschwägert mit dem erkennenden Manne und umge- 
irt werden die Blutsverwandten des erkennenden Mannes ver- 
iwägert mit dem erkannten Weibe. Dagegen werden die 
derseitigen Blutsverwandten zu einander nicht verschwägert, 
finitas non parit affinitatem. 

2. Die affinitas ist entweder 

a) eine eheliche, affinitas legitima, oder eine aussereheliche, 
affinitas illegitima, je nachdem sie aus erlaubter Bei- 
wohnung in der Ehe, oder einem ausserehelichen Ge- 
schlechtsverkehr entsteht. 

Darauf kommt es jedoch nicht an, ob die Konsanguinität aus einer er- 
bten oder unerlaubten Beiwohnung herstammt. Es kann daher die Affinität 
e eheliche sein, wenngleich die Konsanguinität aus einer ausserehelichen 
i Wohnung herrührt. Auch entsteht die eigentliche Affinität (affinitas yera) 
r ans einer konsummirten Ehe, nicht aber aus dem matrimonium ratum 
itnm. 

b) ein affinitas antecedens oder subsequens, je nachdem 
sie vor oder nach Abschluss der Ehe erst eintritt. 

Die affinitas subsequens entsteht zwischen zwei Ehegatten durch Incest 
3 einen Teiles mit einem Blutsverwandten des anderen Teiles. 

3. Die Linien und Grade der Affinität werden nach folgen- 
r Regel berechnet: In quo quis gradu et linea consanguineuö 
t viro cognoscenti, in eo est affinis feminae cognitae et vicissim. 

Wenn beim Hindernis der Affinität um Dispense nachgesucht werden 
iss, muss ein Stammbaum beigelegt werden. Man geht hier aus vom ver- 
»rbenen Eheteil und von demjenigen, der statt seiner in die Ehe treten soll, 
in stellt den Stammbaum für die Eonsanguinen des Verstorbenen Eheteils 
r und den des jetzt neu in die Ehe tretenden Teiles. Der neue Eheteil ist 
on dem Witwer in demselben Grade affin, in dem er dem verstorbenen Teil 
nsanguin war. r— . 

Beispiele: EinWittwerA. will sich in zweiter / \_ 

e verheiraten mit einer Person C, die mit seinem [j Li 

rstorbenen Ehe weihe B. Geschwisterkind war. Wie | I 

id sie verschwägert? AQ^^OfB Cc 

Resp: C ist mit f B im II. Grade der gleichen Seitenlinie konsanguio; 
C mit A im II. Grade affin. 

D 

Ein Witwer A. will die Brudertochter C. seiner ver- +bO O 

'rbenen Gattin B heiraten. Wie sind beide yerwandt? ( 



aDJ3c 

Resp: C ist mit f B konsanguin im I. Grad der ungleichen Seitenlinie, 
Ohrend den IL; daher A mit C im 1. Grad affin, berührend den IL 

5* 
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Beispiel der Aasf&hrong: 

Ignaz Brenner cum uxore sua Ursula Erottentlialer genuit 

Martinum Brenner, qui Emestum Brenner, qoi cum 

^um uxore sua £ya genuit Walburga Stangl genuit 

I I 

Antoniam Brenner f Notburgam Brenner, 

uxorem Kaspar Penz, vidui et sponsi. sponsam. 

Für die einzelnen Grade der Affinität haben sich in der Sprache eigene 
Benennungen gebildet: 

In der linea recta ascendens: 

1. Stufe: Socer, Schwiegervater — socrus, Schwiegermutter. 

2. , prosocer, Vater des Schw. V. — prosocrus Mutter der Scbw. M, 

3. , absocer, Grossvater des Schw. V. — absocrus Gross-M. der Schw. M. 

4. , atsocer, Urgross-V. des Schw. V. — atsocrus Ürgross-M. der Schw. M. 
In der linea recta descendens: 

gener, Schwiegersohn, Eidam (Mann ihrer Tochter) 
nurus, Schwiegertochter (Frau ihres Sohnes). 

Der Mann nennt die Kinder seiner Frau aus 1. Ehe .Stiefkinder, pii- 
vigni**, und diese nennen ihn „Stiefvater, vitricus*". Das Weib nennt die Kinder 
des Mannes aus 1. Ehe „Stiefkinder, privigni**, und diese nennen sie .Stief- 
mutter, noverca-. 

In der linea obliqua: 

Jeder Eheteil nennt den Bruder des anderen Eheteils „Schwager, levir* 
und die Schwester des anderen Eheteils „Schwägerin, glos". Umgekehrt nennt 
der Schwager den Mann seiner Schwester „Schwager, sororias", und die Fratt 
seines Bruders „Schwägerin, fratria*. 

Einen Stammbaum der Affinität siehe pag. 69. 

4. Üie Affinität bildet ein trennendes Ehehindemis: 
a) in jedem Grade der linea recta; 

fc) in der linea obliqua bildet die affinitas legitima ein 

trennendes Ehehindernis bis zum 4. Grade, die affinitas 

illegitima bis zum 2. Grade einschliesslich. 

Wie bei der Konsanguinität, so gibt auch bei der Affinität 

bei Ungleichheit der Grade der entferntere den Ausschlag. Daher 

ist bei der Affinität dem überlebenden Gatten die Ehe mit einer 

dem verstorbenen Eheteil im 5. Grade blutsverwandten Person 

gestattet, ohne Rücksicht darauf, in welchem Grade sich der 

letztere befand. Analog gilt dies auch bei der affinitas illegitima 

hinsichtlich der Ehe mit einer im 3. Grade verschwägerten 

Person. 

Die Affinitas dauert auch in der Weise über den Tod hinaus, 
dass, wenn der überlebende Gatte sich in 2. Ehe mit einer 
fremden Person verheiratet hatte, er in 3. Ehe sich doch mit 
keiner der verstorbenen ersten Gattin bis zum bestimmten Grade 
blutsverwandten Person vermählen darf. 



,^ Blutsverwandte der Fhau. ,_^, 
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Die Kirche fand das impedimentum affinitatis bereits im römischen Rechte 
vor. Es bestand dort- zwischen Schwiegereltern nnd Schwiegerkindem, Stief- 
eltern und Stiefkindern, in der Seitenlinie mit der Frau des verstorbenen 
Bruders und mit der Schwester des verstorbenen Eheteils. (L. 15 de R. N. 
Dig. 23, 2; Instit. 1, 10, § 6.) Als dann das impedimentum consanguinitatis 
bis zum 7. Grade ausgedehnt wurde, dehnte man auch die Affinität so weit 
aus. So c. 1 C. 35 qu. 2 u. 3: „De affinitate consanguinitatis per gradus cog- 
nationis placuit usque ad septimam generationem observare.*^ Zugleich koo- 
struierte man neben der eigentlichen Affinität (affinitas primi generis, zwischen 
dem einen Konkumbenten und den Blutsverwandten des anderen) eine affinitas 
secundi generis zwischen dem einen Ehegatten und dem Affinen des anderen. 
Das c: 3 ,de propinquis" C. XXXV q. 2 u. 3, angeblich von Papst Fabian 
(236—250) hen-ührend, ist nach Enopp (Ehrecht pag. 202 Anm.) uneht. Anss6^ 
dem noch eine affinitas tertii generis zwischen dem einen Konkumbenten und 
den Schwägern der Schwäger des anderen, c. 22. C. XXXV. q. 2 u. 3 : ,Porre 
duorum consobrinorum conjuges, quamvis diversis temporibus, viro nni alteram 
post alteiius obitum nubere, ipsa, praeter auctoritatem canonicam, pubiieae 
honestatis justitia contradicit. Et novit prudentia tua, quia ita ab uzoiis, 
aicut a viri consanguineis abstinendum est.*^ 
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A wäre also mit C, dem Bruder seiner Frau D, mit deren Vat-er B, mit 
deren Neffen E und Nichte F nach der I. Art verschwägert; heiratet nun £ 
die G, so ist A mit der seiner Frau D in der I. Art verschwägerten G in der 
IL Art verschwägert. Heiratet nun H, der Bruder der G, die J, so ist A mit 
der seiner Frau D in der II, Art verschwägerten J in der affinitas tertii ge- 
neris verbunden. 

Als aber auf dem IV. Laterankonzil (1215) die Konsanguinität beschränkt 
wurde auf den 4. Grad, so hatte dies auch die gleiche Beschränkung der 
Affinität zur Folge. Die affinitas secundi et tertii generis wurde ganz aufgehoben. 

C. 8 (Non debet.) X. „de consanguinit. et affinit." IV. 15: ,Cum ergo pro- 
hibitiones de conjugio in secundo et tertio affinitatis genere minime contra* 
hendo et de sobole suscepta ex secundis nuptiis, cognationi viri non copulanda 
prioris, et difficultatem frequenter inducant, et aliquando periculum pariant 
animarum, cum cessante prohibitione cesset effectus, constitutiones super hoc 
editas, sacri approbatione Concilii revocantes, praesenti constitutione decer- 
nimus, nt sie contrahentes de caetero libere copulentur.** Von da ab wurde 
auch die Kegel aufgestellt: „Affinitas non parit affinitatem." 
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Das Tridentinum liees diese AusdehDung auf den 4. Grad, bezüglich der 
i^Soitas legitima sen ex copula licita bestehen, beschränkte aber das im- 
Dirnentum ex copola illicita seu afPinitas 4)legitima anf die 2 ersten Grade. 
Sess, XXrV. 0. IV. de ref. noatr. : ^Praeterea sancta synodus, eisdera 
et aiiis gravissimis de caasis addacta, impedimentum, quod propter affinitatem 
ex fomicatione contractam inducitur, et matrimoniom postea factum dirimit, 
ad eoB tantum, qui in primo et secundo gradu conjunguntur, restringit; in 
nlterioribus vero gradibus statuit, huiusmodi affinitatem matrimonium poates 
contractam non dirimere/ 

Auf dem Vatikanum wurde von den Bischöfen verschiedener Länder be- 
antragt, eine abermalige Beschränkung des Hinderm'sses , wie der con- 
panguiuitas, so der affinitas eintreten zu lassen; Domkapitular Gerlach be- 
fikrwortete sogar gänzliche Aufhebung des imped. affinit. in der Seitenlinie ex 
copola licita wie illicita (cf. Archiv f. k. K. XXIII. 322.); allein das Konzil 
ging darauf nicht ein. 

Aus einer ungültigen, jedoch konsummierten Ehe entsteht 
gleichfalls das Hindernis der Affinität. Wurde diese ungültige 
Ehe öfFenthch eingegangen (in faeie ecclesiae), so reicht die 
Affinität bis zum 4. Grade wegen des öffentUchen Charakters 
der Ehe, die nicht einer fomicatio gleichgestellt werden kann. 

Entscheidung der S. Oongr. Conc. d. d. 3. Dez. 1667 und 15. Apr. 1752. 

Ausgenommen aber muss werden: 

a) der Fall der Impotenz; bei dieser entsteht jedoch das 
impedimentum publicae honestatis (Quasiaffinitas, § 29); 

b) wenn die Ehe beiderseits mala fide geschlossen war; 

c) wenn die Ehe ungültig war wegen Klandestinität (impe- 
dimentum clandestinitatis (cf. § 32), weil sie nicht öffent- 
lich vor der Kirche (parochus proprius und 2 Zeugen) 
eingegangen war. In. diesen Fällen (b und c) reicht das 
imped. affinitatis, weil ex copula iUicita, bloss bis zum 
2. Grade einschliesslich (cf. Sauti, praelect. tit. XIV. n. 23)- 

6. Die affinitas illegitima subsequens, die erst nach Ein- 
gehung der Ehe entstandene Schwägerschaft, welche durch Incest 
des einen Eheteils mit einer im 1. oder 2. Grade zum anderen 
Ebeteil blutsverwandten Person entsteht, löst zwar die einmal 
gültig bestehende Ehe nicht auf (Matrimonium semel vaUdum 
semper validum), aber sie beraubt den schuldigen Eheteil, der 
sich durch Incest versündigt hat, des Rechtes, das debitum con- 
jugale zu fordern; doch muss er es auf Verlangen des unschuldigen 
Teiles leisten. 

Die Ehe wird dadurch claudicans. C. 1. X. „de eo, qui cognovit*^ IV. 13. 
bestimmt: Si quis cum filiastra tua scienter fornicatus fuerit, nee a matre 
debitum petere, nee filiam umquam habere potest uxorem: nee filiastra, nee 
iUe nllo nnquam tempore alii se poterunt matrimonio copulari.* Und Papst 
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Coclestin III. (1191—1198) bestimmt in c. 4. (Transmissae) X. «de eo, qui cog- 
novit**. IV. 13: „Respondemus , quod legitimae uxori cohabitans et necessaria 
snbministrans non cognoscat ean^ quamdiu vixerit, nisi ab ea fuerit requisitos 
et tiinc ad ipsam non sine gravi cordis dolore accedat: qni etiam pro incestn 
et adulterio, donec ciim ea permanserit, iuxta moderamen tni arbitrii poeniten- 
tiam agens, postmodum, si supervixerit, perpetuo sine spe conjagii permanebit." 

Der unschuldige Teil hat das Recht, das debitum zu fordern, 
kann jedoch darauf, sogar für immer, Verzicht leisten. 

C. 10. X. „de eo, qni cognovit* lY. 13.: „Respondemus, qnod nxor ut a 
commixtione viii abstineat propter publicam honestatem et in continentia 
maneat, donec vir viam nniversae carnis ingressns fnerit, diligentius est 
monenda. Quod si forte commonitioni parere recusans talis faerit, ut de lap- 
su timeatnr ipsius, vir eins poterit et debebit cum Dei timore debitum ei sol- 
vere conjugale: cum affinitas post matrimonium inique contracta illi nocere 
non debeat, quae iniquitatis particeps non existif Ähnlich c. 11 eodem titalo. 

Von dieser durch das Gesetz festgesetzten Strafe, die indes 
iiur eintritt bei Incest mit Affinen des 1. und 2. Grades (nicht 
aber, bei Incest mit Konsauguinen) entschuldigen: 

a) Furcht (metus gravis) , wenn die Frau dadurch zum 
Incest mit einem Konsauguinen des Mannes gezwungen 
wurde. 

b) Unwissenheit und zwar die ignorantia facti, wenn der be- 
treffende Incestuose nicht wusste, dass er mit der Person, 
mit der er sündigt, im 1. oder 2. Grade affin sei, als 
auch die ignorantia juris, wenn er nicht wusste, dass 
das kirchliche Gesetz diese Strafe für das Vergehen 
festsetzt. 

Diese ignorantia juris ist wohl in den meisten Fällen anzunehmen ; darum 
soll der Beichtvater das Beichtkind nicht beunruhigen, sondern in bona fide 
belassen, besonders, wenn incontinentia zu befürchten ist. Fehlt jedoch die 
bona fides, dann soll der Beichtvater möglichst rasch um Dispens beim Bischöfe 
nachsuchen, die derselbe kraft der Quinquennalfakultäten ei*teilen kann. 

Facultates quinquennales S. Poenitentiariae Nr. X. „Dispensandi cum 
incestuoso sive incestuosa ad petendum debitum conjugale, cuius jus amisit ex 
superveniente occulta affinitate per copulam carnalem habitam cum consan- 
guinea vel consanguineo , sive in primo, sive in primo et secundo, sive in 
secundo gradu suae Uxoris seu respective Mariti: remota occasione peccandi 
et injuncta gravi poenitentia salutari et confessione sacramentali singnlis 
mensibns per tempus arbitrio dispensantis statuendum." (Cf. Schneider, fontes 
J. E. novissimi pag. 96). 

Stapf, Ehrecht, führt (pag. 282—284) einzelne Fälle an, die wir hier zur 
leichteren Beurteilung der oft schwierigen Fälle wiedergeben: 

T. Fall. Titius, ein Ehemann, begeht eine Blutschande 
mit einer Person, die ihm selbst im ersten oder zwei- 
ten Grade blnt SV er wandt, i 8 1, z. B. mit seiner Schwester 
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oder mit seiner Schwestertocliter, oder mit seiner 
Mutterschwester etc. 
A. In diesem Fall geht das jus petendi debitum nicht verloren; denn 
der Verlust des ehelichen Rechtes ist eine poena stricte interpretanda, 
d. h. er ist nicht die Folge einer jeden Blutschande, sondern nur 
einer solchen, von der es das Gesetz ausdrücklich bestimmt, und 
dieses spricht es aus, dass das jus petendi nur dann verloren gehe, 
wenn ein Ehegatte mit einer ihm verschwägerten Person, cum 
affine in primo aut secundo gradu, Blutschande treibe. 

n. Fall. Titia, eine Ehefrau, versündigt sich fleischlich 

mit dem Stiefvater ihres Mannes. 
A. Auch hier geht das jus petendi debitum nicht verloren, weil der 
Stiefvater ihres Mannes kein Consanguineus desselben, somit auch 
mit ihr nicht verschwägert ist. 

m. Fall. Cajus, ein Ehemann, begeht ein adulterium mit 
der Schwester derjenigen Person, mit welcher er ein- 
mal gültige Sponsalien eingegangen hatte. 
A. Durch gültige Sponsalien wird zwar das impedlmentum publicae 
honestatis herbeigeführt, nicht aber die affinitas vera. Cajus war 
weder mit seiner ehemaligen Braut, noch mit deren Schwester affin, 
da beide mit seiner jetzigen Gattin nicht konsanguin sind. AJso hat 
er auch kein Incest mit einer Affinen begangen, somit auch das jus 
petendi debitum nicht verloren. 

ly. Fall. Beide Ehegatten, der Mann und die Frau, haben 
mit Blutsverwandten des anderen Teils intra primum 
vel secundum gradum eine Blutschande begangen. 
A. Dadurch verlieren beide das jus petendi debitum; ja, wenn sie um 
ihr wechselseitiges Vergehen wissen, darf kein Teil dem anderen 
auf sein (unrechtmässiges) Verlangen das debitum leisten: auch das 
jus reddendi debitum geht verloren. 

y. Fall. Titia weiss, dass ihr Ehemann einen Incest mit 
ihrer Schwester oder Schwestertochter begangen hat. 

A. Als der unschuldige Teil darf sie das debitum conjugale fordern ; 
aber, wenn es der Mann verlangt, abschlagen: ne cooperetur in 
peccatum illius. 

Nur wenn sie auf den Grund dieses incestuosen Ehebruches eine 
Klage auf Scheidung von Tisch und Bett anstellen will, darf sie das 
debitum weder fordern noch leisten, weil sie sonst durch die ehe- 
liche Beiwohnung sich ihres Klagerechtes verlustig machen würde. 
Will sie aber ihrem Manne das Verbrechen verzeihen, dann ist ihr 
anzuraten, dass sie öfters von ihm, bis er Dispensation erwirkt 
hat, das debitum verlange, damit für ihn evitetur periculum incon- 
tinentiae. 

VI. Fall. Titia hat in den Incest ihres Mannes mit ihrer 
Schwester eingewilligt. 
A. Hier ist Titia nicht mehr der unschuldige Teil; sie sowohl, als ihr 
Mann, sind beide des Rechtes verlustig, das debitum zu fordern 
oder zu leisten. 
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VII. Fall. Tibnllas, ein Ehemann, hat sich mit der Schwe- 
ster seiner Fraa fleischlich versündigt, ohne zu wissen, 
dass es die Schwester seiner Fran sei. 

A. Da die amissio juris petendi debitum eine Strafe des Incestes ist, die 
Unwissenheit aber von der Strafe entschuldigt; so hat Tibullus in 
diesem Falle das jus petendi debitum nicht verloren. 

VIII. Fall. Valerius, der die Ehe mit seiner Frau noch nicht 
vollbracht hat, begeht ein aduiterium mit der Schwester 
seiner Frau. 
A. Dieses Verbrechen ist kein Incest, da die Ehe noch nicht konsum- 
miert war, die commixtio seminum zwischen Mann und Frau noch 
nicht stattgefunden hatte; da aber Valerius durch diesen ehe- ' 
breoherischen Beischlaf in den ersten Grad der Schwägerschaft mit 
seiner angetrauten Frau getreten ist, so muss er zwar auf deren 
Verlangen das debitum leisten, darf es aber so lange nicht fordern, 
bis er vom Bischöfe dispensiert ist. 

IX. Fall. Eine Ehegattin ward von dem Bruder ihres 
Mannes genotzüchtigt; hat sie dadurch das jus peteudi 
debitum verloren? 
A. Nein: denn eine solche Ehegattin verdient keine Strafe. 

X. Fall. Caja, eine Ehefrau, sündigt aus grosser Furcht 
vor Misshandlung oder eines sonstigen sehr empfind- 
lichen Nachteils an ihrer Ehre u. s. w. mit dem Bruder 
ihres Mannes. 

A. Nach einigen, und zwar nach vielen Eanonisten und Lehrern der 
Moral verliert Caja in diesem Falle das jus petendi nicht; nach 
andern geht sie desselben verlustig, weil man eher den grössten 
Schaden erleiden, selbst sein Leben lassen müsse, als eine schwere 
Sünde begehen. Bei dieser Verschiedenheit der Meinungen ist es 
geraten, dass Caja das debitum so lange nicht begehre, bis sie Dis- 
pensation erlangt hat. 

XL FalL Titius, wohl kennend die Strafe, welche auf den 
mit einer im ersten oder zweiten Grad verschwägerten 
Person vollbrachten Incest gesetzt ist, beging eine 
Blutschande mit einer Cousanguinea uxoris suae im 
zweiten Grade, in der Meinung, sie sei im dritten oder 
vierten Grad mit seiner Frau blutsverwandt. 

A. Hier sind die Meinungen der Kirchenrechtslehrer geteilt. Einige 
glauben, Titus habe das jus petendi debitum verloren; Andere be- 
haupten das Gegenteil. Man begehre deshalb, der Sicherheit halber, 
wie auch in dem obigen Falle, bischöfliche Dispensation. 

XII. Fall. Cajus beging ein aduiterium mit seiner Stief- 
tochter, die zugleich die Stieftochter seiner Frau ist; 
trifft ihn die Strafe des kirchlichen Gesetzes? 

A. Nein ; er hat das jus petendi debitum nicht verloren, weil die Person, 
mit welcher er gesündigt hat, keine Consanguinea seiner Frau, darum 
auch mit ihm nicht verschwägert ist. 



Affinitas. ^- Ansdehnnng. 75 

Pro confessionali ist noch zu bemerken, dass der Incest in 
der Regensburger Diöcese ein bischöfliches Reservat bildet. 
Declaxatio d. d. 3. Oktober 1896 (Beilage V zum Oberhirtlichen 
Verordnungs-Blatt von 1896): 

6. ^Incestus in primo gradu consangoinitatis et affinitatis sive lineae rectae 
sive obliquae/ „Notandam vero qnoad incestnm: supponi copulam perfectam, 
neque hie in affinitate distingui, utmm ex copula licita an illicita provenerit/ 

7. Das impedimentum affinitatis ist juris ecclesiastici und 
daher an sich in allen Graden sowohl der linea obliqua, als 
recta dispensierbar. Im I. Grad der linea recta affinitatis legi- 
timae wird nie dispensiert. Im I. und II. Grade der Affinität 
ex copula licita et illicita ist die Dispensation dem Papste 
reserviert, im III. und IV. Grade (wenn nicht der IL berührt 
wird) dispensieren die Bischöfe vi quinquennalium. 

(Facultates de Prep, fide n. 3. cf. Schneider, fontes J. E. novissimi, p. 84.) 

Da das imped. affinit. juris Ecclesiastici ist, so gilt es nur 
für die Getauften. Ungetaufte kontrahieren zwar das Schwäger- 
schaftsverhältnis, aber nicht das impedimentum. Wenn also 
zwei Ungetaufte, die verschwägert waren, eine Ehe geschlossen 
haben, so wird sie bei ihrer Bekehrung zum Christentum nicht 
ungültig. Schliesseu sie aber die Ehe erst nach ihrer Bekehrung, 
so gilt für sie das trennende Hindernis, wenn dieses auch schon 
vor ihrem Übertritte entstanden war. 

Instr. S. Cong. Officii d. d. 16. Sept. 1824. (Acta S. Sed. XXV. 583 ff.) : 

«Distingni debet affinitas in se ac physice spectata ab impedimento affinitatis. 

Porro affinitas etiam ab infidelibus contrahitur, quia etiam inter inlideles 

venun est, quod vir et noulier per carnalem copulam una caro efficiuntur. Qua- 

propter cum per baptismnm non toUatur iam physice contracta affinitas, haec 

ipsa affinitas radicaliter inbaerens, quae eidem infideli impedimento non erat 

ad contrahendum, impedimentum evadit post baptismum, quo subditus fit eccle- 

siae. Qui autem ecclesiae legibus non ligaii, ut infideles, valide jam con- 

tiiixerant, opus non habent, neque postquam ad fidem conversi fuerint, dispen- 

satione, ut in contracto matrimonio remanere possint, quia quod validum initio 

fuit, revalidatione non indiget.*^ cf. S. Congr. Off. d. d. 26. Aug. 1891. (Acta 

S. Sedis XXV. 704.) u. d. d. 20. Sept. 1854. (ibid. 586.). 

1. a) n D 



Ohne Dispense können sich verheiraten: '— ' T^J^ 

2 Geschwister (A und B) aus einer Familie 

mit 2 Geschwistern (C und D) aus einer anderen A h) r^ f'^ 

also a) 2 Brüder mit 2 Schwestern oder ^^ WJ 

b) Bruder und Schwester mit Schwester ^/ \, ^ p^ 

und Brüder einer anderen Familie. ^^--^ ^JB O^ UD 
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^y QjO 2 Brüder (A und B) aus einem Hause mit Mutter* t- 

>^ \/ \ (C) und Tochter (D) aus einem anderen, oder ' 

AQ bQ □!> 2 Schwestern (A und B) mit Vater (C) und 

Sohn (D) aus einem anderen Hause. 



3. 

aD etß tcs Od V; 



ater (A) und Sohn (E) mit Mutter (D). 
und Tochter (F) des anderen Hauses. 



ED Df 



tE B C fF 
^ !=r2 O n fl^ Stiefgeschwister z. B. der Stiefsohn (A) ; 

^^l-_^ v^_^\^_^ mit der Tochter (D) seiner Stiefmutter :- 

I I (C) aus erster Ehe. 

aC DD * 

F 



Bt C E/ . 
e /^ r~l O O D ^®^ Bruder (D) des Stiefvaters (E) mit 

der Stieftochter (A). 



AD 

tD 

6. Df 

+ B Q I Der Stiefsohn (A) mit der Mutter (F) 

© D O i^ .des Stiefvaters (E). 



AG 

Ein Witwer (A) mit seiner und seines 

A fB fC tD verstorbenen Weibes (B) Stieftochter 

7^ (^ r^ Q !^ (E), d. h. C war mit D verheiratet 

— -^ und zeugte E; D starb und C heiratete 

I die B, welche dadurch die E erheiratete. 

L J E Nach dem Tode des B kann A die E 

heiraten. 
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Der Stiefvater (D) mit der Frau (E) des 
Stiefsohnes (C). 



B mit der Witwe (E) seines Schwagers 
(Schwestermannes — sororius) (D). 
B hatte eine Schwester (C), die mit D 
verheiratet war, nach deren (C) Tode 
P die E geheiratet hatte. 
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10. y\ 

Witwen (C u. F.), deren Männer (D r-. ,nc^ -' D"^ ^E OF 



anlas kann sich verehelichen mit 2 
Witwen (C u. F.), < 
n. E) Brfider waren. 
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Ein Witwer (A) kann sich verheiraten 
mit derWittwe (D) des verstorbenen 
Braders (C) seiner verstorbenen Frau 

(B). 
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Zwei Witwer (A u. D), von denen 

jeder eine Tochter (C u. F) hat, 

können sich dieselbe gegenseitig 
ZOT Ehe geben. 



Stapf (Eherecht, pag. 280) fahrt folgende Grabschrift an, die auf einem 
Leidiensteine , worauf zwei Weiber mit Kindern auf ihren Armen abgebildet 
Viren, zu lesen stand: 

G G 

, Diese Kind (e u. f) sind unser Kind', 

Die Väter (a u. e) unsere Brüder sind. 

Alle gezeugt aus reiner Eh', 

Rate, wie die Sippschaft steh'!" 
Ein Bruder und eine Schwester aus einem Hause 
liatten die Schwester und den Bruder aus dem an* 
<ieren Hause geheiratet. 




6. 



8. Das weltliche Recht kennt dieses Hindernis gleichfalls. 
§1310 des B. G.-B. bestimmt: „Eine Ehe darf nicht geschlossen 
werden zwischen Verschwägerten in gerader Linie." „Eine Ehe 
darf nicht geschlossen werden zwischen Personen, von denen 
die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömmlingen der anderen 
Geschlechtsgemeinschaft gepflogen hat.** 

Jedoch bildet nur die Affinität in der geraden Linie nach § 1327 ein 
trennendes Ehehindemis. Dagegen in der Seitenlinie bildet die Affinität staat- 
lich kein trennendes Ehehindernis, sondern ein blosses Eheverbot. Ein staat- 
lich trennendes Ehehindernis besteht ebenfalls nicht zwischen einem Manne 
und den Verwandten derjenigen Person, mit welcher derselbe ausserehelichen 
Umgang gepflogen hat (affinit. illegitima). 



78 Pablica honestas. 

§29. 

15. Pablica honestas — quasi afflnitas — öfiEentliche Ehrbarkeit. | 

1. Unter öffentlicher Ehrbarkeit, Wohlanständigkeit (publica 
honestas) versteht man ein der Schwägerschaft nachgebildete! 
Verhältnis (quasiaffinitas), welches aus gültig geschlossenen Spon« 
sahen, sowie aus dem matrimonium ratum tantum, non consum- 
matum entsteht. 

Schon das römische Recht verbot die Ehe zwischen der Braut des Vaten 
and dem Sohne, zwischen der Braut des Sohnes und dem Vat^r, zwischen 
dem Bräutigam und der Mutter der Braut. (L. Si qua 12 § 1, 2, Dig. ,de rita 
nuptiarum'* XXI IL 2). Die Kirche recipierte dieses Hindernis, das wir bereits 
in den can. 11, 12, 14, 15 C. XXVII. qu. 2 im Dekretum Gratiani finden. 
Nach und nach wurde es ebenso weit ausgedehnt, wie das imped. consangainit 
und affinit. und blieb dies bis zum Lateranense IV. (1215), wo es gleich den 
genannten Hindernissen beschränkt wurde auf den IV. Grad. (c. 8. Non debet 
X. „de consang. et afPinit." IV. 14.) Bonifaz VIII. (1294 — 1303) bestimmte im 
c. un. „de sponsalib. et matrimon.** IV. 1 in VIo : „Ex sponsalibus puris et 
certis, etiamsi consanguinitatis, affinitatis, frigiditatie, religionis aut alia qnavis 
ratione sint nuUa, dummodo non sint nuUa ex defectu consensus, oritur efficax 
ad impediendam et dirimendum sequentia sponsalia vel matrimonia non antem 
ad praecedentia dissolvendum, impedimentum publicae honestatis ** Darnach 
entstand also das impedimentum auch aus ungültigen Sponsalien, wenn die 
Ungültigkeit nicht im Mangel des Konsenses ihren Grund hatte. Diese Be- 
stimmungen galten bis zum Tridentinum, welches in cap. 3. sess. XXIV. de 
ref. matr. als geltendes Recht festsetzte: „lustitiae publicae honestatis impedi- 
mentum, ubi sponsalia quacumque ratione valida non erunt, sancta synodus 
prorsus tollit. Ubi autem valida fuerint, primum gradum non excedant, quo- 
niam in ulterioribus gradibus iam non potest huiusmodi prohibitio absque dis» 
pendio observari/ 

Von der aus dem matrimonium ratum tantum entstandenen publica honea- 
tas handelt das Trid. nicht. Das hat ausdrücklich Plus V. (1566—1572) er- 
klärt in der Constitution „Ad Romanum** d. d. 1. Juli 1568. „Idcirco declara- 
mus et definimus, decretum Concilii huiusmodi omnino inteiligendum esse, et 
procedere in sponsalibus de futuro dumtaxat, non autem in matrimonio sie, 
ut praefertur, contracto, sed in eo durare adhuc impedimentimi in omnibus 
illis casibus et gradibns, quibus de jure veteri ante praedictum decretum Con- 
cilii introductum erat. Et ita ab omnibus judicari debere mandamus atque 
statuimus.** Es gilt also hierfür noch die Bestimmung Bonifaz VIII. in c. un. 
„Si infantes" „de desponsatione impub.** IV. 2 in VIo. 

2. Darnach entsteht das impedimentum pubUcae honestatis: 

a) Aus dem Eheverlöbnis (sponsaUa), 

b) aus der der Eheschliessung, wenn die Ehe nicht voll- 
zogen wurde (matrimonium ratum, sed non consum- 
matum). 
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Ad. a) Damit das Hindernis der öffentlichen Ehrbarkeit aus 
»ponsalien entstehe, müssen diese sein: 

a) gültig (valida). 

Trid. sess. XXIY. c. 8 de ref. matr. (Siehe oben!) Die Gültigkeit wird 

DAch dem kirchlicheD Rechte beurteilt, so dass auch die etwa bürgerlich un- 

gfiltigen Spousalien das Ehehindemis hervorbriDgen können. In Bayern waren 

alle rieht notariell abgeschlossenen Sponsalien ungültig. Verordnung vom 

2. Mai 1806 Ziff. 6 ; Minist. Entschl. v. 28. Juli 1837. Notariatsgesetz vom 

10. Nov. 1861 Art. 16. Das Bürgerliche Gesetzbuch, welches in §§ 1297 bis 

1302 von den Sponsalien handelt, bestimmt über die Form derselben nichts 

näheres, so dass die Frage, ob ein Verlöbnis als vorhanden anzunehmen sei, 

b&igerlich dem freien Ermessen des Gerichtes anheimgestellt ist. (cf. Dr. 

Leonhard Jacobi, das persönliche Eherecht des B. G. B. Berlin 1899. pag. 16.) 

Aus zweifelhaft gültigen Sponsalien entsteht das Hindernis 
mcht (c. un. „Ex sponsalibus*' „de sponsal. et matr." IV. 1. 
in VIo). „Ex sponsalibus puris et certis." Wohl aber entsteht 
es ans geheim geschlossenen SponsaHen (sponsalia clandestina). 
S. Congr. Poenitent. d. d. 10. Sept. 1834. 

b) unbedingt geschlossen (pura), oder es muss die Bedingung 
bereits erfüllt sein. 

c. nn. „de sponsalibus et matrim.** lY. 1 in YIo: „Ex sponsalibus puris 
et eertis . . . Ule vero, qui sponsalia cum aliqua muliere sub condicione con- 
traxit, si postmodum ante conditionis eventum cum alia prioris consanguinea 
per verba contraxerit de praesenti, cum secunda remanere debebit : cum ex 
sponsalibus condicionalibus ante conditionem exstantem, siccuti consensum non 
babentibus et incertis, nulla publicae honestatis justitia oriatur.'^ 

Dagegen kommt es nicht darauf an, ob die Sponsalien noch 
fortdauern, oder aufgelöst worden sind. Das Hindernis dauert 
auch nach Auflösung der Sponsalien fort, selbst wenn diese 
durch gegenseitigen Konsens aufgelöst werden. Auch der Tod 
des einen Verlobten hebt das Hindernis nicht auf. 

Es kann nicht in der Willkür der Parteien liegen, eine gesetzliche 
Bestimmung aufzuheben, wenn es ihnen nicht das Gesetz selbst gestattet. 

BezügUch der Auflösung der SponsaUen tritt eine Ausnahme 
ein in dem Falle, wo die SponsaUen bereits vor der Geburt des 
Sohnes oder Bruders des sponsus oder der Tochter oder Schwester 
der sponsa gelöst waren. Hier besteht das Hindernis nicht. 

Denn niemand kann vor seiner Geburt in ein näheres Yerwandtschafts- 
yerhältnis zu einer dritten Person treten und auf Grund desselben später 
einem Ehehindemisse unterliegen. 

Ad. b) Das Hindernis entsteht aus dem matrimonium ratum 
nondum consuramatum auch dann, wenn die Ehe ungültig ist 
wegen eines impediment. dirimens, selbst wegen des imped. 
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clandestinitatis. Nur dann entsteht das Hindernis nicht, wenn 
die Ehe ungültig war, ex defectu consensus : error, vis et metus. 

Auch entsteht in dem Falle, wo die Ungültigkeit der Ehe 
von einem vorhergehenden impedimentum publicae honestatis 
ex sponsalibus herrührt, kein Ehehindernis dieser Art gegenüber 
der betreffenden früheren Brautperson (Verlobten), mit der jene 
früheren Sponsalien geschlossen wurden, wenn anders die mit 
derselben geschlossenen Sponsalien noch fortbestehen und nicht 
aufgelöst worden sind — ; mit anderen Worten: Das Hindernis 
wirkt nicht rückwärts zum Präjudiz der früher geschlossenen 
und noch fortbestehenden Sponsalien, non agit retro; es vermag 
also die früheren Sponsalien nicht aufzulösen und ist also gegen- 
über dem betreffenden Brautteil kein trennendes Ehehindemis, 
-sondern nur gegenüber den übrigen Konsanguinen des anderen 
Eheteils. 

Das impedimentum publicae honestatis ex matrimonio rato 
dauert auch nach Auflösung der Ehe fort, z. B. wenn das matri- 
monium ratum vor der Konsummation durch den Tod des einen 
Gatten, oder durch die professio religiosa aufgelöst würde, oder 
wenn die Ehe wegen eines impedimentum dirimens nichtig ist 
und annulliert wird. 

Die Civilehe führt das Hindernis nicht herbei. Leo XIIl. 
d. d. 13. Martii 1879 (Acta S. Sed. XII. 176). 

Zum besseren Verständnis diene folgendender Kasus: 

Titus schloss gültige und unbedingte Sponsalien mit Bertha, geht aber 
später eine Ehe ein mit einer Schwester der Hertha, Caja. Vor Konsummation 
der Ehe erfährt er, dass die Ehe ungültig sei ob impedimentum publicae hones- 
tatis orlae ex sponsalibus cum Bert ha. Er möchte nun seine frühere Braot 
Bertha heiraten. Kann er das? Resp. : Ja, weil die aus dem matrimoniam 
ratum mit Caja entstandene honestas publica nicht rückwärts wirkt, d. h. 
zwischen Titus und Bertha kein Hindernis publicae honestatis erzeugt. 

Wie aber ist es, wenn er eine Blutsverwandte der Caja im dritten Grade 
heiraten wollte? Das kann er nicht, weil zwischen ihm und den Konsanguinen 
der Caja bis zum vierten Grade das imped. publicae honestatis besteht, wegen 
des, wenn gleich ungültigen, matrimonium ratum cum Caja. Nur die Bertha 
als frühere sponsa des Titus wird durch dieses Hindernis nicht berührt, falls 
anders die Sponsalien noch bestehen und nicht irgendwie rechtlich aufgelöst 
wurden. 

Wie wäre es aber, wenn Titus, nachdem er gültige und unbedingte Spon- 
salien mit Bertha geschlossen^ sich mit Clara, einer Schwester der Berth« 
fleischlich ausser der Ehe versündigen würde? Dürfte er nun die eine oder 
andere heiraten? Resp.: Keine von beiden; die Bertha nicht wegen des Hinder- 
nisses der afifinitas illegitima (ex copula illicita habita cum Clara); die Clara 
nicht, wegen des Hindernisses der publica honestas (ex sponsalibus cum Bertha). 
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3. Die öffentliche Ehrbarkeit bildet ein trennendes Ehe- 
hindernis : 

a) Aus Sponsalien: zwischen dem einen Verlobten und den 
Blutsverwandten des anderen Verlobten im 1. Grade (also 
zwischen Bräutigam und Mutter, Schwester und Tochter 
der Braut und zwischen Braut und Vater, Bruder und 
Sohn des Bräutigams). 

b) aus einem matrimonium ratum, non consummatum 
zwischen dem einen Gatten und den Konsanguinen des 
anderen bis zum 4. Grade (einschliesslich). 

4. Das impedimentum publicae honestatis ist seinem ganzen 
Umfange nach juris Ecclesiastici und daher dispensierbar; für 
NichtChristen ist es unverbindlich. 

5. Das weltliche Recht kennt das impediment. publicae hone- 
statis nicht, wenigstens nicht, soweit es aus Sponsalien und aus 
einer ungültigen Ehe entsteht. Soweit es aus dem matrimonium 
ratum entspringt, fällt es staatlich zusammen mit dem Hindernis 
der Schwägerschaft und es gelten dafür im B. G. B. diese Be- 
stimmungen (§ 1310) cf. § 28 n. 8. 

lll. 

Impedimentum propter religionis diversitatem. 

Wegen Religionsverschiedenheit. 

§30. 

16. Cultus disparitas. — Religionsverschiedenheit. 

1. Das Hindernis der Religionsverschiedenheit, impedimentum 
cultus disparitatis, ist die Unfähigkeit zur PJheschliessung zwischen 
einem Getauften und einem Nichtgetauften. . Es können also 
Christen undNichtchristen keine gültige Ehe mit einander eingehen. 

Schon Dach dem mosaischen Gesetze war die Ehe mit Heiden strenge 
verboten, so insbesondere mit den kanaanitischen Völkern, cf. V. Moses 7, 2 
und 3. ,Non inibis cum eis foedus, uec misereberis earum; neque sociabis 
cum eis conjugia. Filiam taam non dabis filio eins, nee filiam illius accipies 
filio tuo, quia sedncet filium tuum, ne sequatur me et magis serviat diis alienis.'' 
Ahnlich II. Moses 24, 16; Josua 23, 13. Doch wurde dieses Gesetz strenge 
nar bezüglich der Eanaaniter durchgeführt, weshalb der hl. Thomas sagt. In 
lib. rV. sentent. dist. 39. qu. 1. ar. 1 : „Dicendum, quod in vetere lege de ali- 
qaibns infidelibus erat permissum, ut cum iis possent inire conjugia, et de 
aüqaibns prohibitnm; specialiter quidem erat prohibitum de iniidelibus habi- 
tantibus in terra Cauaan/ 

Englmann-Stingl, Eheteeht. iS 
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In der ersten christlichen Zeit waren die Ehen zwischen Christen und 
Nicbtchristen zwar immer missbilligt, aber geduldet. II. Cor. 6, 14: ,Nolite 
jngum ducere cum infidelibus. Quae enim participatio justitiae cum ini- 
quitate?" 

Derartige Ehen bestanden z. B. zwischen der hl. Cäcilia und Valerian, 
der hl. Monika mit Patritius, der hl. Anastasia mit Pubiius u. a. Später machte 
sich eine strengere Auffassung geltend. Der hl. Cyprian (f 258) bezeichnet 
derartige Eben als eine Prostitution der Glieder Christi an die Heiden. Epist. 
de lapsis c. 6: „Jüngere cum infidelibus vinculum matrimonii prostituere gen- 
tilibus msmbra Christi.** Die Synode von Ehira (306) verbot diese Ehen, 
setzte aber keine Strafe dafür fest, wie sie das that für Ehen zwischen Katho- 
liken und Häretikern. Can. 15. C. XXVIII. q. 1. bestimmt: „Cave Christiane 
gentili aut Judaeo filiam tuam tradere. Cave inquam gentilem aut Judaeam 
aut alienigenam, hoc est haereticam, et omnem alienam a fide tua uxoren 
accersas tibi. Si Christiana sit, non est satis, nisi ambo initiati sitis sacra- 
mento baptismatis. Simul ad orationem nocte vobis surgendum est et cos- 
junctis precibus adorandus Dens." Damit waren also sowohl die Ehen zwisebeD 
Getauften und Nichtgetauften, als auch zwischen Katholiken und Häretiken 
verboten. Durch die römischen Kaiser Valentinian, Theodosius und Arkadiin 
wurde die cultus disparitas auch als staatliches Ebehindernis aufgestellt. 

Durch Gewohnheitsrecht wurde allmählich aus dem verbietenden £be-i 
hindernis ein trennendes, während die Eingehung einer Ehe zwischen Katho-j 
liken und akatholischen Christen als verbietendes Ehehindernis (impedimenta j 
mixtae religionis) bestehen blieb, namentlich seit Petrus Lombardus (Sentaiit.| 
IIb. IV. dist. 39.) gegen Ende des 12. Jahrhunderts Benedikt XIV. sagii 
darüber in seiner Konstitution „Singulari nobis** d. d. 9. Februar 1749: ,Qü»:j 
quidem in re omnes sentiunt, ob cultus disparitatem irrita matrimonia esse,' 
non quidem jure sacrorum canonum, sed generali Ecelesiae niore, qui pluribos 
abhinc saeculis viget, ac vim legis obtinet." 

Die innere Begründung dieses Hindernisses liegt in der 
Natur der Sache, denn wenn die Ehe eine vollkommene Gemein- | 
Schaft aller Lebensverhältnisse gewähren soll, so müssen die j 
Ehegatten ganz besonders eins sein im Notwendigsten, in ihrer j 
religiösen Überzeugung. 

2. Das Hindernis besteht also zwischen einem NichtChristen [ 
einerseits und einem Christen andererseits. Welchem christlichen 
Bekenntnisse der letztere angehört, ist gleichgültig; ebenso be- 
steht das Hindernis, wenn auch der getaufte Eheteil zum Atheis- ■ 
mus, Judentum, Mohammedanismus oder Polytheismus abge- 
fallen ist. S. Congr. Off. d. d. 16. September 1824 (Acta S. ■ 
Sed. XXIV. 265). 

Dagegen besteht das Hindernis nicht, wenn beide Teile 
getauft waren, weim auch der eine oder beide vollständig vom 
Christentum abgefallen sind ; auch wird eine bereits geschlossene 
Ehe durch den Abfall des einen Gatten nicht ungültig. Inuocenz 
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I. (1198—1216) in c. 7. Quaiito te novimus X „de divortiis" 
^ 19. 

Es kommt also auf den gültigen Empfang der bl. Taufe an. Zwischen 
risten und Eatechumenen besteht das Hindernis. Ungültig Getaufte werden 
i Heiden betrachtet. S. Congr. Off. d. d. 4. Febr. 1891 (Acta S. Sed. 
LYI. 63.) Ist die Taufe zweifelhaft, so besteht das Hindernis gleichfalls 

Congr. Off. d. d. 18. Sept. 1890. 4. Febr. 1891.) Sind beide Teile zweifel- 
Ft getauft, so ist die Ehe gültig (S. Congr. Off. d. d. 7. Juli 1880). Bei einem 
bium juris in dieser Beziehung wird die Taufe von Akatboliken, deren 
:nalien die notwendige Materie und Form vorschreiben, als gültig erachtet. 

erklärt die S. Congr. Off. am 18. Sept. 1890 auf die Anfrage des Erz- 
chofs von München, ob für Ehen zwischen zweifelhaft getauften Calvinern 
d Lutheranern mit Katholiken nicht vielmehr Dispens vom impedimentum 
Itus disparitatis, als mixtae religionis einzuholen sei, dass die Taufe hin- 
;htlich der Gültigkeit der Eheschliessung für gültig, zu erachten sei. — Die 
lorantia hebt das Hindeiiiis nicht auf. Wenn daher ein Christ sich mit 
lem Ungetauften verehelicht, ohne es zu wissen, ist die Ehe ungültig; das 
38etz ist ein Administrativgesetz. 

3. Deu Ehen von NichtChristen unter sich steht das impedi- 
lentum cultus disparitatis nicht im Wege. Wenn nun ein 
ichtchristUches Ehepaar die hl. Taufe empfängt, so wird das 
latrimonium legitimum dadurch ohne weiteres sakramental 
natriraonium ratum). Eine Konsenserneuerung ist nicht not- 
endig. (Sanchez, de matrim. 1. 2. disp. 9. n. 5.) 

Bekehrt sich jedoch nur ein Gatte zum Christentum, während 
er andere im Unglauben verharrt, so tritt das Privilegium 
'aulinum in Kraft. I. Cor. 7, 12 ff.: 

„Ceteris ego dico, non Dominus: Si quis f rater uxorem habet 
ifidelem, et haec consentit habitare cum illo, non dimittat illam. 
It si qua mulier fidelis habet virum infidelem et hie consentit 
abitare cum illa, non dimittat virum. Quodsi infidelis discedit, 
iscedat; non enim servituti subiectus est f rater; aut soror in 
uiusmodi: in pace autem vocavit nos Dens." 

Die Kirche versteht dieses Privilegium so, dass falls der 
Dgläubig gebliebene Eheteil mit dem bekehrten die eheUche 
emeinschaft überhaupt nicht mehr, oder doch nicht ohne 
efahr der Verleitung zur schweren Sünde und Schmähung 
ottes fortsetzen will, letzterer das Recht habe, eine neue Ehe 
it einer gläubigen Person zu schliessen. 

Innocenz III. (1198—1216) sagt darüber im c. 7 Quanto te novimus X. 
e divortiis„ IV. 19: „Si enim alter infidelium conjugum ad fidem catholicam 
Dvertatur, altero vel nuUo modo, vel non sine blasphemia divini nominis, 
l ut eum pertrahat ad mortale peccatum, ei cohabitare volonte : qui relinqui- 
', ad secunda, si voluerit, vota transibit: et in hoc casu intelltgimus, quod 

6* 
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ait Apostolus: Si infidelis discedit, discedat etc etc." cf. S. Congr. Off. d.d. 
20. Julii 1866 (Acta S. Sedis XXVI. 185. 188). 

Nach einer Entscheidung der S. Congr. Off. d. d. 8. Julii 
1891 (Acta S. Sed. XXVI. 253) kann der Bekehrte selbst dann 
zu einer neuen Ehe schreiten, wenn sich zwar der Ungläubige 
gleichfalls bekehrt, aber die eheHche Gemeinschaft durchaus nicht 
fortsetzen will; jedoch zu einer Ehe mit einem Ungläubigen darf 
dem bekehrten Teile die Dispense nicht erteilt werden (S» Congr. 
Off. d. d. 29. August 1866, 22. November 1871. Acta S. Sed. 
XXVI. 190). 

Nach der Taufe des bekehrten Eheteils (S. Congr. Off. d. d. 
20. Juni 1866; 23. Juni 1847; 13. April 1859) muss daher an 
den ungläubig gebliebenen Teil die Anfrage gestellt werden, ob 
er die cohabitatio fortsetzen wolle und zwar muss dies geschehen 
durch den Bischof oder dessen Bevollmächtigten oder sonst in 
nachweisbarer Form (S. Congr. Off. d. d. 16. September 1824). 
Diese Interpellation darf nur dann unterbleiben, wenn sie physisch ,j 
oder moralisch unmöglich ist. 

4. Das impedimentum cultus disparitatis ist juris mere Eccle- 
siastici und daher dispensierbar. 

Gewöhnlich wird jedoch nur aus wichtigen Gründen dispen- 
siert und nur unter den Bedingungen: 

a) Dass aus der Ehe keine contumelia creatoris, keine 
Gefahr der Verführung zur schweren Sünde oder gar 
zum Abfalle vom Glauben für den christlichen Eheteil 
erwachse ; 

b) dass der katholische Eheteil verspricht, alles aufzubieten, 
um den nichtchristlichen zur Bekehrung zu bringen; 

c) dass sämtliche Kinder katholisch erzogen werden. S. Congr. 
Off. d. d. 23. Februar 1889, 22. September 1890. 

In den Missionen Indiens und Chinas erhalten die apostolischen Vikare 
Dispensgewalt in den Quiuquennalfakultäten; nach S. Congr. Off. d. d. 18. Mart. 
1891 können in articnlo mortis Bischöfe und Pfarrer dispensieren. Gregor XIII. 
(1572 — 1585) hat für Japan generelle Dispensen gegeben. 

5. Das weltUche Recht kennt dieses Ehehindernis nicht 

(ausser das österreichisclie Allg. B. Gesetzbuch). 



IV. 

Impedimenta propter quaedam crimina. 

Hindernisse wegen gewisser Verbrechen. 

§31. 

17. Raptus. — Entführung. 

1. Die Entfülirung (raptus) ist ein trennendes Ehehindernis 
insoferne, als eine zum Zwecke der Verehelichung entführte 
Frauensperson mit dem Entführer solange, als sie in dessen 
Gewalt sich befindet, keine gültige Ehe eingehen kann. 

Das römische Recht setzte auf die EDtführung die Todesstrafe; Kon- 
«tantiD d. G. belegte sie mit dem Feuertode, Justinian setzte für den Entführer, 
iils für die Mitwirkenden den Tod durch das Schwert fest (Cod. Just. 1, 3.45). 
Die Kirche beurteilte dieses Verbrechen milder. Die Synode von Ancyra (341) 
verordnete, dass verlobte Mädchen dem Bräutigam zurückgegeben werden 
müssen, selbst wenn sie vom Entführer vergewaltigt wurden; das Konzil von 
Chalcedon (451) bestrafte den Entführer und seine Helfershelfer mit der Exkom- 
munikation, c. 1. C. XXXVI. q. 2: „Eos, qui rapiunt mulieres sub nomine 
simul habitandi, ant cooperantes, aut conviventes raptoribus, decrevit sancta 
Synodus, si quidem Clerici sunt, decidant proprio gradu, si vero Laici, anathe- 
matizentur." Das Trullanum 692 erneuert diese Bestimmung (cf. Hefele, Konz. 
Gesch. ni. 341). Auch im Abendlande war die Exkommunikation dafür fest- 
gesetzt, cf. c. 2. 5 und 6. C. XXVI. q. 2. 

Erst im neunten Jahrhundert wurde gestattet, dass der Entführer die 
Entführte heirate, wenn er sie in Freiheit versetzt, ihre und ihres Vaters Ein- 
willigung erhalten und öffentliche Kirchenbusse gethan hatte. Mit Änderung 
der alten Bussdisziplin fand auch das Hindernis eine Änderung. lunocenz III. 
(1198—1216) stellte es dem Hindernisse des Zwanges und der Furcht gleich 
und verlangte nur freie Einwilligung des geraubten Teiles, cf. 7. X. „de rap- 
toribus" V. 17 : Accedens ad apost. sedem : Rapta puella legitime contrahet 
cum raptore , si prior dissensio transeat postmodum in consensum : et quod 
ante displicuit, tandem incipiat complacere, dummodo ad contrahendum legi- 
timae sint personae." Da aber diese Einwilligung in manchen Fällen bedenk- 
lich war, bestimmte das Tridentinum: Sess. XXIV. c. 6 de reform. matr. : 

„Decernit sancta Synodus, inter raptorem et raptam, quamdiu ipsa in 
potestate raptoris manserit, nuUum posse consistere matrimonium. Quod si 
rapta a raptore separata, et in loco tuto et libero constituta illum in virum 
iiabere consenserit, eam raptor in uxoreni habeat, et nibilominus raptor ipse 
ac omnes illi consilium, auxilium et favorem praebentes, sint ipso jure ex- 
communicati ac perpetuo infames, omniumque dignitatum incapaces et^ si 
clerici fuerint, de proprio gradu decidant. Teneatur praeterea raptor mulierem 
raptam, sive eam uxorem duxerit, sive non duxerit, decenter arbitrio judicis 
dotare. * 

2. Als entführt (rapta) gilt eine Frauensperson, welche zum 
Zwecke der Eheschliessung 
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a) mit Gewalt wider ihren Willen von ihrem gewöhnlichen 
Aufenthaltsorte weg an einen anderen Ort gebracht 
wurde, oder 

b) doch dort, wohin sie durch List gelockt wurde, mit Ge- 
walt festgehalten wird, oder 

c) auch eine minderjährige Frauensperson, welche von 
einem Manne, ohne ihm rechtmässig verlobt zu sein, 
zwar mit ihrer, durch List und Nachstellungen abgelockten 
Einwilligung, aber ohne Wissen oder gegen den Willen 
der Eltern und Vormünder hinw-eggeführt wurde (öster- 
reichische Instruktion für die Ehegerichte. § 19). . 

Bezüglich der Qualität der eDtführten Person ist es gleichgültig, ob sie | 
Witwe, Jungfrau oder feile Dirne ist; in den heiden ersten Fällen auch, ob sie ! 
Braut ist. 

3. Das Hindernis tritt nicht ein: 

a) wenn es sich nicht um gewaltsame Entführung (raptus 
violentiae), sondern um die Verführung durch List und 
V^erlockung (raptus seductionis) handelt, ausser in den 
Fällen 2 b und c; in dem Falle c ist ebenfalls Ablockung 
der Zustimmung durch List und Nachstellungen voraus- 
zusetzen. 

Wenn die Frauensperson ohne solche Verlockung zur WpgführuDg üue 
Zustimmung gibt, oder gar selber zur Entführung auffordert, um die Ehe an- 
gehinderter schltessen zu können, so liegt eine blosse Flucht (fuga) vor, die 
kein Ehehinderois bildet. 

b) Wenn die Wegführung nicht zum Zwecke der Ehe- 
schliessung geschah, was jedoch präsumiert wird, sondern 
zu einem anderen Zwecke, was zu beweisen ist, z. B. zu 
unerlaubter Geschlechtsbefriedigung, aus Rache etc. Auch 
treten dann die vom Trid. verhängten Censuren nicht ein. 

c) Wenn eine Mannsperson von einer Frauensperson ge- 
waltsam entführt würde; doch könnte hier das impedi- 
mentum vis et metus in Frage kommen. 

4. Das impedimentum raptus wird zu den Hindernissen 
des öffentlichen Rechtes (impedimenta juris publici) gerechnet, 
jedoch zum Teil, insoferne nämlich vis vorkommt, ist es privat- 
rechtlicher Natur (juris privati) und beruht in letzterer Beziehung 
auf dem Xaturrechte, so dass in dieser letzteren Beziehung keine 
Dispensation Platz greift und dieses Hindernis analog dem Hinder- 
nisse vis et metus zu behandeln ist. 

Ein Dispensation Hesse sich nur in dem Fall denken, wenn 
die Entführte, während sie noch in der Gewalt des Entführers 
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h befand, freiwillig in die Ehe mit ihm eingewilligt hätte, 
ne derartige Ehe war bloss nach dem positiven Rechte der 
rche ungültig und es wäre hierin an sich Dispensation möglich. 

Es wird jedoch hierin kaum je um Dispensation nachgesucht und auch eine 
che nie erteilt werden, so lange die EntfQhrte in der Gewalt des Entführers 
, damit nicht die Aussicht auf Dispense zu solchen Verbrechen ermutige, 
m auch deshalb, weil der Konsens der Entführten, solange sie nicht an 
em sicheren Ort in Freiheit ist, mit Recht als zweifelhaft erachtet wird. 

Bis zur Erlangung der Freiheit der Entführten ist der raptus 
i impedimentum juris publici, wogegen, falls in diesem Zustande 
i Ehe geschlossen wurde, jedermann zur accusatio berechtigt 
id verpflichtet ist und der Eherichter ex officio einschreiten 
ass. Hat die Entführte ihre Freiheit wieder erlangt, dann hört 
e auf dem öffentlichen Rechte beruhende Inhabilität zur Ehe- 
hliessung zwischen dem raptor und der rapta auf. Hat die Ent- 
hrte während jenes Zustandes der Inhabilität mit dem Ent- 
ihrer die Ehe geschlossen, so kann jetzt der Eherichter nicht 
lehr ex officio gegen die Ehe vorgehen, sondern nur die Ent- 
ihrte, (nicht der raptor), die Ehe bestreiten wegen desHinder- 
isses vis et metus. 

Dieses Bestreitungsrecht erlischt jedoch, wenn die Entführte freiwillig 
od wissentlich die eheliche Pflicht leistet oder längere Zeit (6 Monate) mit 
em Entführer ehelich zusammenlebt. 

In dem Falle aber, wo ein minderjähriges Mädchen von einem Manne, 
im sie nicht schon verlobt ist» mit ihrer Einwilligung, jedoch ohne Vorwissen 
ier wider den Willen der Eltern oder Vormünder hinweggeführt wurde, 
lischt das Bestreitungsrecht, wenn sie es nicht sogleich nach Wiedererlangung 
rer vollen Freiheit ausübt. Wenn sie aber die Ehe nicht bestreitet, oder 
e vielleicht verspätete Bestreitung vom Ehegericht als unzulässig anerkannt 
urde, so muss die Ehe durch Erneuerung des Konsenses (coram parocho et 
lobus testibus) revalidiert werden (of. Kutschker, Eherecht III. 481). 

Wenn Sponsalien zwischen dem raptor und der rapta geschlossen wurden, 
lange diese nicht in Freiheit gesetzt war, so sind dieselben nichtig, nicht 
r weil der freie Konsens hier nicht angenommen werden kann, sondern auch, 
Ibst wenn freier Wille bestand), wegen des entgegenstehenden impedimentum 
imens, welches Unfähigkeit zur Eingehung von Sponsalien begründet (cf. 
tschker, Eherecht III. 478). 

Wenn die Entführte in Freiheit gesetzt wurde, ohne dass sie 
it dem Entführer die Ehe geschlossen hat, so kann sie, da das 
indernis aufgehört hat, jetzt ohne Dispense mit dem Entführer die 
le sehliessen ; allein es ist die Sache vorher dem Bischöfe vor- 
legen, und wäre ohne dessen Erlaubnis die Trauung unerlaubt. 

müssen eben vorher noch die Forderungen des Trid. (sess. 

c. 6 de ref. matr.) erfüllt sein: Freiheit des Konsenses, Frei- 
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sein von der Exkommunikation, die indes nicht reserviert ist, so 
dass der Beiclitvater davon absolvieren kann, und Dotaücn der 
Entführten. 

Ausserdem dient dies auch zur Beruhigung der öffentlichen Meinuog 
über die Abwesenheit eines Ehehindernisses. 

Der Pfarrer kann also ohne bischöfliche Erlaubnis zur Ab- 
Schliessung der Ehe nicht mitwirken. 

5. Beim impedimentum raptus sind noch einige Eigentüm- 
lichkeiten zu bemerken: 

a) Die Dispensklausel: „dummodo mulier propter hoc rapta 

non fuerit'', welche bei Dispensen in anderen Hindernissen von 

der Datarie und bei bischöflichen Dispensen nach den Quin- 

quennalfakul täten beigefügt wird. 

Die Beifügung dieser Klausel ist ein Zeichen , wie sehr die Kirche das 
Verbrechen der Entführung verabscheut, da dadurch die persönliche Freiheit 
bei der Eheschliessung und zugleich die öffentliche Sitte und das allgemeine 
Rechtsgefühl schwer verletzt wird, abgesehen davon, dass der Entführten und 
ihrer Familie ein grosses Unrecht zugefügt wird. 

b) Wenn der raptor wegen eines anderen Hindernisses (z. B. 
Konsanguinität oder Affinität mit der Entführten) päpstliche 
Dispense braucht, so ist der Umstand des raptus ausdrücklich 
im Dispensgesuche zu erwähnen, und wäre ausserdem die Dis- 
pense wiegen subreptio ungültig — da ja jene Klausel im Dis- 
pensbreve „dummodo mulier propter hoc rapta non fuerit" dann 
die Gültigkeit der Dispense ausschliessen würde. 

c) In den Dispensbreven super impedim. raptus .pflegt so- 
Avohl eine Klausel de dote constituenda und de loco tute ac 
libero, als auch die Klausel beigefügt zu werden: „Si raptor 
raptae supervixerit , perpetuo absque spe conjugii remaneat". 
Diese Klausel besagt jedoch nur die ünerlaubtheit einer weiteren 
Eheschliessung. 

Zur erlaubten weiteren Eheschliessung wäre daher eine relaxatio dieser 
Klausel vom apostolischen Stuhle zu erwirken, welche propter periculum incon- 
tiiientiae jetzt unschwer gewährt wird (cf. Kutschker, Eherecht III. 478—480). 

G. Das B. G. B. kennt das impedimentum raptus nicht; 
doch kommt hier § 1335 in Betracht: 

,,Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, 
der zur Eingehung der Ehe wiederrechtlich durch Drohung be- 
stimmt worden ist". 

Es gehört dieser § eigentlich besser zum imped. vis et metus, allein er 
kommt auch hier in Betracht. 

Für den Fall, dass eine minderjährige Person gegen den 
Willen der Eltern oder Vormünder sich entführen lässt (2. c). 
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kommt § 1305 in Anwendung: ,,Ein eheliches Kind bedarf bis zur 
Vollendung des 21. Lebensjahres zur Eingebung einer Ehe der 
Einwilligung des Vaters, ein uneheliches Kind bedarf bis zum 
gleichen Lebensalter der Einwilligung der Mutter". § 1306. „Einem 
an Kindesstatt angenommenen Kinde gegenüber steht die Ein- 
willigung zur Eingehung einer Ehe an Stelle der leiblichen Eltern 
demjenigen zu, welcher das Kind angenommen hat." 

Dadurch würde also die Ehe bürgerlich nichtig. 

Das , Strafgesetz bach für das deutsche Reich* vom 15. Mai 1871, mit 
den durch das B.-6.-B. sich ergebenden Abänderungen setzt für das Verbrechen 
der Entführung folgende Strafen fest ; 

§ 236. „Wer eine Frauensperson wider ihren Willen durch List, Drohung 
oder Gewalt entführt, um sie zur Unzucht zu bringen, wird mit Zuchthaus 
bis zu 10 Jahren und, wenn die Entführung begangen wurde, um die Entführte 
zor Ehe zu bringen, mit Gefängnis bestraft. Die Verfolgung tritt nur auf 
Antrag ein.** 

§ 237 „Wer eine minderjährige, unverehelichte Frauensperson mit ihrem 
Willen, jedoch ohne Einwilligung ihrer Eltern oder ihres Vormundes, entführt, 
um sie zur Unzucht oder zur Ehe zu bringen, wird mit Gefängnis bestraft. Die 
Verfolgung tritt nur auf Antrag ein." 

§ 238. „Hat der Entführer die Entführte geheiratet, so findet die Verfol- 
gung nur statt, nachdem die Ehe für nichtig erklärt worden ist." 

§ 32. 
18. Crimen. — Verbrechen im engeren Sinne. 

1. Das Hindernis des Verbrechens, irapedimentum oriniinis, 
ist die Unfähigkeit zur Eheschliessung zwischen Personen , die 
des Ehebruches oder des Gattenmordes, oder beider Verbrechen 
zugleich mit einander sich schuldig gemacht haben. Die Com- 
pliceu solcher Verbrechen sind gesetzlich unfähig, mit einander 
eine Ehe einzugehen. 

Die christliche Ehe muss eine sittliche Grundlage haben; deshalb tritt 
die kirchliche Gesetzgebung solchen Verbrechen entgegen, die zur Herbei- 
führung der Ehe verübt worden sind. 

Selbst rohe Naturvölker bedrohen die Verletzung der ehelichen Treue 

mit schweren Strafen, sogar oft mit dem Tode. So z. B. die Malaien, die 

Indianer Amerikas, die Osthimalayastämrne, die Koriben u, a. (cf. Ratzel, 

Völkerkunde IL 436. 261 III. 517, 708). Bei den Juden wurde der Ehebruch 

mit der Steinigung beider Teile bestraft. V. Moses 22, 22 ff.: „Si dormierit 

vir cum uxore alterius, uterque morietur, id est adulter et adultera : et auferes 

malum de Israel. Si puellam virginem desponderit vir et invenerit eam aliquis 

in civitate et concubuerit cum ea, educes utrumque ad portam civitatis illius 

et lapidibus obruentur: puella, quia non clamavit, cum esset in civitate: vir, 

quia humiliavit uxorem proximi sui: et auferes malum de medio tui.** 
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Kaiser Augustus setzte auf dieses Verbrechen die Strafe der Relegation 
oder Deportation. Bei der hohen Auffassung, die das Christentum von der 
Heiligkeit der Ehe hatte war es natürlich, dass von den ersten Zeiten an der 
Ehebruch als eines der schwersten Verbrechen verabscheut wurde. Die ältesten 
Synoden setzten mehrjährige öffentliche Kirchenbussen dafür fest. So dia 
Synode von Elvira (305) im can. 69 5jährige Busse, die Synode von Ancyra 
(314) 7jährige Busse. Während dieser Busszeit war sowohl der eheliche Um- 
gang, als die Schliessung einer neuen Ehe verboten. Nach Verlauf der Buss- 
zeit stand, wenn der unschuldige Gatte gestorben war, der Eheschliessung dei 
beiden Schuldigen nichts im Wege. c. 2. C. XXXI. qu. 1: „Denique mortuc 
viro, cum quo praecessit adulterium*^ und c. 5 eod. loco. Nach und nacli 
jedoch wurde der Ehebruch, wenigstens der unter erschwerenden ümständer 
begangen, ein Ehehindernis. So bestimmte die Synode von Tribur (895) in c 
4 C. XXXI. qu. 1 : Relatum est auribus sanctorum sacerdotum, quendam alte 
rius uxorem stupro violasse et insuper moechae vivente viro suo juramentun 
dedisse, ut ^ost legitimi mariti mortem, si supervixisset, duceret uxorem, quoc 
et factum est. Tale ergo connubium prohibemus et anathematizemus.'^ Das 
Dekretalenrecht gestaltete sodann dieses Hindernis weiter aus. Es handel 
davon der Titel „de eo, qui duxit in matrimonium, quam polluit per adulteriam' 
X. IV. 7 und c. 1 X. „de conversione infidelium" III. 33. Durch das Trid 
wurde dieses Hindernis nicht berührt; so dass es also heute noch nach den 
Dekretalenrechte Geltung hat. 

2. Das impedimentum criminis entsteht unter folgendei 
Umständen in 4 Fällen: 

a) aus Ehebruch mit dem Versprechen der künftigen Eh 
(adulterium cum promissione futuri matrimonii). 

Innocenz III. (1198—1216) bestimmt in c. (Significasti) X. „de eo, pu 
duxit in matr." IV. 7: „Nos igitur inquisitioni tuae taliter respondemus, quo 
nisi alter eorumin mortem uxoris defunctae fuerit machinatus, vel ea vivent 
sibi fidem dederint de matrimonio contrahendo, legitimum judice 
matrimonium supradictum" und im c. 7. „Veniens** eod. tit.: „Licet auten 
vivente uxore legitima praedictam M. sibi copulare nequiverit in uxorem : qui« 
tarnen, uxore defuncta, utpote a lege ipsius solutus in eandem M. de novc 
potuit matrimonialiter consentire, dummodo nonpraestiterit fidem ad 
ulterae, vel machinatus fuerit in mortem uxoris." 

Dabei ist notwendig: 

a) Ehebruch und Eheversprechen müssen zu Lebzeiten eines 
und desselben Gatten stattgefunden haben. 

ß) Das Versprechen muss ausdrücklich und ernstlich ge- 
geben sein, und muss vom anderen Teile irgendwie 
angenommen sein; auch darf es vor dem Ehebruche 
nicht widerrufen worden sein. 

y) Das Versprechen muss ferner unbedingt gegeben seil 
oder die Bedingung vor dem Tode des anderen Gattei 
schon erfüllt sein. 
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d) Von keinem Belange ist es, ob das Versprechen dem 
Ehebruch voranging oder nachfolgte; auch nicht, wenn 
es erst nach dem Ehebruche widerrufen wurde; des- 
gleichen nicht, ob es ernst gemeint war oder nicht, wenn 
es nur äusserlich ernstlich gemacht und so aufgenommen 
wurde. 

s) Das adulterium muss ein vollständiges sein (adult.erium 
completum, copula perfecta), wobei es jedoch nicht darauf 
ankommt, ob ein Kind geboren wurde oder nicht. 

Q Muss es sein formell und frei von beiden Seiten (adul- 
terium formale ex utraque parte). 

Jeder der beiden Teile muss wissen , dass beide oder wenigstens einer 
darch ein rechtmässiges Eheband gebunden ist. Natürlich kann das Hinder- 
nis nnr vurkommen, wenn ein Teil verehelicht ist und in einer gültigen Ehe 
steht, mag diese dann ratum oder consummatum oder geschieden (quoad thorum 
et mensam) sein. Wenn das Zusammentreffen des strafbaren Willens in Be- 
zug auf ein und dieselbe Ehe nicht da ist, ist auch das Hindernis nicht vor- 
handen. Es entschuldigt vom Eintreten des Hindernisses die ignorantia 
facti, der Thatsache, dass wenigstens der eine Teil verehelicht war, nicht 
aber die ignorantia juris , dass durch diese That ein impedimentum dirimens 
inkorriert werde. 

b) Aus Ehebruch mit dem Versuche der Eheschliessung 
(adulterium cum matrimonio attentato, oder cum matrim. 
attentato et consummato.), wenn ein Ehegatte mit einer 
dritten Person, welche um den Bestand seiner Ehe weiss, 
eine 2. Ehe attentiert und ehebrecherisch konsummiert. 

Auch hier muss das adulterium completum und formale sein. 

Die attentierte zweite Ehe ist natürlich ungültig propter impedimentum 

ligaminis (§ 22;. Stirbt der reclitmässige Gatte, so kann der überlebende 

Gatte auch jetzt die attentierte Ehe nicht schliessen propter impedimentum 

crimiuis. Wenn jedoch die Person, mit der die zweite Ehe attentiert wurde, von 

dem Bestände der ersten kein Wissen hatte (ignorantia facti), so tritt das 

impedimentum m'cht ein ; stirbt die erste Gattin, so steht es in der Willkür 

der zweiten , ob sie die NuUitätserklärung beantragen will oder nicht. Der 

schuldige Teil jedoch muss auf Verlangen die Ehe schliessen, resp. konvali- 

(lieren lassen. Alexander III. (1159—1181) in c. 1 X. „de eo, qui duxit in 

matrimon.** IV. 7.: „Propositum est nobis, quod vir qnidani uxorem habens, 

sibi aliam huiusmodi rei insciam copulavit, sed pvima mortua nititur discedere 

a secunda. Licet autem in canonibus habeatur. ut nullus copulet matrimonio, 

quam prius poiluerat adulterio, et illam maxime, cui lidem dederat uxore sua 

vivente, vel quae machinata est in mortem uxoris: quia tamen praefata mulier 

erat inscia, quod ille aliam haberet uxorem viventem, nee dignum est, ut 

praedictus vir, qui scienter contra canones venerat, hierum de suo dolo reportet: 

consultatioui tuae taliter respondemus, quod, nisi mulier divortium petat, 

ad petitionem viri non sunt aliquatenus separandi.'^ 
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Wenn der eine Teil anfangs vom Bestände der Ehe des 
anderen Teiles keine Kenntnis hatte, es aber später erfährt, so 
besteht das Hindernis nur dann, wenn er jetzt, nachdem er 
Kenntnis von dem ehebrecherischen Verhältnisse erlangt hat. 
dennoch dasselbe fortsetzt. 

Das Hindernis entsteht aus diesem Verbrechen, mag die 
Ehe unter Verheimlichung des bereits bestehenden Ehebandes 
in tridentinischer Form oder vor einem akatholischen Religions 
diener oder bloss vor dem Standesbeamten eingegangen werden. 
Irgend eine Form der Eheschliessung aber ist immer nötig. Aus 
einem blossen Konkubinat entsteht das Hindernis nicht, mag 
dasselbe auch noch so lange gedauert haben. (S. Congr. de 
Propag. Fide d. d. 14. Januar 1844. cf. Schnitzer, p. 490). 

c) Aus Gattenmord ohne Ehebruch (conjugicidium solum 
sine adulterio (utroque patrante), wenn dieser mit ge- 
meinsamer Übereinstimmung beider zum Zwecke der 
Eheschliessung prokuriert wird. 

Dazu ist notwendig: 

a) Die Übereinstimmung der beiden Personen in der phy- 
sischen oder moralischen Urheberschaft an dem Morde 
des Gatten: 

ß) beide Teile müssen Kenntnis von der bestehenden Ehc^ 
haben ; 

y) es genügt jedoch, wenn auch nur ein Teil den Mord 
verübt, der andere aber in denselben einwilligt, ihn be- 
fiehlt oder anrät; 

d) die Eingehung einer neuen Ehe mit dem Mitschuldigen 
am Gattenmorde muss wenigstens von einem Teile be- 
absichtigt sein. 

Cölestin IIT. 1191 — 1198) bestimmt darüber in c. IX. „de conversioiie 
infidelium." III. 33: „Laudabilem: Interrogasti de Saraceiiis, qui dum in cap- 
<ivitate essent, quarundani Christiananim vires earum insidiis et machinatio- 
nibus occiderunt, utrum, quia postea per ipsas ad fidem Christianam conversi 
sunt, eäs de jure possiot accipere in uxores : vel si duxerint, conjugium teneat 
eorundem. Hie Triburiensis Concilii regula contenti sumus, asserentis, quod si 
in mortem ipsoruin malitiose fuerint machinatae, licet earum studio ad iidem 
accesserint, nee tamen eis adhaerere debent, nee sunt, si adhaeserint etiam, 
tolerandi, cum tale damnum tali lucro Ecclesia compensare non velit." Die 
Beabsichtigung der Kheschliessung beim Morde wird pro foro externe immer 
präsumiert und ist das Gegenteil strikte zu beweisen. 

Selbstverständlich ist es bezüglich des Hindernisses ganz gleichgültig, ob 
der Mann die Frau, oder aber die Frau den Mann ermordet hat, wie sich au 
der angeführten Bestimmung Cölestins III. ergibt. 
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d) Aus Gattenmord und Ehebruch miteinander (eonjugiei- 
dium cum adulterio (uno patrante), wenn der Mord von 
dem einen Ehebrecher mit oder ohne Wissen des anderen 
verübt wurde in der Absicht, die EheschHessung mit 
letzlerem zu ermöglichen. 

Darüber bestimmt Alexander III. (1159—1181) in c. 3 X. „de eo, qui 
doxit m matrimonium** IV. 7.: Super hoc, quod quaesivisti, an liceat alicui 
com ea contrahere matrimonium, quam uxore sua vivente sibi de facto matri- 
monio copnlavit: taliter respondemus, quod si adultera est in mortem uxoris 
aliqnid machinata^ sive fidem dedit, sive non, quod ea defuncta hanc esset duc- 
taros, secundum canones ab eins consortio prohibetur et haec prohibitio per- 
petao est servanda.** 

Damit das Hindernis eintrete, ist notwendig: 

a) Der P^hebruch muss sowohl materialiter, als formaliter 
completum sein; daher tritt das Hindernis nicht ein, 
wenn z. B. ein verheirateter Mann mit einer ihn für 
ledig haltenden Person sich versündigt und nachher, um 
diese heiraten zu können, seine Frau umbringt; 

ß) der Mord muss von einem der beiden Ehebrecher physisch 
oder moralisch begangen sein; auch darf der Mord- 
auftrag nicht vor seiner Ausführung widerrufen sein; 

y) der Mord muss wirklich eine Folge der verbrecherischen 
That sein; 

d) ob der andere ehebrecherische Teil von dem Morde 
Kenntnis hat oder nicht, ist gleichgültig; 

e) wenigstens von einer Seite muss die Absicht bestehen, 
den Mord zum Zwecke der nachfolgenden Eheschliessung 
zu vollbringen. 

3. Das impedimentum criminis liegt vor, so oft einer der 
•i Fälle gegeben ist; es kann darum auch, wenn zugleich mehrere 
dieser Fälle eintreten, ein mehrfaches sein. 

Z. B. ein £hegatte verspricht einer Frauensperson, die von seiner Ehe 
Kenntnis hat, die Ehe, treibt mit ihr Ehebruch ; später heiratet er sie wirklich 
Qnd bringt mit ihrer Einwilligung seine rechtmässige Gattin um. Hier ist das 
Hindernis dreifach. 

4. Das Hindernis ist juris Ecclesiastici , daher verpflichtet 
es nur die Getauften. 

Ungetaufte, welche sich eines oder mehrerer der sub 2 aufgeführten 
V'erbrechen schuldig gemacht haben, können nach dem Tode des unschuldigen 
Gatten ihre Mitschuldigen nach Empfang der Taufe ohne Dispense heiraten; 
war jedoch der eine Teil christlicher Religion, so besteht das Hindernis, auch 
wenn der verbrecherische Teil ungläubig war (S. Congr. de Propag. Fide d. d. 
20. Aug. 1852. Acta S. Sed. XXV. 712). 
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Kaiser Augustus setzte auf dieses Verbrechen die Strafe der Relegation 
oder Deportation. Bei 'der hohen Auffassung, die das Christentum von der 
Heiligkeit der Ehe hatte war es natürlich, dass von den ersten Zeiten an der 
Ehebruch als eines der schwersten Verbrechen verabscheut wurde. Die ältesten 
Synoden setzten mehrjährige öffentliche Kirchenbussen dafür fest. So die 
Synode von Elvira (305) im can. 69 5jährige Busse, die Synode von Ancyra 
(314) 7jährige Busse. Während dieser Busszeit war sowohl der eheliche Um- 
gang, als die Schliessung einer neuen Ehe verboten. Nach Verlauf der Buss- 
zeit stand, wenn der unschuldige Gatte gestorben war, der Eheschliessung der 
beiden Schuldigen nichts im Wege. c. 2. C. XXXI. qu. 1 : „Denique mortuo 
viro, cum quo praecessit adulterium'^ und c. 5 eod. loco. Nach und nach 
jedoch wurde der Ehebruch, wenigstens der unter erschwerenden Umständen 
begangen, ein Ehehindernis. So bestimmte die Synode von Tribur (895) in c. 
4 C. XXXI. qu. 1 : Relatum est auribus sanctorum sacerdotum, quendam alte- 
rius uxorem stupro violasse et insuper moechae vivente viro suo juramentum 
dedisse, ut ^ost legitimi mariti mortem, si supervixisset, duceret uxorem, quod 
et factum est. Tale ergo connubium prohibemus et anatbematizemus.*^ Das 
Dekretalenrecht gestaltete sodann dieses Hindernis weiter aus. Es handelt 
davon der Titel „de eo, qui duxit in matrimonium, quam polluit per adulteriam' 
X. IV. 7 und c. 1 X. „de conversione infidelium" III. 33. Durch das Trid. 
wurde dieses Hindernis nicht berührt; so dass es also heute noch nach dem 
Dekretalenrechte Geltung hat. 

2. Das impedimentum criminis entsteht unter folgenden 
Umständen in 4 Fällen: 

a) aus Ehebruch mit dem Versprechen der künftigen Eh^ 
(adulterium cum promissione futuri matrimonii). 

Innocenz III. (1198—1216) bestimmt in c. (Significasti) X. „de eo, p^^ 
duxit in matr.'' IV. 7: „Nos igitur inquisitioni tuae taliter respondemus, qao^J 
nisi alter eorum in moiiiem uxoris defunctae fuerit machinatus, vel ea vivent«? 
sibi fidem dederint de matrimonio contrahendo, legitimum judie^^ 
matrimonium supradictum" und im c. 7. „Veniens** eod. tit.: „Licet auteii^ 
vivente uxore legitima praedictam M. sibi copulare nequiverit in uxorem : qai^ 
tarnen, uxore defuncta, utpote a lege ipsius solutus in eandem M. de novo 
potuit matrlmonialiter consentire, dummodo non praestiterit fidem ad- 
ulterae, vel machinatus fuerit in mortem uxoris." 

Dabei ist notwendig: 

a) Ehebruch und Eheversprechen müssen zu Lebzeiten eines 
und desselben Gatten stattgefunden haben. 

ß) Das Versprechen muss ausdrücklich und ernstlich ge- 
geben sein, und muss vom anderen Teile irgendwie 
angenommen sein; auch darf es vor dem Ehebruche 
nicht widerrufen worden sein. 

y) Das Versprechen muss ferner unbedingt gegeben sein 
oder die Bedingung vor dem Tode des anderen Gatten 
schon erfüllt sein. 
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Schon im mosaischen Gesetze waren hestimmte Vorschriften über die 

rm der Eheschliessung gegehen (Exodus 22, 16; Deut. 22, 29); ebenso im 

chen und römischen Rechte. Die Kirche beschäftigte sich von Anfang 

mehr mit der HintanhaltuDg unerlaubter Verbindungen, als mit der Art und 

eise der Eingehung der Ehe. Demgemäss erkannte die Kirche auch solche 

en als gültig an, die durch die blosse Einwilligung der Brautleute und ihrer 

m, oder durch schriftlichen Vertrag geschlossen worden waren, cf. c. 1 

L XXVII qu. 2: „Matrimonium qoldem non facit coitus, sed voluntas". c. 4, 

6. 9, eiusdem quaest. c. 38. C. XXVII. qu. 2: „Si quis desponsata sibi et 

ita utatur, rite conjugiam vocatur*^. Doch erwähnen schon die ältesten 

blichen Schriftsteller die Mitwirkung der Kirche bei der Eheschliessung. 

der hl. Ambrosius (340— 397) ep. 19 ad Vigil. c. 7: „Cum ipsum conjugium 

amine sacerdotali et benedictione sanctificare oporteat". Gregor von Nazianz, 

it Innocenz L, Siricius u. s. w. 

Papst Nikolaus I. (858—867) kennt bereits die kirchliche Einsegnung der 

e als allgemeine Sitte, c. 4 (Lotharius) C. XXXI qu. 2: ,Si vero minime 

batum fuerit Guadraldam fuisse uxorem legitimam, neque nuptiis secnndum 

orem celebratis, per benedictionem scilicet Sacerdotis etc.** Ein 

angeblich von Papst Evaristus (nach Eusebius, bist. eccl. lib. III. c. 34 und 

ib. IV. c. 1 von 101—109) henührender Kanon (c. 1. C. XXX. qu. 5) bestimmt: 

sAliter legitimum non fit conjugium nisi ab bis, qui super ipsam feminam domi- 

tionem habere videntur et a quibus custoditur, uxor petatur et a parentibus 

at propinquioribus sponsetur, et legibus dotetur et suo tempore sacerdota- 

i)iter, ut mos est, cum precibus et oblationibus a Sacerdote 

benedicatui, et a paranymphis, ut consuetudo docet, custodita et sociata, 

t proximis congruo tempore petita legibus detur ac solemniter accipiatur, et 

lluduo vel triduo orationibus vacent et castitatem custodiant*^. Dieselbe Stelle 

r enthält ein Kapitulare Kaiser Karls des Grossen (lib. VII, cap. 468). 

l Nach wie vor jedoch waren vor dem Forum der Kirche die klandestinen 

\ Ehen gültig. So verordnet Alexander III. (1159—1181) in c. 2 Quod nobis X. 

[ ,de clandest. despons.** IV. 3: „Si matrimonia ita occulte contrahuntur, quod 

p exinde legitima probatio non appareat, ii, qui ea contrahnnt, ab Ecclesia non 

SQut aliquatenus compellendi. Verum si personae contrahentium hoc voluerint 

pablicare, nisi rationabilis causa praepediat, ab Ecclesia recipienda sunt et 

comprobanda tamquam a principio in Ecclesiae conspectu contracta". 

Erst später sah sich die Kirche durch das steigende Überhandnehmen 

•lieser unheilvollen Verbindungen genötigt, strenger vorzugehen, obgleich auch 

Qach dieser strengeren Disziplin, wenn sonst kein impedimentum dirimens 

^'orhanden war, kirchenrechtlich die geheimen und formlosen Ehen als roatri- 

Dionia Vera et rata behandelt wurden. Papst Innocenz III. verordnete auf dem 

Uteranense IV. (1215) folgendes: c. 3. X. , de clandest. despons.'" IV. 3: 

»Cum inhibitio copulae camalis sit in ultimis tribus gradibus revocata, eam 

volumus in aliis stricte servari. Unde praedecessoruni nostrorum vestigiis 

inbaerendo clandestina conjngia penitus iohibemus, prohibentes etiam, ne quis 

sacerdos talibus interesse praesumat. Quare specialem quorundam locorum 

consuetudinem ad alia generaliter prorogando statuimus, ut cum matrimonia 

fuerint contrahenda, in Ecclesiis per Presbyteros publice proponantur, compo- 

tenti termino praefinito: ut intra illum, qui voluerit et valuerit, legitimum 

impedimentum opponat, et ipsi Presbyter! nihilominus investigent, utrum ali- 
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quod impedimentum obsistat. Cum auteiu apparuerit probabilis conjectoni 
contra copulam contrahendam , contractus interdicatur expresse, donec quid 
fieri debeat super eo, manifestis constiterit documentis". FQr den assistierendea 
Priester wird als Strafe angedroht: ^Sane si parochialis sacerdos t<ales cod- 
junciiones prohibere contempserit, aut quilibet etiam regularis, qui eis prae- 
sumpserit interesse, per triennium ab officio suspendatur, gravius puniendas, 
si culpae qualitas postulaverit*^. 

Doch auch dieses Verbot reichte nicht hin, um die geheimen Eheschlies- 
sungen gänzlich zu unterdrücken; deshalb sah sich das Tridentinum veran- 
lasst, unter Wiedereinschärfung des Lafceranensischen Verbotes alle geheimen 
Ehen, matrimonia clandestina, für nichtig zu erklären und zugleich den Be- 
giiff der clandestinitas bezüglich der Ehe genau festzustellen. Die betreffende 
Stelle des Tridentinums lautet: Sessio XXIV. c. 1. de ref. matr. „Tametsi dubi- 
tandum non est, clandestina matrimonia, libero contrahentinm consensu facta, 

rata et vera esse matrimonia, quamdiu ecclesia ea irrita non fecit , 

nihilominus sancta Dei ecclesia ex iustissimis causis illa semper detestata est 

atque prohibuit Qui aliter, quam praesente parocho, vel 

alio sacerdote de ipsius parochi seu ordinarii licentia, et duo« 
bus vel tribus testibus matrimonium contr.ahere attentabunt^ 
eos sancta synodus ad sie contrahendum omnino inhabiles 
reddit, et huiusmodi contractus irritos et nullos esse decernit, 
prout eos praesenti decreto irritos facit et annullat. Insuper 
parochum, vel alium sacerdotem, qui cum minore testium numero, et testes, 
qui sine parocho vel sacerdote huiusmodi contractui interfuerint, nee non ipsos 
contrahentes graviter arbitrio ordinarii puniri praecipit . . .' 

2. Das impedimeDtum clandestinitatis hat überall da Gültig- 
keit, wo das decretum „Tametsi" gehörig promulgiert wurde und 
ist dort sowohl für Katholiken, als akathoUsche Christen bindend. 

3. Das Nähere über dieses Hindernis ' behandeln wir in 
einem eigenen Kapitel (IV. ,, Eheschliessung"). 

4. Das staatliche Recht kennt natürlich dieses Hindernis 
nicht, wenn auch bestimmte Vorschriften über die Form der 
Eheschliessung bestehen, die gleichfalls später eigens behandelt 
werden. 

Von den yei'1>ieteiiden Ehehindernisseii. 

§ 34. 

Begriff und Zahl derselben. 

1. Unter einem verbietenden Ehehindernisse (impedimentum 
prohibens) versteht man einen Umstand, der das Zustande- 
kommen einer gültigen Ehe zwar nicht verhindert, wohl aber 
den Abschluss der Ehe, solange das Hindernis nicht behoben 
ist, verbietet. 



Verbietende Ehehindernisse. 97 

S. Thomas, Summa theolog. III. qu. I. art. unic. in corp.: 

«Respondeo dicendum, qnod in matrimonio sunt quaedam, quae sunt de 

essentia matriraonii, et quaedam, quae sunt de solemnitate eius» siccnt et in 

aliis sacramentis. £t quia remotis his, quae sunt de solemnitate eins, siccut 

m aliis sacramentis, adhuc manet verum sacramentum, ideo impedimenta, quae 

eontrariantnr his, quae sunt de solemnitate hnius sacramenti non efficinnt, 

quin sit verum matrimonium: et talia dicuntur impedire matrimonium contra- 

bendum, sed noh dirimunt contractum: siccut prohibitio Ecclesiae et tempus 

feriatnm. ünde versus: 

Ecclesiae vetitum, nee non tempus feriatum, 
Impediunt fieri, permittunt juncta teneri." 

2. Das Recht, impedimenta prohibentia aufzustellen, hat der 
Papst für die ganze Kirche; in speziellen Fällen aus besonderen 
Gründen kann der Bischof das vetitum Ecclesiae geltend machen 
und in manchen Fällen, namentlich wenn gegen die geplante Ver- 
bindung Einsprache erhoben wird, auch der Pfarrer, der jedoch in 
einem solchen Falle sofort dem Bischöfe Mitteilung zu machen hat. 

3. Wer trotz eines impedimentum prohibens zur Eheschlies- 
sung schreitet, begeht eine schwere Sünde. 

4. Nach heutigem Rechte nimmt man 6 verbietende Elie- 
liindernisse an, die man in folgende Verse gebracht hat: 

f „Ecclesiae vetitum, tempus, sponsalia, votum 

Mixtaque religio, si proclamatio desit". 

Das alte Recht kannte bedeutend mehr verbietende Ehehindernisse, welche 
man in die Verse zusammenfasste : 

Incestus, raptus sponsae, mors conjugis atque 
Susceptus propriae prolis, mors presbyteralis, 
Vel si poeniteat solemniter aut monialem 
Accipiat, prohibent haec conjugium sociandum. 
Manche von diesen Hindernissen sind jetzt trennende geworden, andere 
sind ganz aufgehoben worden. Die wichtigsten derselben waren : 

a) impedimentum catechismi, eine Art cognatio spiritualis, die jener kon- 
trahierte, welcher bei Nachholung der Taufcerenionien, wenn die Nottaufe 
gespendet worden war, für das Kind antwortete. Es bestand nach 
c. 5. X. „de cognatione spirituali" IV. 11 und c. 2 ,de cognat. spirit.* 
IV. 3 in VI.O, wo ßonifaz VILI. (1294—1303) dasselbe folgendermassen 
erklärt: „Per catechismnm, qui praecedit baptismum, sacramentorum 
fundamentum et januam reliquorum, cognatio spiritualis contrahitur, 
per quam contrahendum matrimonium impeditur .... Per illam tamen 
cognationem matrimonium post eam contractum minime separatur". 

Aufgehoben wurde dieses Hindernis durch Trid. sess. XXIV. c. 2 de 
ref. matr., wie die S. Congr. Concilii, d. d. 8. Julii 1782 erklärt hat, 

b) impedimentum criminis. Auf gewisse schwere Verbrechen war ausser 
anderen Strafen auch die gesetzt, dass demjenigen, welcher sich solcher 
Verbrechen schuldig gemacht hatte, die Kheschliessung mit jeder Person 
verboten war. Diese Verbrechen waren : 

Englmann-Stingl, Eherocht. 'X 
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a) Incestus nach c. 1. X. „de eo, qui cognovif* IV. 13, c. 20. C. XXXII. 

qu. 7 und c. 4. C. XXXV. qu. 3. 
ß) raptus, wenn einer die Braut eines anderen entführt hatte, c. 84. 

C. XXVn. qu. 2, 
/) uxoricidium, wenn es von dem Ehegatten allein und ohne die Absicht 
einer neuen EheschlieMrang verübt worden war. c. 5. C. XXXIII. qu. 2, 
6) occisio presbyteri c. 2. X. „de poenitentia et remissione*' V. 38, 
e) attentatio matrimonii cum moniali, der Versuch, mit einer gottge- 
weihten Jungfrau die Ehe zu schliessen. c. 13. C. XXVII. qu. 1 und 
c. 6. X. „de poenit. et remiss.** V. 38, 
^) susceptio propriae prolis, wenn jemand ohne Not sein eigenes Kind 
taufte oder Pate dabei war, um das debitum conjugale nicht mehr 
leisten zu müssen, c. 5. C. XXX. qu. 1, 
fj) interfectio propriae prolis c. 1. X. „de his, qui filios occidemnt* V. 10. 
c) Impedimentum publicae poenitentiae ; wenn jemand wegen schwerer 
Vergehen öffentliche Kirchenbusse zu thun hatte, konnte er, bevor diese 
verbüsst war, keine Ehe eingehen, c. 12. C. XXXIII. qu. 2. 
Diese impedimenta prohibentia sind jetzt alle aufgehoben und es bestehen 
nur noch die angegebenen sechs, (cf. Gasparri, tract. can. de Matrimonio 1. 432.) 

§ 35. 
1. Tempus clausuni. — Geschlossene Zeit. 

1. Unter tempus clausuni, geschlossene Zeit, heilige Zeit, 
verbotene Zeit (tempus vetitum, sacratum, feriatum) versteht 
man die Zeit vom 1. Adventsonntage bis zum Feste Epiphanie 
und vom Aschermittwoche bis zum weissen Sonntage inklusive. 
Während dieser Zeit sind alle Hochzeitsfeierlichkeiten, ja nach 
dem Gewohnheitsrechte, in manchen Diözesen die Hochzeiten 
überhaupt ohne Erlaubnis des Bischof es verboten. 

Schon der hJ. Paulus gibt die Mahnung I. Cor. 7, 5: „Nolite fi-audare 
invicem, nisi forte ex consensu ad tempus, ut vacetis orationi**. Aus dieser 
zeitweisen Enthaltsamkeit, welche auch die Kirchenväter einschärften, ent- 
wickelte sich allmählich das Verbot, während bestimmter Zeiten auch keine 
Ehe zu schliessen. So bestimmt c. 52 der Synode von Laodicea (343—381) 

■ 

c. 8. C. XXXIII. qu. 4: „Non oportet in Quadragesima aut nuptias vel quae- 
übet natalitia celebrare" und die Synode von Herda (525) verordnet: c. 10. 
C. XXXIII. qu. 4: „Non oportet a Septuagesima usque in octavas Paschae, 
et tribus hebdomadibus ante festivitatem sancti Joanis Baptistae, et ab Ad- 
ventu Domini usque post Epiphaniam nuptias celebrare. Quod si factum fuerit, 
separentur". Dieses Verbot wiederholt Papst Clemens III. (1187 — 1191) ine. 4 
(Capellanus) X. „de feiiis'' IL 9.: „Nobis et fratribus nostris apparuit, quod 
licet ea sit Romanae Ecclesiae consuetudo, ut quocumque tempore matrimonium 
contrahatur, consensu interveniente legitimo de praesenti: quia tarnen a Sep- 
tuagesima usque ad septimum diem post Pentecosten celebrari nuptias non 
sinuntur et postea etiam tribus septimanis, vel pluribus, ante festivitatem sancti 
Joanis sine differentia celebrantur". 
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Durch das Tridentinum wurde dießes Verbot etwas beschränkt. In sess. 
XXIY. c. 10 de ref. matr. ist bestimmt: 

,Ab Adventu Domini nostri Jesu Christi usque in diem Epiphaniae, et 
a feria quarta Cinerum usque in octavam Paschalis inclusive antiquas solem- 
ninm nuptiarum prohibitiones diligenter ab omnibus observari sancta synodus 
praecipit: in aliis vero temporibus nuptias solemniter celebrari permittit, quas 
episcopi, ut ea» qua decet modestia et honestate fiant, curabunt. Sancta enim 
res est matrimonium et sancte tractandum**. 

Und can. XL eiusd. sess. lautet: ^Si quis dixerit prohibitionem solem- 
nitatis nuptiarum certis anni temporibus superstitionem esse tyrannicam ab 
ethnicorum superstitione profectam; aut benedictiones et alias caeremonias, 
qnibus ecclesia in Ulis utitur damnaverit: anathema sit". 

2. An und für sich nach dem Wortlaute des Tridentinums 
sind während des tempus clausum nur die Hochzeitsfeierlich- 
keiten verboten. 

Das Rituale Romanum, Tit. VII. c. 1 n. 18 schreibt vor: 
„Postremo meminerint parochi .... solemnitates nuptiarum 
prohibitas esse, ut nuptias benedicere, sponsam traducere, nup- 
tialia celebrare convivia; matrimonium autem omni tempore 
contrahi potest". 

3. Durch Gewohnheitsrecht sind jedoch die Eheschliessungen 
überhaupt während des tempus clausum ohne Erlaubnis des 
Bischofes verboten. 

Eine Entscheidung der S. Congr. de Propag. Fide d. d. 
5. Juli 1841 besagt: „Benedictio nuptiahs, quae est in Rituali, 
uon prohibetur tempore vetito, dummodo non adsit con- 
suetudo non contrahendi matrimonium etiam sine 
solemnitate tempore vetito*'. 

Eine solche Gewohnheit besteht aber in den meisten Diö- 
zesen Deutschlands und Österreichs, speziell auch in der Regens- 
burger Diözese nach dem Rituale minus v. J. 1855 (p. 187 n. 17). 

4. Dispensation von diesem Verbote erteilt der Bischof. In 
dem Dispensgesuche ist gleichzeitig um Dispense von den Pro- 
klamationen nachzusuchen, ausser es wären diese bereits vor- 
genommen worden. 

Wird die Dispense erteilt, so kann die Trauung stattfinden ; 
allein es darf dieselbe nicht vorgenommen werden intra mis- 
sarum solemnia d. h. 

a) Das Messformular pro sponso et sponsa darf nicht ge- 
nommen werden; 

b) ebenso wird der sog. Brautsegen nicht gegeben. 
Genaueres darüber siehe in Kap. IV. („Eheschliessung*'). 
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§ 36. 
Vetitum Ecciesiae. — Verbot der Kirche. 

1. Unter dem Verbote der Kirche (vetitum Ecciesiae) ver- 
steht man hier eine besondere Untersagung irgend einer be- 
stimmten Ehe durch den kirchhchen Oberen aus gerechten j 
Gründen. 1 

Dieses Hindernis ist sehr alt» wenn auch besondere Gesetze darüber nicht i 
gegeben wurden. In den Dekretalen handelt davon Titel: „J)e matrimonio ^ 
contracto contra vetitum ecciesiae** IV. 16. Die drei Kapitel stanimen von \ 
Alexander III. (1159— 1181). Im c. 2 (Ex litteris) beisst es: „Licet enim ; 
contra interdictum Ecciesiae ad secunda vota transire non ; 
debuerit, non est tarnen conveniens, ut ob id solum sacramentum conjogii 
dissolvatur; alia tarnen poenitentia eis debebit imponi, quia contra prohi- 
bitionem Ecciesiae hoc fecei-unt**. 

2. Ein derartiges Verbot kann erlassen werden entweder 
vom Papste und zw^ar auch mit einer Klausel, welche die Ehe 
nichtig machen würde, oder vom Bischöfe. Auch der Pfarrer 
hat das Recht und die Pflicht, jede den kirchlichen Vorschriften 
zuwiderlaufende Eheschliessung, wo nämHch ein Requisit der 
erlaubten Eheschliessung fehlt, innerhalb seiner Pfarrei zu ver- 
hindern, bezw. aufzuschieben. 

3. Die Ursachen, um derentwillen ein Verbot erfolgen kann, 
also die Eingehung der Ehe aufgeschoben, bezw. die Dimmis- 
sorien verweigert werden müssen, sind: 

a) Verdacht eines bestehenden Ehebindernisses; glaub- 
würdige Anzeige über ein solches; 

b) begründeter Einspruch einer dritten Person z. B. wegen 
abgeschlossener Spousalien, Einspruch der Eltern u. s. w.; 

c) Befürchtung grossen Unheiles oder schwerer Ärgernisse; 

d) grosse Unwissenheit in der Religion (ignorantia cate- 
chismi); 

e) die Verweigerung des Empfanges des hl. Busssakra- 
mentes, wenn anders der Mangel des Gnadenstandes 
gewiss und offenkundig ist, d. h. wenn der sich Weigernde 
ein öffentlicher Sünder ist. 

Öffentliche Sünder, Exkommunizierte und Interdizierte sollen 
sich vorher mit der Kirche aussöhnen, ehe sie zur Trauung 
zugelassen werden. 

S. Congr. Poenitentiariae d. d. 10. Dez. 1860; „Curandum pro viribus, 
ut ecclesiasticis censuris innodati debito modo cum Eccieeia reconcilieatar: at 
si reconciliari recusent, et, nisi matrimonium celebretur, gravia inde damna 
imminere videantur, Parochus Ordinarium consulat, qui habita rerum circum- 
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antiaram ratione, omnibusque perpensis, quae a probatis auctoribus et prae- 
rtim S. Alphonso (Lib. VI. iract. 1, c. 2. n. 54) traduntur, ea declaret, quae 
agis expedire in Domino judicaverit, exclusa tarnen semper Missae cele- 
atione* (cf. Santi-Leitner, Praelect. jur. canonici. IV. Bd. pag. 281 nota). 

Das Sakrament der Ehe soll als sacrainentum vivorum im 
tande der heiligmachenden Gnade empfangen werden. Deshalb 
lahnt das Tridentinum, sess. XXIV. c. 1 de ref. matr., zur 
eicht und Kommunion vor Eingehung der Ehe. 

«Postremo sancta synodus conjuges bortatur, ut antequam contrabant, 
1 saltem triduo ante matrimonii consummationem sua peccata diligenter con- 
eantur et ad sanctissimum Eucbaristiae sacramentum pie accedant*^. 

Manche Diözesan Vorschriften verlangen darum, dass die 
rautleute ein eigenes Beichtzeugnis beibringen. 

So schreibt z. B. das Rituale Ratisbonense minus v. J. 1853 cap. IX. 
3. n. 4 vor: „Moneat (parochus) sponsos de testimoniis confessionis suo tem- 
•re afferendis*. Und das Manuale Rituura v. J. 1895 sagt in Tit. VI. c. 2. 
2: „Tunc (contractis sponsalibus) sacerdos exhortatur sponsos, ut . . . . 
icramentum Poenitentiae pridie ante copulationem digne suscipiant et ad 
.cram synaxin vel pridie vel potius ipsa nuptiarum die devote accedant, ac 
istimonium confessionis suo tempore afferant*^. 

Wie ist es nun aber, wenn die Mahnung des Pfarrers umsonst ist, und. 
^geachtet seiner Bemühungen, die Brautleute zur Erfüllung dieser Vorschrift 
1 bewegen, diese nicht beichten, oder kein Beichtzeugnis beibringen, und ohne 
eicht auf der Trauung besteben, sei es beide, oder nur ein Teil? 

Es ist hier zu unterscheiden, ob die ünwürdigkeit, d. h. der Mangel des 
nadenstandes gewiss und bekannt ist, oder nicht. 

Wenn die Ünwürdigkeit gewiss und öffentlich ist, wie bei notorischer 
ichterfüllung der Osterpflicht, bei öffentlichen Sündern, so kann der Pfarrer 
icht trauen, da er ja sonst an dem durch unwürdigen Empfang des Ehe- 
äkramentes begangenen Sakrilegium teilnehmen und schweres Ärgernis geben 
•Qrde. 

Ist aber die ünwürdigkeit, die allerdings in solchen Weigerungsfällen 
ewöhnlich zu vermuten ist, nicht gewiss und pro foro externo bekannt oder 
•weisbar, so kann der Pfarrer die Trauung vornehmen, besonders im Hinblick 
if die Folgen , welche die Verweigerung oder der Aufschub der Einsegnung 
ich sich ziehen kann (Trauung coram ministro acatholico, zumal bei Misch- 
ien; blosse Civilehe in den Ländern, wo sie besteht). 

So ist die Vornahme der Trauung in manchen Diözesen wirklich im aus- 
rsten Falle gestattet — im Hinblicke auf den Wortlaut des Tiidentinums (sess. 
XIV. c. 1. de ref. matr.), das sich mit einer „Ermahnung — hortatur" 
gnügt, also die Beicht dem Gewissen der Brautleute überlässt ; so namentlich 
den französischen Diözesen (cf. Gousset, theologie morale,T. IL art.745u.755). 
id auf die Anfrage des Generalvikars eines deutschen Bistums wurde ein 
rai-tiges Diözesanstatut von der S. Gongreg. Goncilii durch Erklärung vom 
Aug. 1852 anerkannt und keine Abänderung desselben beschlossen. 

In der Instructio pastoralis Eystadiensis, ed. 1877 pag. 368 beisst es 
lodsi unus vel uterque sponsus ss. poenitentiae et eucbaristiae sacramenta 
cipere renuerit, minime vero publicus sit pecoator, instantissime 
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quidem moneat parochus ad ea suscipienda, non autem potest propterea 
denegare aut differre copulationem. (S. Oongr. Conc. d. d. 28. Aug. 1852.) 

Der Gnadenstand ist eben an sich nicht von der Beicht vor der Ein- 
segnung abhängig, sondern kann ohnehin schon vorhanden sein, und ist vor- 
handen, wenn die Brautleute keine schwere Sünde auf dem Gewissen haben. 
Ob sie eine solche haben oder nicht, gehört vor das forum intemnm; und so 
sehr auch das die Beicht vorschreibende Diözesanstatut zu billigen ist, so wird 
doch in Dingen , die lediglich vor das forum internum gehören , nicht eine 
Strafe pro foro externe verhängt, wie hier gewissermassen die Yerweigeroog 
der Einsegnung wäre. Ein eigentliches impedimentum canonicum liegt hier 
im Hinblick auf das Tridentinum als allgemeines Eirchengesetz nicht vor. 

Anders ist es, wenn die Un Würdigkeit gewiss und bekannt ist; da würde 
der Pfarrer zu einem offenbaren Sakrilegium mitwirken und Ärgernis geben. 
Schweres Ärgernis durch die Eheschliessung gehört aber, wie wir oben (n. 3. c.) 
bemerkt haben, zu den Ursachen, um derentwillen die Einsegnung vom Pfarrer 
verschoben werden kann. (cf. Benedikt XIV. de synod. dioeces. VIII. c. 14 d. 5). 

Jedoch soll in solchen Fällen, wenn es die Zeit noch gestattet, die Ent- 
scheidung des Bischofes erholt werden. 

4. Ausser diesen Verboten für spezielle Fälle sind durch 
ein allgemeines Verbot der Kirche untersagt: Gemischte Ehen, 
welchen das Hindernis der Religionsverschiedenheit (impedi- 
mentum prohibens mixtae .religionis) entgegensteht, und solche 
Ehen, denen nicht eine dreimalige Verkündigung vorausgegangen 
ist (defectus proclamationum). 

Über diese beiden verbietenden Ehehindernisse s. Kap. IV. 
„Eheschliessung". 

§ 37. 
Spoiisalia. — Eheverlöbnis. 

1. Unter einem Ehe Verlöbnisse (sponsaUa) versteht man das 
gegenseitige Versprechen zw^r sofort, oder doch voraussicht- 
lich in einem späteren Zeitpunkte unter sich ehefähigen Per- 
sonen, einander in Zukunft zur Ehe zu nehmen. 

„Sponsalia sunt mentio et repromissio nuptiarum futurarum.'* L. 1. Dig. 
„de sponsalihus" XXIII. 1. „Sponsalia, quao futuramm sunt nuptiarum pro- 
missio." c. „Nostrates". 3. C. XXX. qn. 5. Der Name „Sponsalia '^ kommt vom 
lateinischen Worte „spondeo**, „ich gelohe, verspreche.". L. 2. Dig. „de spon- 
salibus" XXllI. 1. „Sponsalia autem dicta sunt a spendende; nam moris fnit 
veteribus stipulari et spondere sibi uxores futuras.** und L. 8. Dig. eodem tit. 
„ünde et sponsi sponsaeque appellatio nata est.** Für „Sponsalia** kommen 
jedoch auch noch andere Ausdrücke vor: So L. 6. Dig. eod. tit.: „spes nup- 
tiarum." c. duobus" 1. X. „de sponsa duorum** IV. 4. „fides pactionis." beim 
hl. Thomas findet sich der Ausdruck „sacramentalia matrimonii" (cf. Summa 
theol. Suppl. qu. 43 a. 1. ad 6.) 

Über „Sponsalia" genaueres im Kap. IIL („Sponsalien"). 
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2. Ein vorher mit einer anderen Person eingegangenes und 
nicht wieder legitim aufgelöstes Eheverlöbnis hindert die er- 
laubte Eingehung der Ehe mit einer dritten Person, bildet also 
ein verbietendes Ehehindernis. 

3. Das verbietende Ehehindernis der Sponsalien hat seinen 
Grund im Naturrechte, welches verlangt, dass man ein gegebenes 
Versprechen halte ; es ist also juris naturalis und daher ist eine 
Dispensation nicht möglich. 

Würde jemand, der gültige Sponsalien geschlossen hat, mit 
einer dritten Person die Ehe schliessen, so würde er schwer 
sündigen. Das Hindernis besteht solange, als die Sponsalien 
gültig bestehen. Sind sie legitim aufgelöst durch gegenseitiges 
Übereinkommen u. s. w. (cf. Kap. III. „Sponsalien'*), so cessiert 
das Hindernis. 

4. Wird gegen eine beabsichtigte Eheschliessung auf Grund 
von Sponsalien Einspruch erhoben, so hat der Pfarrer 

a) zunächst genau zu untersuchen, ob die Sponsalien gültig 
geschlossen wurden und ob sie nicht bereits gelöst worden 
sind. Bestehen dieselben noch zu Recht, so hat er 

b) eine gütliche Ausgleichung zu versuchen, d. h. er hat 
auf ein Übereinkommen zur Auflösung des früheren 
Verlöbnisses hinzuwirken oder auf eine genügende Ent- 

I Schädigung. Sind seine Bemühungen erfolglos, so 

[ hat er 

e) die Sache dem Ordinariate zur Entscheidung vorzu- 
legen. Wenn auch eine Dispensation unmöglich ist, weil 
das Hindernis juris naturalis ist, so kann doch der 

Bischof erklären, dass unter den obwaltenden Umständen 

»» 

die Gestattung der Ehe als das kleinere Übel zu be- 
trachten sei. 

Diese Erklärung des Ordinariates wird oft Dispensation im weiteren Sinne 
genannt. 

Stellt sich heraus, dass der erhobene Einspruch unbegründet 
sei, entweder weil die Sponsalien gar nicht, oder nicht gültig 
geschlossen waren, oder weil sie bereits legitim gelöst waren, 
oder dass der Einspruch nur aus Bosheit erhoben wurde, so 
weise der Pfarrer die betreffende Person einfach ab. Bleibt 
jedoch die Thatsache der Sponsalienschhessung, bezw. Auflösung 
zweifelhaft, so ist an das Ordinariat zu berichten, welches das 
Weitere veranlassen wird. 
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5. Es kann der Fall eiütreten, dass nach abgeschlossenen 
Sponsalien der eine Teil mit einer dritten Person die CSvilehe 
eingeht, und dann auch kirchlich getraut sein will, der andere 
Teil jedoch auf Grund der gültigen, noch bestehenden Sponsalien 
Einspruch erhebt. In diesem Falle kann wegen der bereits ge- 
schlossenen Civilehe nicht mehr auf das Halten der früheren 
Sponsalien gedrungen werden, sondern es ist dem wortbrüchigen 
Teile die Entschädigung des anderen Teiles aufzulegen. 

6. Das weltliche Recht kennt zwar die Sponsalien nicht als 
eigentliches, verbietendes Ehehindernis, jedoch enthält das 
B. G. B. darüber folgende Bestimmungen : 

§ 1297. „Aus einem Verlöbnisse kann nicht auf Eingehung 
der Ehe geklagt werden. 

Das Versprechen einer Strafe für den Fall, dass die Ein- 
gehung der Ehe unterbleibt, ist nichtig.'* 

Der Absatz 1 stimmt mit dem Kirchenrecht Dicht tiberein, wie oben gezeigt. 
An und für sich wären für denjenigen, der sich weigert, sein Versprechen zu 
halten, kirchliche Strafen nicht ausgeschlossen. Erreichen jedoch die Bemüh- 
angen der kirchlichen Organe ihren Zweck nicht, dann wird auch von der 
Kirche kein weiterer Zwang ausgeübt, sondern die Sache dem Gewissen des 
Betreffenden überlassen, eben weil die Ehe frei eingegangen werden muss. 
Die (jeiA issenspflicht des Katholiken, sein gegebenes Versprechen zu halten, 
wird durch den § 1297 nicht berührt. 

Der Absatz 2 dürfte solange auch für das Gewissensforum befolgbar 
sein, als nicht das kirchliche Gericht es anders bestimmt. 

§ 1298. „Tritt ein Verlobter von dem Verlöbnisse zurück, 
so hat er dem anderen Verlobten und dessen Eltern, sowie dritten 
Personen, welche an Stelle der Eltern gehandelt haben, den 
Schaden zu ersetzen, der daraus entstanden ist, dass sie in Er- 
wartung der Ehe Aufwendungen gemacht haben oder Verbind- 
lichkeiten eingegangen sind. Dem anderen Verlobten hat er 
auch den Schaden zu ersetzen, den dieser dadurch erleidet, dass 
er in Erwartung der Ehe sonstige sein Vermögen oder seine 
Erwerbsstellung berührende Massnahmen getroffen hat. 

Der Schaden ist nur insoweit zu ersetzen, als die Auf- 
wendungen, die Eingehung der VerbindUchkeiten und die 
sonstigen Massnahmen den Umständen nach angemessen waren. 

Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn ein wichtiger Grund 
für den Rücktritt vorliegt." 

Dieser § entspricht dem Naturrechte und ist daher im Gewissen ver- 
pflichtend, wenn nicht die geschädigte Partei auf eine Entschädigung offen 
oder stillschweigend Verzicht leistet. Allerdings kann es vorkommen, dass 
das weltliche Gericht einen wichtigen Grund zum Rücktritte nicht anerkennt, 
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ro vor der Kirche und dem Gewissen ein solcher vorliegt. In einem solchen 
Talle verbindet die Verarteilung zum Ersätze nicht im Gewissen. 

§ 1299. „Veranlasst ein Verlobter den Rücktritt des anderen 
lurch sein Verschulden, das einen wichtigen Grund für den 
Rücktritt bildet, so ist er nach Massgabe des § 1298 Abs. 1, 2 
5um Schadenersatze verpflichtet." 

Dadurch ist der moralische Zwang dem unschuldigen Verlobten erspart. 

§ 1300. „Hat eine unbescholtene Verlobte ihrem Verlobten 
iie Beiwohnung gestattet, so kann sie, wenn die Voraussetzungen 
ies § 1298 oder des § 1299 vorliegen, auch wegen des Schadens, 
ier nicht Vermögensschaden ist, eine billige Entschädigung in 
Geld verlangen. 

Der Anspruch ist nicht übertragbar und geht nicht auf die 
Erben über, es sei denn, dass er durch Vertrag anerkannt oder 
dass er rechtshängig geworden ist." 

§ 1301. „Unterbleibt die EheschUessung, so kann jeder 
Verlobte von dem anderen die Herausgabe desjenigen, was er 
ihm geschenkt, oder zum Zeichen des Verlöbnisses gegeben hat, 
nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerecht- 
fertigten Bereicherung fordern. Im Zweifel ist anzunehmen, dass 
die Rückforderung ausgeschlossen sein soll, wenn das Verlöbnis 
durch den Tod eines der Verlobten aufgelöst wird." 

§ 1302. „Die in den §§ 1298 bis 1301 bestimmten An- 
Sprüche verjähren in zwei Jahren von der Auflösung des Ver- 
löbnisses an." 

Diese Yeijährung gilt vor dem Gewissensforum ebenfalls, wenn der Be* 
rechtigte freiwillig unterlassen hat, sein Recht, um das er wusste, geltend 
zumachen. Denn dadurch hat er auf £rsatz verzichtet, (cf. Lehmkuhl, das 
bürgerliche Gesetzbuch pag. 333—335). 

Anmerkun»; : Aus gültigen Spansalien entstehen also zwei verschiedene 
Hindernisse, ein verbietendes und ein trennendes (publicae honestatis). Beide 
unterscheiden sich: 

a) in Bezug auf die Person. Das imped. prohibens entsteht zwischen 
dem einen Brautteil und jeder dritten Person, das imped. dirimens nur in Be- 
zog nur auf die Blutsverwandten des anderen Teiles im 1. Grade; 

b) in Bezug auf die Dauer : das imped. prohibens besteht nur so lange, 
als die Sponsalien rechtsgültig bestehen ; werden diese auf irgend eine Weise 
gelöst, so hört auch das Hindernis auf; das imped. dirimens aber besteht fort, 
ohne Rücksicht auf Fortbestand oder Auflösung der Sponsalien; 

c) in Bezug auf die Dispensation : vom imped. dirimens publicae honestatis 
aus Sponsalien kann dispensiert werden , weil es juris Ecclesiastici ist ; vom 
imped. prohibens dagegen nicht, weil es juris naturalis ist ; es kann nur seitens 
des Bischofs eine Erklärung über die Verbindlichkeit der Sponsalien abgegeben 
werden, nicht aber eine förmliche Dispense. • 
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§ 38. 
Votum Simplex. — Einfaches Gelübde. 

1. Gewisse einfache Gelübde machen die Eingehung einer 
Ehe unerlaubt, nämlich: 

a) das Votum castitatis perpetuae, sei es, dass dasselbe vou 
einer Person privatim, oder in einer religiösen Genossen- 
schaft (Kongregation), odei in einem von der Kirche 
approbierten Orden , aber da nur als Vorbereitung für 
das feierUche Gelübde (professio religiosa cf. § 20 pag. 
41 ff.) abgelegt wird; 

b) das Votum religionis, das Gelübde, in einen religiösen 
Orden zu treten; 

c) das Votum coeUbatus seu non nubendi, das Gelübde, un- 
verehelicht zu bleiben; 

d) das Votum sacri Ordinis suscipiendi, das Gelübde, iu 
den geistUchen Stand zu treten, bezw. die höherea 
Weihen zu empfangen. 

Der Inhalt dieser Gelübde verträgt sich nicht mit der Ehe. Weil die 
Eingehung einer Ehe nur durch den Bruch eines solchen Gelübdes geschehe»^ 
kann, so ist die Ehe unerlaubt. Das feierliche Gelübde bildet ein trennenda^ 
Ehehindemis, das votum siroplex nur ein verbietendes, mit Ausnahme der vot^ 
simplicia der Jesuiten (cf. § 20 n. 1 Anm. pag. 41). Der hl. Thomas gibt als 
Grund an : In lib. IV. Sentent. dist. 38 qu. 1 ar. 2 : ,Per se votum matriraoni^^ 
oppositum illud non irritat, sed impedit tantum: quia per promissionem ali" 
cuius rei alteri factam quis non amittit dominium in rem ipsam, et ideo po»^ 
votum homo adhuc dominus est corporis sui, et ita ilicite quidem, sec^ 
V a 1 i d e potest illud dare alteri, scilicet uxori, in qua donatione consistit ma" 
trimonii sacramentum, quod indissolubile est. Insolerani vero voto per accep^ 
tationem legitimam praelatorum corpus insuper Deo traditur.'' (cf. Gasparri, 
tract. de matr. n. 435 und 567). 

Beim votum coelibatus seu non nubendi wird bloss der Verzicht auf die 
Eingehung der Ehe gelobt, während das votum perpetuae castitatis speziell 
lebenslängliche Keuschheit fordert. Wer das votum coelibatus abgelegt hat 
und eine Sünde gegen die Keuschheit begeht, sündigt bloss gegen das sechste 
Gebot, während jener, welcher nach abgelegtem votum perpetuae castitatis 
eine Sünde der Unkeuschheit begeht, zugleich sein Gelübde bricht und daher 
auch eine Sünde gegen das erste Gebot (contra religionem) begeht. 

2. Die genannten 4 Gelübde machen die Eingehung einer 
Ehe unerlaubt. Will daher jemand, der ein solches Gelübde 
gemacht hat, dennoch eine Ehe schliessen, so muss das Gelübde 
vorher durch Dispensation behoben sein. Das Recht, zu dis- 
pensieren, hat: • 
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a) für das votum coelibatus und sacri Ordinis suscipiendi 
der Bischof, 

b) für das votum perpetuae castitatis und religionis nur 
der Papst. 

In den beiden letzteren kann ebenfalls der Bischof dispen- 
sieren aus wichtigen und dringenden Gründen, wenn Gefahr 
auf Verzug ist, wenn der heilige Stuhl nicht mehr angegangen 
werden kann und wenn es sich um ein geheim und privatim 
abgelegtes Gelübde handelt, nicht aber, wenn es in einer klöster- 
lichen Genossenschaft abgelegt wurde. 

Den Notfall ausgenommen hat der Bischof noch das Dispen- 
sationsrecht in den päpstlich reservierten Gelübden, wenn die- 
selben eines zu einem wahren vollkommenen Gelübde not- 
wendigen Erfordernisses entbehren, wenn sie also z. B. nicht 
Gott, sondern einem Heihgen, wenn sie bedingt, nur auf be- 
stimmte Zeit, wenn sie aus Furcht, Unwissenheit, Irrtum ge- 
macht wurden (cf. § 47). 

Ferraris (s. v. Yotum a. 3 n. 99.) bezeichnet als wichtige Gründe für die 
bischöfliche Dispensation: ,,Si matrimoniam differri nequeat sine gravi sponsi 
▼el sponsae aut eorum familiae dedecore; si puella deflorata prolesqne na»- 
oenda infamanda sit, praesertim si deflorator sit morti iam proximns." 

3. Ohne Dispense hören diese Gelübde auf, ein verbietendes 
Ehehindernis zu sein: 

a) das votum coehbatus und perpetuae castitatis, wenn sie 
nur für eine bestimmte Zeit gemacht wurden, mit Ab- 
lauf dieser Zeit von selbst, 

b) das votum religionis und sacri Ordinis suscipiendi, wenn 
die Voventen vor Ablegung der feierlichen Gelübde 
(professio religiosa) oder vor Empfang der hl. Weihen 
entlassen worden. 

£rfolgt jedoch des Aastritt freiwillig, oder ist die Entlassung herbeigeführt 
durch die Schuld des Voventen, um auf diese Weise seines Gelübdes ledig 
zu werden, so ist päpstliche Dispense notwendig. 

4. Wird nach Ablegung eines dieser 4 Gelübde ohne Dis- 
pense oder Aufhören derselben (nach n. 3) eine Ehe eingegangen, 
80 ist dieselbe zwar unerlaubt, jedoch gültig; allein die Gelübde 
haben doch verschiedene Wirkungen, nämUch: 

a) durch das votum reUgionis geht das jus petendi et red- 
dendi debitum conjugale für die ersten 2 Monate nach 
Eingehung der Ehe verloren; 
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b) durch das votum perpetuae castitatis das jus petendi 
debitum conjugale gänzlich und das jus reddendi für 
die ersten 2 Monate; 

c) durch das votum coelibatus und sacri Ordinis suscipiendi 
treten solche Wirkungen nicht ein; 

Das jus petendi kann restituiert werden durch DispensatioD, 
die kraft der Quinquennalfakultäten die Bischöfe erteilen können. 

Facultates S. Poenitentiariae ns. 9.: ,,Dispensandi ad petendum debitum 
conjugale cum transgressore voti castitatis piivatim emissi, qui matrimonioiQ 
cum dicto voto contraxerit: huiusmodi poenitentem monendo, ipsum ad idem 
votum servandum teneri, tam extra licitum matrimonii usum, quam si marito 
seu uxori respective 8upei*vixerit.** (cf. Schneider, fontes novissimi pag. 96). 

5. Werden solche Gelübde erst nach Eingehung der Ehe 
oder auch nach Eingehung von Sponsalien ohne Zustimmung 
des anderen Gatten oder Brautteiles abgelegt, so sind sie in der 
Regel ungültig und wirkungslos, mit Ausnahme des votum 
rehgionis, das nach geschlossenen Sponsalien vor Eingehung der 
Ehe gültig abgelegt wird und bindend ist; und das votum casti- 
tatis perpetuae, das nach Abschluss der Sponsalien und während 
der Ehe gültig abgelegt wird und insoferne bindend ist, als der 
gelobende Eheteil das jus petendi debitum conjugale verliert, 
so dass dafür bischöfliche Dispense notwendig wird. 

Wird jedoch das votum castitatis mit Zustimmung des 
anderen Gatten unter Verzicht auf seine Rechte abgelegt, odei' 
von beiden Gatten nach wechselseitigem Übereinkommen, so 
verUeren beide Teile das jus petendi et reddendi debitum con- 
jugale, und ist die Dispense hierfür dem Papste reserviert. 

6. Wird eine mit einem solchen Gelübde abgeschlossene 
Ehe durch den Tod des einen Ehegatten gelöst, so ist zu unter- 
scheiden : 

a) War die Ehe geschlossen ohne Dispensation, also 
unerlaubter Weise, so behält jetzt das Gelübde seine volle Kraft, 
da es durch die Ehe nicht aufgehoben, sondern nur suspendiert 
worden war, und eine weitere Ehe kann erlaubter Weise nicht 
eingegangen werden. Nur beim votum coelibatus nehmen manche 
(z. B. Gury, theol. mor. IL n. 781, 3) eine Ausnahme an, quia 
jam impossibilis facta est voti observatio. 

Gury, 1. c, nennt diese Ansicht probabiiis, doch wird sie von manchem 
bestritten (cf. Kutschker, Eherecht III. 619). 

b) Ob nach Auflösung einer mit Dispense vom votum, 
also erlaubter Weise, geschlossenen Ehe das Gelübde wieder 
bindet oder nicht, und also eine weitere Ehe statthaft ist oder 
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Bicht, hängt voD dem Inhalte der Dispense ab, ob sie nämlich 

bloss für jenen einzigen Fall und mit Beziehung auf eine be* 

stimmte Person gegeben wurde (dispensatio partialis), oder absolut 

und ohne Restriktion (dispensatio totalis). Gewöhnlich wird in 

den Dispensurkunden, wenigstens bezüglich des votum perpetuae 

castitatis, die Klausel beigefügt, dass nach dem Tode des anderen 

Teiles das Gelübde, wie früher verpflichte. 

Die Dispensation vom votum joelibatus ist jedoch als dispensatio totalis 
la erachten. So Sanchez (cf. Eutschker, Eherecht III. 641). 

Wie ist es, wenn ein Teil Dispense yom votum erhält, der andere Teil 
jedoch vor Eingehung der Ehe stirbt? 

Resp. : War die Dispense mit Rücksicht auf die verstorbene Person erteilt 
worden, so könnte der überlebende Teil ohne neue Dispense eine andere Ehe 
nicht erlaubt eingehen ; wohl aber , wenn die Dispense allgemein erteilt war 
mit Rtlcksicht auf ihn. 

;') 

Die staatlichen Ehehindernisse. 

§ 39. 
Vorbemerkungen. 

1. Der Staatsgewalt kommt das Recht zu, die bürgerliche 
Anerkennung des Ehe Vertrages näher zu normieren. Sie kann 
deshalb bezüglich der bürgerlichen Folgen und Wirkungen der 
Ehe Gesetze geben und Eheverbote aufstellen. Jedoch trennende 
Ehehindernisse, welche die Ehe in ihrer Wesenheit nichtig 
machen würden, kann die Staatsgewalt nicht aufstellen ; sie kann 
iiie das Sakrament irritieren, wohl aber die bürgerliche An- 
erkennung der Ehe verweigern. 

2. Die Gläubigen sind darum im Gewissen verpflichtet, die 
staathchen Bestimmungen, soweit es ohne Gefährdung ihres 
Seelenheils möglich ist, treu zu beobachten, und auch die Geist- 
lichen sollen sich zur kirchhchen Einsegnung staatlich verbotener 
Ehen nur im Falle dringendster Seelennot beider, oder eines der 
beiden Brautleute herbeilassen. 

Die österreichische Instruktion für Ehesachen vom Jahre 1856 sagt 
darüber in § 69: „Sanctum est Christiane, potestati civili praestare obedientiain, 
ad quam Dominus ipse nos per Apostolum suum instituit. Eo districtius eas 
obsei-vet necesse est constitutiones civiles, quae ad ordinem raoralem conservan- 
dum accurate concurrunt. Quamvis igitur potestas civilis, quin validum inter 
Christianos matrimonium contrahatur, sanctionibus suis impedire minime possit, 
civi tamen Austriaco haud licet, negligere praescriptiones, quas lex Austriaca 
de civilibus matrimonii effectibus statuit.'' 
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3. Mail kann auch in rein staatlicher Beziehung verbietende 
und trennende Ehehindernisse unterscheiden. 

§ 40. 

Die yerbietenden Ehehindernisse nach dem Bürgerlichen Gesetz- 
buche für das deutsche Reich. 

1. Verbietende oder aufschiebende Ehehindernisse nach dem ^ 
B. G. B. bilden : 

a) der Mangel der Ehemündigkeit; 

b) der Mangel der elterlichen Einwilligung; 

c) die illegitime Schwägerschaft; 

d) die Adoptivverwandtschaft ; 

e) die Wartezeit von 10 Monaten; 

f) der Mangel des Zeugnisses über erfolgte Sicherstellung 
der Kinder aus der Vorehe; 

g) der Mangel der landesgesetzlichen Heiratserlaubnis. 

2. Im einzelnen ist zu bemerken: 

a) Der Mangel der Ehemündigkeit: 

§ 1303 : „Ein Mann darf nicht vor dem Eintritte der Voll- 
jährigkeit, eine Frau darf nicht vor der Vollendung des sech- 
zehnten Lebensjahres eine Ehe eingehen. Einer Frau kann Be- 
freiung von dieser Vorschrift bewiUigt werden." 

§ 2 bestimmt: „Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung 
des einundzwanzigsten Lebensjahres ein." § 3. „Ein Minder- 
jähriger, der das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, kann 
durch Beschluss des Vormundschaftsgerichtes für volljährig er- 
klärt werden. Durch die Volljährigkeitserklärung erlangt der 
Minderjährige die rechtliche Stellung eines Volljährigen." 

Es ist also staatlicherseits für die Frau Dispensation von diesem Hindernisse 
möglich ; nicht aber für den Mann, der nur durch Yolljährigkeitserkläning nach 
§ 3 die Erlaubnis zur Eheschliessung erhalten kann. Über das trennende 
Hindernis des kanonischen Rechtes, aetas immatura, cf. § 18 pag. 38. 

b) Der Mangel der elterlichen Einwilligung: 

§ 1305: „Ein eheliches Kind bedarf bis zur Vollendung 
des einundzwanzigsten Lebensjahres zur Eingehung einer Ehe 
der Einwilligung des Vaters, ein uneheliches Kind bedarf bis 
zum gleichen Lebensalter der Einwilligung der Mutter. An die 
Stelle des Vaters tritt die Mutter, wenn der V^ater gestorben ist, 
oder wenn ihm die aus der Vaterschaft sich ergebenden Rechte 
nach § 1701 nicht zustehen. Ein für ehelich erklärt.es Kind 
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a) für das votum coelibatus und sacri Ordinis suscipiendi 
der Bischof, 

b) für das votum perpetuae castitatis und religionis nur 
der Papst. 

In den beiden letzteren kann ebenfalls der Bischof dispen- 
sieren aus wichtigen und dringenden Gründen, wenn Gefahr 
auf Verzug ist, wenn der heilige Stuhl nicht mehr angegangen 
werden kann luid wenn es sich um ein geheim und privatim 
abgelegtes Gelübde handelt, nicht aber, wenn es in einer klöster- 
lichen Genossenschaft abgelegt wurde. 

Den Notfall ausgenommen hat der Bischof noch das Dispen- 
sationsrecht in den päpstlich reservierten Gelübden, wenn die- 
selben eines zu einem wahren vollkommenen Gelübde not- 
wendigen Erfordernisses entbehren, wenn sie also z. B. nicht 
Gott, sondern einem HeiUgen, wenn sie bedingt, nur auf be- 
stimmte Zeit, wenn sie aus Furcht, Unwissenheit, Irrtum ge- 
; macht wurden (cf. § 47). 

Ferraris (s. v. Votum a. 3 n. 99.) bezeichnet als wichtige Gründe für die 
bischöfliche Dispensation: „Si matrimonium difTerri nequeat sine gravi sponsi 

(vel sponsae aut eorum familiae dedecore; si puella deflorata prolesque na»- 
cenda infamanda sit, praesertim si deflorator sit morti iam proximus.** 

3. Ohne Dispense hören diese Gelübde auf, ein verbietendes 
Ehehindernis zu sein: 

a) das votum coelibatus und perpetuae castitatis, wenn sie 
nur für eine bestimmte Zeit gemacht wurden, mit Ab- 
lauf dieser Zeit von selbst, 

b) das votum religionis und sacri Ordinis suscipiendi^ wenn 
die Voventen vor Ablegung der feierlichen Gelübde 
(professio religiosa) oder vor Empfang der hl. Weihen 
entlassen worden. 

Erfolgt jedoch des Austi'itt freiwillig, oder ist die Entlassung herbeigeführt 
durch die Schuld des Voventen, um auf diese Weise seines Gelübdes ledig 
ZQ werden, so ist päpstliche Dispense notwendig. 

4. Wird nach Ablegung eines dieser 4 Gelübde ohne Dis- 
pense oder Aufhören derselben (nach n. 3) eine Ehe eingegangen, 
80 ist dieselbe zwar unerlaubt, jedoch gültig; allein die Gelübde 
haben doch verschiedene Wirkungen, nämlich: 

a) durch das votum religionis geht das jus petendi et red- 
dendi debitum conjugale für die ersten 2 Monate nach 
Eingehung der Ehe verloren; 
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Mündel Ersatz ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der Aus- 
lagen wird von dem Vormundschaftsgerichte festgesetzt." 

c) Die illegitime Schwägerschaft: 

§ 1310, Abs. 2: „Eine Ehe darf nicht geschlossen werden 
zwischen Personen, von denen die eine mit Eltern, Voreltern 
oder Abkömmlingen der anderen Geschlechtsgemeinschaft ge- 
pflogen hat.'' 

Es kann also ein Mann z. B. die von einem Dritten erzeugte Tochtur 
seiner eigenen Konkubine, oder die Konkubine seines Vaters nicht heiraten, 
auch nicht eine Witwe den Geschlechtszuhälter ihrer Tocher. Der Standesbe- 
amte hat indes nur dann dagegen aufzutreten, wenn ein Verhältnis dieser Art 
notorisch ist oder von einem Dritten behauptet wird. cf. Ministehal-Entschl. 
V. 3. Aug. 1899. (Amtsblatt des kgl. bayer. St. V. des Innern pag. 425 ff.). 

d) Die Adoptivverwandtschaft: 

§ 1311: „Wer einen anderen an Kindesstatt angenommen 
hat, darf mit ihm oder dessen Abkömmhngen eine Ehe nicht 
eingehen, solange das durch die Annahme begründete Rechts- 
verhältnis besteht." 

§ 1771: ,,Schliessen Personen, die durch Annahme an Kindes- 
statt verbunden sind, der Vorschrift des § 1311 zuwider eine : 
Ehe, so tritt mit der Eheschliessung die Aufhebung des durch 
die Annahme zwischen ihnen begründeten Rechtsverhältnisses 
ein.'' „Ist die Ehe nichtig, so wird, wenn dem einen Ehegatten 
die elterliche Gewalt über den anderen zusteht, diese mit der 
Eheschliessung verwirkt. Die Verwirkung tritt nicht ein, wenn 
die Nichtigkeit der Ehe auf einem 'Formmangel beruht und die 
Ehe nicht in das Heiratsregister eingetragen worden ist." 

e) Die Wartezeit von zehn Monaten: • 

§ 1313: „Eine Frau darf erst zehn Monato nach der Auf- 
lösung oder Nichtigkeitserklärung ihrer früheren Ehe eine neue 
Ehe eingehen, es sei denn, dass sie inzwischen geboren hat. Von 
dieser Vorschrift kann Befreiung bewilligt werden.'' 

Dieses Hindernis, das für einen Katholiken selbstverständlich nur dann 
anwendbar ist, wenn die frähere Ehe durch den Tod gelöst worden ist, oder 
wenn eine kirchliche Nichtigkeitserklärung vorliegen würde, ist aufgestellt im 
Interesse der Hintanhaltung einer Verdunkelung des Personenstandes. Es 
handelt sich um Klarstellung etwaiger Nachkom^enschaftsverhältnisse. Dispen- 
sation ist zulässig, wird aber, damit der Zweck dieser Vorschrift erreicht werden 
kann, wohl nur dann gegeben werden, wenn jeder Verdacht allenfallsiger 
Schwangerschaft ausgeschlossen ist. 
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f ) Der MaM^l des Zevgnisses iber erfolgte Siekerslelliuig 
der Kimder aus der Torehe. 

§ 1314: Wer ein eheliches Kind hat, das minderjährig ist 
)der unter seiner Vormundschaft steht, darf eine Ehe erst ein- 
gehen, nachdem ihm das Vormundschaftsgericht ein Zeugnis 
darüber erteilt hat, dass er die im § 1669 bezeiclmeten Ver- 
pflichtungen erfüllt hat, oder dass sie ihm nicht obliegen. Ist 
im Falle der fortgesetzten Gütergemeinschaft ein anteilsberech- 
tigter Abkömmling minderjährig oder bevormundet, so darf der 
überlebende Ehegatte eine Ehe erst eingehen, nachdem ihm das 
Vormundschaftsgericht ein Zeugnis darüber erteilt hat, dass er 
die im § 1493 Abs. 2 bezeichneten Verpflichtungen erfüllt hat, 
oder dass sie ihm nicht obliegen." 

§ 1669: „Will der Vater eine neue Ehe eingehen, so hat 
er seine Absicht dem Vormundschaftsgerichte anzuzeigen, auf 
seine Kosten ein Verzeichnis des seiner Verwaltung unterliegen- 
den Vermögens einzureichen und, soweit in Ansehung dieses 
Vermögens eine Gemeinschaft zwischen ihm und dem Kinde 
besteht, die Auseinandersetzung herbeizuführen. Das Vormund- 
schaftsgericht kann gestatten, dass die Auseinandersetzung erst 
nach der Eheschliessung erfolgt." 

§1493, Abs. 2: „Der überlebende Ehegatte (bei fortgesetzter 
Gütergemeinschaft) hat, wenn ein anteilsberechtigter Abkömm- 
ling minderjährig ist oder bevormundet wird, die Absicht der 
Wiederverehelichung dem Vormundschaftsgerichte anzuzeigen , 
ein Verzeichnis des Gesamtgutes einzureichen, die Gtitf^rgemein- 
Schaft aufzuheben und die Auseinandersetzung herbeizuführen. 
Das Vormundschaftsgericht kann gestatten, dass die Aufhebung 
der Gütergemeinschaft bis zur Eheschliessung unterbleibt und 
dass die Auseinandersetzung erst später erfolgt.*' 

Dieses EhehiDdemis ist zam Schatze der vermögensrechtlichen Beziehungen 
der Ednder ans einer froheren Ehe aufgestellt und es kann dadurch der Ehe- 
gatte angehalten werden, vor der Wiederverheiratang, diese I^ziehnngen zu 
ordnen. Der Standesbeamte hat die Pflicht, zu prQfen, ob ein aU HeiratS' 
kandidat auftretender Witwer oder geschiedener Mann (ffir Katholiken natürlich 
nur kirchlidie NaIlititserklArong der Ehe!; ein minderjähriges oder von ihm 
bevormondetes Kind hat. Ist das der Fall, so hat der Standes^ieamt« auf rot' 
gängige Beschrefbong der mundschaftsgerichtlichen Zeugniwies zu ^lestehen« 

g) Der Mi^mgel der lamdeftgresetzlieheii HelrmiHrrlmuhnln: 

§ 1315: ,^ilitärper8onen und mU;he I^ndeHl^earnte, für di^, 
nach den Landesgesetzen zur Eingehung (tiner Khrr eiwt Ur- 
sondere Erlaabois erforderlich m, dürfen ni^'ht ohne tlut vor* 

EBfflmaBB-StiBc], Ek«r»dbt. > 



VA Landesgeaetz liehe Erlaubnis. — MilitärpersoDen. 

geschriebene Erlaubnis eine Ehe eingehen. Ausländer, für die ■ 
nach den Landesgesetzen eine Erlaubnis oder ein Zeugnis er- 
forderlich ist, dürfen nicht ohne diese Erlaubnis oder ohne dieses 
Zeugnis eine Ehe eingehen." 

Durch diese Bestimmung wurde also der Mangel der erforderlichen civil* 
oder militärdienstlichen Yerehelicbungsbewilligung zu einem förmlichen, reicfas- 
rechtlichen aufschiebenden Ehehindernisse erhoben, wenn auch die Fordemog 
jener Erlaubnis bisher spezialgesetzlich oder landesrechtlich nur den Charakter 
einer Disciplinarvorschrift gehabt haben sollte. Der Standesbeamte muss daher 
dieses Erfordernis jetzt kraft allgemeiner Amtspflicht beachten. 

Das Hindernis selbst umfasst 4 Kategorien: 
a) Militärpersonen: 

Für diese gelten, nach wie vor, die Bestimmungen des 
Reichsmilitärgesetzes vom 2. Mai 1874. Darnach dürfen Militär- 
personen ohne Genehmigung ihrer Vorgesetzten keine Ehe ein- 
gehen. Und zwar bedürfen dieser Genehmigung nach § 40 des 
erwähnten Gesetzes: 

die Militärpersonen des Friedensstandes, nämlich: 

1. die Offiziere und Militärbeamten des Friedensstandes vom 
Tage ihrer Anstellung bis zum Zeitpunkte ihrer Entlassung aus 
dem Dienste; 

2. die Kapitulanten von Beginn bis zum Ablauf oder bis 
zur Aufhebung der abgeschlossenen Kapitulation; 

3. die Freiwilligen und die ausgehobenen Rekruten von 
dem Tage, an welchem ihre Verpflegung durch die Militär- 
verwaltung beginnt; 

4. die Einjährig-Freiwilligen von dem Zeitpunkte ihrer defini- 
tiven Einstellung in einen Truppenteil an, sämtlich (3. und 4.) 
bis zum Ablaufe des Tages ihrer Entlassung aus dem aktiven 
Dienst ; 

5. auch noch die vorläufig in die Heimat beurlaubten 
Rekruten und Freiwilligen (§ 60). 

Keine Genehmigung brauchen (nach den §§ 38, 56, 60, 61): 
1. die zum Beurlaubtenstande gehörenden Militärpersonen, 
nämlich die Offiziere, Ärzte, Beamten, und Mannschaften der 
Reserve und Landwehr, mögen dieselben zum Dienste einberufen 
sein oder nicht; sodann die bis zur Entscheidung über ihr 
ferneres Militärverhältnis zur Disposition der Ersatzbehörde ent- 
lassenen Mannschaften und endlich die vor erfüllter aktiver 
Dienstpflicht zur Disposition der Truppenteile beurlaubten Mann- 
schaften ; 
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2. alle in Kriegszeiten zum Heerdienste aufgebotenen oder 
freiwillig eingetretenen Offiziere, Ärzte, Militärbeamte und Mann- 
schaften, die zu keiner der vorbenannten Klassen gehören. 

ß) Reichsbeamte: 

Für sie gelten die bezüglichen Spezialgesetze, insbesondere 
das Reichsbeamtengesetz vom 21. März 1873. Sie bedürfen eine 
besondere Erlaubnis zur Eheschliessung nicht. 

y) Landesbeamte : 

Hierfür kommen in Bayern in Betracht die sachlichen 
Normen des Landrechtes, insbesondere die Königlich Allerhöchste 
Verordnung vom 28. August 1868, die dienstliche Verehelichungs- 
bewilligung für Beamte und öffentliche Diener betr., welche be- 
stimmt : 

§ 1: Alle im Dienste des Staates, der Kirche, einer öffent- 
lichen Korporation oder Stiftung nicht bloss auf Ruf und Wider- 
ruf verwendeten Personen, deren Anstellung von Uns unmittel- 
bar oder von einer Staatsbehörde ausgeht, sind verbunden, zur 
Verehelichung oder Wieder vereheUchung die dienstliche Be- 
willigung einzuholen." 

§ 2 : „Unserer unmittelbaren Allerhöchsten Entschliessung 
behalten wir vor, die Vereheliehungsbewilligung für die Staats- 
minister und Staatsräte, sowie für die im Kollegialratsrange oder 
über demselben stehenden Beamten Unseres Staatsrates." 

§ 3: ,Jm übrigen wird die dienstliche Vereheliehungs- 
bewilligung erteilt: 

1. den Beamten der Staatsministerien, sowie dem bei letz- 
teren nicht bloss auf Ruf und Widerruf angestellten Dienst- 
personale von den einschlägigen Staatsministerien ; 

2. den unter dem Kollegialratsrange stehenden Beamten des 
Staatsrates und den bei letzterem nicht bloss auf Ruf und Wider- 
ruf angestellten Dienern von dem Staatsministerium des Innern 
nach Einvernahme des Generalsekretärs des Staatsrates; 

3. den Gesandten und dem Gesandtschaftspersonale von dem 
Staatsministerium des kgl. Hauses und des Ausseren; 

4. den Präsidenten, Direktoren, Räten, Assessoren und den 
übrigen auf gleicher Rangstufe befindlichen Beamten der Central- 
Uüd centraHsierten Stellen, Central-Staatsanstalten, Kreisregie- 
rungen, Appellationsgerichten, protestantischen Konsistorien, ferner 
den unmittelbar unter dem Staatsministerium der Justiz stehen- 
den Beamten der Staatsanwaltschaft, sowie den Professoren der 
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Universitäten und der polytechnischen Hochschule von den vor- 
gesetzten Staatsministerien ; den Sekretären, Registratoren, Rech- 
nungskommissären und Kanzlisten, sowie den übrigen in diese 
Kategorie gehörenden Beamten der oben erwähnten Stellen, dann 
dem bei denselben nicht bloss auf Ruf und Widerruf angestellten 
Dienstpersonale von den betreflEenden Präsidien, Direktorien, oder 
bezw. sonstigen Vorständen; 

5. den Beamten der vorstehend nicht genannten Behörden, 
Unterrichts- und sonstigen Anstalten von den nächst höheren 
Stellen oder Behörden, unter deren Disciplin sie stehen, den 
nicht bloss auf Ruf und Widerruf angestellten Dienern jener 
Behörden und Anstalten von den Vorständen derselben; 

6. den Notaren von den Bezirksgerichten, in deren Sprengel 
sie ihren Sitz haben; 

7. den Geistlichen der protestantischen Kirchengesellschaften 
von den einschlägigen Konsistorien; 

8. den Volksschullehrern von den vorgesetzten Kreisregie- 
rungen, Kammern des Innern.'* 

§ 4: „Mit der Bitte um die Verehelichungsbewilligung ist 
jederzeit die getroffene Wahl anzuzeigen. 

Hierher gehört noch die Bekanntmachung des Gesamtstants- 
ministeriums vom 20. August 1868, die Verehelichung der Staats- 
dienstaspiranten und der nur widerruflich im öffentlichen Dienste 
verwendeten Individuen betr., welche bestimmt: 

§ 1 : „Alle für einen öffentlichen Dienst, dessen Übertragung 
vom Staatsoberhaupte oder einer Staatsbehörde ausgeht, als Aspi- 
ranten vorgemerkten Personen, sowie alle in einem derartigen 
Dienst nur auf Ruf und Widerruf verwendeten Individuen haben 
vor der Verehelichung oder Wiederverehelichung dem Vorstande 
derjenigen Stelle oder Behörde, bei welcher sie verwendet, oder 
als Aspiranten vorgemerkt sind, eine schrifthche Anzeige von 
ihrem Vorhaben und der getroffenen Wahl zu erstatten.*' 

„Indem das B.G.B. das Erfordernis der dienstlichen Yerehelicbongsbe- 
willigung anerkennt, gibt es natürlich den betreffenden Dienstesstellen das Recht> 
diese Bewilligung zu versagen. Aus diesem Yersagungsrechte entspringt von 
selbst auch das Recht, die Erteilung der Bewilligung an Bedingungen zu 
knüpfen : z. B. hinsichtlich der sittlichen und Bildungsqualitäten der Frau oder 
hinsichtlich des Vei-mögensstandes, wie der sog. Heiratskautionen der Subaltern- 
ofßzierc, oder des Erfordernisses einer bestimmten Dienstzeit oder einer 
bestimmten Zahl von Heiratsstellen, wie bei Unteroffizieren, Gendarmen und 
dgl. Alles dieses bleibt durch das B.G.B unberührt." (cf. Dr. von Standinger,. 
Vorträge aus dem Gebiete des B.G.B. pag. 190). 
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Unberührt bleibt durch das B.G.B. die etwaige Znlässigkeit einer Disci- 
plinareinschreitung nach Massgabe des Landrechtes. Unberührt bleibt ferner 
die Vorschrift des Artikels XXIY. der bayerischen Dienstespragmatik vom 
1. Januar 1805, welche in § 23 hierher gehörig bestimmt : 

„Ein Pensionsanspruch fällt hinweg: 

b) bei Witwen und Kindern derjenigen Diener, welche ohne die vorge- 
schriebenen Heiratsanzeige und Bewilligung sich verehelicht haben, 

c) bei Witwen und Kindern derjenigen Diener, welche sich im Quiescenten- 
dtande auch mit Bewilligung verehelicht haben." 

d) Ausländer: 

Für sie gilt in Bayern Art. 39 des Gesetzes über Heimat, 
Verehelichung und Aufenthalt, vom 16. April 1868, welcher 
bestimmt : 

I. „Ausländer, welche auf bayerischem Gebiete, ohne nach 
Bayern förmlich eingewandert zu sein, eine Ehe schliessen wollen, 
haben der Distriktsverwaltungsbehörde des Ortes, an welchem 
der das Aufgebot anordnende zuständige Standesbeamte seinen 
Sitz hat, den Nachweis vorzulegen, dass nach den im Heimat- 
knde des Mannes geltenden Gesetzen diese Eheschliessung zu- 
lässig ist und dieselben Wirkungen hat, wie wenn sie im Heimat- 
lande selbst erfolgt wäre. 

II. Ist dieser Nachweis geliefert, so hat die Distriktsver- 

; waltungsbehörde ein Zeugnis auszustellen, dass der Eheschliessung 
bin Hindernis im Wege stehe.'' 

Diese Bestimmung hat den Zweck, jene Gemeinde, in welche die Ehe- 
schliessung von Ausländeiii erfolgt, gegen etwaige Ansprüche der Eheschlies- 
^nden auf Heimatberechtigung in dieser Gemeinde zu schützen. 

Unter dem Ausdrucke „Ausländer'^ werden nur Unterthanen eines nicht 
2Qm deutschen Reiche gehörenden Staates verstanden. Falls ein nicht bayerischer, 
' ^r deutscher Reichsangehöriger eine Ehe in Bayern schliessen will^ findet 
demnach Art. 38 keine Anwendung, jedoch ist vorgeschrieben, dass in jedem 
hüe festgestellt werde, ob der bezügliche Ehekandidat das deutsche Indigenat 
besitzt und nicht durch seine Militärdienstpflicht an der Verehelichiing ge- 
liiodert ist. 

Ist durch ministerielle und dgl. Erklärungen ausländischer Staaten generell 
bekannt gegeben worden, dass die Eheschliessungen von Ausländern in Bayern 
dieselben Wirkungen und die nämlichen Folgen haben, wie wenn die Ehe- 
Schliessung im ausländischen Heimatstaate des Mannes abgeschlossen worden 
wäre, wie dies der Fall ist bezüglich der Niederländer, Schweden, Norweger, 
Italiener, Belgier und Franzosen, so ist die Beibringung eines speziellen Zeug- 
nisses hierüber nicht notwendig (cf. Pfistinger, Bayerisches Eherecht pag. 7). 

Das Einführungsgesetz zum B. G. B. vom 18. August 1896 
bestimmt bezüglich der Ehen der Ausländer: 

Art. 13: „Die Eingehung der Ehe wird, soferne auch nur 
einer der Verlobten ein Deutscher ist, in Ansehung eines jeden 
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der Verlobten nach den Gesetzen des Staates beurteilt, dem er 
angehört. Das gleiche gilt für Ausländer, die im Inlande eine 
Ehe eingehen. 

Die Form einer Ehe, die im Inlande geschlossen wird, be- 
stimmt sich ausschliesslich nach den deutsehen Gesetzen." 

Anmerkung: Für das rechtsrheinische Bayern kommt noch ein «tf> 
schiebendes Ehehindernis in Betracht, das nach dem Heimatgesetze vom 
16. April 1868, Art. 33, Abs. 2 (dazu Novelle vom 17. März 1892) 
und das durch das B.G.B. nicht berührt wurde, nämlich der Mangel 
distriktspolizeilichen Verehelichnngszengnisses. 

Nach dem Bayerischen Einführungsgesetz zum B.G.B. vom 9. Juni 1899 
Art 154 erhält der Artikel 33 des Heimatgesetzes in der Fassung vom 17. MSrz 
1892 folgenden Wortlaut: 

„Ein in den Landesteilen rechts des Rheines heimatberechtigter Mann 
darf eine Ehe erst eingehen, wenn durch ein von der zuständigen Behörde aas- 
gestelltes Zeugnis festgestellt ist, dass der Eheschliessung das im Art. 36, 
jetzt 32 (des Heimatgesetzes) bestimmte Einspruchsrecht nicht entgegensteht' 
„Das Zeugnis verliert seine Ki'aft, wenn die Ehe nicht binnen sechs MoDateo 
nach der Ausstellung des Zeugnisses geschlossen wird.** 

Wie bisher soll der bürgerlichen Eheschliessung ein Aufgebot vorangehen. 
§ 1316 des B.G.B. bestimmt: 

„Der Eheschliessung soll ein Aufgebot vorangehen. Das Aufgebot v^^ • 
liert seine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen sechs Monaten nach YoUziehiuig 
des Aufgebotes geschlossen wird. Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn die 
lebensgefährliche Erkrankung eines der Verlobten den Aufschub der Ehe- 
schliessung nicht gestattet. Von dem Aufgebot« kann Beh'eiung bewilligt 
werden.'* 

Darnach ist als geltendes Recht folgendes festzustellen: 

1. das distriktspolizeiliche VereheUchungszeugnis bleibt an 
sich bestehen; 

2. dasselbe braucht jedoch bloss mehr darüber ausgestellt 
zu werden, dass nach Art. 32 des Heimatgesetzes in der neuen 
Fassung ein Einspruch gegen die Eheschliessung nicht erhoben 
wurde; 

3. Infolgedessen hat sich auch die Thätigkeit der Distrikts- 
polizeibehörde bloss mehr auf die Liquidstellung dieser Frage 
zu beschränken; 

4. dagegen die Würdigung der Frage, ob andere civilrecht- 
liehe und dienstliche Ehehindernisse bestehen, geht, wie im üb- 
rigen Deutschland, nur mehr den Standesbeamten an und ist 
für diesen fortan Amispflicht. 

5. Das Aufgebot erlässt daher fortan nicht mehr die Ge- 
meindebehörde, sondern der Standesbeamte und die Aushänge- 
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frist beträgt Dicht mehr zehn Tage, wie bisher, sondern zwei 
Wochen. 

Nach einer Entscheidung des königl. Yerwaltungs • Gerichtshofes vom 
. 7. Oktober 1898 wird die Gültigkeit einer Ehe, die auf Grund eines von der 
; xaständigen Distriktspolizeibebörde rechtsförmlich ausgestellten Yerehelichungs- 
zeognisses abgeschlossen wurde, durch den Umstand, dass von Seiten der 
l IMstriktspolizeibehOrde unterlassen worden ist, den von der Heimatgemeinde 
K «hobenen Einspruch einer Würdigung zu unterstellen, nicht beeinträchtigt. 
: (cf. Silbemagel, Verfassung, 4. Aufl. Nachtrag zu pag. 343). 



§ 41. 

Die trennenden Ehehindernisse nach dem Bürgerlichen Gesetz- 
Buche im allgemeinen. 

1. Man kann die trennenden Ehehindernisse des Bürgerlichen 
Gesetzbuches einteilen in öffentliche (impedimenta publica) und 
in private (impedimenta privata); die ersteren haben zur Folge, 
dass die Ehe bürgerlich absolut nichtig ist, d. h. dass ihr ein- 
fach der Staat seine Anerkennung versagt und ihr nicht die 
gewöhnlichen bürgerlichen Wirkungen der Ehe zubilligt; die 
letzteren, die privaten, begründen eine Anfechtbarkeit der Ehe. 
Dringt diese Anfechtung durch, so ist die Folge davon, dass 
die Ehe ebenfalls als von Anfang an nichtig anzusehen ist. 

Über die Beurteilung der staatlichen trennenden Ehehindernisse überhaupt 
vordem Forum des Gewissens und der Kirche cf. § 11 pag. 25; ebenso die 
Bemerkungen zu den einzelnen kanonischen Ehehindemissen! 

2. Die Nichtigkeit bewirkt Hinfälligkeit der Ehe, kommt 
aber erst zur Geltung, wenn mit Erfolg Nichtigkeitsklage ein- 
gelegt ist. Ausgenommen ist nur der Fall z. B., wenn die Ehe 
bereits aufgelöst ist. Hier, kann die Nichtigkeit jederzeit und 
in jeder Form geltend gemacht werden. Die Kinder aus einer 
nichtigen Ehe gelten als ehelich, ausser es haben beide Eltern 
bei der Eheschhessung die Nichtigkeit der Ehe gekannt. Dies 
gilt jedoch nicht für die Kinder, d. h. sie gelten nicht als ehe- 
lich, wenn die Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel beruht 
und die Ehe nicht in das Heiratsregister eingetragen worden 
ist. Dieser Punkt ist besonders wichtig, wenn es sich um die 
Frage nach der Heimat der Kinder handelt. 

§ 1699. bestimmt: ,,Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Falle der 
Göltigkeit der Ehe ehelich sein würde, gilt als ehelich« sofern nicht beide Ehe- 
gatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheschliessung gekannt haben Diese 
Vorschrift findet keine Anwendung, wenn die Nichtigkeit der Ehe auf einen 
Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregister eingetragen worden ist/' 
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3. Die Anfechtbarkeit ganz allgemein ist die Möglichkeit 
eines Angriffes auf ein an sich gültiges Rechtsgeschäft behufs 
Beseitigung der das Gerechtigkeitsgefühl verletzenden und inso- 
ferne fehlerhaften Folgen. Nach aussen erscheint ein solches 
Rechtsgeschäft, also hier eine solche Ehe, gültig, allein es ist 
dadurch das Gerechtigkeitsgefühl verletzt worden z. B. durch 
wesentlichen Irrtum, Täuschung, Drohung u. s. w., und daher 
kann der dadurch Betroffene die Beseitigung dieses Fehlers an- 
streben, eventuell das Rechtsgeschäft annullieren lassen. Anfecht- 
barkeit haben darum nur die impedimenta privata zur Folge, 
weil es sich dabei nur um das Interesse des verletzten Ehegatten 
handelt. Dieser kann aber auch auf sein Recht verzichten und 
die einmal begonnene Lebensgemeinschaft aufrecht erhahen ] 
wollen. 

4. Daraus ergiebt sich, dass nicht nur das Anfechtungsrecht 
erlöschen, sondern dass auch — im Widerspruche mit den all- 
gemeinen Grundsätzen — die Nichtigkeit der Ehe geheilt werden 
kann, sei es durch Dispensation, oder durch stillschweigeudeu 
Verzicht, oder, wie sich das B.G.B. ausdrückt, durch Be- 
stätigung. 

5. Bezüglich der Geltendmachung der Nichtigkeit und An- 
fechtbarkeit einer Ehe ist zu bemerken: Die Nichtigkeit bei 
den öffentlichen Hindernissen (impedimenta publica) kann nach 
§ 632 der Civilprozessordnung geltend gemacht werden: 

a) von jedem der beiden Ehegatten; 
h) vom Staatsanwälte; 

c) bei Doppelehe auph von dem früheren Gatten; 

d) von einem sonstigen Dritten nur dann, wenn für ihn 
von der Nichtigkeit der Ehe ein Recht oder von der 
Gültigkeit der Ehe eine Verpflichtung abhängt. 

Die Anfechtung dagegen kann nur von dem verletzten Ehe- 
gatten geschehen. 

6. Die Frist für die Anfechtung der Ehe beträgt sechs Monate. 
§ 1339 bestimmt: „Die Anfechtung kann nur binnen sechs 
Monaten erfolgen". 

Die Frist beginnt nach diesem §: 

a) beim Hindernis der Geschäftsunfähigkeit mit dem Zeit- 
punkte, in welchem die Eingehung oder Bestätigung 
der Ehe dem gesetzlichen Vertreter bekannt wird, oder 
der Ehegatte die unbeschränkte Geschäftsfähigkeit er- 
langt; 
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b) bei den Hindernissen des Mangels an Emstlichkeit, Irr- 
tums und Täuschung mit dem Zeitpunkte, in welchem 
der Ehegatte den Irrtum oder die Täuschung entdeckt; 

c) beim Hindernisse der Drohung mit dem Zeitpunkte, in 
welchem die Zwangslage aufhört. 

7. Bezügüch der Form der Anfechtung ist: 

a) bei bestehender Ehe Anfechtungsklage erforderlich; 

§ 1341. „Die Anfechtung erfolgt, solange nicht die Ehe aufgelöst ist« 
durch Erhebung der Anfechtungsklage. Wird die Klage zurückgenommen, so 
ist die Anfechtung als nicht erfolgt anzusehen. Das Gleiche gilt, wenn die 
angefochtene Ehe, bevor sie für nichtig erklärt oder aufgelöst worden ist, nach 
Massgabe des § 1337 genehmigt oder bestätigt wird.'^ 

b) Nach dem Tode des zur Anfechtung nicht berechtigten 
Ehegatten erfolgt die •Anfechtung der Ehe durch eine 
in öfEentlich beglaubigter Form abzugebende Erklärung 
vor dem Nachlassgerichte. 

§ 1342. „Ist die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung nicht berech- 
tigten Ehegatten aufgelöst worden, so erfolgt die Anfechtung durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlassgerichte; die Erklärung ist in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. Das Nachlassgericht soll die Erklärung sowohl demjenigen 
nitteilen, welcher im Falle der Gültigkeit der Ehe, als auch demjenigen, welcher 
im Falle der Nichtigkeit der Ehe Erbe des verstorbenen Ehegatten ist. Es 
liat die Einsicht der Erklärung jedem zu gestatten, der ein rechtliches Interesse 
glaubhaft macht.** 

Die trennenden Eheliindernisse des Bürgerlichen Uesetz-Buehes 

im einzelnen. 

§ 42. 
Die öffentlichen Ehehindernisse (impedimenta pubUca). 

1. Die öffentlichen Ehehindernisse (impedimenta publica), 
welche nach dem BürgerHchen Gesetzbuche die Nichtigkeit der 
Ehe zur Folge haben, sind folgende: 

a) die Verletzung einer wesentlichen Form; 

b) Geschäftsunfähigkeit, Bewusstlosigkeit, Geistesstörung; 

c) ein schon gültig bestehendes Eheband; 

d) Verwandtschaft oder Schwägerschaft; 

e) Ehebruch unter gewissen Bedingungen. 

2. Im einzelnen ist zu bemerken: 

a) die Verletzung einer wesentlichen Form. 

§ 1324: „Eine Ehe ist nichtig, wenn bei der Eheschliessung 
die in § 1317 vorgeschriebene Form nicht beachtet worden ist". 
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§ 1317 schreibt aber vor: „Die Ehe wird dadurch ge- 
schlosseu, dass die Verlobten vor einem Standesbeamten per- 
sönlich und bei gleichzeitiger Anwesenheit erklären, die Ehe 
miteinander eingehen zu wollen*'. 

Damit ist die sog. Civilehe vorgeschrieben anter Strafe der bürgerlichen 
Nichtigkeit der Ehe. 

Die Erklärung darf nicht unter einer Bedingung oder Zeit- 
bestimmung abgegeben werden; der Standesbeamte hat zur Ehe- 
schliessung nach § 1318 zwei Zeugen zuzuziehen, die volljährig 
und im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind. Die Ehe- 
schliessung ist in das Heiratsregister einzutragen. 

Verletzung dieser Form wäre also ein trennendes Ehehindemis. 

Dispense von diesem Hindernisse giebt es nicht, dagegen 
ist unter gewissen Beschränkungen eine sanatio in radice mög- 
lich. § 1324, Abs. 2 besagt: „Ist die Ehe in das Heiratsregister 
eingetragen worden und haben die Ehegatten nach der Ehe- 
schliessung zehn Jahre, oder, falls einer von ihnen vorher ge- 
storben ist, bis zu dessen Tode, jedoch mindestens 3 Jahre, ak 
Ehegatten miteinander gelebt, so ist die Ehe als von Anfang 
an gültig anzusehen. Diese Vorschrift findet keine Anwendung, 
wenn bei dem Ablaufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes 
des einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben ist.'' 

b) Gesc5häftsunfäh]g^keit, Bewüsstlosigkeit, Oeistesstörung« 

§ 1325: „Eine Ehe ist nichtig, wenn einer der Ehegatten 
zur Zeit der Eheschliessung geschäftsunfähig war, oder sich im 
Zustande der Bewusstlosigkeit oder vorübergehenden Störung 
der Geistesthätigkeit befand.'* 

Dieses Hindernis ist im Natarrechte begründet, cf. das kanonische Hinder- 
nis amentiae § 19 pag. 39. 

Dispensation kann auch hier nicht Platz greifen, dagegen 
bestimmt § 1325, Abs. 2 : „Die Ehe ist von Anfang an als gültig 
anzusehen, wenn der Ehegatte sie nach dem Wegfalle der Ge- 
schäftsunfähigkeit, der Bewusstlosigkeit oder Störung der Geistes- 
thätigkeit bestätigt, bevor sie für nichtig erklärt oder aufgelöst 
worden ist. Die Bestätigung bedarf nicht der für die Ehe- 
schliessung vorgeschriebenen Form.*' 

c) Ein schon gültig bestehendes Eheband (ligamen). 

§ 1326: „Eine Ehe ist nichtig, wenn einer der Ehegatten 
zur Zeit der Eheschliessung mit einem Dritten in einer gültigen 
Ehe lebt.'* 



r 
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Die hierher gehörigen Bestimmungen des Strafgesetzbuches siehe him 
impedimentum liganimis § 22 pag. 46 ff. 

Eine Dispensatien ist natürlich hier nicht möglich. 

d) Verwandtschaft und Schwägerschaft. 

§ 1327: „Eine Ehe ist nichtig, wenn sie zwischen Ver- 
wandten und Verschwägerten dem Verbote des § 1310, Abs. 1 
zuwider geschlossen worden ist." 

§ 1310, Abs. 1 : „Eine Ehe darf nicht geschlossen werden 
zwischen Verwandten in gerader Linie, zwischen vollbürtigen 
und halbbürtigen Geschwistern, sowie zwischen Verschwägerten 
in gerader Linie." 

Das staatliche Hindernis der Verwandtschaft und Schwägerschaft umfasst 
also die kanonischen Hindernisse: 

a) der consanguinitas in der linea recta ascendens und descendens; 

b) der consangninitas in der linea transversa bloss mehr im ersten 
Grade. 

c) der affinitas ex copula licita bloss in der linea recta ascendens und 
descendens. 

Dispensation ist ausgeschlossen. 

e) Ehebruch. 

§ 1328: „Eine Ehe ist nichtig, wenn sie wegen Ehebruches 
nach § 1312 verboten war.*' 

§ 1312: „Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen 
einem wegen Ehebruches geschiedenen Ehegatten imd dem- 
jenigen, mit welchem der geschiedene Ehegatte den Ehebruch 
begangen hat, wenn dieser Ehebruch in dem Scheidungsurteil 
als Grund der Scheidung festgestellt ist." 

Hiervon ist Dispensation möglich. „Wird naciiträglich Be- 
freiung von der Vorschrift des § 1312 bewilligt, so ist die Ehe 
als von Anfang an gältig anzusehen." 

3. Obwohl alle diese öffentlichen Hindemisse die Nichtig- 
keit der Ehe zur Folge haben, so ist doch diese Nichtigkeit 
ohne Klage nur dann perfekt, wenn eine formlose Ehe (2 a) 
nicht in das Heiratsregister eingetragen wurde. In den übrigen 
Fällen muss die Nichtigkeitsklage angestrengt werden (cf. § 40, o). 

§ 1329. „Die Nichtigkeit einer nach den §§ 1325 bis 132d nichtigen Ehe 
kann, solange nicht die Khe für nichtig erklärt oder aafgelöst ist, nnr im 
Wege der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden. Das Gleiche gilt von 
einer nach § 1324 nichtigen Ehe, wenn sie in das Heiratsregister eingetragen 
worden ist/* 
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§ 43. 
Die privaten Ehehindernisse (impedimenta privata). 

1. Die privaten Ehehindernisse (impedimenta privata), bei 

deren Vorhandensein die Ehe anfechtbar wird, sind folgeude: 

a) Beschränktheit der Geschäftsfähigkeit; 

b) Irrtum; 

c) arghstige Täuschung; 

d) Drohung. 

2. Im einzehien ist zu bemerken: 

a) Beschränktheit der Geschäftsfähigkeit« 

§ 1331: „Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten 
werden, der zur Zeit der Eheschliessung oder im Falle des § 1325 
zur Zeit der Bestätigung in der Geschäftsfähigkeit beschränkt 
war, wenn die Eheschliessung oder die Bestätigung ohne Ein- 
willigung seines gesetzlichen Vertreters erfolgt ist.*' 

Bezüglich des citierten § 1325 cf. § 42, 2 b. 

§ 1304: „Wer in der Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, be- 
darf zur Eingehung der Ehe der EinwiUigung seines gesetzlichen 

Vertreters.*' 

cf. § 19. n, 3. pag. 40. 

Das Recht zur Anfechtung der Ehe steht dem betreffenden 
Ehegatten zu, wenn er unbeschränkt geschäftsfähig geworden 
ist; solange er jedoch das nicht ist, steht das Recht der An- 
fechtung nach § 1336, Abs. 2 nur dem gesetzlichen Vertreter zu. 

Ausgeschlossen ist die Anfechtung nach § 1337, „wenn der 
gesetzüche Vertreter die Ehe genehmigt, oder der anfechtungs- 
berechtigte Gatte, nachdem er unbeschränkt geschäftsfähig ge- 
worden ist, die Ehe bestätigt. Ist der gesetzliche Vertreter ein 
Vormund, so kann die Genehmigung, wenn sie von ihm ver- 
weigert wird, auf Antrag des Ehegatten durch das Vormund- 
Schaftsgericht ersetzt werden; das Vormundschaftsgericht hat die 
Genehmigung zu ersetzen, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe 
im Interesse des Ehegatten liegt.'' 

b) Irrtum. 

Ein doppelter Irrtum kommt hier als Hinderais in Betracht: 

a) Der Irrtum in Bezug auf die Eheschliessung selbst oder 
der Willensmangel dazu: 

§ 1332: „Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten 
werden, der bei der Eheschliessuug nicht gewusst hat, dass es 
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sich um eine Eheschliessung handle, oder dies zwar gewusst 
hat, aber eine Erklärung, die Ehe eingehen zu wollen, nicht hat 
abgeben wollen." 

Nach kanonischem Rechte liegt hier öberhaapt keine Ehe vor, weil der Kon- 
sens kein freier and wirklicher, sondern nnr ein simnlierter ist (cf. § 13 n. 4. p. 30). 

ß) Der Irrtum bezüglich der Person oder bestimmte Eigen- 
schaften des anderen Ehegatten: 

§ 1333: „Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten 
werden, der sich bei der Eheschliessung in der Person des 
anderen Ehegatten oder über solche persönliche Eigenschaften 
des anderen Ehegatten geirrt hat, die ihn bei Kenntnis der 
Sachlage und bei verständiger Würdigung des Wesens der Ehe 
von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würden." 

Nnr der Irrtum also über die Person (Identität) und über die persönlichen 
Eigenschaften des anderen Ehegatten selbst, nicht aber auch seiner Angehörigen 
lut das Hindernis zur Folge. Diese Eigenschaften dürften sein : ßeiwohnungs- 
nnfübigkeit (Impotentia cf. § 16 und § 17, pag. 35 ff.), der Mangel der Virgi- 
nität oder gar Schwangerschaft der Frau von einem Dritten (cf. § 13 n. 2 und 
Aom. pag. ;29), ansteckende oder ekelerregende Krankheiten. Nicht aber fallen 
die persönlichen Eigenschaften des anderen Eheteils schlechthin ins Gewicht, 
insbesondere auch nicht dessen Vermögensverhftltnisse. (cf. Dr. von Staudinger, 
Vortrage I. pag. 202). 

Berechtigt zur Anfechtung ist nur der Ehegatte, der sich 
geirrt hat. 

c) Arglistige Täuschung. 

§ 1334: „Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten 
werden, der zur Eingehung der Ehe durch argHstige Täuschung 
über solche Umstände bestimmt worden ist, die ihn bei Kenntnis 
der Sachlage und bei verständiger Würdigung des Wesens der 
Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würden. Ist 
die Täuschung nicht von dem anderen Ehegatten verübt worden, 
80 ist die Ehe nur dann anfechtbar, wenn dieser die Täuschung 
bei der Eheschliessung gekannt hat. 

Auf Grund einer Täuschung über Vermögensverhältnisse 
findet die Anfechtung nicht statt/' 

£8 mass also die Täuschung die Ursache gewesen sein, wodurch sich 
(ler andere Gatte zur Eheschliessung bestimmen liess. Solche wesentliche Um- 
^de dürften auch hier sein : ansteckende oder ekelhafte Krankheit, Impotenz, 
Mangel der Virginität oder gar Schwangerschaft, dann aber unehrenhafter 
Charakter, der sich z. ß. darin äussert, dass dem anderen Teile verschwiegen 
wird, dass man bereits verheiratet war und geschieden ist, dass man mit 
Zachthaus bestraft ist u. s. w. 

Berechtigt zur Anfechtung ist auch hier nur der getäuschte 
Ehegatte. 
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d) Drohung. 

§ 1335: „Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefocl 
werden, der zur Eingehung der Ehe widerrechtlich durch Droh 
bestimmt worden ist." 

Die Drohung muss eine widerrechtliche sein und sie muss die caus£ 
pulsiva der Eheschliessung bilden. Näher ist die Drohung nicht bestir 
jedenfalls kann aber eine Drohung hier nur dann von Belang sein, wem 
ihrer Art nach geeignet war, den Willen massgebend zu beeinflussen und a 
sie im gegebenen Falle auch wirklich zum Bestimmungsgrund gewordei 
(cf. impedimentum : vis et metus § 14, pag. 81 ff.). 

Anfechtungsberechtigt ist nur der bedrohte Ehegatte. 

§ 44. 
Dispeusatiou iu reiu staatlichen Ehehindernissen. 

1. Darüber bestimmt § 1322: ,,Die Bewilligung einer ii 
den §§ 1303, 1313 zulässigen Befreiung steht dem Bundessü 
zu, dem die Frau, die Bewilligung einer nach § 1312 zulässij 
Befreiung steht dem Bundesstaate zu, dem der geschiedene £ 
gatte angehört. Für Deutsche, die keinem Bundesstaate an 
hören, steht die Bewilligung dem Reichskanzler zu. Die 
wiUigung einer nach § 1316 zulässigen Befreiung steht d 
Bundesstaate zu, in dessen Gebiete die Ehe geschlossen werden s 

Über die Erteilung der einem Bundesstaate zustehenden '. 
willigung hat die Landesregierung zu bestjpamen.'* 

2. Darnach ist also eine eigentliche Dispensation mögli« 

a) vom aufschiebenden Hindernisse des Mangels der E 
mündigkeit (§ 1303); 

b) der Wartezeit von 10 Monaten (§ 1313); 

c) vom trennenden Ehehindernisse des Ehebruches (§ 12 
und 

d) des Mangels der wesentlichen Form (§ 1316). 

Die übrigen Hindeiiiisse hören teils von selbst auf, z. B. Geschi 
Unfähigkeit, teils durch Verzichtleistung auf Anfechtung der Ehe , bezw. d 
Bestätigung der Ehe, teils sind sie undispensierbar, wie z. B. Verwandtscl 

3. Die Dispense wird erteilt: 

a) bei dem Hindernisse des Mangels der Ehemündig 
und der Wartezeit von dem Bundesstaate, dem die F 
angehört ; 

b) beim Hindernisse des Ehebruches von dem Bundessta 
dem der geschiedene Ehegatte angehört; 
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c) vom Aufgebote von dem Bundestaate, in dessen Gebiete 
die Ehe geschlossen werden soll; 

d) für Deutsche, die keinem Bundesstaate angehören, vom 
Reichskanzler. 

4. Was die Art und Weise der Erteilung der Dispense an- 

jt, so gilt in Bayern rechts des Rheines: 
a) Die Dispensation vom gesetzlichen Alter der Ehemündig- 
keit bei Frauen bleibt nach der Allerhöchsten Verord- 
nung vom 15. Dezember 1875 § 1 der königlichen Ent- 
scheidung nach Vernehmung des Justizministeriums 
vorbehalten. Die Gesuche sind bei dem zuständigen 
Amtsgerichte einzureichen, in dessen Bezirk die um 
Dispense nachsuchende Verlobte ihren Wohnsitz hat, 
oder sich gewöhnlich aufhält. Das Gericht hat die Ge- 
suche zu instruieren und mit gutachthchen Äusserungen 
dem Staatsanwälte beim vorgesetzten Landgerichte mit- 
zuteilen. Findet der Staatsanwalt, dass ein Gesuch nicht 
gehörig instruiert ist, so kann er die als notwendig er- 
achteten weiteren Erhebungen entweder selbst pflegen 
oder beim Amtsgerichte beantragen. Das Gericht ist 
verpflichtet, diesem Ansinnen sofort zu entsprechen, wo- 
ferne nicht gesetzliche Bedenken entstehen. Die gehörig 
instruierten Gesuche bringt der Staatsanwalt mit gut- 
achtlicher Äusserung dem Oberstaatsanwälte behufs der 
Einbeförderung an das Justizministerium in Vorlage. 

Nach der Vollzugsinstruktion vom 24. Dezember 1875 
zur obigen Verordnung unterliegen derartige Gesuche 
einer Gebühr von 20-200 M. (Gesetz vom 9. Juni 1899, 
Änderungen des Gesetzes über das Gebührenwesen von 
1890,92 Art. 185, nach der neuen Fassung Art. 220, Ziff. 1). 

b) Bezüglich der Dispensation vom Hindernisse der Warte- 
zeit gilt das gleiche. Die Gesuche sind ebenfalls beim 
Amtsgerichte einzureichen und analog zu behandeln. 
Die Gebühren betragen gleichfalls 20 — 200 M. 

c) Für die Dispensation vom Hindernisse des Ehebruches 
gilt ebenfalls die Verordnung vom 15. Dezember 1875. 
Die Gesuche sind beim Staatsanwälte desjenigen Land- 
gerichtes einzureichen, bei dem der Ehescheidungsprozess 
in erster Instanz anhängig war. Der Staatsanwalt hat 
die Gesuche zu instruieren und mit gutachtlicher Äusse- 
rung dem Oberstaatsanwälte vorzulegen, welcher, wenn 
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er die gepflogene Instruktion für ausreichend erachtet, 
die staatsanwaltschaftliche Vorlage unter Beifügung seines 
Gutachtens dem Justizministerium einsendet. 

Die Gesuche unterliegen einer Gebühr von 50 - 500 M. 
(Gesetz vom 9. Juni 1899, Art. 220, Ziff. 2). 
d) Die Dispensation vom Aufgebot steht der Distriktsver- 
waltungsbehörde des Ortes — in München dem Magistrate 
— zu, an dem der zuständige Standesbeamte seinen 
Amtssitz hat. Die Gesuche sind bei der zustÄndigen 
Distriktsverwaltungsbehörde schriftlich oder mündlich zu 
stellen und zu begründen. (Allerh. Verord. vom 15. Dezbr. 
1875 und VoUzugs-Instr. vom 24. Dezember 1875.) 
Die Dispensation ist gebührenfrei. 

Anmerkung: Wir glaubten, die staatlichen Ehehindernisse des neuen 
Bürgerlichen Gesetzbuches genauer behandeln zu müssen, weil es einerseits 
für den katholischen Priester notwendig ist, dieselben zu kennen, um sich 
und die ihm unterstellten Gläubigen vor Unannehmlichkeiten zu bewahren, 
ausserdem, weil es auch hie und da notwendig werden kann, auch die staat- 
lichen Mittel der Anfechtung der Ehe zu raten, wenn kirchliche und StastB- 
gesetze in Konflikt kommen. Unsere Ansicht über die Beurteilung der cfyil- 
rechtlichen Ehehindernisse betr. cf. § 11 pag. 25, sowie die Bemerkungen za 
den einzelnen Ehehindernissen. 



c. 

Von der Aufhebung der Ehehindernisse oder 

Dispensation. 

Dispensierbarkeit. 

1. Unter Ehedispense versteht man die vom reclitmässigeo 
kirchhchen Obern für einen bestimmten Fall aus einer gerechten 
Ursache ausgesprochene Aufhebung eines bestehenden Ehe- 
hindernisses. 

Die Aufhebung eines Ehehindernisses an sich kann auf 
dreifache Art geschehen: 

a) entweder von selbst, wie bei jenen Hindernissen, die 
im Laufe der Zeit oder mit Eintritt gewisser Ereignisse 
gegenstandslos werden z. B. tempus clausum, aetas, 
hgamen (durch den Tod des einen Eheteiles), oder 
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b) durch den Willen der Parteien, die eine anfangs verab- 
scheute Verbindung nachträglich anerkennen und gut- 
heissen, z. B. error, vis et metus, conditionis, raptus, 
oder endlich 

c) durch die zuständigen kirchlichen Obern durch Dis- 
pensation. 

2. Undispensierbar sind diejenigen Ehehindemisse, welche 
ganz und gar auf dem natürlichen oder positiv-göttlichen Rechte 
beruhen (impedimenta jims naturalis aut divini positivi). Es 
sind dies: 

a) die trennenden Ehehindernisse : error, vis et metus, con- 
ditio (cf . oben 1 b), impotentia, aetas, amentia, consangui- 
nitas in linea recta ascendenti et descendenti, ligamen 
bei einem matrimonium consummatum. 

b) Das verbietende Ehehindemis aus Sponsalien. 

Das impedimentam ligaminis ist juris divini positivi, während die anderen 

ihren Grand im Naturrechte haben. Bei der amentia hört das Hindernis auf, 

wenn die Zustände sich ändern, bei aetas mit Eintritt des erforderlichen Alters. 

Ist beim imped. aetatis der Vernunftgebrauch vorhanden und fehlt nur die 

körperliche Reife, so kann der Papst dispensieren, weil der Mangel der köi-per- 

I liehen Reife bloss ein imped. juris positivi ist. 

Das verbietende £hehindernis der Sponsalien ist indispensabel, weil es 
sich dabei um das von der anderen verlobten Person erworbene Recht handelt, 
das ihr durch eine Dispensation nicht entzogen werden soll. Aber es kann 
lüer eine autoritative Erklärung des Bischofes erfolgen, dass unter den obwal- 
tenden Umständen aus den Sponsalien keine Verpflichtung zur Eingehung der Ehe 
hervorgehe. Allein es ist dies keine eigentliche Dispensation (cf. § 47 pag. 140). 

3. Die übrigen Ehehindernisse, die hauptsächlich auf dem 

positiv- menschlichen, d. h. kirchlichem Rechte beruhen, sind 

zwar dispensabel, allein in einigen wird a) niemals dispensiert^ 

b) in anderen nur sehr selten, in anderen c) endlich meistens. 

a) Niemals wird dispensiert: 

a) vom trennenden Ehehindemisse der consanguinitas 
im 1. Grade der gleichen Seitenlinie, also zwischen 
Bruder und Schwester, Halbbruder und Halbschwester. 

Die meisten Eanonisten nehmen hier ein impedimentum juris naturalis 
% bei dem Undispenräerbarkeit besteht. 

ß) Vom trennenden Hindemisse der affinitas ex copula 
licita im 1. Grade der linea recta, also zwischen Stief- 
eltern und -Kindern, Schwiegereltern und Schwieger- 
sohn oder -Tochter. 

Auch hierin ist nie dispensiert worden, obwohl der päpstliche Stuhl von 
Seite hochgestellter Personen bisweilen um Dispense angegangen wurde. 

Englmann-Stingl, Elierecht. 9 
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y) Vom öffentlichen Hindernisse des Verbrechens aus 
Gattenmord, also im 3. und 4. Falle (cf . § 32 pag. 91 f.) 
wird nie dispensiert, weil dadurch zu grosses Ärgernis 
gegeben würde. 

Hierher können noch gerechnet werden: 

d) das impedimentum raptus. Auch hier wird nicht 

dispensiert, wenn auch die entführte Person einwilligt 

in die EheschUessung, solange sie sich noch in der 

Gewalt des Entführers befindet; und 
€) das impedimentum clandestinitatis an Orten, an 

welchen das Tridentinum („Taipetsi'') promulgiert ist. 

Hier kann eben die fehlende Form der £heschlie8sung nachgeholt werden. 

b) Sehr selten und dann nur ex gravissimis causis wird 
dispensiert : 

a) vom impedimentum voti solemnis; 
ß) vom impedimentum ordinis sacri ; 

Bei beiden ist in der Regel eine causa publica notwendig. 

y) vom impedimentum cultus disparitatis zwischen Ge- 
tauften und Ungetauften, ausser in Missionsländern. 

Die Nordamerikanischen Bischöfe können aus wichtigen Gründen übe^ 
haupt davon dispensieren (cf. Gerlach, Eherecht pag. 173). 

d) vom impedimentum ligaminis ex matrimonio rato 
tantum nondum consummato; 

e) vom geheimen impedimentum criminis ex conjugieidio; 
^) vom impedimentum cognationis spiritualis inter levan- 

tem et levatum; 
7]) vom impedimentum affinitatis ex copula illicita iiß 
1. Grade der linea recta. 

Gewöhnlich wird nur dispensiert, wenn das Hindernis ganz geheim ist, 
z. B. Cajus will die Bertha heiraten, mit deren jetzt verstorbenen Mutter er 
sich versündigt hatte. Ist jedoch die Person, mit der er früher die copfll* 
gepflogen, noch am Leben, so wird nur aus den gewichtigsten Giünden eine 
Dispense erteilt. Ist das Hindernis omnino occultum, so wird leichter dispensiert 
„Pro foro externe non sufficere infamiam mulieris ex copula propalata exur- 
gentem, vel gravia scandala, sed requiri periculum vitae utiique oratori alias 
imminens; sufficit etiam periculum evidens matrimonii mixti junctum periculo* 
ne proles ex illicita copula, quae affinitatis causa fuit, procreata in haeresi 
educetur: difficultas tarnen crescit, simulier primo cognita vivit." (Gury, theol. 
moralis II. n. 866 nota IV. c. pag. 831). Dispensgründe sind also: Lebens- 
gefahr, Gefahr des Übertritts zum Protestantismus, blosser Civilehe. 

Siehe jedoch § 47 n. IV. pag. 148. 

c) In den übrigen Hindernissen pflegt dispensiert zu werden, 
wenn gerechte Ursachen, die nach dem kanonischen 
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Rechte genügen, vorhanden sind. Mit besonderer Strenge 

wird das Vorhandensein wichtiger Gründe verlangt, wenn 

es sich handelt um Dispensation im 2. Grade der Unea 

transversa iuaequalis der Blutsverwandtschaft, wobei der 

1. Grad berührt wird also z. B. Onkel und Nichte, Tante 

und Neffe; ebenso im 1. Grade der affinitas ex copula 

licita in der linea transversa, also z. B. jemand will die 

Schwester seiner verstorbenen Frau heiraten. 

4. Das Tridentinum, sess. XXIV. c. 5 de Ref. matr., hat 

jzüglich der Dispensation in Ehesachen sehr strenge Normen 

ifgestellt. Es will die Dispense nur selten und unentgeltlich 

egeben wissen. Allein nach und nach ist die Praxis eine mildere 

eworden. Eine Ehe kann für den einen Teil gewissermassen 

otwendig erscheinen, und eine Dispense kann daher bisweilen 

ine grosse Gefahr beseitigen, die Ehre einer Person retten, 

eindschaften und Pi'ozesse verhindern, zur Versorgung einer 

Taueusperson dienen, die sonst nicht oder nicht standesgemäss 

ich erhalten könnte. 

Trid. sess. XXIY c. 5 de Ref. matr.: ,Si quis intra grados prohibitos 
nenter matrimoniam contrahere praesumpserit, separetur et spe dispensationis 
mseqnendae careat; idqae in eo muito magis locum habeat, qui non tantum 
latrimonium contrahere, sed etiam consommare ausus fuerit. Quod si igno- 
inter id fecerit, siquidem solemnitates requisitas in contrahendo matrimonio 
eglexerit» eisdem subjiciatur poenis ; non enim dignus est qui eeclesiae benig- 
itatem facile experiatur, cuius salubria praecepta temere contempsit. Si vero 
olemnitatibus adhibitis impedimentum postea subesse cognoscatar, cuius ille 
robabilem ignorantiam habuit, tunc facilius cum eo et gratis dispensari poterit. 
Q contrahendis matrimoniis vel nulla omuino detur dispensatio, vel raro, idque 
X causa et gratis concedatur. In secundo gi*adu numquam dispensetur nisi 
iter magnos principes et ob publicam causam.** 

§ 46. 
Dispens-GrUude. 

1. Die Dispensation ist ihrer Natur nach immer ein vulnus 
egis und daher darf sie nur gegeben werden, wenn ein hin- 
eichender Grund vorliegt, der sie rechtfertigt. Der Dispens- 
?und muss um so gewichtiger sein, je schwerwiegender das 
Endemis ist. 

2. Man kann die Dispensgründe einteilen: 

a) in causae finales, inductivae, die ihrer Natur nach ge- 
eignet sind, für sich allein den Oberen zur Erteilung 
der Dispense zu bewegen, und in causae impulsivae, 

9* 
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Nebengründe, die nur in Verbindung mit dem Haupt- 
gi'unde zur Bestimmung des Oberen beitragen; 
b) in causae honestae, ehrbare, und causae turpes, inho- 
nestae, ehrenrührige, je nachdem sie den sittlichen Ruf 
des Bittstellers gefährden oder nicht. 

Die Unterscheidung von kanonischen und nichtkanonischen Gründen, je 
nachdem sie nach dem Herkommen des Heiligen Stuhles für genügend erachtet 
werden oder nicht, ist minder wichtig, da immer kanonische Gründe die 
Hauptgründe bilden müssen. 

3. Die kanonischen Dispensgründe sind angegeben in der 
Instructio der S. Congreg. de Propag. Fide vom 9. Mai 1877. 
Dieselben sind folgende: 

a) „Angustia loci, sive absoluta, sive relativa (ratione 
tantum Oratricis), cum scilicet in loco originis vel etiam domi- 
cilii cognatio feminae ita sit propagata, ut aUum paris condi- 
tionis, cui nubat, invenire nequeat, nisi consanguineum, patriam 
vero deserere sit ei durum". 

Dieser Dispensgi-und, der zunächst nur für die Braut Geltung hat, ist 
dann vorhanden, wenn der Geburtsort oder der Wohnort nicht mehr als 
300 Haushältungen oder 1500 Einwohner zählt. (Plus IX. in epist. circular. 
Emmin. Card. Spinola Pro-Datarii d. d. 80. Aug. 1847) » so dass die Braut 
hier nicht leicht einen andern Mann von gleichem Stande, Vermögen und 
Bildung finden kann, als einen Verwandten oder Verschwägerten. Für Adelige 
gilt dieser Grund, wenn der Ort nicht mehr als zehn adelige Familien zählt- 
Unter dem „Orte" ist nicht die Pfan-ei zu verstehen, zu der der Geburts- oder 
Wohnort der Braut gehört, sondern der Geburts- oder Wohnort selbst. 

„Angustiam loci non esse desumendam a numero focorum cuiusqa^ 
Paroeciae, sed a numero focorum cuiusque loci vel etiam plurium locorum, si 
non distent ad invicem ultra milliare.** S. Congr. Concilii d. d. 16. Dez. 1876 
(cf. Schneider, fontes novissimi pag. 120). 

Sind Geburts- und Wohnort der Braut verschieden, zählt aber keiner 
mehr als 1500 Einwohner, so ist das eine Verstärkung des Dispensgrundes 
„angustia locorum/ 

Nachbarorte, welche eine römische Meile (=l'/2 Kilometer) vom Geburts- 
oder Wohnorte eutfeiiit liegen, kommen nicht mehr in Betracht und es ist bei 
Beurteilung der Entfernung auch Rücksicht zu nehmen auf die Beschaffenheit 
der Wege. cf. Instr. Datariae Apost. d. d. 30. Aug. 1847 und S. Congr. Con- 
cilii d. d. 8. März 1884 (Acta S. Sed. XVI. 545). 

Es besteht dieser Dispensgrund auch dann zu Recht, wenn auch die 
Braut in einer anderen Gegend einen anderen Bräutigam von gleichem Stande, 
Vermögen etc. hätte haben können, den sie aber aus irgend welchen Gründen 
zurückwies, wenn sie nur jetzt, wo die Dispens erbeten wird , keinen solchen 
haben kann. Doch wäre obiger Umstand, um Zweifel zu veimeiden, im Bitt- 
gesuche anzugeben (cf. Santi-Leitner IV. p. 386). 

Verstärkt wird der Dispensgrund der angustia loci noch dadurch, wenn 
die Braut so wenig Vermögen hat, dass sie auch auswärts kaum einen pas- 
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senden Bräutigam finden kann. In diesem Falle setzt man noch hinza: 

Et si extra. Der Dispensgrand der angustia loci gilt nur far die Braut und 

nur bei einer familia honesta. Für eine andere ist es ja viel besser, wenn sie 

den Ort, wo ihre Schande bekannt ist, verlässt und sich an einem anderen 

niederlässt. 

Früher galt dieser Grund bloss für den 3. und 4. Grad; bei näheren 

Graden mussten noch andere Gr&nde mitwirken ; heutzutage jedoch genügt die 

angustia loci auch für Dispensen vom 2. Grade. 

b) „Aetas feminae superadulta, si scilicet vigesi- 
mum quartum aetatis annmn jam egressa hactenus virum paris 
conditionis, cui nubere possit, non invenit. Hac vero causa haud 
suffragatur ^^duae, quae ad alias nuptias convolare cupiat*'. 

Das 24. Lebensjahr muss bereits überschritten sein; ist das 24. Lebens- 
jahr erst begonnen, dann kann dieser Grund in Verbindung mit anderen ange- 
geben werden. Es ist zwar nicht gerade unbedingt notwendig, aber doch gut, 
wenn das genaue Alter der Braut nach dem Taufbuche angegeben wird, da 
noch höheres Alter den Dispensgrund verstärkt. Die Braut braucht nicht ge- 
rade nachzuweisen, dass sie bis jetzt absolut keinen anderen Bräutigam von 
gleicher Stellung habe finden können; es genügt, wenn zur Zeit, wo die Dis- 
pens erbeten wird, ein solcher nicht zu finden ist. Hätte sie aber früher 
Oelegenheit zur Eheschliessang gehabt, dieselbe aber zurückgewiesen, lediglich 
in der Absicht, am den Verwandten zu heiraten, so müsste dieser Umstand 
«igens im Dispensgesuch angegeben werden. — Dieser Grund gilt nur für Mädchen, 
nicht aber für Witwen, und kann für alle Grade angegeben werden, wenn 
«i* auch allein bei den näheren Graden nicht genügend ist. 

c) „Deficientia aut incompetentia dotis, si nempe 
femina non habeat actu tantam dotem, ut extraneo aequalis con- 
<Jitionis, qui neque consanguineus, neque affinis sit, nubere possit 
in proprio loco, in quo commoratui-. Quae causa magis lu-get, 
si mulier penitus indotata existat, et consanguineus vel affinis 
^am in uxorem ducere aut etiam convenienter ex integro dotare 
paratus sit*\ 

Dieser Dispensgrund liegt dann vor, wenn die Braut gegenwärtig gar 
kein oder nach den persönlichen und lokalen Verhältnissen nicht hinreichendes 
Beiratsgut in Wirklichkeit besitzt Dadurch, dass sie Hoffiiung hat, solches 
:a erhalten, wird der Dispensgrund nicht aufgehoben, ausser bei Töchtern 
eicher Eltern, die ein erzwingbares Recht auf eine Erbschaft haben. Der 
rrund gilt natürlich nicht, wenn eine Person, welche auch ohne Mitgift oder 
ait ihrer geringen Mitgift sich standesgemäss verehelichen könnte, aber einen 
>rwandten heiraten möchte, der durch Reichtum und Stellung weit über ihr 
teht. Schneider (fontes novissimi pag. 122) führt vier verschiedene Fälle an, 
3 denen dieser Dispensgrund vorkommt: 

1. propter incompetentiam dotis, wenn der, mit dem das Hindernis besteht, 
ie trotz der geringen Mitgift heiraten will; 

2. propter dotem cum augmento, wenn der Verwandte oder auch ein, 
>ritter die ungenügende Mitgift vermehren will; 
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3. pro indotata, wenn die Braut gar keine Mitgift hat und sie derBräa* 
tigam ohne alle Mitgift heiratet; 

4. propter dotem litibus involutam, diese bildet einen eigenen Dispens- 
grund (cf. sub d.) 

Ist die Braut, während das Dispensgesnch noch in Schwebe ist, irgend- 
wie reich geworden, so ist die ihr auf Grund der mangelnden Mitgift erteilte 
Dispense ungültig, wenn sie vor Erteilung der Dispense Kenntnis von der Aen- 
derung ihrer Vermögensverhftltnisse hatte; erfuhr sie davon erst später, so 
ist die Dispense gültig. Dieser Dispensgrund genügt in den Fällen 1 und 4 
jedoch nur für den 4. Grad und für den 4., berührend den 3. ; in den Fällen 
2 ig;id 3 jedoch genügt er auch für den 3. Grad und für den 3. berOhrend 
den 2. bei der Consanguinität und Affinität, für den 1. Grad der honestas publica, 
und für die geistige Verwandtschaft. Im 3. Falle ist dieser Grund zulässig 
sogar für den 2. Grad, und 2., berührend den 1., zumal bei Adeligen (cf. Schneider, , 
fontes novissimi pag. 122). 

d) „Lites super successione bonorum jam ex- 
ortae, vel earundem grave aut imminens periculum. 
Si mulier gravem litem super successione bonorum magni mo- 
menti sustineat, neque adsit alius, qui litem huiusmodi in se 
suscipiat propriisque expensis prosequatur, praeter illura, qui 
ipsam in uxorem ducere cupit, dispensatio concedi solet; interest 
enim reipublicae, ut Utes exstinguantur. Huic proxime accedit 
alia causa, scilicet Dos litibus involuta, cum nimirum 
mulier alio est destituta viro, cuius ope bona sua recuperare 
valeat. Verum huiusmodi causa nonnisi pro remotioribus gra- 
dibus sufficit'*. 

Dieser Dispensgrund ist also dann vorhanden, wenn die Braut in einen 
schwierigen Prozess über einen für ihre Verhältnisse bedeutenden Vermögens- 
anteil entweder schon verwickelt ist, oder ihr ein solcher droht und ihr znr 
Durchführung des Prozesses ein Verwandter, der sie heiraten will, behülflich 
ist. Der Grund gilt nur für entferntere Grade. 

e) „Paupertas viduae, quae numerosa prole sit onerata, 
et vir eam alere poUiceatur. Sed quandoque reraedio dispeu- 
sationis succurritur vidua ea tantum de causa, quod junior sit, 
atque in periculo incontinentiae versetur". 

Dieser Dispensgrund ist vorhanden, wenn eine Witwe aus erster Ehe 
viele Kinder hat, die sie allein nicht ernähren kann, so dass also mala educatio 
zu fürchten wäre, und ein Verwandter verspricht, für deren Erziehung zu sorgen; 
ausserdem auch wenn bei einer jungen Witwe Gefahr der Inkontinenz besteht. 
Nach einigen Autoren, z. B. Corradus, De Justis, ist dieser Dispensgrund heut- 
zutage nicht mehr wirksam, nach Heiner, (Eherecht p. 194, Haringer (p. 270), 
genügt derselbe zur Dispense bis zum III. Grade, berührend den 11. bei der 
Konsanguinität und bis zum I. Grade der Affinität, namentlich wenn noch 
andere Gründe hinzukommen, und ist sogar für Witwer zulässig, ^ damit die 
von der verstorbenen Frau hinterlassenen Kinder eine gute Erziehung erhalten. 
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weil angenommen werden darf, dass blutsverwandte Personen sich derselben 
mehr annehmen, als fremde Stiefmütter/ 

f) „Bonum pacis, quo nomine veniunt nedum foedera 
inter regua et Principes, sed etiam exstinctio gravium inimiciti- 
arum, rixarum et odiorum civilium. Haec causa adducitur vel 
ad exstinguendas graves inimicitias, quae inter contrahentiuin 
coiisanguineos vel affines ortae sint, quaeque niatrimonii cele- 
bratione omnino componerentur; vel quando inter contrahentium 
consanguineos et affines inimicitiae graves viguerint, et licet pax 
inter ipsos inita jam sit, celebratio matrimonii ad ipsius pacis 
confirmationem maxime conduceret". 

Die Feindschaft darf nicht erst durch die beabsichtigte Ehe entstanden 
oder gar in der Absicht herbeigeführt worden sein, einen Dispensgrund zu 
schaffen. Der Dispensgrund genügt bloss für entferntere Grade, ausser wenn 
die Feindschaft, die dadurch wahrscheinlich beseitigt wird, eine aussergewöhn- 
lich grosse wäre, so dass dadurch selbst das Leben bedroht ist, oder wenn 
es sich um die Herstellung des Friedens für eine ganze Kommunität handelt. 

g) „Nimia, suspecta, periculosa familiaritas, 
necnon cohabitatio sub eodem tecto, quae facile impediri 
non possit". 

Bei diesem Dispensgruude ist anzugeben, ob der vertrauliche Umgang 
nicht etwa bloss in der Absicht gepflogen wurde, um die Dispense zu erleich- 
tem (cf. Con-adus, Praxis dispens. 1. 8 c. 1. n. 29, Gasparri, Tract. de Matr. 
1. n. 339. nota 2). Siehe auch die Anmerkung zum folgenden h. 

h) „Co pul a cum consanguinea vel affine vel alia persona 
impedimento laborante praehabita, et Praegnantia ideoque 
legitimatio prolis, ut nempe consulatur bono prolis ipsius, 
et honori mulieris, quae secus innupta maueret. Haec profecto 
una est ex urgentioribus causis, ob quam etiam plebeis dari 
solet dispensatio, dummodo copula patrata non fuerit sub spe 
facilioris dispensationis: quae circumstantia in supplicatione foret 
explieanda". 

Es handelt sich hier um ein Vergehen, das bekannt sein muss, oder von 
dem doch Gefahr besteht, dass es bekannt werde. Ist dagegen die gepflogene 
Copola unbekannt, so ist der Dispensgrund für sich allein nicht genügend^ 
ham jedoch als Verstärkung anderer Dispensgründe angegeben werden. Ob 
die Absicht, leichter die Dispense zu erlangen, als erschwerender Umstand 
angegeben werden muss, wird controvertiert. Heiner (Grundriss d. kathol. Ehe- 
rechtes p. 170 u. 178) und Santi-Leitner (Praelectiones, lib. IV p. 338) fordern 
das, weil das Dekretum der S. Gong. Offic. d. d. 25. Juni 1885 nicht von den Gründen 
für die Dispense handle, sondern von den Umständen, die dem Reskript bei- 
zufügen seien. Eine bona fide gepflogene copula könne einen hinreichenden 
Dispensgrand bilden, während das von der copula intentione malitiosa habita 
nicht angenommen werden könne. Dagegen Gasparri (tract. canon. n. ^0 
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nota 1 u. 360 nota 2), Zitelli, Feije u. a. bestreiten das, weil das Motiv f&r die 
Gewährung der Dispense nicht eigentlich die copula oder die schlechte Absicht 
dabei ist, sondern die aus der copula entstandene Diffamierung der Braut. 
Schneider (fontes novissimi p. 123) weist noch darauf hin, dass in den neuesten 
Formularien der Datarie weder bei Dispensationen ob infamiam ex copola, 
noch ob infamiam sine copula die schlechte Absicht erwähnt werde. Daraas 
wäre zu folgern, dass seit 25. Juni 1885 dieser Umstand nicht mehr angegeben 
werden müsse. 

1) „Infamia mulieris, ex suspicioue orta, quod iUa suo 
consanguineo aut affini nimis familiaris, cognita sit ab eodem, 
licet suspicio sit falsa, cum nempe nisi matrimonium contra- 
hatur, mulier graviter diffamata vel innupta remaneret, veldis- 
paris conditionis nubere deberet, aut gravia damna orirentur". 

Dieser Dispensgrund wird gewöhnlich als ^infamia sine copula** bezeichnet. 
Ist der vertraute Umgang in der Absicht gepflogen worden, einen Dispens- 
grund zu schaffen, so wäre dies nach Heiner anzugeben; allein der von 
Schneider (siehe die Anmerk. zu h.) angeführte Gebrauch der Datarie wider- 
spricht dieser Ansicht. 

k) „R^validatio matrimonii, quod bona fide et 
publice, servata Tridentini forma, contractum est: quia eius 
dissolutio vix fieri polest sine publico scandalo, et gravi damno, 
praesertim feminae (c. 7 „de consang.'^ IV. 14). At si mala fide 
sponsi nuptias inierunt, gratiam dispensationis miuime meren- 
tur, sie disponente Conc. Trid. sess. XXIV. cap. 5 de ref. matr.'* 

Die Revalidierung einer ungültigen Ehe ist deshalb ein Dispensgrund, i 
weil aus einer etwaigen Trennung grosse Ärgernisse und Ungelegenheiten für 
die Bittsteller, die vor der Welt als Eheleute gelten, entstehen würden. 1» 
Dispensgesuche ist bei diesem Grunde anzugeben: 

1. ob die Ehe öffentlich, d. h. nach vorausgegangener Proklamation oder 
mit Dispense davon, aber in facie ecclesiae geschlossen wurde, 

2. ob die beiden Gatten, oder einer davon bona fide waren, d. h. von dem 
Hindemisse keine Kenntnis hatten; 

3. ob sie, nachdem sie von dem Hindemisse Kenntnis erhalten haben, 
die Ehe konsummiert haben. 

Auch hier braucht die intentio malitiosa nicht angegeben zu werden 
(Schneider, fontes novissimi p. 124.). 

1) ,,Periculum matrimonii mixti, vel coram aea- 
tholico ministro celebrandi. Quando periculum adest, 
quod volentes matrimonium in aliquo etiam ex maioribus gradi- 
bus contrahere, ex denegatione dispensationis ad ministrum aca- 
tliolicum accedant pro nuptiis celebrandis spreta Ecclesiae auc- 
toritate, justa invenitur dispensandi causa, quia adest non modo 
gravissimum fidelium scandalum, sed etiam timor perversionis 
et defectionis a fide taliter agentium, et matrimonii impedimenta 
contemnentium, maxime in regionibus, ubi haereses impuue 
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grassantur. Id docuit haec S. Congregatio in instructione die 

n. Apr. 1820 ad Archieppum Quebecensem data. Pariter cum 

Vicarius Apostolicus Bosniae postulasset, utrum dispensationem 

dargiri possit iis Catholicis, qui nulluni aliud praetexunt moti- 

vnm, quam vesauum amorem, et simul praevidetur, dispensatione 

denegata, eos coram judice infideli conjugium fore inituros, S. 

Congregatio S. Officii in feria IV. 14. Aug. 1822 decrevit: 

„respondendum Oratori, quod in exposito casu utatur faculta- 

tibus sibi in form. IL commissis, prout in Domino expedire 

> jadicaverit/' Tantumdem dicendum de perieulo, quod pars catho- 

' lica cum acatholica Matrimonium celebrare audeat''. 

Darin sind eigentlich drei Gründe enthalten: 

a) Gefahr einer gemischten Ehe, 

b) Gefahr, dass die Ehe vor einem akatholischen Minister eingegangen werde, 

c) die Befüi'chtnng eines Abfalles vom Glauben. 

Diese Gründe können entweder eiozeln oder mit einander verbunden vor- 
handen sein. 

Enopp (Eherecht, p. 460) bemerkt hierzu; , »Dieser Grund setzt die wirk- 
liche, nicht bloss die mögliche Gefahr voraus, dass die Petenten, falls ihnen 
die Dispense verweigert würde, vom katholischen Glauben abfallen und zu 
einer von der Kirche getrennten Religionsgenossenschaft übergehen. 

Die Seelsorge möge sich bei Angabe dieses Grundes in Dispensgesuchen 
keiner eitlen Täuschung hingeben, da es sich um die Gültigkeit der Dispense 
selbst handelt, welche mit der inneren Wahrheit ihres Grundes unbedingt 
läUt. Hat derselbe für sich nicht die moralische Überzeugung, dass die Ver- 
weigerung der Dispense den traurigen Abfall der Petenten von der Kirche 
zur Folge haben werde, so kann er nimmer in Wahrheit den vorliegenden 
Grand zur Erlangung derselben geltend machen, und zu einer solchen Über- 
zeugung genügt keineswegs die leicht hingeworfene Drohung der Petenten, 
Bondern es ist das Gewicht einer solchen Drohung, in Mitte aller Verhältnisse 
der Brautleute stehend, gewissenhaft abzuwägen. Es wird namentlich in rein 
, katholischen oder doch meist katholischen Gegenden eine richtige Würdigung 
f aller Verhältnisse der Petenten die Annahme einer wirklichen Gefahr des Ab- 
falles von der Kirche kaum in irgend einem Falle zulassen**. Diese Ansicht 
' scheint zwar etwas strenge, allein auch Kutschker (Eherecht V. 222) bemerkt: 
«Gregor XVI. habe konstant die Dispensation jenen verweigert, welche mit 
Abfall vom Glauben gedroht haben". 

m) „Pericuium incestuosi concubinatus. Ex supe- 
rius memorata instructione an. 1822 elucet, dispensationis reme- 
dium, ne quis in concubinatu insordescat, cum publice scandalo, 
atque evidenti aeternae salutis discrimine, adhibendum esse''. 

Auch hier muss die Gefahr eine wirkliche, nicht bloss mögliche sein, und 
ist auch hier die Drohung der Petenten genau zu würdigen. 

n) „Periculum matrimonii civilis. Ex dictis con- 
sequitur, probabile periculum, quod illi, qui dispensationem 
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petunt, ea non obtenta, matrimonium dumtaxat civile, ut ajunt 
celebraturi sint, esse legitimam dispensandi causam". 

Wurde die Civilehe in der Absicht eingegangeo , um nachher leichter 
Dispense zu erlangen , so braucht dieser umstand im Bittgesach nicht ange- 
geben zu werden. Die S. Poenitentiaria hat am 8. April 1831 auf die An* 
frage: ,ütrum in supplicibus libellis pro dispensatione impedimentoram diri- 
mentium pro iis, qui civiliter jam contraxerint, necesse sit inquirere ac con- 
sequenter declarare» an oratores talia patrarint ad dispensätionem facilias 
obtinendam'', geantwoi*tet : „S. Poenitentiaria, perlectis expositis ac serio consi* 
deratis, supra proposito dubio, supra dicto vicario generali officiali respondendnm 
censuit, prent respondet „negative". Nam illa intentio oratorum, licet 
mala, non tarnen initat dispensätionem, et idcirco debent oratores qaidem 
peccatum confiteri, si reapse mala fide hoc fecerunt, non est tamen necessariam 
in eandem inquii*ere, quod attinet ad forum extemum*. (cf. Gasparri, tract. 
canon. n. 847 nota 2 und Schneider, fontes nov. pag. 124 n. 1.) 

o) „Remotio gravium scandalorum". 

p) „Cessatio publici concubinatus". 

q) „Excellentia meritoriim, cum aliquis aut contra 
fidei catholicae hostes dimicatione aut liberalitate erga Ecclesiam, 
aut doctrina, virtute aliove modo de religione sit optime ineri- 
tus'\ 

Es ist jedoch nicht notwendig, dass die Brautleute selbst diese Verdienste 
um die Kirche sich erworben haben. Auch ausserordentliche Verdienste ihrer 
Eltern, Voreltern und Ahnen können als Dispensgrund angeführt werden. 

4. Das sind die sog. kanonischen Dispensgründe, welche 
die erwähnte Instructio der S. Congr. de Prop. Fide aufführt. 
Neben diesen Gründen können zur Unterstützung derselben auch 
andere oft nicht unwichtige Gründe angegeben werden, die oft 
in den persönlichen Eigenschaften, in den Familien- und Ver- 
mögensverhältnissen der Nupturienten gegeben sind, z. B. körper- 
liche Defekte, Elternlosigkeit, zahlreiche Geschwister, Dienst bei 
fremden Leuten, Gemeinsamkeit des Haushaltes und Besitzes, 
Wohnungsrecht, Unterstützung bejahrter Eltern u. a. cf. Erlass 
des hochwst. Ordinariates Regensburg d. d. 28. November 1899. 

5. Besonders zu erwähnen ist noch die sog. „dispensatio 
sine causis". Ausserordentlicher Weise wird nämlich hie und 
da den einer achtbaren und vornehmen Familie angehörenden 
Bittstellern Dispense gewährt „ex certis et rationabilibus causis 
animum nostrum moventibus", wie es in den betreffenden Re- 
skripten heisst; gewöhnlich wird dabei den Bittstellern die Spen- 
dung eines bedeutenderen Almosens auferlegt. 

Diese Art von Dispense heisst dispensatio sine causis, nicht als oh kein 
Dispensgrund vorbanden wäre; ein solcher liegt an sich schon in der Spen- 
dung eines bedeutenden Almosens (cf. Schnitzer, Eherecbt pag. 519 n. 2.), oder 
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er in Verdiensten der betreffenden Bittsteller oder ihrer Familie um die 
rche (exoellentia meritomm); sondern deshalb, weil im Dispensmandat kein 
stimmter Grand angegeben ist. 

Anmerkimg: Wie oben bemerkt (n. 2. b.) werden die kanonischen Dis- 
isgrOnde eingeteilt in cansae honestae und inhonestae. Causae honestae sind : 

1. Angnstia loci, 

2. Incompetentia dotis, 

3. Aetas snperadulta, 

4. Bonum pacis, 

5. Panpertas viduae, 

6. Pericnlnm fidel, 

7. Remotio gravium scandalorum, 

8. £xceUeDtia mentonim. 
Cansae inhonestae: 

1. Nimia, snspecta familiaritas, 

2. Copula, 

3. Infamia malieris, 

4. Revalidatio roatrimonii, 

5. Periculum perversionis, 

6. Periculum matrimonii civilis. 

7. Periculum incestuosi concubinatns 

8. Cessatio publici concubinatus. 

§47. 
Dispensations - Recht. 

1. Das Recht, von den Ehehindernissen zu dispensieren, 
ommt, da es sich um allgemeine Gesetze handelt, derjenigen 
irchlichen Gewalt zu, welcher das Gesetzgebungsrecht hierin 
Wiegt, nämlich modo ordinario dem Papste, modo extraordi- 
ario einem allgemeinen Konzil in Verbindung mit dem Papste. 
>er Papst kann darum in allen trennenden, wie verbietenden 
ihehindemissen, soweit dieselben überhaupt dispensierbar sind 
i § 44), dispensieren. 

2. Nach geltendem Rechte können in einzelnen Ehehinder- 
issen auch die Bischöfe dispensieren und zwar: 

I. Jure ordinario (ex legis facultate): 
I den verbietenden Ehehindemissen 

a» tempus clausum, sofeme nicht die feierliche Eheschlie.s- 

sung, oder die eigentliche benedictio solemnis in Betracht 

kommt, sondern nur die Eingehung der Ehe überhaupt. 

b» Votum Simplex non nubendi et sacri ordinis. 

Dagegen nicht vom votum religionis et castitatis perpetuae. 

i diesen beiden letzteren kann der Bischof dispensieren: 
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a) in ausserordentlichen Notfällen, wenn die Eheschlies- 
sung ohne grosses Ärgernis oder andere grosse Nach- 
teile nicht verschoben werden kann z. B. bei grosser 
Gefahr der Inkontinenz, wenn die Braut defloriert i?t 
und das Kind infainiert würde, zumal wenn der i 
Bräutigam am Sterben ist, — und der hl. Stuhl nicht 
mehr um Dispense angegangen werden kann. Diese 
Dispense gilt nur pro foro interno und nur, wenn 
das Gelübde der ewigen Keuschheit geheim und nicht 
in einer religiösen Kongregation abgelegt ist. 

ß) Wenn diese beiden Gelübde nicht perfekt sind d. h., ! 
wenn sie nur bedingungsweise, nur für eine bestimmte i 
Zeit, oder aus Irrtum, Furcht, oder von Minderjährigen 
abgelegt wurden (cf. § 38, pag. 107). 

c) Von den Proklamationen ex jure Trident; 

d) vom vetitum Ecclesiae, soferne dies nicht der Papst oder 
der Metropolit im Apellationsfalle gegeben hat. 

£ig6ntlicu ist dies keine wirkliebe Dispense, da der Bischof einfach am 
und seiner Untergebenen Eheverbot für einen bestimmten Fall aufhebt; da es 
sich hier nicht um ein allgemeines Gesetz (lex) , sondern bloss um ein Ge- 
bot für einen speziellen Fall (praeceptum) handelt. 

Vom impedimentum prohibens ex sponsalibus giebt es überhaupt keine 
Dispensation. Der Bischof erklärt, falls gegen eine beabsichtigte Eheschlies- 
sung Einspruch auf Grund von Sponsalien erhoben wird, dass unter den ob- 
waltenden Umständen die Gestattung der Ehe als das kleinere Übel zu be- 
trachten sei. Diese Erklärung wird im weiteren (uneigentlichen) Sinne oft 
Dispensation genannt (cf. § 37. p. 103 n. 4. c.) 

In trennenden Ehehindernissen kann der Bischof jure ordi- 
nario nicht dispensieren, wohl aber 

II. Jure delegato: und zwar 
A. Pro foro externo vermöge der Quinquennalfakultäten 

der S. Congreg. de Propag. Fide: 
1. vom impedimentum consanguinitatis et affinitatis im 3. 
und 4. Grade, einfach und gemischt; bei verehelichten Häre- 
tikern, welche zur Kirche zurückkehren, auch vom einfachen 
und gemischten 2. Grade, falls nur der erste nicht berührt wird. 
Zugleich haben die Bischöfe das Recht, die in diesen Ehen be- 
reits geborenen Kinder zu legitimieren. 

Facultates a S. Congr. de Prop. Fide ad quinquennium concessae: HI. 
„Dispensandi in 3. et 4. gradu simplici et mixto non tantum cum pauperibos, 
sed etiam cum nobilibus et divitibus in contrahendis et in contractis : cum haere- 
ticis vero conversis etiam in 2. simplici et mixto , dummodo nullo modo attingat 
primum gradum et in bis casibus prolem susceptam declarandi legitimam*^. 
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Der Grad ist einfach (simplex) , wenn beide Verlobte vom gemeinsamen 

Stamme gleich weit, gemischt (mixtus), wenn sie ungleich weit entfernt sind 

X, B. der Bräutigam im vierten, die Braut im dritten Grade. Nach einer Ent- 

fdieidnng der S. Congr. OfT. d. d. 25. Juni 1670 ist der dritte und vierte ge- 

i^Biischte Grad nur dann anzunehmen, wenn der eine Verlobte im dritten, der 

todere im vierten Grade vom gemeinsamen Stamme absteht, nicht aber, 

venn der eine Teil im dritten oder vierten Grade, der andere aber im zweiten 

oder gar im ersten Grade vom gemeinsamen Stamme entfernt ist. Früher 

wurde die Vollmacht bloss gegeben zur Dispense für das matrimonium contra- 

[:lendam, jetzt aber auch für das matrimonium contractum. Bei den £hen 

ler Häretiker ist vorausgesetzt, dass die £he vorher geschlossen und dass 

Wide zur Kirche zurückkehren. Tritt nur ein Teil über, so gilt diese Vollmacht 

nicht. Cf. S. Congr. Conc. d. d. 20. Aug. 1780. Der Zusatz „prolem susceptam 

ieclarandi legitimam*' ist deshalb wichtig, weil es sich hier handelt de prole 

ez incestu suscepta, welche durch das matrimonium subsequens allein noch 

[licht legitimiert wird. (cf. Schnitzer, Eherecht pag. 508 und Schneider, fontes 

Bov. pag. 84 n. 3.) 

2. Vom impedimentum publicae honestatis aus Sponsalien. 

IV. „Dispensandi super impedimento publicae honestatis justis ex spon- 
l^ttlibus proveniente'^. Diese Vollmacht gilt sowohl für das matrimonium con- 

jtnhendum, als contractum, jedoch nur dann, wenn das Hindernis ex sponsalibus, 
flieht aber, wenn es ex matrimonio rato non consummato entstanden ist. (cf. 
[fege, de iropedim. et dispens. matr. n. 615.) 

3. Vom impedimentum criminis ohne Gattenmord. 

V. „Dispensandi super impedimento criminis, neutro tamen conjugum 
■achinante ac restituendi jus petendi debitum amissum**. Diese Vollmacht gilt 
Mwohl für schon geschlossene, als zu schliessende Ehen beim Hindernis des 
Verbrechens aus Ehebruch mit Eheversprechen oder Eheschliessung. 

4. Vom impedimentum cognationis spiritualis mit Ausnahme 
des zwischen Paten und Täufling oder FirmUng entstehenden. 

VI. „Dispensandi in impedimentis cognationis spintualis praeterquam inter 
levantem et levatum**. 

5. Vom Verluste des jus petendi debitum eonjugale, wenn 
dasselbe verloren gegangen ist: 

a) durch das votum castitatis, sei es vor oder nach Schlies- 
sung der Ehe abgelegt, gewöhnlich jedoch mit der Ein- 
schränkung, dass die Dispense nur für die gegenwärtige 
Ehe und nur bezüglich des gegenwärtigen Eheteiles Gel- 
tung habe (cf. § 38, p. 106 ff.); 

ß) infolge des impedimentum affinitatis subsequentis (cf . § 28, 6 
pag. 71 fE.). 

y) infolge der cognatio spiritualis cf. § 26, pag. 65. 

Diese Vollmachten werden den Bischöfen gegeben mit der 
Qaosel: „dummodo mulier rapta non fuerit, et si rapta fuerit, 
in raptoris potestate non existat, et in dispensationibus huius- 
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modi declaretur expresse, illas concedi tainquam a Sedis Aposto-j 
licae Delegato, ad quem effectuin etiam tenor huiusmodi facul- 
tatum inseratur, cum expressione temporis, ad quod fuerintj 
concessae". 

Anmerkung: 1. Konkurrieren zwei oder mehrere Hindernisse, so kam 
der Bischof nur dispensieren , wenn es Hindernisse derselben Art sind z. E 
eine doppelte consanguinitas aus einem zweifachen oder dreifachen Stamnu^ 
doppelte affinitas. Dagegen nicht, wenn es Hindernisse verschiedener Alt' 
sind. S. Congr. Inquisit. d. d. 15. Juni 1875. S. Congr. Off. d. d. 12. Sept. 188t 
„Sine speciali indulto usum plurium facultatum cumulari non posse in eodea 
casu'^. Auf ihre Bitte erhalten jedoch die Bischöfe auch die spezielle Voll- 
macht, in mehreren Hindernissen verschiedener Ali zu dispensieren, jedock 
immer nur für eine bestimmte Zeit und eine bestimmte Anzahl von Ffillen 
Von diesem speziellen Indulte können die Bischöfe jedoch dann nicht 6^ 
brauch machen, wenn sie kraft eines anderen Indultes bereits die Vollmadit 
für die sanatio in radice haben. S. Congr. de Prop. Fid. d. d. 30. Jan. 
(cf. Schneider, fontes novissimi pag. 85 ff.) 

2. Die Dispense auf Grund dieser Vollmachten ist gültig, wenn aad 
strenge verboten, auch wenn sie formlos, ohne Berufung auf die delegierte 
Vollmacht und ohne Angabe der Zeit und auch, wenn sie telegraphisch, nur 
mit wenigen Worten, oder mündlich gegeben wurde. Die S. Congr. Inqm 
ant^^ortete am 15. Juni 1875 auf eine diesbezügliche Anfrage des Generalvikan 
der Diöcese von St. Louis : „ Affirmative , dummodo reapse mulier rapta ndä 
fuerit, vel si rapta in potestate raptoris non existat. Clausulas vero servandas ^ 
ad amussim esse; quantum tamen rerum, temporum locommque adjancti 
ferre possunt\ (cf. Archiv f. K. K. Bd. XXXVI. pag. 184 f.) Leo XIII. hai 
durch Dekiet der Secretaria Status d. d. 10. Dez. 1891 wegen der dabei unter- 
laufenden Missstände verboten, telegraphisch Bittgesuche an die Römischen 
Kongregationen und Gerichtshöfe zu richten und hat dieses Verbot auch dea 
Bischöfen für ihre Diöcesen empfohlen, (cf. Schneider 1. c. pag. 87) cf. S- 
Congr. Conc. d. d. 14. Aug. 1892. 

£ine oberhii-tliche Entschliessung des bischöflichen Ordinariates Regens^ 
bürg vom 19. Nov. 1872 (V. Bl. pag. 90J, neu eingeschärft untei-m 17. Febr. 1891 
(V. Bl. pag. 14) besagt: „Auf telegraphischem Wege dürfen Dispensen in Ehe- 
hindernissen oder in Proklamationen fortan nicht erholt und werden auch in. 
Zukunft nicht erteilt werden. Ein derai*tiges Telegramm würde vielmehr un- 
berücksichtigt und unbeantwoi*tet bleiben. Auch abgesehen davon, dass in 
Telegrammen die bezüglichen Gesuche nicht gehörig begründet zu werden 
pflegen, ist es oft unmöglich oder unstatthaft, auf solchem Wege Dispensen 
zu erteilen. Die Pfarrämter sowohl, als die Brautleute haben daher zu rechter 
Zeit die nötige Vorsorge zu treffen.** 

B. Pro foro interno vermöge der von der S. Congr. Poeni- 
tentiariae erteilten Quinquennalfakul täten: 

1. vom Verluste des jus petendi debitum conjugale für jene, 
welche nach Ablegung des einfachen Keuschheitsgelübdes eine 
Ehe geschlossen haben, mit der Mahnung, dass die. Dispense 
bloss für die bestimmte Ehe gelte. 
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B'acultates S. Poenitentiariae n. IX. ^Dispensandi ad petendum debitum 
;ale cum transgressore voti castitatis privatim emissi, qui matrimonium 
iicto voto contraxerint: huiusmodi Poenitentem monendo, ipsum ad idem 
1 servandum teneri, tarn extra licitam matrimonii usum , quam si marito 
Lxori supervixerit**. 

2. Vom Verluste des jus petendi debitum conjugale für 
Ehegatten, die mit im 1. oder 2., einfachen oder gemischten 
de verschwägerten Personen die copula carnaUs gepflogen 
en. Bedingung dafür ist, dass die Gefahr zur Sünde beseitigt 
de und dem Schuldigen eine schwere Busse und die Ver- 
ihtung auferlegt werde, eine bestimmte Zeit hindurch alle 
late zu beichten. 

X. „Dispensandi cum incestuoso sive iDcestaosa ad petendum debitum 
agale, cuius jus amisit ex supei-veniente occulta affinitate per copulam 
alem habitam cum consanguinea vel consanguiueo , sive in primo, sive in 
ndo gradu suae Uxoris seu respective Mariti: remota occasione peccand, 
ijoncta gravi poeoitentia salutari et Confessione Sacramentali singulis 
sibas per tempus arbitrio Dispensantis statuendum**. 

3. Vom geheimen impedimentum affinitatis ex copula illicita 
I. oder II. Grade und im II., berührend den I., wenn die Ehe 
eits geschlossen ist. Wo es sich um die mit der Mutter der 
tativ-Gattin gepflogene Kopula handelt, darf diese nicht vor 
r Geburt der Putativ-Gattin stattgefunden haben. Bedingungen 
id: 

a) dem schuldigen Teile ist aufzutragen, den unschuldigen 
von der Nichtigkeit der früheren Konsenserklärung be- 
hutsam in Kenntnis zu setzen, und diese sodann zu 
erneuern, 

b) die Gelegenheit zur Sünde ist zu beseitigen, 

c) dem Pönitenten ist eine beträchtUche Busse aufzulegen, 
sowie die Verpflichtung, eine Zeit lang alle Monate zu 
beichten. 

XL „Bispensamdi super occulto impcdimento primi, nee non primi et 
;imdi, ac secundi tantum gradus affinitatis ex illicita carnali copula pro- 
üientis, qaando agatur de matrimonio cum dicto impedimento jam contracto: 
qaatenus agatur de copula cum suae putatae Uxoris matre, dummodo illa 
ata faerit post eiusdem putatae uxoris nativitatem, et non aliter: monito 
snitcnte de necessaria secreta renovatione Consensus cum sua putata uxore 
: suo putato marito, cei-tiorato seu certiorata de nullitate prioris consensus, 
1 ita caute, ut ipsius Poenitentis delictum nusquam detegatur: et quatenus 
)c certioratio absque gravi periculo fieri nequeat, renovato consensu juxta 
:ala8 a probatis auctoribus traditas : remota occasione peccandi, ac injuncta 
m poenitentia salutari, et Confessione Sacramentali semel in mense per 
Qpns Dispensantis arbitrio statuendum/ 
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Der Beisatz „quatenus agatar de copula com saae patatae üzoris 
matre etc/ ist deshalb gemacht, damit nicht vielleicht jemand mit seiner 
eigenen Tochter sich vereheliche. Benedikt XIY. (int. 87. pag. 240 ff.) f&hiti 
vier Arten auf, wie der Konsens erneuert werden könne: 

a) Der schuldige Teil sagt, er vermute oder habe Zweifel, als ob die 
Ehe nicht richtig eingegangen wäre, und deshalb mftsse man, um die Ängst- 
lichkeit zu beseitigen, den Konsens erneuern. 

b) Der schuldige Teil verlangt vom anderen Gatten als erneuten Liebes- 
beweis die Erklärung, dass er, falls er noch frei wäre, wieder mit ihm die 
gleiche Ehe eingehen würde. 

c) Der schuldige Teil erklärt, er habe den Konsens nicht in der richtigen 
Weise gegeben und deshalb sei es nach dem Rate des Beichtvaters zu seiner 
Beruhigung notwendig, dass beide den Konsens erneuern, und zeigt sich dan | 
gerne bereit. * 

d) Einfach durch die copula affectu maritali. Die dritte Art ist nach i 
Benedikt XrV. ex unanimi theolpgorum consensu die beste, doch sind, wenn ' 
sehr grosse Schwierigkeiten entgegenstehen, auch die anderen erlaubt. 

Feije (de imped. et dispens. matr. pag. 809) sagt: „Auetores commnnias i 
exigunt praeviam nullitatis matrimpnii notitiam : sunt tamen , qni sentiant, 
hanc essentiäliter non requiri, sed sufficere ut cessante causa nullitatis, veie] 
detur novus consensus. Prior quidem doctrina, quantum fieri potest, in praxi 
servanda est, eamque Sedes Apostolica applicare solet, posterior tamen in 
casu necessitatis potest inservire''. (cf. Schneider, fontes noviss. pag. 96 f.). 

4. Vom selben Hindernis, auch wenn es sich um eine erst 
zu schliessende Ehe handelt , wenn schon alles zur Hochzeit ■ 
bereitet ist und die Eheschliessung ohne grosses Ärgernis nicht 
mehr aufgeschoben werden kann. Bedingungen sind auch hier: 

a) die mit der Mutter der Braut stattgehabte Kopula darf 
nicht vor der Geburt der letzteren gepflogen worden sein ; 

b) die Gelegenheit zur Sünde muss beseitigt sein; 

c) dem Pönitenten ist eine beträchtliche Busse aufzulegen. 

„Item de speciali et expressa apostolica auctoritate Yohis facultatetti 
concedimns dispensandi super dicto occulto impedimento, seu impedimentis 
affinitatis ex copula illicita etiam in matrimoniis contrahendis, dispensandique 
facultatem subdelegandi, etiam habitualiter, parochis Yestrae dioecesis, quanda 
tamen omnia parata sint ad nuptias, nee matrimonium usque dum ab Apostolic» 
Sede obtineri possit dispensatio absque periculo gravis scandali differri qneat: 
remota semper occasione peccandi, et firma manente conditione^ quod copulft 
habita cum matre mulieris huius nativitatem non antecedat : injuncta in quolibet 
casu poenitentia salutari.'^ 

Diese Vollmacht kann der Bischof auch seinen Pfarrern subdelegieren und 
sogar habitualiter. Dadurch ist der sogenannte casus perplexus bedeutend er- 
leichtert. Der Bischof kann auch dann dispensieren, wenn das Hindernis ein 
mehrfaches ist. S. Congr. Poenit. d. d. 30. Juli 1873. 

5. Vom geheimen Hindernis des Verbrechens ohne Gatten- 
mord nach geschlossener Ehe, und in dringenderen Fällen, in 
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enen der bl. Stuhl nicht mehr angegangen werden kann, auch 
or der Eheschliessung. Bedingungen sind: 

a) bei geschlossener Ehe Konsensemeuerung (cf. n. 3 a); 

b) in beiden Fällen Auflegung einer beträchlichen Busse, 
sowie der Verpflichtung, einige Zeit hindurch monatlich 
zu beichten. 

XII. „Dispensandi super occulto criininis impedimento, dummodo sit 
absqae olla machiDatione et agatur de matrimonio jam contracto: monitis 
pntatis coDJagibus de necessaria consensas secreta renovatione. 

Item ex eadem speciali et expressa Apostolica aactoritate pariter facul- 
tatem concedimas dispeDsandi super eodem occulto impedimento, dummodo sit 
tbsqiie ulla machinatioue, etiam in matrimoniis contraheudis, in casibus tarnen 
oilgeiitioribus, in quibus tempus non suppetat recurrendi ad S. Sedem: injuncta 
*in utroque casu gravi poenitentia salutari et confessione sacramentali semel 
singdlis mensibus per tempus Bispensantis arbitrio statuendum.'^ 

Diese Vollmacht kann der Bischof, jedoch nicht habitualiter, seinen 
Pfarrern subdelegieren. 

Bezüglich dieser Vollmachten der S. Congr. Poenit. ist noch 
zu bemerken: 

1. Sollten diese Befugnisse aus Unachtsamkeit oder Ver- 
gesslichkeit auch überschritten werden, so sind die Dispensen 
gleichwohl gültig. 
[ 2. Die in den drei Fällen (X., XI. und XII.) auferlegte 
monatUche Beicht ist nicht irritativ zu verstehen, sondern bloss 
präceptiv, so dass die Dispense gültig ist, auch wenn die Beicht 
nachher unterlassen wird. 

3. Vo^ diesen Vollmachten kann der Bischof auch kumu- 
lativen Gebrauch machen. 

»Mens nostra est, P ut si forte ex oblivione vel inadvertentia ultra prae- 
dictum tennin um his facultatibus Vos uti contingat, absolutiones seu dispen- 
sationes exinde impertitae ratae sint et validae; 2<* ut injunctio confessionis 
flacramentalis, de qua sub nr. X, XI et XII non sit initativa, sed tantum 
praeceptiva; 3° ut his facultatibus non solum singiliatim sed etiam cumulatim 
in QUO eodemque casu uti possitis.** 

Den Wortlaut der Fakultäten cf. Schneider, fontes noviss. pag. 83 ff. 

Bezüglich der potestas delegata vi quinquennaUum des 
Bischofs pro foro externo und interno gilt: 

1. Die potestas dispensandi, welche pro foro externo erteilt 
ist, gilt nicht auch pro foro interno und umgekehrt. 

Das ist besonders wichtig für jene Hindemisse, welche ihrer Natur nach 
öffentliche sind: consanguinitas affinitas legitima, cognatio spiritualis, publica 
bonestas. 

2. Die Vollmachten pro foro externo dürfen auch nicht 
durch jene pro foro interno beschränkt werden und umgekehrt. 

Englmann-Stingl, Eherecht. 10 
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. Die S. Gongr. de Prop. Fide antwortete am 4. Sept. 1858 anf ein diesbezüg 
liches dnbiom: ^Illud Tibi signiiicandum habeo, quod nimirum cum a Sanctis- 
simo Bomno Nostro dentur facultates sive per S. Gongr. de Prop. Fide sive 
per S. Poenitentiariam, cumque Ipse attentis locoram, personaram et temporum 
adjunctis eas ampliores vel arctiores concedat, neutra ex S. S. Gongregationibiu 
facultates per alteram datas coarctare dicenda est, nisi expresse id in rescripto 
cautam sit.** 

3. Ist die Ehe bereits geschlossen, so ist es bezüglich der 
Dispensationsgewalt des Bischofes gleich, ob die Ehegatten von 
dem obwaltenden Hindernisse bei Abschliessung der Ehe Kenntnis 
hatten oder nicht (cf. Feije, de imped. et disp. n. 625). 

4. Die Dispensationsgewalt ist dem Bischöfe nur für rein 1 
kathohsche Ehen gegeben , nicht aber für akatholische und ge- ^ 
mischte, auch wenn der Bischof die Vollmacht hätte, vom im- S 
pedimentum mixtae reUgionis zu dispensieren, ausser es wäre 
ihm diese Vollmacht speziell verliehen. S. Congr. Negot. eccl. 
extraord. d. d. 6. Juli 1853. S. Congr. Off. d. d. 12. Sept. 1866. 

Auf ihre Bitte erbalten jedoch die Bischöfe die Vollmacht, für eine be- t 
stimmte Anzahl (25) von Fällen auch zu dispensieren, wo mehrere impedimenta 
diversae speciei konkurrieren, cf. Schneider, fontes nov. pag. 87 Anm. 

5. Der Umfang der Fakultäten ist strictae interpretationis; 
sie können darum nicht von einem Grade auf den anderen aus- 
gedehnt werden. 

Die gewöhnliche Annahme, dass in der Dispense für einen näheren Grad 
auch die für den entfernteren Grad eingeschlossen sei, hat die S. Congr. de Prop. 
Fide d. d. 7. Juni 1853 verworfen (cf. Feije de imped. et disp. p. 551). Eine 
,füi* Arme* gegebene Dispensationsbefugnis kann auch nicht für Nichtarme an- 
gewendet werden. S. Congr. Conc. d. d. 26. Apr. 1873 (Acta S. Sed. VIl. 279). 

Die Vollmacht kann auch dann nicht angenommen werden, wenn zwei 
oder mehrere Hindemisse konkurrieren, wenn auch der Bischof von jedem 
einzelnen derselben dispensieren kann. S. Congr. de Prop. Fide d. d. 16. Juni 
1858. (Archiv f. k. K. XXI. 172 f.) 10. Febr. und 8. Sept. 1869 cf. Feije, de 
imped. et disp. p. 555.) S. Poenitent. d. d. 14. Juli 1881. 18. Jan. 1883 (ibid. 
pag. 557.) Der Bischof kann also an sich nicht dispensieren, wenn z. B. die Braut- 
leute im 4. Grade consanguin und affin sind, oder wenn sie consanguin oder affin 
und dazu geistig verwandt sind. Anders jedoch, wenn ein zweifaches Hindernis 
derselben Art vorliegt z. B. zweifache consangainitas. S. Congr. OflF. d. d. 15. Jun. 
1875; S. Poenitent. d. d. 18. Jun. 1883; jedoch muss auch diese Fakultät auf 
das zweifache Impediment beschränkt bleiben, so dass sie also auch doi-t nicht 
eintreten könnte, wo eine dreifacheKonsanguinitätoder Affinität vorliegt. S.Congi". 
Conc. d. d. 26. Apr. 1873. Insbesondere kann der Bischof nicht dispensieren, 
wenn ausser einem trennenden Hindernis noch das verbietende der religio mixta 
vorliegt. S. Congr. de Prop. Fide d. d. 24. Nov. 1802 (cf. Gasparri tract. can. 
n. 428 p. 280.) Doch s. oben n. 4. Anm. Ebenso kann der Bischof nicht dispen- 
sieren, wenn zwar das eine Hindemiss kraft der ihm verliehenen Vollmacht 
dispensabel, das andere aber dem hl. Stuhle vorbehalten ist. Hier müssen beide 
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imdemisse dem hl. Stahle zur Dispense unterbreitet werden. S. Poenit. 

1. d. 15. Apr. 1853. Ebenso, wenn aus der Dispensation Ärgernis zu befürchten 

wäre oder wenn ein hinreichender Grund nicht vorliegt. Und zwar muss eine 

eansa canonica vorliegen, quae in praxi S. Sedis motiva est, (S. Gasparri, 

tract. c. n. 423 pag. 271), überhaupt das in Rom übliche Yeifahren eingehalten 

werden. S. Congr. Off. d. d. 26. Sept. 1754. (Acta S. Sed. XXVI. 389.) 

Ebenso cessiert die Gewalt des Bischofes für den Fall, dass der Bittsteller 

mit seinem Gesuche bereits vom hl. Stuhle eine abschlägige Antwort erhielt. 

6. Der Bischof kann seine Vollmachten nur anwenden für 
diejenigen, welche seine Untergebenen sind, welche also in der 
Diöcese ein Domizil oder Quasidomizil haben oder für vagi, die 
actu in der Diöcese verweilen. 

S. Congreg. Off. d. d. 22. Nov. 1865. „Clausulam: nullo modo uti possit 
exkr& fines suae dioecesis ita intelligi debere, ut facultates sub ipsa compre- 
hensae exerceri tantummodo possint cum propriis in dioecesi existentibus 
acta, quo conceditur gratia.'^ 

Gehören die Brautleute verschiedenen Diöcesen an, so ge- 
nügt die Dispensation eines Bischofes. Gewöhnlich dispensiert 
der Bischof, in dessen Diöcese die Ehe geschlossen werden soll. 

Die S. Poenitent. erklärte am 4. Sept. 1839: „Quilibet Ordinarius agendo 
enm facultate non ordinaiia, sed a S. Sede absolute, simpliciter, et absque ulla 
eimditione delegata, dispensando cum suis dioecesanis potest dispensare super 
aliqao canonico impedimento etiam in casu, quo una persona impedimento 
ligata est suae dioecesis, altera alienae, quia ea facultas a Papa procedit, et 
sablato impedimento ex una parte, cum qua dispensare valet, etiam pars 
altera libera evadit, cum ligamen non amplius inter utramque partem existaf 
[ Ebenso S. Poenit. d. d. 13. Mart. 1806 und S. Congr. de Prop. Fide d. d. 
9. Sept. 1861 (cf. Gasparri, tract. can. n. 416 pag. 264). 

7. Die Vollmachten erlöschen weder mit dem Tode des 
Bischofes, noch des Papstes, wohl aber mit Ablauf der Frist, 
für welche sie verliehen wurden. 

Der Tod des Papstes wäre nur dann von Einfluss, wenn die Vollmachten 
gegeben wären mit der Klausel: Ad beneplacitum nostrum, die aber in der 
Regel nicht beigefügt wird. (cf. Gasparri, tr. can. n. 431 pag. 281.) Desgleichen 
nicht der Tod des Bischofes, wenn die Vollmacht nicht seiner Person, sondern 
seiner Stellung gegolten hatte. 

in. Jure extraordinär io (ex licentia praesumpta): 
1. Wenn die Ehe bereits geschlossen ist, wenn folgende 
sechs Umstände zugleich vorhanden sind: 

a) wenn das Hindernis geheim ist seiner Natur, wie der 
Kenntnis nach (cf. § 9, n. 6, pag. 17j, 

b) wenn die Ehe eingegangen wurde in facie Ecclesiae, 
nach vorausgegangener Verkündigung etc., 

c) wenn wenigstens ein Teil bona fide bezüglich des Hinder- 
nisses bei Eingehung der Ehe war, 

10* 
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d) wenn die Ehe bereits konsummiert worden ist, 

e) wenn die vermeintlichen Gatten ohne schweres Ärgernis, 
ohne Verlust des guten Rufes, schwere Nachteile für die 
Kinder oder Gatten selbst, grosser Gefahr der Unent- 
haltsamkeit nicht getrennt werden können, 

f) weim der apostoUsche Stuhl nicht angegangen werden 
kann, sei es persönlich oder schriftlich. Telegraphiscbe 
Erholung der Dispensen wurde verboten durch die Secret. 
Stat. d. d. 10. Dez. 1891 (cf. oben 11. A. Anm. 2, pag. 142). 

Diese Gewalt hat der Bischof nur für geheime Hindernisse 
und pro foro interne. 

2. Vor Eingehung der Ehe kann der Bischof pro foro interne ] 
dispensieren nur in den dringendsten Fällen, wenn 

a) das Hindernis geheim ist, seiner Natur, wie Kenntnis 
nach, und derart ist, dass, falls es bekannt würde, eine 
schwere Diffamation der Brautleute zu fürchten wäre, 

b) ein dringender Notfall vorliegt, 

c) Gefahr auf Verzug ist, so dass der apostolische Stuhl nicht 
. mehr um Dispense angegangen werden kann, also z. B. in 

articulo mortis, wenn schon alles zur Hochzeit bereit ist. 

S. Alfons. theol. moralis (1. VI. tr. IV. c. IH. d. IV. d. 1122.) .Affir- 
mativam sententiam tenuimus cum communi B. D., dummodo vera urgeat 
necessitas, puta si alias immineat periculum mortis, vel si matrimonium sit 
necessarium ad legitimandas proles, vel ad vitandam feminae infamiam ant 
alia damma; vel si mulier nobilis sive houesta, licet non nobilis, parata esset 
nuptias tali die contrahere, et in Confessione manifestaret impedimentum". 

3. Im Zweifel kann der Bischof dispensieren in den im- 
pedim. juris ecclesiastici und zwar in dubio facti, ob Dispen- 
sation nötig ist, oder ob das Hindernis vorliegt. Beim dubium 
juris ist eine eigentliche Dispensation nicht notwendig, denn lex 
dubia non obligat. Doch ist auch hier zu raten, sich an das 
Ordinariat zu wenden. Hat der Bischof in einem zweifelhaftea 
Hindemisse dispensiert und es stellt sich nachher heraus, dass 
das Hindernis sicher vorhanden war, so ist eine neue Dispen- 
sation nicht notwendig. 

IV. Vi specialis indulti d. d. 20. Febr. 1888 

kann der Bischof in den Hindernissen: Raptus, soweit dieser 
impedimentum juris ecclesiastici ist; professio solemnis; ordo 
subdiaconatus und diaconatus; consanguinitas in IL, III., IV. 
gradu Uneae collateralis aequahs et inaequalis (also auch im 
II. Grade, berührend den L); affinitas (ausser in der linea recta 
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5x copula licita); publica honestas; cognatio spiritualis; cognatio 
iegalis; crimen; clandestinitas ; und nach S. Congr. Inquis. d. d. 
18. Mart. 1898 auch cultus disparitas, dispensieren unter folgenden 
Bedingungen : 

1. in gravissimo mortis periculo constitutos. Dabei ist es 
gleichgültig, ob die Person, welche das Hindernis bindet, in 
Todesgefahr ist, oder die vom Hindernis freie (S. Congr. Inquis. 
d. d. 1. JuH 1891), 

2. nur solche Personen, welche im Konkubinate oder in 
sog. Civilehe zusammenleben. Ist keines von beiden der Fall, 
so kann der Bischof auch nicht dispensieren (S. Congr. Inquis. 
d. d. 17. Sept. 1890). 

3. Das Hindernis muss ein öffentliches sein. Doch hat die 
S. Congr. Inquis. am 23. April 1890 entschieden, dass der Bischof 
„ex vi decreti" in articulo mortis auch von den geheimen Hinder- 
nissen dispensieren könne. 

4. Der Rekurs an den hl. Stuhl darf nicht mehr mögüch 
adn. Für Deutschland wird für Dispensationen vom hl. Stuhle 

, Äe Zeit von drei Wochen angenommen. 

5. Wenn es sich um eine Dispensation vom impedimentum 
sacri ordinis subdiaconatus oder diaconatus oder professionis 
religiosae handelt, so hat der Bischof für den Fall der Wieder- 
genesung der Dispensierten der S. Congr. Officii zu berichten 
und dafür Sorge zu tragen, dass das entstandene Ärgernis gut 
gemacht werde (cf. § 21. 2 Anm. pag. 45). 

„S. Congr. Inquisitionis Litterae ad Ordiuarios locorum quoad dispensa- 
tiones matrimoniales d. d. 20. Febr. 1888. 

De mandato Sanctissimi D. N. Leonis XIII. Supremae Congregationi S. 
R. ü. Inquisitionis nuperrimis temporibus duplex quaestionura genus expen- 
dendum propositum fuit. Primum respicit facultates, quibus urgente mortis 
pericalo, quando tempus non suppetit recurrendi ad S. Sedem, augeri conveniat 
locorum Ordinarios dispensandi super impedimentis publicis matrimonium 
dirimentibus cum iis, qui juxta civiles leges sunt conjuncti aut 
alias in concubinatu vivunt, ut morituri in tanta temporis angustia in 
faciem Ecclesiae rite copulari, et propriae conscientiae consulere valeant: 
alterum spectat ad executionem dispensationum , quae ab Apostolica Sede 
impertiri solent. 

Ad priraum quod attinet, re serio dihgenterque perpensa, 
approbatoque et confirmato Eiiiorum Patrum una mecum Gene- 
ralium Inquisitorum suffragio, Sanctitas Sua benigne annuit pro 
gratia, qua locorum Ordinarii dispensare valeant sive per se 
sive per ecclesiasticam personam, sibi benevisam, aegrotos in 
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gravissimo mortis periculo constitutos, quando noii 
suppetit tempus recurrendi ad S. Sedem super impedi- 
mentis quantumvis publicis matrimonium jure eccle- 
siastico dirimentibus, excepto sacro presbyteratus Ordine 
et affiuitate lineae rectae ex copula licita proveniente. 

Mens autem es^ eiusdem Sanctitatis Suae, ut si quando, 
quod absit, necessitas ferat, ut dispensandum sit cum iis, qui 
sacro subdiaconatus aut diaconatus Ordine sunt insigniti, vel 
solemnem professionem religiosam emiserint, atque post dis- 
pensationem et matrimonium rite celebratum con- 
valuerint, in extraordinariis huiusmodi casibus, Ordinariide 
impertita dispensatione Supremam S. Officii Congregationem cer- 
tiorum faciant et interim omni ope curent, ut scandalum, ä 
quod adsit, eo meliori modo quo fieri possit removeatur tum 
inducendo eosdem ut in loca se conferant, ubi eorum conditio j 
ecclesiastica aut religiosa ignoratur, tum si id obtineri nequeat, j 
injungendo saltem iisdem spiritualia exercitia aliasque salutaws j 
poenitentias, atque eam vitae rationem, qua praeteritis excesa- ■ 
bus redimendis apta videatur, quaeque fidelibus exemplo sit ad 
recte et Christiane vivendum'' (cf. Schneider, fontes noviss. 
pag. 107). 

Hierbei ist zu bemerken: 

1. Ausgenommen von dieser Dispensbefugnis des Bischofes sind also: 

a) alle jene trennende Ehehindemisse, welche nicht juris ecclesiatici sind, 

b) das impedimentum sacri Ordinis presbyteratus^] 

c) das impedimentum affinitatis in linea recta ex copula licita. | 

d) Das Dekretum d. d. 18. Febr. 1888 bezieht sich auch nicht auf die 
impedimenta prohibentia. So erklärt die S. Congr. Inquisit. d. d. 18. Mart. 1891. 

2. Dispensation vom imped. clandestinitatis kann notwendig sein auf 
Grund dieser Vollmacht in zwei Fällen: 

a) wenn Fremde (peregrini), die im Konkubinate leben in einer anderen 
Pfarrei oder Diöcese schwer erkranken und in Todesgefahr eine kirchlich© 
Ehe abschliessen wollen, ohne dass jedoch der parochus proprius oder de^ 
Ordinarius proprius um Delegation ersucht werden kann. 

b) wenn wegen dringender Todesgefahr nicht zwei Zeugen beigezoget^ 
werden können, (cf. Santi-Leitner prael. IV. p. 360.) 

3. Die im Dekrete vom 20. Febr. 1888 erteilte Vollmacht kann der 
Bischof auch subdelegieren , und zwar auch habitualiter für jene Fälle, in 
denen der Rekurs an das Ordinariat nicht mehr möglich ist, allein parochis 
tantum. S. Congr. Offic. d. d. 9. Jan. 1889. Unter dem Ausdrucke »parochi" 
sind nach einer Erklärung der S. Congr. luquis. d. d. 23. April 1890 zu ver- 
stehen: ,,omnes, qui actu curam animarum exercent, exclusis vice- 
parochis et capellanis'^. Dazu gehören also: 
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a) die eigentlichen Pfarrer (parochi actuales), 

b) die st&ndigen Pfarrprovisoren (vicarii perpetai), 

c) die Verweser erledigter Pfarreien (vicarii parochiarum temporanei), 

d) Mission spriester (missionarii) , jedoch nur dann, wenn sie wirklich 
pfarrliche Befugnisse haben (cf. Schnitzer, Eherecht pag. 507 Anm. 2.). 

Auf die Bitte der S. Copgr. Inquis. d. d. 25. Mai 1898 hat Leo XIII. 
imterm 27. Mai 1898 gestattet, dass an den entlegeneren Orten der Diöcesen 
4er Bischof auch andere geeignete Priester mit dieser Vollmacht betrauen 
lönne für die Fälle, in denen Gefahr auf Verzug ist und der Rekurs weder 
an das Ordinariat, noch an den Pfarrer mehr möglich ist, jedoch nicht habi- 
taaliter, sondern bloss ad quinquennium. Diese Vollmacht ist besonders 
ivichtig für die Diöcesen Deutschlands und Ungarns, wo in weit ausgedehnten 
Pfarreien bisweilen die Seelsorge der Hauptsache nach durch Hülfspriester aus- 
geübt wird. (cf. Santi-Leitner, prael. IV. pag. 363.) 

3. In Bezug auf die Ausübung der delegierten bischöflichen 
Dispensationsgewalt gilt der IL Teil des angeführten Dekretes 
vom 20. Februar 1888: 

„De altero vero quaestionum genere, item approbato et 
confirmato eorundem Emorum Patrum suffragio Sanctissimus 
wixit: 

1. Dispensationes matrimoniales omnes in posterum com- 
mittendas esse Oratorum Ordinario vel Ordinario loci. 

2. Appellatione Ordinarii venire Episcopos, Administra- 
tores seu Vicarios Apostolicos, Praelatos seu Praefectos habentes 
jurisdictionem cum territorio separato, eorumque officiales seu 
Vicarios in spiritualibus generales, et sede vacante Vicarium 
Capitularem vel legitimum Administratorem. 

3. Vicarium Capitularem seu Administratorem eas quoque 
dispensationes Apostolicas exequi posse, quae remissae fuerint 
Episcopo aut Vicario eins generali vel Officiali nondum exe- 
cutioni mandatas, sive hi illas exequi coeperint, sive non. Et 
vicissim sede deinde provisa, posse Episcopum vel eius Vica- 
rium in spiritualibus generalem seu Officialem exequi dispen- 
sationes, quae Vicario Capitulari exequendae remissae fuerant, 
seu hie illas exequi coeperit, seu minus. 

4. Dispensationes matrimoniales Ordinario oratorum com- 
missas, exequendas esse ab illo Ordinario, qui litteras testimo- 
niales dedit, vel preces transmisit ad S. Sedem Apostolicam, 
sive sit Ordinarius origiuis sive domicilii, sive utriusque sponsi, 
sive alterutrius eorum; etiamsi sponsi, quo tempore executioni 
danda erit dispensatio, relicto illius dioecesis domicilio, in aliam 
dioecesim discesserint, non amplius reversuri, monito tarnen, si 
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id expedire judicaverit, Ordinario loci, in quo matrimonium co 
trahitur. 

5. Ordinario praedicto fas esse, si ita quoque expedire judi 
caverit, ad dispensationis executionem delegare alium Ordinarium, 
eum praesertim, in euius dioecesi sponsi actu degunt." 

Dieses Bekretum erstreckt sich nach den Erklärungen der S. Congr. 
d. d. 24. Nov, 1897 nnd der S. Congr. Poenit. d. d. 23. Jnni 1898 sowohl , 
facultates concedendas* als anch „jam antecedenter concessas*. 

4. Der Pfarrer hat an sich kein Recht, in Ehehindemissen zu 
dispensieren. Hat er in einem speziellen Falle das vetitum Eo-' 
clesiae (cf. § 35, pag. 100) aus gewichtigen Gründen geltend ge- 
macht, so kann er dasselbe nach Wegfall dieser Gründe wieder 
aufheben. Sonst kann er weder potestate ordinaria, noch prae- 
sumpta ein Dispensationsrecht ausüben; jedoch ex potestate 
delegata und zwar auch habitualiter nach dem Dekrete vom 
20. Febr. 1888 (cf. oben n. 2. IV. Anm. 3 pag. 150) und nad 
den Quinquennalfakultäten für das impedimentum affinitatis ei 
copula licita occulta (cf. oben n. 2. II. 4. Anm. pag. 144), soweä 
ihm diese Vollmachten subdelegiert sind. Für die Diöcei 
Regensburg cf. Erlass vom 28. Oktober 1898 (Beilage IV zum- 
Oberh. V. Bl. 1898), ,, wonach die erwähnte mögliche Subdele- 
gation bisher nicht vorgenommen wurde." 

5. Dem Beichtvater steht keine Dispensationsbefugnis zu, 
ausser er wird dazu eigens delegiert, bezw. subdelegiert. 

6. Besonders zu beachten ist der sog. casus perplexus. Der- 
selbe liegt dann vor, wxnn der Pfarrer oder der Beichtvater 
unmittelbar vor der Hochzeit, wenn dazu schon alles vorbereitet 
ist, ein trennendes Ehehindernis entdeckt, ohne dass es möglich 
ist, sich noch an den Bischof zu wenden, oder auch ohne grosses 
Aufsehen oder Ärgernis die Hochzeit zu verschieben. 

In einem solchen Falle ist zu unterscheiden: 

a) Ist das Hindernis öffentlich, sei es seiner Natur nach, 
oder der Kenntnis nacli (cf. § 9, pag. 17), so ist die 
Trauung zu verschieben und der Fall dem Ordinariate 
vorzulegen, mag die Vorschiebung auch noch so sehr 
Aufsehoii erregen, ja nogar Ärgernis daraus entstehen; 
walirluift Argornis wdnlo in diesem Falle viel mehr die 
Vornahnu» dor Training, als die Verweigerung derselben 
geben. 

b) Das ülüicho gilt, wcini das Hindernis zwar geheim ist, 
wenn aber davon nicht dispensiert werden kann oder 
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in der Regel Dicht dispensiert wird. Das Hindernis 

weicht hier nicht, auch nicht im Falle der äussersten 

Not. 
c) Ist das Hindernis geheim, wird aber in der Regel davon 

dispensiert, so ist zu unterscheiden: 

ö) Sind die Brautleute in bona fide bezüglich des Hinder- 
nisses, so sind sie darin zu belassen und nicht zu 
beunruhigen; die Trauung kann vorgenommen werden; 
der Pfarrer oder Beichtvater hat aber sofort nachher 
um Dispense, bezw. sanatio in radice, nachzusuchen; 

ß) Ist das Hindernis jedoch beiden Teilen bekannt, oder 
aber nur dem einen Teile, kann es jedoch ohne Be- 
schämung desselben dem anderen Teile mitgeteilt 
werden, so sind die Brautleute zu ermahnen, dass sie 
die Ehe mit der Bedingung schliessen, um Dispense 
bitten zu wollen, und dass sie sich bis zum Eintreffen 
der Dispense des ehelichen Umganges enthalten. Ver- 
sprechen sie das, so kann ihnen, wenn sie sonst dis- 
poniert sind, die Absolution gegeben und die Trauung 
vorgenommen werden; der Pfarrer oder Beichtvater 
hat aber dann sofort um Dispense nachzusuchen, 
nach deren Eintreffen der Konsens im Stillen zu er- 
neuern ist. 

Wird aber dieses Versprechen nicht gegeben, so 
wäre die Absolution zu verweigern mit der Erklärung, 
dass die Eheschliessung nicht stattfinden könne. Be- 
stehen jedoch die Brautleute auf der*Vornahme der 
Trauung, so kann der Pfarrer die Assistenz nicht 
verweigern, wenn er nur ex confessionali Kenntnis 
von dem Hindernisse hat. Weiss er darum extra con- 
fessionem, so müsste er die Assistenz verweigern. 

y) Weiss nur ein Teil um das Hindernis und kann es 
dem anderen Teile nicht mitgeteilt werden, verspricht 
aber der schuldige Teil, bis zur Erlangung der Dis- 
pense die Ehe nicht vollziehen zu wollen, so ist ihm 
die Absolution, wenn er sonst disponiert ist, zu ge- 
währen; weigert er sich, so ist ihm dieselbe zu ver- 
sagen. Die Trauung aber kann in keinem Falle ver- 
weigert werden, ausser der Pfarrer wüsste das Hindernis 
extra confessionem. Dann müsste er sie verweigern, 
(ef. Gasparri, tract. can. n. 767— 7Ö9, pag. 547 — 550; 
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Schnitzer, Eherecht, pag. 127; Heiner, Grundrij 
pag. 182—186). 

Für die Diöcese Regensborg sind hierüber YerordDungen gegeben nntei 
31. März 1840 (Verordnungen-Sammlung, pag. 893) und 19. März 1877 (Ve 
Ordnungsblatt: AusserordeDtliche Beilage). Letztere bestimmt: 

,Quotiescumque immediato ante copulationem tempore (scilicet qo 
Omnibus jam ad nuptias paratis absque gravi scandalo et sigilli sacrament 
violatione vel saitem criminis occulti divulgatione et oriunda inde infamia nei 
matrimonium differre, nee dispensa tio episcopalis obtineri po£ 
impedimentum aliquod dirimens et dispensabile, idque ex causa difPamani 
videlicet ex praecedente sponsi vel sponsae peccato ortum in confessione 
manifestatur, vi potestatis a Nobis hisce delegatae — juxta doctrinam 
vissimorum auctorum, qui episcopis positis talibus circumstantiis auctoni 
ordinariam vindicant — (cf. S. Alfons. Theol. moral. lib. VI. n. 613; flfl 
Apostel, tract. XX. n. 57.) — omnes in Nostra dioecesi confessarii rite af 
bati in eo impedimento pro foro interno valide dispensare poterunt, iti 
sponsi, de quibus agitur, valide et licite matrimonio jungi queant. 

Hac autem potestate confessarii uti poterunt, donec ea revocetur: 

a) quoad impedimentum criminis, neutro tamen conjugum in TJbwJ 
alterius machinante; 

b) quoad impedimentum primi, nee non primi et secundi, ac 
tantum gradus affin itatis ex illicita carnali copula provenientis: rem« 
semper occasione peccandi, et firma manente conditione, quod copula hal 
cum matre mulieris — nativitatem huius non antecedat; 

c) dummodo haec irapedimenta sint occulta; 

d) dummodo confessio peccatorum, quae impedimenta causarunt, nc 
fuerit in fraudem legis usque ad proximum ante copulationem tempus di 
ex intentione^ ut dispensatio ab impedimento, cuius pars dispensanda prol 
conscia fuerat, quasi necessitate extorqueretur. Insuper praecipimus, ut c( 
fessarii, si dispensationem peregerint, mox casum fictis sponsorum nominihi 
ad Nos referanft 

§48. 
Dispensations - Behörden. 

1. Der Papst bedient sich bei Erteilung von Dispensen iü 
Ehesachen verschiedener Behörden: 

a) Die Secretaria Brevium erteilt die Dispensen für di^ 
höchsten fürstUchen Persönlichkeiten, nach der Konsti- 
tution Benedikts XIV. „Gravissimum'' d. d. 2G. Nov. 
1745, § 5. 

b) Die S. Congreg. Officii dispensiert in jenen Ehehinder- 
nissen, die mit dem Glauben oder einem öffentlichen 
Verbrechen im Zusammenhange stehen, mixta religio,, 
cultus disparitas, ordo sacer, votum solemne, crimen, 
polygamia. 
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c) Für die Missiousländer werden die Dispensen sowohl für 
das forum externum, wie internum erteilt durch die S. 
Cougreg. de Propag. Fide. 

d) Die S. Congreg. super Negotia Ecclesiae Extraordin. giebt 
Dispensen für Russland und Südamerika. An sie kann 
man sich in ausserordentlichen Fällen bezüglich aller 
Ehehindemisse wenden. 

e) Die am meisten in Betracht kommenden Behörden sind 
die Datarie und 

f) die Pönitentiarie. 

2. Die Datarie dispensiert pro foro externo in den Öffent- 
3hen Hindernissen (consanguinitas, affinitas legitima, cognatio 
)iritualis und legalis, publica honestas ex matrimonio rato und 
Mjnsalibus solemnibus). 

Bei diesen Dispensationen ist zu bemerken: 

a) Für die von der Datarie erteilten Dispensen wird eine 
Taxe erhoben zunächst für die notwendigen Auslagen. 
Diese gewöhnUche Taxe wird immer erhoben, auch in 
den Dispensationen in forma pauperum. 

b) Man unterscheidet sodann eine dreifache Form, in der 
die Dispensen erteilt werden: in forma nobilium, in 
forma communi seu ordinaria und in forma pauperum. 
Die Verschiedenheit der Form bezieht sich auf den 
grösseren oder geringeren Betrag der componenda (Sühne-, 
Bussgeld), die ausser den Taxen auferlegt wird. 

a) Forma nobilium. Bei reichen und vornehmen Bittstellern, die eine 
ipense im zweiten Grade und aus unzureichenden Gründen nachsuchen, 
ragt die componenda 500, bezw. wenn sie die copula gepflogen haben, 
) Scudi (nach neuerem Geldwerte beträgt ein römischer Scudo 5,37 Lire ^ 
,/(< = [2,58 Österreich. Gulden) ; in entfernteren Graden 28 — 30 Scudi. 
.'se componenda wird erhoben sive in poenam perpetrati criminis, si ratio 
pensationis est copula habita inter oratores, sive ut aliquatenus resarciatur 
Ineri legi inflicto et raiiora reddantur matrimonia inter impeditos (cf. Gasparri, 
ct. can. n. 315 , p. 194). Die Höhe derselben wird für den einzelnen Fall 
»timmt. Die componenda wird nur bei den Hindernissen der Konsanguinität 
d Affinität auferlegt und zu guten Zwecken verwendet (cf. Leitner, die 
[nischen Dispensbehörden, Archiv LXX, p. 424). 

ß) Die forma communis unterscheidet sich von der forma nobilium nur 
idurch, dass hier die componenda eine geiingere ist. 

y) Bei der forma pauperum wird die componenda ganz erlassen oder 
)T Bischof bezeichnet die Summe, die sie entrichten können. 

Als arm (pauperes, vere pauperes et miserabiles) gelten 
wohl jene, die sich lediglieh durch die Arbeit ihrer Hände 
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ernähren müssen, als auch jene, deren schuldenfreies, fruchU* 
tragendes Besitztum 3000 Lire (= 2400 M.), in Italien 300 Scudi; 
(= 1611 Lire) nicht tibersteigt. S. Congr. Off. d. d. 26. Sept. 1754^. 
(Acta S. Sed! XXVI. 389.) 

Als fast arm (fere pauperes) gelten jene, die über 3000^ 
und unter 10000 Lire (= 2400 — 8000 M.) reines Vermögei^' 
haben. Auch für sie kommt noch die forma pauperum ia! 
Anwendung, jedoch wird ihnen eine kleine compositio auferlegt! 
Die angegebenen Summen sind zu berechnen mit Abzug der 
Schulden, der Vermögens Verwaltungskosten und aller ordent- 
lichen, wie ausserordentlichen Lasten. Die Billigkeit verlangt, 
dass Personen, die zwar kein eigentliches Vermögen besitzen,] 
aber ein ihre berechtigten Ansprüche überschreitendes Ein-" 
kommen, oder sichere Aussichten auf ein Vermögen, dement- 
sprechend eingeschätzt werden. Der Sohn reicher Eltern gilt; 
nie als arm, ausser er wäre enterbt. Bei Berechnung des Ver- 
mögens wird das V^ermögen beider Verlobten zusammengezählt, 
ausser beim impedimentum mixtae religionis, wo das Vermögen 
des akathoUschen Teiles nicht in Betracht kommt. 

Über den Vermögensstand der Bittsteller hat der Bischof 
des Wohnortes ein Zeugnis auszustellen. Dabei sind die persön- 
liehen, örtlichen und zeitlichen Verhältnisse zu berücksichtigen. 
Der Bischof stützt sich dabei gewöhnlich auf das Gutachten des ■ 
Pfarrers der Brautleute; nach einer Anweisung Urbans VÜI., 
bezw. Alexander VIL können auch vom Generalvikar zwei Zeugen 
über den Vermögensstand der Bittsteller vernommen werden. 
Nach einer Entscheidung der S. Congr. Conc. d. d. 18. Apr. 1885 
(Acta S. Sed. XVIII. 240—242) kann für die erforderhche Mühe- 
waltung vom Generalvikar eine Gebühr erhoben werden. — 
Der geringste von der Datarie für Dispensen zulässige Betrag 
ist 20 Lire (= 16 M.) im zweiten, 25 Lire im zweiten berührend 
den ersten Grad, 30 Lire im ersten Grade; hierzu kommen noch 
die Gebühren für den Agenten und das Porto, so dass Dispensen 
in forma pauperum mindestens auf 30 — 40 Lire zu stehen kommen; 
erscheint diese Summe als zu hoch, so wende man sich an die 
Pönitentiarie, welche geringere Taxen ansetzt (cf. Schnitzer, Ehe- 
recht, pag. 502 Anm.). 

c) Sind die Bittsteller im ungleichen Grade der Konsan- 
guinität oder Affinität, über den ersten Grad hinaus, 
verwandt z. B. im 2. und 3., so dispensiert die Datarie 
im entfernteren Grade, der den näheren nach sich zieht 
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und erklärt durch eigene litterae declaratoriae, die indes 
nur zur Erlaubtheit, nicht aber zur Gültigkeit der Dis- 
pense erforderlich sind (S. Congr. Conc. d. d. 1. Mai 1607), 
dass der nähere Grad nicht im Wege stehe „distantiam 
vero secundi .... consanguinitatis gradus huiusmodi 
eis nou obstare declares.'' Constit. Pius V. ,,Sanctissi- 
mus" d. d. 26. Aug. 1566. Ist jedoch der nähere Grad 
der erste, so giebt die Datarie gewöhnlich die Dispense 
für beide ausdrücklich. 

d) Die Datarie hat auch ihre Ferien, während welcher sie 
keine Dispensen erteilt, nämlich vom 4. Oktober bis 
12. November, die drei folgenden Wochen nach Weih- 
nachten, drei Wochen vor Beginn der Fastenzeit, zwei 
Wochen nach Ostern, und zwei Wochen nach Pfingsten, 
ebenso am Feste des hl. Petrus und an allen Sonn- und 
Festtagen. Ist der hl. Stuhl erledigt, so ruht auch die 
Datarie, da das Amt des Prodatars mit dem Tode des 
Papstes erUscht. Während der Herbstferien erteilt die 
Datarie an den Freitagen Dispensen (cf. Gasparri, tract. 
can. n. 315-321, pag. 193—202). 

3. Die S. Poenitentiaria bildet die ordentliche Behörde 
das forum internum und die Dispensen in geheimen Ehe- 
lernissen; für das forum externum kommt sie nur als 
serordentliche Behörde in Betracht. Ihr Geschäftsbereich 
geregelt durch die Konstitution Benedikts XIV. ,, Pastor 
US*' d. d. 13. April 1744. 
Die diesbezüglichen Bestimmungen lauten: 
,,§ 39. In matrimoniis contrahendis possit idem Major 
nitentiarius in foro conscientiae tantum super impedimentis 
litis, quae matrimonium non dirimunt, dispensare, vel dis- 
sari mandare; itemque super ommissione denunciationum, 
m ad effectum contrahendi secreto .... At a dispensationi- 
concedendis super quocumque impedimento ex quovis gradu 
I consanguinitatis sive affinitatis ex copula licita seu ex cog- 
one spirituali proveniente, etiam in foro conscientiae tantum, 
etsi impedimentum sit occultum et periculum scandalorum 
aineat, in iisdem matrimoniis contrahendis abstineat". 

Hierbei ist zu bemerken: 

a) Diese Fakultät erstreckt sich nicht auf das impedimentum mixtae 
^onis, in welchem die S. Congr. Officii dispensiert (cf. oben 1 b); ebenso 
t auf das vetitum Ecclesiae, das kein eigentliches impedimentum ist; auch 
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nicht tempus feriatum, das dein Bischöfe zukommt; wohl aber auf spo 
occolta und votum simplex. 

b) Die genannten trennenden Hindemisse sind eben ihrer Natur 
öffentliche, wenn sie auch vielleicht der Kenntnis nach geheim sind. 
kann nach Gasparri (tract. can. n. 322, nota) der Grossponitentiar dispen 
bei honestas publica ex sponsalibus eccultis. 

„§ 40. In contractis vero matrimoniis a dispensationt 
matrimonii revalidatione in gradibus primo et secundo se 
cundo tantum consanguinitatis vel affinitatis ex copula 
etiam in occultis pariter abstineat: praeterquam si in sec 
tantum gradu praedieto impedimentum saltem per deceni 
duraverit occultum, et oratores simul publice contraxerii 
convixerint, et uti conjuges legitimi reputati fuerint. In 1 
autem et quarto gradibus occultis in contractis possit dispei 
atque etiam in eisdem tertio, et quarto gradibus publicis p 
revalidare matrimonia ex causa subreptionis et obreptioni 
cultae litterarum Apostolicarum nulliter contracta: praeterq 
si falsitas consistat in narratione praecedentis copulae, • 
antea revera non intercesserat'\ 

„§ 41. Quod si aliqui oratores obtinuerint a nostra Da 
dispensationem super gradu prohibito in primo et secundo 
in secundo tantum, ac etiam in tertio et quarto cum retic 
copula inter eos sequutae, quam sine honoris detrimento 
gere non valeant, et ratione huiusmodi reticentiae petant 
pensationem pro matrimonio contrahendo, seu revalidatic 
matrimonii contracti, possit idem Major Poenitentiarius, si cc 
adhuc sit secreta, huiusmodi dispensationem^ seu resf>ective 
lidationem, in foro conscientiae tantum concedere; facta, qu 
agitur de primo et secundo, vel secundo tantum gradu, 
positione 50 ducatorum auri de Camera ad Datariam t 
mittendorum, ad effectum (ut inconcussi moris est) erogan 
eleemosynas, nisi prior gratia expedita fuisset in forma 
perum, quo casu etiam haec gratia similiter absque ulla 
positione expediatur*\ 

Seit dem Dekrete Leos XIIL d. d. 25. Juni 1885 (durch die S. 
Officii), nach welchem die Copula f&r die Gültigkeit der Dispens anzi 
nicht mehr erforderlich ist, gilt dieser § nur mehr in Bezug auf jen 
pensen, welche vor dem 25. Juni 1885 gegeben waren. 

,,§ 42. Si qui vero oratores. obtenta dispensatione a Di 
super impedimento primi et secundi, sive secundi dum 
gradus consanguinitatis seu affinitatis cum expressione qu 
copulae carnalis, sed tacita occulta et malitiosa intentione ii: 
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>ula habita ad facilius obtinendam dispeusationem, pro revali- 
ione huiusmodi dispensationis ad dictam Poenitentiariam re- 
it, possit idem Major Poenitentiarius desuper absolute dis- 
isare cum miserabilibus personis, explicite affirmantibus se 
tales, et sub illa expressa qualitate et forma miserabilium 
msatioues a Dataria obtiimisse : cum iis vero, qui non tam- 
pauperes, sed uti ex honestis familiis, sive uti nobiles, 
re uti illustres, ab eadem Dataria similiter dispensati fuerint, 
dispenset, nisi soluta prius in Dataria ad effectum pariter 
mdi in eleemosynas, taxa definienda arbitrio ejusdem Majoris 
iitentiarii, pensatis circumstantiis cuiuscumque casus, et re- 
;tu habito ad praejudicium componendae et ad vires suppli- 
euitium. Si tarnen isti pauperes essent, ita ut vere et realiter 
integram summam taxatam, vel aliquam eins partem solvere 
p non possent, praefatus Major Poenitentiarius opportune in hoc 
^'Cttu provideat, facto verbo, si peculiaris dificultas id postulet, 
cmn Ssmo''. 

Dieser § gilt jetzt gleichfalls nur mehr für die diesbezüglichen Dispensen, 
velche vor dem 25. Juni 1885 gegeben waren. 

„§ 43. Super impedimento occulto affinitatis ex copula illi- 
■dta, seu ex actu fornicario proveniente, quotiescumque adsit 
[ lationabilis causa, licet periculum revelationis seu scandalorum 
Inon immineret, vel non adesset, in matrimoniis tarn contractis, 
quam contrahendis in foro conscientiae dispensare et dispensari 
iinandare possit et valeat". 

„§ 44. Super occulto impedimento criminis adulterii, si 
fuerit cum fide dumtaxat, neutro machinante, commissum, possit 
tarn in contrahendis, quam in contractis matrimoniis dispensare. 
8i vero crimen huiusmodi fuisset utroque vel altero machinante 
patratum, possit in occultis pariter dispeusationem concedere, 
raro tamen et quando necessitas postulaverit, ratione alicuius 
gravis imminentis periculi, quod prudentia Majoris Poeniten- 
tiarii, re praesertim discussa in Congr. vel Signatura, arbitran- 
dum erit''. 

„§ 45. Declaramus praeterea quod facultates praefatae a 
Nobis Majori Poenitentiario, et eiusdem Poenitentiariae officio 
concessae circa dispensationes matrimoniales locum habeant, 
etiamsi gradus et impedimenta huiusmodi multiplicia sint, qua- 
cumque et quantacumque multiplicitate: volentes in litteris huius- 
modi dispensationum matrimonialium posse prolem, ubi opus 
erit, sive suscipiendam sive susceptam, non tamen in adulterio 
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conceptam, in foro conscientiae tantuin legitimam decernere, n( 
non apponi clausulam Nullius etc., prouti in huiusmodi mf 
teriis hactenus ipsa Poenitentiaria servare consuevit". 

„§ 46. Ulterius super casibus quibusvis occulti impedimenl 
ad petendum licite debitum dispensare aut dispensari mandi 
possit et valeat*'. 

Als infolge der politischen Wirren gegen Ende des 18. und 
Anfang des 19. Jahrhunderts der Geschäftsgang der Datarie gani 
still stand, wurden die Dispensationen von sämtlichen Hinde^ 
nissen der Poenitentiarie überwiesen. Als nach Wiederherstellung 
der Ordnung die Datarie ihre Geschäfte wieder aufnahm, bliefc 
der Poenitentiarie trotzdem die Befugnis, auch pro foro externa-' 
zu dispensieren und zwar zunächst Arme, dann aber auch Nichtr 
arme in ausserordentlichen und dringenden Fällen. j 

Die Hindernisse, in denen die Poenitentiarie pro foro er- -j 
terno dispensiert, sind: 

a) consanguinitas in jedem Grade der Seitenlinie mitA»^^ 
nähme des ersten Grades der gleichen Seitenlinie; 

b) affinitas in jedem Grade der Seitenlinie und auch de 
linea recta ex copula illicita; 

c) publica honestas; 

d) crimen aus Ehebruch mit Eheversprechen, jedoch neutro, 
in prioris conjugis mortem machinante; 

e) cognatio spiritualis; 

f) cognatio legalis, hier jedoch selten. 
Diese Vollmacht wird dem Grosspönitentiar erteilt mit der] 

Klausel: „Dummodo concurrat vera oratorum paupertas per' 
authenticam Ordinariorum attestationem comprobanda". 

Für Nichtarme dispensiert die Poenitentiarie nur in ausserordentlidi 
dringenden Fällen z. B. während der Ferien der Datarie. 

Für die Dispensationen der Poenitentiarie ist zu bemerken: 
a) Die Poenitentiarie erteilt ihre Dispensen „gratis"; nur I; 
bei öffentlichen Hindernissen Armer, oder fast Anner ':' 
ist eine massige Gebühr zu entrichten, die von der 
Poenitentiarie an die Datarie hinübergegeben wird. 

Sind die Brautleute wahrhaft arm (vere pauperes), so betragen die 
Taxen, abgesehen von Post- und Agenturgebühren — letztere sind in der 
Regel 5 Lire — : 

a) so oft der erste Grad der Konsanguinität oder Affinität berührt wird, 
32 Lire (= 25,60 M.) ; 

ß) für den zweiten Grad 26 Lii-e (= 20,80 M.) ; 

y) für den dritten Grad, berührend den zweiten, 21 Lire (= 16,80 M.); 
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6) für den dritten und vierten Grad, desgleichen bei cognatio spiritualis, 
ica honestas, und affinitas illegitima 16 Lire (= 12,80 M). 

Kommen mehrere Hindernisse zusammen, so wird die Taxe nur füi* das 
sre Hindernis berechnet. 

Dieselben Taxen gelten aucli für die „Fast- Armen" (fere pauperes), nur 
d hier noch eine componenda von 10 Lire zugeschlagen (cf. Schnitzer, 
jrecht pag. 504). 

b) Sind die Bittsteller in der ungleichen Seitenlinie ver- 
wandt, so dispensiert die Pönitentiarie im Unterschiede 
von der Datarie (cf. oben 2. c.) jeden derselben eigens; 
daher müssen die Verwandtschaftsgrade genau angegeben 
werden, (cf. Schnitzer, Eherecht p. 504. Gasparri, tr. 
can. I. n, 324 pag. 209.) 

c) Ferien hat die Pönitentiarie nicht, ausser an Sonn- und 
Feiertagen, und auch da kann man sich in dringenden 
Fällen privatim an die Offiziale wenden. 

Bei Erledigung des apostolischen Stuhles erlöschen alle 
akultäten, welche die Pönitentiarie pro foro externo hat; da- 
ngen bleiben die Vollmachten pro foro interno bestehen und 
•strecken sich während dieser Zeit auch auf sonst ausgenommene 
Üle. 

Konstitution Benedikt XIV , Pastor honus** d. d. 13. April 1744. 

,§ 51. Yolumus et decemimus, ut Major Poenitentiarius, cujus facultas 
;to tempore non expirat, sed tantummodo non hahet exercitium extra con- 
ive, seu eius o£ficiales facere et expedire valeant, quaecumque ad forum 
Dscientiae pertinent.'' 

„§ 52. Praeterea concedimus, ut si quando aliquod gravius animae peri- 
lum immineat, cui celeriter occurrendum videatur, re in Signatura diligenter 
aminata, et Majori quoque Poenitentiario, si in conclavi degat, pro materiae 
avitate consulto et approhante, dispensare aut dispensari mandare pro 
dem foro conscientiae valeant super Ulis etiam, super quibus alias vivente 
mtifice, inhibita sit Majori Poenitentiario et Poenitentiariae dispensandi facul- 

s. Ita tamen, ut oratores ad novum Pontificem post eius electionem 

militer debeant recurrere, aliisque appositis clausulis pro casus natura 
icessariis et opportunis**. (cf Gasparri, tract can. n. 326 pag. 210 f.) 

d) Für den Fall, dass zwei Hindernisse konkurrieren, ein 
öffentliches und ein geheimes, wende man sich zunächst 
an die Datarie um Dispense von dem öffentlichen Hinder- 
nisse, oder auch bei Armen an die Pönitentiarie. In 
dem Bittgesuche darf das geheime Hindernis nicht an- 
gegeben werden. Hierauf suche man Dispense von dem 
geheimen Hindernisse bei der Pönitentiarie nach, wobei 
anzugeben ist, dass ausserdem noch ein öfEentUches Hin- 
dernis vorgelegen habe, von dem bereits dispensiert sei. 

^nglmann-Stingl, Eherecht. 11 
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§ 49. 
Dispensations-Gesuche. 

1. Die Bittgesuche um Dispensation von öffentlichen Hir 
nissen sind an die Datarie zu richten, ausgenommen jene F 
in denen auch die Pönitentiarie in öffentUchen Hinderni 
dispensiert. Am besten geschieht dies durch Vermittelung 
Bischofes. Dieselben sind zu stilisieren an den Papst selbst. 
gilt der Satz: Papa, non datarius, dat gratiam. 

2. Die Gesuche an die Pönitentiarie in geheimen Hir 
nissen oder in. bestimmten Fällen auch für öffentliche (cf. i 
n. 3.) Hindernisse sind zu adressieren an den Grosspöniten 
Ad Eminentissimum Cardinalem Poenitentiarium maiorem o 
Ad S. Tribunal Poenitentiariae Apostolicae, Roma. Die Gesi 
sind lateinisch zu fertigen, der Wohnort jedoch ist nich 
lateinischer Übersetzung, sondern in der landesüblichen 
nennung anzugeben, also z. B. nicht Monachium, sonc 
München, nicht Castra Regina, sondern Regensburg. 

Auch die Gesuche an die Pönitentiarie werden am besten durcl 
Ordinariat eingereicht, ausser in jenen Fällen, wo dadurch vielleicht 
sigillum sacramentale in Gefahr käme; in diesem Falle hätte sich der B 
vater direkt selbst an die Pönitentiarie zu wenden.. 

3. Die Bittgesuche selbst sollen klar und bündig abge 
sein; sie sollen alles enthalten, was der Kurialstil erfordert 
frei sein von jeder Obreptiou und Subreption* 

Wii'd ein Umstand verschwiegen, der notwendig hätte angegeben w 
müssen, so leidet das Gesuch an einer subreptio : wird dagegen etwas Fal 
angegeben, so liegt eine obreptio vor. 

4. Eine Anleitung ^ur Anfertigung der Dispensgesuche | 
die Instructio S. Congreg. de Propag. Fide d. d. 9. Mai 
„super dispensationibus matrimonialibus'' : 

„Sed jam se convertit Instructio (nachdem die Dispensgn 
aufgeführt sind cf. § 46) ad ea, quae praeter causas ii 
teris supplicibus pro dispensatione obtinenda, de jure vel 
suetudine, aut stylo Curiae exprimenda sunt, ita ut si e 
ignoranter taceatur veritas aut narretur falsitas, dispensatio i 
efficiatur. 

Haec autem sunt: 

a) Nomen et cognomen Oratorum, utrumque disti 
ac nitide ac sine uUa litteraruni abbreviatione scribendi 

Tauf- und Geschlechtsnamen der Bittsteller sind genau und deu 
ohne alle Abkürzung zu schreiben; handelt es sich jedoch um ein geh( 
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lis, das nur ex confessione bekannt ist, 80 müssen die wirklichen 
len durch fingierte ersetzt werden: Titus Titia, Caius Caia. 

Ein wesentlicher Irrtum in Angabe des Namens kann unter Umständen 

Dispense ungültig machen und wäre nach Entdeckung des Irrtums die 

lYalidation nachzusuchen. Ist jedoch der Irrtum im Namen ein unwesent- 

»r,~ handelt es sich bloss um einen Buchstaben oder eine Silbe, oder wird 

zweier Taufnamen nur einer angegeben , so wird dadurch die Dispense 

ungültig. Alter und Stand der Bittsteller anzugeben, ist zwar nicht 

»dingt notwendig, aber doch sehr ratsam; insbesondere das Alter nament- 

bei Hindernissen der Konsanguinität und Affinität. 

b) „Dioecesis originis vel actualis domicilii. Quando 
Oratores habent domicilium extra dioecesim originis, 
possunt, si velint, petere, ut dispensatio mittatur ad Ordi- 
narium dioecesis, in qua nunc habitant.'* 

Die Bemerkung , Quando etc. etc. . . hat keine Geltung mehr, weil durch 

iDwetum der S. Cong. Off. d. d. 20. Febr. 1888 (pars IL n. 1 cf. pag. 151) 

it ist, dass die Dispense immer au den Bischof zu senden ist, der das 

eingereicht hat („Oratorum Ordinario vel Ordinario loci**). 

In den Gesuchen pro foro externe, sowohl an die Datarie, als Pöniten- 

!, ist der Name der Diöcese sowohl des Geburtsortes, als des Wohnortes, 

sie eine verschiedene ist, anzugeben; dagegen in Gesuchen pro foro 

imo wird die Diöcese nicht angegeben, sondern der Beichtvater giebt ge- 

und klar seine Adresse in der Landessprache an, an die die Dispense zu 

iden ist. 

Ist ein Irrtum in Bezug auf die Diöcese vorgekommen, z. B. statt 
t^ensburg Passau, so wäre dadurch die Dispense ungültig , dagegen nicht, 
renn die Pfarrei falsch angegeben wurde, ausser es wurde die Dispense ge- 
geben ob loci angustiam. (Cf. Gasparri, t. can. n. 355, Anm. 1. p. 224.) 

c) „Species etiam infima impedimenti, an sit consan- 
guinitas vel affinitas, orta ex copula licita vel illicita; 
publica honestas originem ducens ex sponsalibus vel matri- 
monio rato; in impedimento criminis, utrum provenerit 
ex conjugicidio cum promissione matrimonii aut ex con- 
jugicidio cum adulterio, vel ex solo adulterio cum pro- 
missione matrimonii; in cognatione spirituali, utrum sit 
inter levantem et levatum vel inter levantem et levati 
parentem". 

Anzugeben ist also die species infima des Hindernisses, also z. B. beim 

Votum castitatis, ob es sei votum castitatis perpetuae oder votum non 

nabendi oder religionis. Ein Irrtum bezüglich der species impedimenti würde 

die Dispense ungültig machen. Bezüglich der affinitas ist es beim III. u. lY. 

Grade ohnedies klar, dass es nur die affinitas legitima sein kann; sonst steht 

im Zweifel die praesumptio für die legitima, gewöhnlich wird aber noch eigens 

darüber Aufschluss erholt, wenn es nicht angenommen wurde. Ist die affinitas 

sowohl ex copula licita, wie illicita entstanden, jedoch mit derselben Person, 

80 genügt die Angabe der affinitas ex copula licita. S. Cong. Poenitent. d. d . 

11* 
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29. Mart. 1842, 10. Mari. 1874. Bei publica honestas ex sponsalibus ist 
geben, ob dieselben durch den Tod oder durch gegenseitige Einwilligang 
gelöst wurden ; bei publica honestas ex matrimonio rato tantum, ob das mal 
monium ungültig war, oder ob es durch den Tod des einen Gatten oder d 
Dispensation aufgelöst wurde. 

Beim impedimentum criminis ist anzugeben, ob das Hindernis nicht 
mehrfaches ist. Bei cognatio spiritualis auch, ob sie aus der Taufe oder 
mung entstanden und ob sie einfach oder mehrfach ist (cf. § 26. pag. 
(Über mixta religio siehe unten § 61). 

d) Gradus consanguinitatis vel affinitatis a 
houestatis ex matrimonio rato, et an sit simplex vd 
mixtus, non tantum remotior, sed etiam propinquior, uti 
et linea, an sit recta aut transversa; item an Oratores 
sint conjuncti ex dupliei vineulo consanguinitatis, tarn ex 
parte patris tarn ex parte matris. 

Ist der nähere Grad der erste , so ist die Dispense ungültig , wenn er : 
verschwiegen wird, weil die Datarie von dem entfernteren dispensiert und ftr 
den näheren die litterae declaratoriae giebt (cf. § 48 n. 2. c.) ebenso, wem flr 
den näheren Grad ein entfernterer, oder auch für den entfernteren ein nlhmr i 
angegeben wird. (S. Congr. Off. d. d. 12. Dez. 1748, Acta S. Sed. XXVI VSk-\ 
S. Congr. de Prop. Fide d. d. 7. Juni 1853.) Gültig ist dagegen die Dispense, 
wenn die in ungleicher Seitenlinie verwandten Bittsteller nur den entferntet 
z. B. den vierten Grad angeben, den näheren aber, z. B. dritten oder zweiten» ': 
verschweigen (S. Congr. Conc. d. d. 1. Mai 1607; 7. Sept. 1720; 28. Febr^ 
28. Mart. 1722; Benedikt XIV. im Breve „Et si pastoralis'* d. d. 30. Sept. 1755); 
doch ist zur Erlaubtbeit der Ehe ein Decretum „perinde valere** zu erwirken. 
Ungültig ist die Dispense, wenn die Brautleute den dritten und vierten Grad 
angeben, während sich später herausstellt, das 3 die Verwandtschaft eine zwei- 
fache, aus doppeltem Stamme henührende war. Sind die Bittsteller im ersten, 
berührend den zweiten oder dritten Grad, mit einander verwandt oder ver- 
schwägert, so ist ausser dem Grade auch der Ursprung der Hindernisse genau 
anzugeben z. B. Orator oratricis matrem (sororem) adhuc superstitem (de- 
functam) carnaliter cognovit oder orator est patrinus oratricis, wenn dies anch 
zur Gültigkeit der Dispense nicht erforderlich ist. (Cf. Gasparri, tract. can. n. 357 
Anm. p. 225 f.) In den meisten Diöcesen ist es Vorschrift, dass der Pfarrer dem 
Ordinariate einen genauen Stammbaum vorlege. Für die Diöcese Regensburg cf. 5. 

Nur sehr schwer wird die Dispense gegeben beim Hindernisse der con- 
sanguinitas in der Seitenlinie im zweiten Grad , berührend den ersten. Ein 
Cirkular des Prodatars an alle Ordinariate d. d. 19. Juni 1892 besagt 
darüber: „Petitionum copia pro obtinendis matrimonialibus dispensationibas 
super impedimento primi tangentis secundum consanguinitatis gradum Ss. 
Principis D. N. Leonis Papao XIII. montem, ingluvie malorum percrebrescente, 
perculit. Etenim animadvertens indulgendo huiusmodi concessionibus, effraenata 
licentia, quae de die in diem augetur haudquaquam compescitur; eo quod 
occasio continua, commodum eam impune satisfaciendi magis allectant nup- 
turientes spe etiam nodo conjugali occulturos infelices effectus, atque reatuSr 
qui jam praecesserunt. 
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Ne vero Sanctitatis Suae indulgentia praebeatur occasio salutarem dis- 

lam labefactandi^ quae a sanctitate Sacramenti jubetur, et tantum prodest 

im integritati, socieiatis bono, et vegetiorum coiporum incremento, onerat 

iscoporum conscientiain , ut sedulo invigilent, ne sanctae Sedi precantes 

lant nisi verae causae canonicae jure commendent, et litteris manu 

ropria exaratis, rationes in quolibet casu explicent^ nee non circumstan- 

{%B, qnibas putent gratiam esse concedendam. Tali modo Summus Puntifex 

Lor annuet petitionibus, quoties agnoscet necessitatem eo obstrictiorem, quo 

tes erant minores alio modo consulendi". (Cf. Santi-Leitner, prael. IV. p. 382 f.) 

e) „Numerus impediraeutorura, e. gr. si adsit duplex 
aut multiplex consanguinitas vel affinitas, vel si praeter 
cognationem adsit etiam affinitas, aut aliud quodcumque 
impedimentum sive dirimeus, sive impediens". 

Treffen zwei Hindemisse zusammen, von denen jedes für sich vom 

»fe dispensiert werden kann, so kann der Bischof nun von keinem der- 

mehr dispensieren, sondern ist die Sache dem hl. Stuhle zu unter- 

Ebenso wenn für das eine Hindernis der Bischof dispensieren 

f&r das andere jedoch nicht, so ist für beide die Dispense in Rom zu 

Konkurriert ein öffentliches Hindernis mit einem geheimen, so gilt 

f 48 n. 3 a Gesagte. 

Besteht eine mehrfache Verwandtschaft und würde dies nicht ange- 
80 wäre die Dispense ungültig. S. Congr. Off. d. d.U. Mart. 1896 
liv LXXVI. 120 f.) 

f) „Variae circumstantiae, seilicet an matrimonium 
sit contrahendum vel contractum; si jam contractum, 
aperiri debet, an bona fide, saltem ex parte unius, vel 
cum seientia impedimenti; idem an praemissis denun- 
tiationibus et juxta formam Tridentini; vel an spe facilius 
dispensationem obtiuendi; demum an sit consummatum, 
si mala fide, saltem unius partis, aut cum seientia im- 
pedimenti". 

Besonders anzugeben wäre also nach geschlossener Ehe: 

a) ob die £heschliessuug stattfand bona fide beider, oder wenigstens eines 
«kr beiden Teile. 

ß) ob die Ehe eingegangen wurde in der Hoffnung dadurch die Dispense 
m erleichtern. Schneider (fönt es noviss. p. 124 n. 1) bestreitet das. (Cf. 
§ 46. 3. Anm. ad h. pag. 135) ; 

y) ob öffentlich in Tridentinischer Form, oder mit Umgehung der Ver- 
^digongen, bezw. Dispense davon; 

6) ob die Ehe konsummiert wurde und ob nach erlangter Kenntnis des 
Hindernisses der eheliche Umgang fortgesetzt wurde oder nicht; 

e) ob Kinder vorhanden sind; 

f) ob aus der Trennung der Ehe schwere Übel zu fürchten sind; 

iy) ob beide Teile katholisch sind; wäre ein Teil akatholisch, so wäre 
^8 Bittgesuch bloss im Namen des katholischen Teiles einzureichen ; 

^) Wird die Dispense in forma panperum erbeten, so ist eine bischöfliche 
Bestätigung der vorhandenen Armut nötig. 
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g) „Copula incestuosa" habita inter sponsos ante 
pensationis executionem , sive ante, sive post eius 
petrationem, sive intentione facilius dispensationem 
tinendi, sive etiam seclusa tali intentione, et sive co| 
publice nota sit, sive etiam occulta. Si haec reticean 
subreptitias esse et nuUibi ac nuUo modo valere disj 
sationes super quibuscumque gradibus prohibitis coui 
guinitatis, affinitatis cognationis spiritualis et legalis, 
uon et publieae honestatis declaravit S. Congregati( 
Offieii fer. TV. 1. Aug. 1866. In petenda vero dis{ 
satione super impedimento affinitatis primi vel secu 
gradus lineae collateralis, si impedimentum nedum 
raatrimonio consummato cum defuneto conjuge orat 
vel oratricis, sed etiam ex copula antematrimoniali 
fornicaria cum eodem defuneto ante initum cum i 
matrimonium patrata oriatur, necesse non est, ut mei 
fiat huiusmodi illicitae copulae, quemadmodum pätet 
response s. Poenitentiariae diei 20. Martii 1842 prob^ 
s. m. Greg. XVI. ad Eppum Namurcensem, quod g< 
rale esse, idem Tribunal litteris diei 10. Dezembris 1 
edixit." 

Die copula incestuosa, sowie die intentio dispeDsationem facilius obtii 
braucht nicht mehr angegeben zu werden seit dem Dekrete Leos XIII. 
25. Juni 1885. 

Dieses Dekret beruft sich auf die sub g. angegebene Erklärung d« 
Congr. Offieii d. d. 1. Aug. 1866 und fährt dann fort: , Verum cum pli 
sacrorum antistites sive seorsum singuli , sive conjunctim s. Sedi rettuL 
maxima ea de causa oriri incommoda, cum ad matrimonialium dispensatic 
executionem proceditur, et hisce praesertim miseris temporibus in fidc 
pemiciem non raro vergere, quod in eorum salutem sapienter inductum h 
Sanctissimus D. N. D. Leo divina Providentia Papa XIII. eorum postulatioi 
permotus, re diu ac mature perpensa, et suffragio adhaerens Eminentissim« 
S. R. E. Cardinalium in universa christiana republica una mecum Inquisit 
Generalium, hasce litteras omnibns locorum ordinariis dandas jussit, quibu 
notum fieret, decretum superius relatum S. R. U. Inquisitionis et S. Poen 
tiariae, et quidquid in eundem sensum alias declaratum, statutum aut i 
Curiae inductum fuerit, a se revocari, abrogari nulliusque roboris in post« 
fore decerni: simulque statui et declarari, dispensationes matrimo 
les posthac concedendas, etiamsi copula incestuosa vel co 
lium et intentio per eam facilius dispensationem impetra 
reticita fuerint, validas futuras: contiariis quibuscumque € 
speciali mentione dignis minime obstantibus". 

Jedoch bezieht sich dieses Decretum nur auf die Ehen, welche in 
Folge (posthac), also seit dem 25. Juni 1885 geschlossen worden sind odei 
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inftig geschlossen werden. Auf diejenigen Ehen aber, welche vor dem ge- 
mnten Tage bereits eingegangen sind, findet jener Erlass keine Anwendung, 
) dass also, wenn eine solche Ehe vor jenem Tage reticita copula incestuosa 
Dgegangen worden wäre, und erst jetzt oder später dieses sich herausstellen 
Qrde, pro revalidatione huiusmodi matrimonii die nämlichen Schritte zu ge- 
ehehen hätten, welche vor dem bezeichneten Erlasse zu geschehen hatten/ 
}rdinariats-Erlass von Regensburg d. d. 6. Mai 1886. V. Bl. pag. 61.) 

Ein Decretum S. Officii d. d- 18. Martii 1891, welches die Acta s. Sedis 
iXVI. pag. 510, Lehmkuhl, theol. mor. ed. 9. II. n. 808. pag. 580; Schnitzer, 
Iherecht, pag. 524. Anm. 3 angeben und welches den Wortlaut hat: „Dispen- 
ationes matiimoniales super quovis impedimento, sive agatur de matri- 
Qoniis invalide contractis, sive de contrahendis, esse validas, etiamsi 
opnla, vel consilium et intentio per eam facilius gratiam impetrandi, reticita 
aerint", hält Santi-Leitner (prael. IV. pag. 398—399 und nota) für unecht. 

h) Ausserdem sind selbstverständlich in jedem Bittgesuche 
genau die Dispensgründe darzulegen, (cf. § 46.) 

5. Für die Diöcese Regensburg gelten in Bezug auf die 
Fertigung der Bittgesuche um Ehedispensen die Erlasse vom 
Juli 1833 (Verordnungen-Sammlung pag. 289), vom 21. Januar 
)48 (Verordnungen-Sammlung pag. 498), vom 15. September 
Ö9 (V. Bl. pag. 120), vom 4. November 1859 (V. Bl. pag. 151), 
»m 18. Juni 1890 (V. Bl. pag. 91), vom 10. November 1893 
. Bl. pag. 139) und 28. November 1899 (V. Bl. pag. 146 ff.). 

Der Inhalt dieser Verordnungen ist: 

1. Jenen Parochianen, die eine Ehe eingehen wollen, der 
Q trennendes Ehehindernis entgegensteht, ist von diesem 
ihritte abzuraten, besonders wenn die Beweggründe dazu bloss 
i zeitlichen Rücksichten liegen (V. v. 5. Juli 1833 und 21. Januar 
J48). 

2. Lassen sich jedoch die Bittsteller nicht abwendig machen, 
) sind die vorgebrachten Gründe gewissenhaft abzuwägen, und 
enn sie zureichend sind, bei offenkundigen Hindernissen durch 
m beeidete, zu Protokoll genommene Zeugen ihre Wahrheit 
argethan werden (V. v. 5. Juh 1833). 

3. Dann erst kann das Gesuch an die oberhirtliche Stelle 
3fördert werden. Dabei ist zu beachten (V. v. 18. Juni 1890): 

a) Das bezügliche Gesuch muss zunächst das in Frage 
kommende Hindernis bestimmt und klar bezeichnen. 

Hierbei ist stets ausdrücklich zu konstatieren, ob nicht noch 
1 anderes (zwei- oder gar mehrfaches) Hindernis vorhanden 
, z. B. cognatio spiritualis mit affinitas, mehrfache Verwandt- 
laft u. dgl. Behufs der Konstatierung etwa vorhandener 
iterer Ehehindernisse ausser dem angegebenen sind neben 
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den legalen Verwandtschaftsverhältnissen der Nupturienten aucl 
deren Beziehungen zu dritten Personen sorgfältig zu prüfen,; 
(Affinitas ex cop. illicita, sponsalia, pubUca honestas, crimen.) 
V. V. 28. November 1899.) 

b) Zur Klarstellung der Verwandtschaftsgrade ist immer ein 
klar abgefasstes und deuthch geschriebenes Schema 
genealogicum auf eigenem Blatte beizulegen und amtlieh 
zu beglaubigen. Dasselbe hat nicht bloss sämtliche Vor 
und Zunamen, sondern auch die legitime oder illegitime 
Abstammung und bei den Bittstellern (orator und oratrb^ 
auch das genaue Geburtsdatum zu enthalten. (Das Alter 
des Bittstellers anzugeben, verlangt schon die Verordnung 
vom 15. September 1859.) 

c) Das Dispensgesuch ist durch Anführung kanonischer 
Gründe der Wahrheit gemäss und bestimmt zu motivieren. 
In dieser Beziehung wird auf die bewährten Autoren, 
beispielsweise S. Alfons. de Lig., Theol. mor. lit. V. de 
Matrimon. no. 1118 ff.; Gury, Comp. IL no. 864 ftj? 
Instructio post. Eystetten. tit. XII. sect. I. cap. IV. §8; 
A ichner. Comp. Jur. eccl. § 188, ausserdem (V. vom 
28. November 1899) Instructio S. Congreg. de propag. 
fide d. d. 9. Mai 1877 super dispens. matrim. (Ph. -■ 
Schneider, fontes jur. eccl. VI.); Schnitzer, KathoL 
Eherecht § 55; Santi, t. VI.; Heiner, Grundriss des 
Kath. Eherechts, IV. Teil, II. Abschn. u. a. verwiesen. 

Nichtkanonische Gründe kommen nur in zweiter Linie 
in Betracht. Wenn das Gewissensforum berührt, das Seelenheil 
in Gefahr ist, sind auch solche beizubringen. Solche sind oft 
in den persönlichen Eigenschaften, in den Familien- und Ver- 
mögensverhältnissen der Nupturienten gegeben, z. B. körperliche 
Defekte, Elternlosigkeit, zahlreiche Geschwister, Dienst bei fremden 
Leuten, Gemeinsamkeit des Haushaltes und Besitzes, Wohnungs- 
recht, Unterstützung bejahrter Eltern u. a. Derartige besondere 
Umstände sind dann umsomehr anzuführen, wenn es an kano- 
nischen Gründen mangelt. (V. v. 28. November 1899.) 

Die kanonischen Gründe sind vor allem auf Seite der Braut 
zu suchen und voranzustellen. 

d) Vorstehendes gilt nicht bloss von Ehedispensen, die nur 
der hl. Stuhl gewähren kann, sondern muss auch in 
jenen Fällen beachtet sein, w^elche mit der Bitte um 
Dispense durch das Oberhirtenamt eingesendet 
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werden, um so mehr, da hier beim Mangel von zu- 
reichenden Gründen sogar die Gültigkeit der Ehedispense 
in Frage kommt. 

e) Auch die Gesuche um Nachlass der vorgeschriebenen 
Proklamationen können mit Rücksicht auf das strenge 
und weise Gesetz der Kirche (Trid. sess. XXIV. de ref. 
matr. c. 1.) nur dann Erledigung finden, wenn sie mit 
entsprechenden wichtigen Gründen in bestimmter Weise 
motiviert sind. (c£. V. v. 10. November 1893 und v. 
31. April 1861. V. Bl. pag. 66.) 

f) EndUch ist auch schon in den Gesuchen um eine 
römische Dispense genau anzugeben, welche Taxe die 
Brautpersonen entrichten können, da eine solche Angabe 
für den die Dispense ermittelnden und die Auslagen 
bestreitenden Agenten in Rom notwendig ist. 

Die zu entrichtende Dispenstaxe ist, wenn irgend thun- 
h, in einem ziffermässigen Betrage anzugeben. Die öfters 
ederkehrende Angabe, dass die Bittsteller canonice pauperes 
en, genügt nicht, da dies ein relativer Begriff, bezw. bei Dis- 
Qsen mit ziemlich hoher Taxe vereinbar ist. überdies sind 
I Auslagen für Porto und Agentie, die bei den römischen 
spensen ungefähr 6 Mark betragen, selbstverständUch von 
en, also auch von jenen zu tragen, bezw. ims zu ersetzen, 
Qen wegen ihrer notorischen Armut die eigentlichen Taxen 
assen werden können. Die Taxen selbst aber bemessen sich 
ch dem Stande und dem Vermögen der beiden Bittsteller. 
e niederste Taxe ist 10 Mark, d. h. einschliesslich der Porto- 
d Agentieauslagen 15 Mark. Hiernach werden die Pfarr- 
rstände sich mit den Nupturienten gewissenhaft beraten und 
Qn gutachtlich aussprechen, welcher Betrag billigerweise zu 
sten ist, zugleich aber im Dispensgesuche die Standes- und 
irmögensverhältnisse im allgemeinen angeben, um der ober- 
tlichen Stelle die endgültige Feststellung der Taxe zu ermög- 
ben. (V. V. 28. November 1899.) 

4. Der zur Sponsalienaufnahme und Trauung berechtigte 
irrer soll das Gesuch an das Ordinariat übermitteln und im 
men der Bittsteller, wenn es ein bischöflicher Fall ist, um 
teilung, wenn es ein päpstlicher ist, um Erwirkung der Dis- 
ise bitten. Das Bittgesuch nach Rom müsste lateinisch ab- 
:asst werden, an den Bischof ist bei uns auch die deutsche 
räche gestattet. (Amberger, Pastoraltheol. III. pag. 895.) 
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5. Die Brautleute sollen nie, weder direkt, noch ind 
auf die causae turpes aufmerksam gemacht werden, weil sc 
Äusserungen oft Veranlassung eines verdächtigen Umga 
oder fleischhcher Versündigungen werden. (V. v. 21. Ja 
1848). 

6. Die Bittsteller sind allen Ernstes zu warnen, 
dem wirkHchen Eintreffen der Dispense irgend welche mit Kc 
oder Aufsehen verbundene Vorbereitungen zu ihrer Hochi 
feier zu machen, da es Fälle giebt, in denen eine dera 
Dispense verweigert werden muss, oder doch wenigstens 
Voraussicht sich verzögern kann, woraus dann ein vielleicht 
erheblicher Nachteil für die Beteiligten folgt. Vollkom 
ungeziemend ist es aber von seite der präsumptiven Brautl( 
die etwa schon geschehenen Vorbereitungen zur Hochzeit 
als Dispensgrund bei solchen Gesuchen anzuführen und so di 
ein vorschnelles und ungerechtfertigtes Vorgehen die Kirche 
Dispense gewissermassen nötigen zu wollen. 

Dass die Proklamation eines solchen Eheversprecl 
vor dem Eintreffen der Dispense nicht stattfinden kann, be 
keiner Erinnerung. (V. v. 4. November 1859.) 

Anmerkung: Den Advokaten ist die Teilnahme bei Gesuchei 
Katholiken um Ehedispensen verboten. Die Beteiligten haben sich pe 
lieh an den betreffenden Pfarrer zu wenden (cf. Würzburger Verord. 
20. März 1858. K. V. B. pag. 373). 

§ 50. 
DispensausfUhrung (Executio seu fulminatio). 

1. Die Dispensen in Ehesachen werden heutzutage gew 
hch erteilt in forma commissoria , d. h. an Kommissäre 
richtet, welche nach genauer Untersuchung des Sachverh; 
mit apostohscher Autorität dispensieren, und zwar überträgt 
Pönitentiarie ihre Dispensreskripte pro foro interno dem Be 
vater des Bittstellers ; die Dispensen pro foro externo sowohl 
Pönitentiarie, als auch der Datarie aber werden seit dem 20 
bruar 1888 (cf. § 48, pag. 151) Ordinario loci seu oratc 
Ordinario zugestellt und zwar derart, dass die Exekution i 
der Person des Ordinarius obliegt, sondern seiner Würde 
daher auch von dem Nachfolger in seiner Würde vollz< 
werden kann (S. Congr. Off. d. d. 20. Febr. 1888). 

In Bezug auf die Art und Weise der Dispenserteilung überhaupt i 
scheidet man: in forma gratiosa (gratiae factae), wenn der Papst selbs 
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die Gnade erteilt, so dass das Reskript mit dem Tage des Datums, das 
irägt, seine Wirksamkeit zu äussern beginnt; in forma commissoria, wenn 
d beauftragt wird, im Namen des Papstes die Gnade zu gewähren, so 
das Reskript erst am Tage der Exekution in Kraft tritt. 

2. Die Exekution der Dispensen mu33 durchaus unentgelt- 

;h erfolgen (S. Congr. Conc. d. d. 28. Jan. 1882 cf . Archiv XLIX 

139 — 141) nach vorausgegangener genauer Prüfung des 

iChverhaltes und unter Befolgung alles dessen, was im Dis- 

sreskripte verlangt ist (Dispensklauseln). 

Die Dispense kann erst dann exekutiert werden, wenn der mit der Aus- 

g betraute Kommissär das authentische Reskript in Händen hat. S. 

Conc. d. d. 12. Jan. 1606, S. Poenilent. d. d. 15. Jan. 1894. Eine auf 

^iflbgraphische Nachricht von deren Gewährung hin ausgeführte Dispense ist 

' m dum gültig, wenn das Telegramm amtlich abgeschickt war (»nisi notitia 

tAyp hica transmissa fuerit ex officio s. Sedis". S. Congr. Off. d. d. 14. Aug. 

. 18B8 d. Santi-Leitner, prael. IV. pag. 401.) 

3. Die hauptsächlichsten Dispensklauseln in den Reskripten 
der. Dataria sind: 

a) „Nos igitur eosdem ... et eorum quemUbet a quibusvis 
ex communicationis et interdicti aliisque ecclesiasticis 

• sententiis, censuris et poenis a jure vel ab homine 

[ quavis occasione vel causa latis, si quibus quomodolibet 

innodati existunt, ad efEectum dumtaxat praesentium 
' consequendum harum serie absolventes et absolutes fore 

I censentes . . . ." 

Diese Klausel findet sich sowohl in den Reskripten der Datarie, als 
aach der Pönitentiarie. Die absolutio a censuris (ad cautelam) gilt indes nur 
ZQ dem Zweck , damit die Bittsteller der Dispense teilhaftig werden können. 
Wäre also eine Zensur vorhanden, so würde sie nach Erreichung dieses 
Zweckes wieder in Kraft treten. Nach einer Erklärung der S. Poenitentiariae 
d. d. 2. Juli 1891 (Acta s. Sed. XXVI. 510) sollen die Bischöfe diese Absolu- 
tionen von den Zensuren auch dann nicht unterlassen, wenn sie kraft ihrer 
Vollmachten selbst dispensieren, oder voraussehen, dass die Bittsteller hiermit 
Dicht behaftet sind. (cf. Schnitzer, Eherecht pag. 535 u. Anm. 1.) 

b) „Certam de praemissis notitiam non habentes .... 
discretioni Tuae , de qua plenam in Domino fiduciam 
habemus, mandamus ....'* 

Damit wird es also dem Urteile des Kommissärs überlassen, die Dispens- 
ausführung eventuell auch zu vei^weigern , wenn daraus Ärgernis oder üble 
*^olgen zu befürchten wären. Mit dem Ausdrucke „mandamus** ist der Auf- 
^g und zugleich die Jurisdiktion zur Ausführung der Dispense übertragen. 

c) „Vetito omnino, ne aliquid muneris aut praemii exigere 
aut oblatum recipere praesumpseris.'' 

Damit ist dem Bischöfe die Forderung oder Annahme von Geld und 
Geldeswert für die Ausführung der Dispense stengstens untersagt. Früher 
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w^r hierauf die excommunicatio latae sententiae gesetzt („volamus antemqi 
si tu spreta monitione Nostra huiusmodi aliquid muneris, aut praemii 
sione praemlssorum exigere aut oblatum recipere temere praesumpserisi 
communicationis latae sententiae poenam incurras." Durch das Dekret 
S. Congr. Off. d. d. 28. Aug. 1885 wurde diese Strafbedingung weggelas 
Auch eine consuetudo, etiam immemorialis, ändert an diesem 7erl 
nichts. Doch ist es den Notaren, bezw. Sekretären erlaubt, kleine Taxen 
ihre Mühewaltung zu fordern, bezw. anzunehmen. S. Gong. Oonc. d. 
16. Mai 1885. (cf. Santi -Leitner , prael. IV. pag. 408—410 u. Gasparri, ti 
can. I. n. 400 pag. 250 f^ wo diese Frage ausführlich behandelt wird.) 

d) „De praemissis Te diligenter informes, et si per infor- 
mationem eandein preces veritate niti repereris, superj 
quo conscientiam Tuam oneramus.*' 

Damit ist verlangt, dass der mit der Ausführung der Dispense betraute - 
Kommissär eine Untersuchung (informatio) anstelle, sei es in eigener PersoOy 
sei es durch einen Vertreter, z. B. den Pfarrer der Bittsteller, ob 

a) die Gründe, welche für die Dispense vorgebracht worden sind, anf 
Wahrheit beruhen, ausser es wäre im Reskripte beigefügt: ex certis ratiooali- 
bus causis (cf. § 46, 5. pag. 138). Insbesondere muss die causa motiva, die 
gewöhnlich auch im Reskript angeführt ist, auf Wahrheit beruhen und sor 
Zeit der Ausführung noch bestehen, 

ß ob das Hindernis und die notwendigen Umstände richtig angegeben 
worden sind (cf. § 49, pag. 1 62 ff.), 

y) ob Name, Wohnort, Diöcese etc. etc. richtig angegeben sind (cf. 
ibidem), 

6) wenn die Dispense in forma pauperum erlangt wurde, ob wirkliche 
Armut vorhanden ist. 

Wie der Exekutor diese informatio anstellen will, ist seine Sache; ist 
er bezüglich der Wahrheit der Angaben im Gewissen sicher, oder hat er 
bereits bei Anfertigung des Dispensgesuches vereidete Zeugen darüber ver- 
nommen, so ist eine neue Untersuchung nicht notwendig (S. Congr Poenitent. 
d. d. 27. April 1886 (Acta s. Sedis XIX. 511 ff.) 

Ergiebt die Untersuchung, dass die Verhältnisse sich unterdessen ge- 
ändert haben, oder aber dass sie von Anfang an falsch angegeben wurden, 
dann ist ein decretum „perinde valere'^ nötig, d. h. das Gesuch, bezw. das 
Dispensreskript , geht unter Darlegung dieser Umstände noch einmal zurück 
und die betreffende Dispensbehörde erklärt, dass das Reskript auch unter 
diesen Umständen Gültigkeit habe, bezw. ausgeführt werden könne. Ergiebt 
aber die Untersuchung die Wahrheit der im Gesuche gemachten Angaben, so 
steht der Ausführung der Dispense nichts mehr im Wege. 

e) „Ab incestus reatu et excessibus huiusmodi hac vice 
dumtaxat in forma Ecclesiae consueta in utroque foro 
auctoritate Nostra absolvas." 

Diese Absolution, die mit der sub a. erwähnten nicht zu verwechseln 
ist, bezieht sich anf den Fall, dass die mit einander verwandten Bittsteller 
sich etwa durch Incest versündigt hätten. Seit der Bulle «Apostolicae Sedis" 
bestehen zwar für dieses Verbrechen keine kirchlichen Zensuren mehr, 
wenigstens nicht jure communi ; jure particulaii könnten jedoch noch solche 
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hen und könnte dann der Bischof, weil die Sache heim hl. Stahle an- 
g ist, wie Gasparri (tract. can. n. 369) sagt: „sine aliqua indecentia" 
t mehr ahsolvieren; daher wird ihm dazu durch diese Klausel die VoU- 
t gegeben. Der Bischof kann dieselbe auch anderen übertragen und auch 
der Feme und schriftlich ausüben. Die Absolution bezieht sich nicht auf 
Sünde, des Incestes, sondern auf die Strafe, und gilt für das forum exter- 
wie intemum Sie wird ausserhalb der sakramentalen Absolution erteilt 
ist vor der Exekution der Dispense vorzunehmen. Den Bittstellern ist 
nach den Umständen angemessene Busse aufzulegen. Wird die Busse 
den Brautleuten zwar angenommen, aber nachher nicht verrichtet, so ist 
Dispense trotzdem gültig. S. Congi*. Poenitent. d. d. 4. Jan. 1839. Gas- 
i (tract. can. n. 373) giebt einige derartige Bussen an: Ein halbes Jahr 
wöchentlich einen Fasttag oder monatliche Beicht oder dreimal wöchent- 
den Rosenkranz beten etc. etc. Diese Absolution ist vorzunehmen nach 
^^In im Rituale angegebenen Formeln. Für die Diöcese Regensburg cf. Manuale 
' BibmiB, Tit. IL cap. 4, pag. 51—53. 

f) „Tuuc cum eisdem, dummodo mulier propter hoc rapta 
non fuerit, quod impedimento . . , . ac constitutionibus 
et ordinationibus Apostolicis, ceterisque contrariis quibus- 
cumque non obstantibus, matrimonium inter se publice, 
servata forma Concilii Tridentini contrahere, illudque in 
facie ecclesiae solemnizare et in eo postmodum remanere 
libere et licite valeant, auctoritate Nostra dispenses." 

Damit ist die eigentliche Ausführung der Dispense (fulminatio) aufge- 
tragen. Bezüglich der Klausel ^dummodo mulier propter hoc rapta non 
r- ftterit* cf. § 31 n. 5. pag. 88. Trotz der Klausel „servata forma Concilii 
Tridentini ** ist die Dispense doch gültig, wenn auch die Proklamationen unter- 
lassen wurden, und die Gewalt des Bischofes von den Proklamationen zu dis- 
pensiren, bleibt bestehen, auch wenn dieselben im Reskript ausdrücklich 
verlangt wären (cf. Heiner, Eherecht pag. 216.) 

g) „Prolem susceptam, si qua sit, et suscipiendam legitimam 
nuntiandi.'* 

Die illegitimen Kinder von Personen, welche unter sich im Verwandt- 
scbaftbTerhältnisse stehen, werden durch das matrimonium subsequens allein 
noch nicht legitimiert ; daher wird diese Klausel beigefügt. Gemäss derselben 
kat der Bischof: 

a) nicht bloss zu dispensieren, sondern ausdrücklich die erst gezeugten 
ßnder für legitim zu erklären; 

b) wird das bei Ausführung der Dispense unterlassen, so hat der 
Bischof das Recht, dies durch ein neues Dekret nachzuholen, ja sogar sein 
Amtsnachfolger kann das thun; 

c) die Legitimation tritt in Kraft durch diesen Akt des Exekutors; sie 
^äre indes nichtig , wenn die beabsichtigte Ehe , für welche die Dispense ge- 
geben ist, nicht zustande käme; wurde aber das Zustandekommen der Ehe 
durch den Tod des einen der Brautleute verhindert, so kann die Legitimation 
trotzdem stattfinden, (cf. Gasparri, tract. can. n. 371 pag. 235). 
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Ausgenommen von der Legitimation sind Kinder, die im Ehebruch 
zeugt sind (adulterini). Santi-Leitner (prael. lY. pag. 414) führt ein Dispei 
reskript super impedimento criminis an, in welchem die diesbezügliche Klau 
lautet: ^.Prolem susceptam, uon tamen iu adulterio susceptam 
snscipiendam legitimam decernendo". 

Bei den Dispensen, welche in forma pauperum erteilt werden , wird 
gefügt: 

h) „Dummodo pauperes et miserabiles existant." 

cf. darüber § 48, pag. 155 ff. 

Ist eine causa diffamans als Dispensgrund angegeben worden, so lautet 
eine Klausel: 

i) „Reraoto, quatenus adsit, scandalo, praesertim per sepa 
rationem tempore Tibi beneviso, si tieri potest/* 

Darüber lautet eine Erklärung der S. Congr. Foenitentiariae d. d. 
12. Apr. 1889: „Separationem praeferri aliis modis reparationis scandali: si 
haec fieri nequeat, scandalum esse reparandum, sed modum scandali reparandi 
remitti prudenti arbitrio et conscientiae Ordinarii, juxta cuiusque casus exi- 
gentias. Casus, quo ommissa sit separatio et scandalum alio modo reparatum, 
acquiescat; secus, si aliquo in casu scandali reparationem omiserit, sileat, et 
in posterum cautius se gerat". (Acta s. Sed. XXVI. 509.) 

4. Die Klauseln iu deu Dispensreskripten der Pönitentiarie 
pro foro externo sind ähnlich wie die sub 3 erwähnten. Ausser- 
dem kommen noch folgende speziell vor: 

a) ,,Erogata ab eis aliqua eleemosyna, iudicio ipsius Or- 
dinarii taxanda et definienda.'* 

Der Bischof kann, wenn er es den Umständen gemäss fär angezeigt 
erachtet, von der Auferlegung eines Almosens auch ganz abgesehen. S. Congr. 
Poenit. d. d. 11. Nov. 1890. (Arch. LXVL, 164) und zwar nicht blos mit 
Rücksicht auf die Armut , sondern auch auf den bösen Willen der Bittsteller. 
S. Congr. Poenit. d. d. 10. Juni 1876 (Acta s. Sed. XXVI. 514.) Ks ist nicht 
notwendig, dass die Spendung dieses Almosens vor der Exekution der Dis- 
pense erfolge. S. Congr. Poenit. d. d. 11. Juni 1859. Gasparri (tract. can. 
375 pag. 237) führt eine Entscheidung des S. Congr. Poenit. d. d. 10. Juli 
1884 an, wonach die Dispense gültig ist, auch wenn vor Eintreffen des Dis- 
pensreskriptes von den Bittstellern eine Geldsumme verlangt wird, von welcher 
die Kosten bestritten werden und deren Rest für das in der Klausel erlangte 
Almosen verwendet wird. Doch müssen die Bittsteller entweder vor oder 
nach Eintreffen des Reskriptes darauf aufmerksam gemacht werden, dass sie 
auf diese Weise obiger Klausel genügen. 

b) „Praevia absolutione a censuris et poenis ecclesiasticis 
ob praemissa quovis modo incursis et ab incestus rea- 
tibus .... cum gravi poenitentia salutari.'' 

Auch diese Klausel bezieht sich auf eine ausserhalb des Busssakramentes 
vorzunehmende Absolution und wird gewöhnlich auch dann beigefügt, wenn 
sich die Brautleute nicht miteinander versündigt haben. Bezüglich der aut- 
zulegenden Busse cf. 3. e. Ks ist dabei gebührend Rücksicht zu nehmen auf 
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ind, Alter, Kränklichkeit etc. etc. der Bittsteller. S. Congr. Foenit d. d. 
Apr. 1890 (Acta S. Sed. XXVI, 510.). 

c) „Praevia oratorum separatione per tempus Tibi bene- 
visum." 

cf. oben 3. i. Wenn die Brautleute zwar getrennt wohnen, aber doch 
ter zusammenkommen und sich durch unehrbare Reden, Berührungen etc. etc. 
Versündigen, so kann deshalb die Dispense doch ausgeführt werden, wenn nur 
^cbt copula perfecta vorliegt. S. Gong. Poenit. d. d. 4. Februar 1884 (cf. Gas- 

rn-i, tract. can. 377, pag. 238 flf.). 
d) „Dummodo inter eos aliud canonicum non existat im 
pedimentum.*' 

Die Dispense wäre also ungültig, wenn noch ein anders kanonisches 
Ehehindernis, sei es trennend oder verbietend, vorläge, das im Dispensgesuch 
nicht angegeben worden. 

5. In den Dispensreskripten der Pönitentiarie pro foro in- 
temo sind die wichtigsten Klauseln: 

a) „Discreto viro confessori ex approbatis ab Ordinario.'' 

Damit ist die Aufschrift des Dispensreskriptes gegeben. Dasselbe ist 
entweder an einen bestimmten Beichtvater „Discreto viro confessori N." ge- 
richtet, der die Dispense im Namen der Bittsteller erbeten hat, oder es wird 
durch den Bischof dem Pfarrer übersandt, damit dieser es dem Beichtvater 
der Brautleute verschlossen übergebe. Zum Öffnen des verschlossenen 
Reskriptes ist nur der von den Bittstellern gewählte Beichtvater berechtigt. 
Bisweilen ist obiger Aufschrift beigefügt : „Magistro in theologia** „Decretorum 
doctori" ; dann kann das Reskript nur von einem Beichtvater geöffnet 
and exekutiert werden, der den bezeichneten Grad erlangt hat. Diesen gleich- 
geachtet wurden die Lektoren der Theologie und des kanonischen Rechtes 
aas dem Fraoziskanerorden nach der Konstitution Innozenz XL „Exponi Nobis** 
d. d. 27. Nov. 1697, und die von ihrem Oberen eigens dazu bestellten Jesuiten- 
patres nach der Konstitution Gregors XIII. „Quanto fruci^osius** d. d. 3. April 
1582. Der gewählte Beichtvater muss actu von dem Bischöfe des Ortes 
approbiert sein, an welchem die Exekution der Dispense stattfinden soll. 
Lehnt der gewählte Beichtvater aus irgend einem Grunde die Exekution ab, 
80 können sich die Brautleute an einen anderen wenden, dem derselbe das 
Dispensreskript zu übergeben hat. Haben die Brautleute verschiedene Beicht- 
väter, so übergiebt der Beichtvater des einen Teiles nach der Exekution 
das Reski'ipt dem Beichtvater des anderen Teiles, damit dieser es gleichfalls 
benutze. 

b) „Si ita est , oder Si vera sint exposita , oder si preces 
veritate nitantur, oder si ita esse per diligentem oratoris 
examinationem ac post monita et consilia opportuna illi 
praestita inveneris." 

Der Beichtvater hat also vor der Exekution der Dispense, ähnlich wie 
es pro foro externe bei den Dispensationen der Datarie geschieht (cf. 3 d. 
pag. 172), genau zu untersuchen, ob die Angaben im Dispensgesuche auf 
Wahrheit beruhen. Weiss er ausserhalb des Busssakramentes, dass die ge- 
machten Angaben falsch sind, so muss er die Ausführung unterlassen. 
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c) „Audita prius eius sacramentali confessione ... in fi 
conscientiae et in actu confessionis sacramentalis tan 
et non aliter." 

Durch diese Klausel kann die Dispense nur in der Beicht gfiltig ai 
föhrt werden. Auf eine Anfrage, ob die Ausführung auch dann stattfm 
könne, wenn das Beichtkind nicht disponiert sei, antwortete die S. Co 
Poenit. ^.Dumroodo confessarius litterarum S. Poenitentiariae execntor sei 
quae sihi in iisdem litteris praescribuntur, tunc datas vigore earundem lii 
rum dispensationes validas fore, etiamsi contingat poenitentem invalide 
sacrilege confiteri et absolutioneni a peccatis recipere. Quod si confe 
advertat poenitentem ex sua indispositione a peccatis absolvi rite non 
curare debet , ut idem poenitens recte disponatur ; vel si disponi nequeat i 
praesenti, differre debet una cum absolutione a peccatis praedictas dispensa- 
tiones, nisi forte urgens aliqua necessitas suadeat dispensationes acceleran'.j 
(cf. Gasparri (tract. can. n. 881 pag. 241.) Also auch wenn der Beicbtyaiv 
die sakramentale Absolution wegen der Indisposition des Beichtkindes Ttf> 
schieben muss, kann er doch die Dispense ausführen. S. Congr. Poenit i i 
19. Mai 1884. Doch soll der Beichtvater, wo möglich, das Beichtkind voilff 
zu disponieren suchen. S. Congr. Poenit. d. d. 4. Jan. 1889 (ibidem). 

d) „Sublata (remota) occasione peccandi, iniuncta guri 
poenitentia salutari.'' 

Will der Pönitent die nächste Gelegenheit nicht aufgeben , so kann dir 
Beichtvater die Dispense nicht ausführen. 

e) „Dummodo impedimentum (omnino) occultum sit.'' 

Wäre also das Hindernis bereits nicht mehr geheim, oder wäre dessen 
Bekanntwerden für die nächste Zeit zu befürchten, so kann die Dispense nicbt 
ausgeführt werden. 

f) „Ita , quod huiusmodi absolutio et dispensatio latori in 
foro judigiario nuUatenus sufEragetur.'' 

Damit ist die Gültigkeit dieser Dispense für das forum externum ausge- 
schlossen; würde also das impedimentum occultum auf irgend eine Weise 
bekannt, so wäre für das forum externum neuerdings Dispense zu erholen. 

g) „Nuilis super his testibus adhibitis aut litteris datis, 
seu processibus confectis, sed praesentibus laniatis, quas 
sub poena excommunicationis latae sententiae laniare 
tenearis, ita ut nullum eorum exemplum exstet.'' 

Damit ist dem Beichtvater zur Pflicht gemacht, dass er keinerlei Zeug©' 
beiziehe und das Dispensreskript nach dem Vollzüge vernichte. Es genÜ^ 
zwar, um der Strafe der Exkommunikation nicht zu verfallen, wenn d^ 
Siegel zerbrochen und das Reskript mitten entzwei gerissen wird, doch i^ 
es zur Wahrung des Sigillum zu raten, es ganz zu vernichten, insbesonde»^ 
wenn statt „laniatis** „combustis'' steht. 

h) „gratis ubique." 

Dm'ch diese Klausel wird den Beamten der Pönitentiarie^ wie auch d^ 
Exekutoren der Dispense verboten, in irgend einer Form, sei es als Lohn fi^ 
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re Mühen, sei es als Zeichen der Dankbarkeit, irgend etwas anzunehmen, 
Ibst wenn eine Gabe freiwillig angeboten wurde. 

6. Praktisch gestaltet sieh gewöhnlich die Ausführung der 
ispense pro foro externo so, dass vom Ordinariate an den 
farrer der Bittsteller bestimmte auf die Information über die 
/^ahrheit der angegebenen Dispensgründe bezügliche Fragen 
eschickt werden, welche von den Bittstellern unter eidlicher 
ekräftigung beantwortet werden müssen. 

Nach Beantwortung dieser Fragen wird die Dispense mit 
rwähnung des Mandates des apostolischen Stuhles, der ange- 
;ellten Untersuchung über die Wahrheit der Dispensgründe 
nd alles dessen, was nach dem Stile der Kurie und der 
)mischen Praxis ausgedrückt werden muss, besonders auch der 
(Cgitimation der etwa vorhandenen Kinder, nunmehr dem 
farrer vom Generalvikariat in einem Dekrete zugestellt mit 
em Auftrage, dieselbe den Bittstellern mitzuteilen, bezw. die 
)ispense auszuführen. Dies geschieht ausserhalb der Beicht, 
v'o möglich unter Anwendung der im Rituale enthaltenen 
Formel. Die Dispense muss vom Pfarrer in der Eheschliessungs- 
matrikel bemerkt'^ und das Reskript des Ordinariats in der 
Registratur aufbewahrt werden. Auch ist eine authentische 
Bescheinigung über den geschehenen Vollzug der Dispense den 
Dispeüsirten auszuhändigen und auch eine solche im Pfarr- 
archiv aufzuheben (cf. Heiner, Eherecht pag. 218). 

7. Für die Ausführung der Dispense pro foro interno 
achreiben die meisten Ritualien eigene Formeln vor. Für 
die Diöcese Regensburg cf. Manuale Rituum, tit. II. cap. 4. 
pag. 51—53. 
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Von den Sponsalien. 



§ 51. 

Begriff derselben. 

1. Da die Abschliessung einer Ehe etwas sehr wichtiges 
ist, so geht ihr für gewöhnlich das Verlöbnis (sponsalia) voraus. 
Unter Sponsalien, Eheverlöbnis, versteht man das gegenseitige 
Versprechen zweier entweder sogleich, oder doch voraussichtlich 
in einem späteren Zeitpunkte unter sich ehefähiger Personen, 
einander in Zukunft zur Ehe zu nehmen (cf. § 37. pag. 102). 
Der hl. Alfons (homo apost. tract. 18. c. 1) definiert dieselben 
also: Promissio voluntaria et deliberata, et mutua, signo sen- 
sibiH expressa futuri matrimonii inter personas habiles. 

Für gewöhnlich nennt man dieses Versprechen der zukünftigen Ehe 
Sponsalia de futuro, zum Unterschiede von Sponsalia de praesenti, womit man 
die Eheschliessung selbst bezeichnet. 

Als Gründe, warum der Eheschliessung ein Verlöbnis vorausgehe 
werden angegeben: 

a) damit die Verlobten, die willens sind, sich zur völlig ungeteilfcei 
Lebensgemeinschaft durch die Eheschliessung zu verbinden, sich vorher genaaei 
kennen lernen und prüfen können, ob sie zu einander passen oder nicht 
„drum prüfe, wer sich ehelich bindet, ob sich das Herz zum Herzen findet* 
(Schiller.) 

b) damit die nötigen Vorbereitungen zur Eheschliessung getroffen werde 
können, insbesondere auch die kirchlichen (Proklamationen, Brautexamen etc. etc< 

c) can. 39. C. 27. qu, 2: „Institutuin est, ut jam pactae sponsae n* 
statim tradantur, ne vilem liabeat maritus datam, quam non suspirave 
sponsus dilatam**. 
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2. Die Sponsalien sind nicht ein rein weltlicher Akt, sondern 
I zum Sakramente der Ehe disponierender Akt. 

Was das Eatechumenat vor der hl. Taufe, was die Tonsur vor dem Em- 
inge der hl. Weihen, das sind in gewisser Beziehung die Sponsalien vor der 
e. S. Thom., Summa theolog., Suppl. qu. XLIII. art. 1. ad 6: ',A prima 
)nsione dicnntur sponsalia proprio, quae sunt quaedam sacramentalia 
atrimonii, siccut exorcismus haptismi.** 

3. Daher unterliegen auch die Sponsalien der kirchlichen 
esetzgebung: 

Pius VI. hat durch die Konstitution „Auctorem fidei** d. d. 28. Aug. 1794 
e propositio 58 der Synode von Pistoja (1786) verworfen: „Propositio, quae 
ätuit^ ^onsalia proprio dicta actum mere civilem continere, qui ad matri- 
onium celebrandum disponit, eademque civilium legum praescripto omnino 
ibjacere ; quasi actus disponens ad Sacramentum non subjiciat sub hac 
itione jure Ecclesiae : falsa , juris Ecclesiae quoad effectus etiam e sponsali- 
IS vi canonicarum sanctionum profluentes laesiva, disciplinae ab Ecclesia 
mstitutae derogans*. (cf. Denzinger, Enchiridion n. 1421 pag. 327.) und 
m IX. die propositio 74 im Syllabus, welche lautet: «Causae matrimoniales 
; sponsalia suapte natura ad forum civüe pertinent**. 

4. Die Sponsalien sind zwar nicht unbedingt notwendig, 
Hein sie beruhen auf alter kirchlicher Gewohnheit. 

Niemand bezweifelt die Gültigkeit einer Ehe, welche in articulo mortis 
}r dem zuständigen Pfarrer und den gesetzlich erforderlichen Zeugen ohne 
le vorhergegangene Verlobung geschlossen worden ist; doch findet sich die 
bschliessung solcher Ehe Verlöbnisse als Einleitung zur Ehe bereits sowohl im 
ten Bunde, als auch im Heidentum. So war Rachel längere Zeit die Braut 
ikobs. Gen. c. 29. v. 18—20: „Quam (seil. Rachel) diligens Jacob ait: Serviam 
bi pro Rachel filia tua minore Septem annis. Respondit Laban: Melius est, 
t tibi eam dem quam alteri viro, mane apud me. Servivit ergo Jacob pro 
Achel Septem annis; et videbantur illi pauci dies prae umoris maguitudine.** 
[ach dem Zeugnisse des Servius Sulpicius (Gellius, Noct. Attic. Lib. IV. c. 4.) 
«stand schon bei den Völkern des alten Latium der Gebrauch der Sponsalien, 
on welchen derselbe wahrscheinlich von den Römern aufgenommen worden 
3t Einzelne Provinzial- und Diöcesan-Eonzilien , sowie die meisten Ritualien 
ordern den Abschluss von Sponsalien vor der Eheschliessung auf das 
strengste, einige verbieten sogar den Geistlichen die Einsegnung von Ehen, 
reichen keine Sponsalien vorausgegangen sind. So heisst es z. B. im C. 8. 
^oncilii Forojul. vom Jahre 791 : j,Nemini liceat furtim raptimque nuptias 
^ntrahere, ne forte per erroris ignaviam, vel certe, quod peius est diabolico 
DBiigati amore, illicita connubia celebrent, sed interventis pactis sponsalibus 
>er aliquam dilationis moram.** cf. Knopp, Eherecht pag. 318. 
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§52. 
Erfordernisse für den Abschluss Ton Sponsalien. 

1. Zum Abschlüsse gültiger Sponsalien wird erfordert; 

a) Die Fähigkeit der Personen (habilitas personarum) und 

b) der gehörige Konsens (cohsensus mutuus). 

2. Fähig zur Abschliessung von Sponsalien sind alle jene, 
welche das siebente Lebensjahr erreicht haben, und denen kein 
Ehehindernis im Wege steht. 

Das siebente Lebensjahr wird verlangt in c. (Litteras) 4. X. „de despoDL 
impub.** IV. 2. „Quodsi praefatus vir matrera puellae, anteqnam septimuiB 
annum complevisset, in uxorem accepit, matrimonium non dissolvas: cum des- 
ponsationes huiusmodi nullae sint, quae in cunabulis fiunt .... Ebenso m 
c. (Ad dissolvendum) 13. X. „de despons. impub.** IV. 2. ,Interloquendo prfr 
nuntiamus, inter juvenem et puellam nee matrimonium nee sponsalia fuisai 
contracta: cum constet, puellam nondum ad septennium pervenisse . . . / 
Das siebente Lebensjahr wird deshalb angegeben, weil man annimmt, daaa ! 
mit der Vollendung desselben der Vernunftgebrauch vorhanden sei. DaroB 
sagt der hl. Alfons (homo apost. tract. 18 c. 1. 1.) „Nemo polest teneri ai 
sponsalia, nisi constet de suo perfecto rationis usu : sed si constat, utiqne üIa 
remanet obligatus, licet esset puer, qui adhuc non explevit septennium , juxta 
probabiliorem et communiorem ' sententiam Sanch., Coninc. ßonac. Sal- 
mant. etc. etc. contra Palaum et alios, modo (intelligi debet) huiusmodi pu« 
comprehendat aliquo modo onera, quae secum alfert status conjugalis*. Der 
hl. Thomas (Summa theol. Suppl. qu. XLIII. ar. 2.) wirft die Frage auf: 
„Utrum tempus septennii sit convenienter assigoatum sponsalibus contrahen- 
dis?* und beantwortet dieselbe in corpore articuli also: ^Respondeo dicendum, 
quod septennium est tempus determioatum a jure sponsalibus contrahendis satis 
rationabiliter, quia cum sponsalia sint quaedam promissiones futuromm, nt 
dictum est (art. praec), oportet quod illonim sint, qui aliquo modo promittere 
possunt; quod non est nisi illorum, qui habent aliquam providentiam de 
futuris, quae usum rationis requirit, respectu cuius triplex gradus notatur, 
secundum Philosoph um (Eth. lib. I. cap. 4 in fine). Primus est, cum qui« ] 
neque intelligit per se, neque ab aliquo capere potest; secundus est statu», 
quo homo ab alio capere potest, sed ipse per se non su£ficit ad consideraö- 
dum et intelligendum ; tertius est, cum homo et ab alio jam capere potesti 
et per se ipsum considerare. Et quia ratio paulatim in homine convalesciM 
secundum quod quietantur motus et fluxibilitas humorum, ideo priraum stato^*'^ 
rationis obtinet homo ante primum septennium; et propter hoc illo tempO^® 
nulli contractui aptus est. et ita nee sponsalibus. Sed ad secundum statu^ 
incipit pervenire in fine primi septennii: unde etiam tunc temporis pueri ^ 
scholas ponuntur. Sed ad tertium statum incipit homo pervenire in fi^ 
secundi septennii: quantum ad ea, quae ad personam ipsius pertinent, in qu^ 
ratio naturalis eins convalescit; sed quantum ad ea, quae extra ipsum sunt, '0- 
fine tertii septennii. Et ideo ante primum septennium nulli contractui hon^ 
aptus est, sed in fine primi septennii incipit esse aptus ad aliqua promittend ^ 
in futurum, praecipue de his, ad quae ratio naturalis inclinat magis; no^ 
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m ad obligandum se perpetuo vinculo, quia adhuc non fiimam voluntatem 
;t : et ideo tali tempore ppssunt contrahi sponsalia. Sed in fine secundi 
ennii jam potest obligare se de his, quae ad personam ipsius pertinent, 
ad religionem, vel ad coojugiuin. Sed post tertium septenoium etiam 
3st de aliis se obligare; et secundum leges coDstituitnr ei potestas de 
js suis disponendi post vigesimain secundum annum*^. 

3. Unfähig dagegen zur Abschliessung von Sponsalien sind 
5]enigen, welche noch nicht das siebente Lebensjahr vollendet 
ben, bezw. den Vernunftgebrauch noch nicht erlangt haben, 
me diejenigen, denen ein trennendes oder verbietendes Ehe- 
ddernis im Wege steht. 

Schliessen zwei Unmündige (nach Vollendung des siebenten 
ibensjahres) ein Verlöbnis, so sind sie daran bis zum Eintritt 
V Pubertät (14., resp. 12. Jahre) gebunden ; dagegen steht ihnen 
Lch erlangter Pubertät der Rücktritt frei, wenn das Verlöbnis 
cht beschworen oder durch die copula bekräftigt war. Schliesst 
.gegen eine volljährige mit einer minderjährigen Person Spon- 
lien, so steht nur letzterer, wenn sie volljährig geworden, der 
licktritt frei, nicht aber ersterer. 

So Alexander III. (1159—1181.) in c. 7. X. „de despons. impub." IV. 2. 
'e illis, qui intra annos aptos matrimoniis sponsalia contrahunt, sive uterque, 
^e alter reclamet, antequam ad annos matrimoniis aptos pervenerint, et 
stulent separari, non sunt uUatenus audiendi. Si vero alteruter istorum 
annos pubertatis pervenerit, intra eosdem annos altero exisfcente, cum spon- 
lia contrahuntur : si is, qui minoris aetatis est, cum ad annos illos pervenerit, 
^lamaverit, nee in alterum voluerit consentire, judicio Ecclesiae poterunt ab 
ncem separari. Mulier autem, quae postquam annos nubiles attingit, ei, 
i nondum ad annos aptos matrimoniis venerat, nupsit, cum in eum semel 
nsenserit, amplius non poterit dissentire, nisi ipse, cui nupsit, postquam ad 
^itimam aetatem pervenerit, in eam suum negaverit praestare consensum**. 

SponsaUen jedoch, welche Personen schliessen, von denen 
ne oder beide noch nicht zum Vernunftgebrauch gelangt sind, 
ad durchaus ungültig und haben auch das Hindernis publicae 
Dnestatis nicht zur Folge. S. Congr. Concilii d. d. 20. Jan. 1880 
Lcta S. Sedis XXV 582). 

Ist zwei Personen die Ehe nicht mögUch wegen eines tren- 
enden Ehehindernisses, oder nicht erlaubt wegen eines ver- 
ietenden Ehehindernisses, so können sie sich hierzu auch nicht 
urch ein Versprechen (Sponsalia) verpflichten, da man sich zu 
twas Unerlaubtem nicht verpflichten darf. Regula juris 69 in 
'1°: „In mahs promissis fidem non expedit observari." Daher 
ind Sponsalien ungültig, denen ein Ehehindernis entgegensteht, 
^ur das impedimentum prohibens temporis clausi bildet eine 
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Ausnahme und sind Sponsalien gültig, wenn auch dieses 
dernis vorhanden wäre. Es gilt hier das Axiom: „Omne im] 
dimentum perpetuum matrimonii, etiam impediens tanti 
respectu sponsalium fit dirimens. Sponsalien zwischen mit eine 
Ehehindernisse behafteten Personen sind auch dann ungült 
wenn sie eidlich bekräftigt wurden (nach der Regula juris 
in VP: „Non est Obligatorium contra bonos mores praestitui 
juramentum*') oder, wenn sie von der copula begleitet waren] 
S. Congr. Conc. d. d. 12. Dez. 1733; 22. Febr., 13. Sept. 
27. Juni 1863 (Acta S. Sed. I. 78). 

Bezüglich des imped. mixtae religionis waren viele Eanonisien der kt\ 
sieht, es stünde der Gültigkeit der Sponsalien nicht im Wege , wenigstens ia 
jenen Gegenden, in welchen Katholiken und Altkatholiken vermischt lebei, 
allein nach einer Entscheidung der S. Congr. Off. d. d. 12. Dez. 1888 (A.cU{ 
S. Sed. XXII. 639) ist dies nicht richtig. 

Schliessen Personen, denen ein Hindernis im Wege steht, | 
von dem dispensiert werden kann, Sponsalien mit der 
dingung „wenn dispensiert wird'', so sind dieselben gleichwoU 
ungültig. Gasparri (tract. can. 51 pag. 34) citiert eine Kon- 
gregationsentscheidung vom 2. Oktober 1857, welche lautet: 
„Ad quartum decernit talia sponsalia nulla esse omnino, 
etsi agatur de consanguinea violata, cui etiam sit facta promissio 
dispensationis obtinendae, et ideo, obtenta dispensatione, neces- 
sarium esse novum consensum et interim utrique contrahenti 
liberum esse alia inire sponsalia, etsi non sit secundum honestatena 
promissis deficere.'* Die honestas würde in einem solchen Falle 
verlangen, um Dispense nachzusuchen, und wenn die Dispense 
.erlangt ist, ein gültiges kirchliches Verlöbnis zu schliessen. 

4. Die ganze Kraft der Sponsalien beruht auf dem gegen- 
seitigen Konsens (consensus mutuus). „Sponsalia vaUde iniri 
nequeunt, nisi per voluntatis declarationem libere ac debita cum 
deliberatione factam ab iis, qui matrimonium inter se valide ac 
licite contrahere possunt." (Instructio Austriaca § 3.) 

5. Der Konsens muss sein: 

a) auf die künftige Eheschliessung direkt und affirmativ 
gerichtet. 

Wäre der Konsens auf die gegenwärtige Eheschliessung gerichtet (spon- 
salia de praesenti), so wäre es ehen der Ehekontrakt selbst. Das Versprechen 
selbst muss direkt sein, also z. B. nicht: „Ich will keine andere als dich 
heiraten, falls ich heirate." 

b) auf eine bestimmte Person gerichtet. 
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Ein gültiges Verlöbnis wäre nicht vorhanden , wenn jemand z. B. zwei 
westem versprechen würde» eine von ihnen zu heiraten. 

c) überlegt, wie es die Wichtigkeit der Sache erfordert. 

Bedenklich ist daher ein derartiges Versprechen, das auf einem Balle 
r im Zustande excessiver Freude gegeben wurde. — Die Kanonisten 
iem dazu jene Überlegung, welche zur Begehung einer schweren Sünde 
)rderlich und hinreichend ist. (cf. Schnitzer, Eherecht, pag. 88. Anm. 5.) 

d) ernstlich, nicht fingiert. 

Pro foro externe steht die Prftsumption immer für die Ernstlichkeit eines 
;ebenen Ehe Versprechens und müsste das Gegenteil bewiesen werden. 

e) genügend kundgegeben, sei es mündlich oder schriftlich. 

Küsse, Liebesbriefe, etc. etc., gelten nicht als genügende Kundgebung, 
:h nicht die blosse Übergabe eines Ringes. 

f) frei von Furcht, Irrtum und List. 

Ein unter dem Einflüsse ungerechter Furcht geschlossenes Verlöbnis ist 
:ht ipso jure ungültig, wohl aber kann es aufgelöst werden ; hinsichtlich des 
iums hat nur der error circa personam die Ungültigkeit eines Verlöbnisses zur 
Ige; der error circa qnalitatem bewirkt nur, dass es aufgelöst werden kann. 

g) gegenseitig. 

Erst mit der Annahme des Eheversprechens von Seiten der anderen 
)Tson, worin implicite ein Rückversprechen liegt, erlangt das Verlöbnis 
alligkeit. 

6. Gemeinrechtlich wird sonst zur Gültigkeit der Sponsalien 
ichts gefordert, als die Fähigkeit der Personen und der ge- 
örige Konsens. Partikularrechtlich dagegen können gewisse 
olemnitäten vorgeschrieben sein, ferner die Zustimmung der 
lltem, bezw. der Vormünder, jedoch ohne dass die Gültigkeit 
er Sponsalien davon abhängig gemacht werden könnte. 

Die S. Congr. Conc. d. d. 26. Jan. 1715 verweigerte dem Bischof von 
raga die Erlaubnis, die Gültigkeit der Sponsalien an deren Abfassung in 
orm einer öffentlichen Urkunde zu binden; der Kardinalstaatssekretär Gon- 
alvi verwarf die Anordnung des Freihorrn v. Wessenberg, dass künftig 
ältige Verlöbnisse nur vor dem Pfarrer und Zeugen geschlossen werden 
onnten. Dagegen kann eine besondere zur Gültigkeit erforderliche Verlöbnis- 
}nni durch Gewohnheit eingeführt werden. S. Congr. Conc. d. d. 31. Jan. 
880 (Acta S. Sed. XIII. 185—191.) und 12. April lb91. (cf. Schnitzer, Ehe- 
echt pag. 95.) 

Die Einwilligung der Eitern ist gleichfalls zur Gültigkeit nicht erforder- 
cb. S. Congr. Conc. d. d. 9. Juli 1881 (Acta S. Sed. XIV. 458.) und 
1 Jan. 1885 (Acta S. Sed. XVII. 589). 

7. Staatlicherseits war in Bayern gefordert die Einwilligung 
er Eltern, bezw. Vormünder nach dem bayerischen Landrechte 
3. I. c. 6 § 4) und Verordnung vom 2. Mai 1806; ferner die 
notarielle Ausfertigung durch Verordnung vom 24. Juli 1769 
ind 2. Mai 1806 im Zusammenhang mit Art. 16 des Notariats- 
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gesetzes vom 10. Nov. 1861 Art. 16. Nur in solcher W( 
abgeschlossene Sponsalien berechtigten zur Klage vor Geric 
Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches hinsieht 
der Sponsalien cf. § 37, 6 pag. 104 f. 

§ 53. 
Art und Weise der Abschliessung von Sponsalieo. 

1. Die Sponsalien sollen abgeschlossen werden entweder von 
den Brautleuten selbst, oder durch einen mit einer speziellen 
Vollmacht dazu versehenen Prokurator, oder durch die Eltern 
der Brautleute, während die anwesenden unmündigen Kinder 
nicht widersprechen, und die abwesenden und die unmündigen 
Kinder sie nachher, bez. nach erlangter Mündigkeit, gutheissen. 

Eine allgemeine Vollmacht genügt für einen Prokurator zur Abschlie«- 
sung gültiger Sponsalien für einen anderen nicht, sondern es ist eine spezielle 
Vollmacht notwendig, in der die Person genau angegeben ist, mit der der 
Prokurator die Sponsalien schliessen soll. Von selten der unmündigen Kinder, 
für welche Eltern Sponsalien schliessen, genügt der consensus tacitus nad 
der Regula juris 43. in VI.: „Qui tacet consentire videtur." Abwesende 
mündige Kinder müssen die in ihrem Namen geschlossenen Sponsalien got- 
heissen entweder durch ausdrückliche Bestätigung oder dadurch, dass sie auf 
die Mitteilung davon keine gegenteilige Willensäusserung kundgeben. 

2. Die Sponsalien können entweder absolut oder mit Be- 
dingungen geschlossen werden. 

Derartige Bedingungen können sein: 

a) notwendige (conditiones necessariae) oder zufällige (con- 
tingentes), 

b) mögliche (possibiles) oder unmögliche (impossibiles), 

c) ehrbare (honestae) oder schändliche (turpes), 

d) aufschiebende (suspensivae) oder beendigende (resolutivae); 
je nachdem die Gültigkeit des Verlöbnisses von einem 
zukünftigen Ereignis abhängig gemacht \vird, oder aber 
das bereits geschlossene Verlöbnis mit dem Eintritte 
eines solchen für beendigt erklärt wird, 

e) sie können sich beziehen auf die Gegenwart (de prae- 
senti), auf die Vergangenheit (de praeterito), oder aui 
die Zukunft (de futuro). 

3. Die einem Verlöbnisse beigefügten Bedingungen sollen sei^ 
ohrbar und möglich. 

Bei einer conditio de praesenti (z. B. wenn die Braa^ 
Besitzerin jenes Gutes ist) oder de praeterito (z. B. wenn deJ* 
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äutigain jenes Amt erlangt hat) ist das Verlöbnis sofort ent- 
sder gültig oder ungültig, je nachdem die Bedingung bereits 
füllt ist oder nicht, resp. je nachdem im Augenblicke der 
)nsenserklärung die in der Form einer (scheinbaren) Bedingung 
igefügte Thatsache besteht oder nicht. Hier liegt also nicht 
le eigentliche Bedingung vor, da das Eheverlöbnis rechtlich 
3ht in der Schwebe bleibt. 

Bei einer conditio suspensiva de futuro (z. B. wenn der 
•äutigam diese Anstellung erhält) wird die Gültigkeit des Ver- 
onisses so lange aufgeschoben, bis die Bedingung erfüllt ist. 
bald die Bedingung eintritt, geht das bisher bedingte Ver- 
3nis in ein unbedingtes, rechtsgültiges über, woraus das tren- 
nde Ehehindernis publicae honestatis (cf. § 29 pag. 78 ff.) und 
3 verbietende sponsaUa (cf. § 37 pag. 102 ff.) entsteht. Beim 
egfalle der Bedingung, d. h., wenn deren Nichteintritt sicher 
, ist es so viel, als wenn niemals ein Verlöbnis abgeschlossen 
)rden wäre. Während die Bedingung in Schwebe ist, liegt 
-ar noch kein gültiges Verlöbnis vor, und entsteht das impe- 
mentum publicae honestatis nicht, die beiden Teile sind aber 
Tpflichtet, bis zum Eintritte oder Wegfalle der Bedingung 
aander die Verlobungstreue (fides sponsalitia cf. § 54, pag. 191) 

bewahren und nicht einseitig ohne Grund von den Sponsalien 
rückzutreten, sondern den Erfolg abzuwarten, so dass während 
eser Zeit weitere Sponsalien ungültig wären (cf. Aichner, 
)mpend. juris eccles. ed. V. pag. 538 n. 6). Es kann aber 
irch beiderseitigen Verzicht auf die Bedingung das Verlöbnis 

ein unbedingtes übergehen ; dieser Verzicht kann ausdrücklich 
ler stillschweigend geschehen; als stillschweigende Verzicht- 
istung gilt die freiwillige copula der Verlobten. 

Bei Sponsalien sind, da dieselben ihrer Natur nach auflös- 
ar sind, auch Resolutivbedingungen statthaft, was bei der 
heschliessung nicht der Fall ist (cf. § 15, pag. 33). Bei einer 
esolutivbedingung (z. B. das Verlöbnis soll als nicht abge- 
-hlossen gelten, wenn in diesem Jahre ein Krieg ausbricht, oder, 
'enn der Bräutigam diese Anstellung nicht erhält) ist das Ver- 
^bnis sofort gültig und bleibt es, so lange die Bedingung in 
»chwebe ist; wenn aber die Bedingung eintritt, so wird das 
k'erlöbnis dadurch aufgelöst und es ist so, als ob dasselbe von 
Anfang an niemals bestanden hätte. 

Eine wider das Wesen des Verlöbnisses (z. B. es 
jeder einseitig ohne Grund jederzeit zurücktreten können) 



186 Bedingungen etc. etc. bei Sponsalien. 

und der Ehe (z. B. dass kein Teil dem anderen die Treue za 
bewahren brauche ; dass du auf den ehehchen Umgang mit m 
verzichtest; dass ich mich nach vier Jahren von dir scheiden 
lassen und die Thekla heiraten darf) gemachte Bedingung macht 
das Verlöbnis ungültig. 

Unmögliche Bedingungen, sowohl physisch unmögliche, 
als moralisch unmögliche (= unehrbare, schändliche) (z. B. wenn 
du mir bei diesem Diebstahle behülflich bist) machen das Va- 
löbnis ungültig , sind also hier wirksam , während sie bei dar 
Ehe — mit Ausnahme der gegen das Wesen der Ehe streitenden 
Bedingungen, die ja zum grösseren Teile unehrbar und mora- 
lisch unmöglich sind — als nicht beigesetzt gelten, (cf. § 15, 
pag. 33.) 

Nur negative physisch unmögliche Bedingungen 
gelten als nicht beigesetzt, wenn nämlich als Bedingung beige- 
setzt ist, dass etwas nicht geschehe, was unmöglich geschehen 
kann (z. B. wenn du die Sterne nicht vom Himmel herunter- 
schlägst). 

Auch eine physisch notwendige Bedingung (z. B. wenn 
morgen die Sonne aufgeht) gilt als nicht beigesetzt. Desgleichen 
eine dem Verlöbnisse schon seiner Natur nach innewohnende 
Bedingung (z. B. wenn kein trennendes Ehehindernis eintritt, 
wenn wir noch leben). 

4. Wie bei jedem Vertrage, so können auch bei den Spon- 
salien Nebenbestimmungen gemacht werden : es kann ein Termin ] 
für die Eheschliessung selbst festgesetzt werden, es können 
Auflagen gemacht werden, das Verlöbnis kann auch eidlich 
bekräftigt werden und es können dabei Geschenke gemacht 
werden als Unterpfand derselben. 

Der Termin oder die Frist für die Eheschliessung kann dienen ad 
soUicitandam oder ad finiendam Obligationen!, ßei letzterem hört die Gültigl^eit 
der Sponsalien auf, wenn nach Umlauf der festgesetzten Zeit die Ehe nicht 
geschlossen wird. cf. c. 22. (Sicut ex litteris) X. „de spons. et matr." IV. 1- 
von Innocenz III. (1198—1216): „nisi forsan in juramento suo certum termi- 
num, intra quem dictam P. duceret in uxorem, praeiixit, nee per eum stetit, 
quin ad statutum terminum matrimonium consumraaverit". Bei bedingtet* 
Sponsalien empfiehlt es sich sogar, einen Termin beizusetzen, damit sich ^^ 
Eintreten der Bedingung, und damit die Gültigkeit der Sponsalien nicht »>** 
Ungemessene verzögere. 

Die Auflage (modus) ist wohl zu unterscheiden von der Bedingung' 
Man versteht unter Auflage eine Nebenbestimmung, welche auf Grund beid^^* 
seitigen Übereinkommens von den Verlobenden dem Verlöbnisse beigefügt wi*'^ 
wodurch sich ein Teil verpflichtet, eine gewisse Leistung zu übernehm^^ 
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B. Ich verspreche dir die Ehe mit der Verpflichtung, dass du meine alten 
ern sorgfältig pflegest. Der Bestand der Sponsalien wird also durch eine 
flage nicht beeinträchtigt; dieser bildet vielmehr die Voraussetzung der 
flage, welche dem auferlegenden Teile, wenn sie anders eine ehrbare ist, 
Recht verleiht, auf Erfüllung zu dringen, bezw. zu klagen. Ist eine ge- 
chte Auflage unehrbar, so gilt sie als nicht beigefügt. 

Dadurch, dass die Sponsalien eidlich bekräftigt werden, wird ihre 
tur nicht geändert, sondern nur ihre Verbindlichkeit erhöht. Auch die 
lieh bekräftigten Sponsalien bleiben eben Sponsalien, zn denen nur der 
1 als accessorium hinzutritt. Nun sagt aber die Regula juris 42 in VI.: 
cessorium autem naturam conginiit sequi principalis. Daher werden Spon- 
ien, die an sich ungültig sind, auch durch Hinzutreten des Eides nicht 
Itig; ebenso hindert auch der Eid nicht, dass die Verlobten mit beider- 
tiger Einwilligung wieder zurücktreten können. Von der Bekräftigung 
r Sponsalien durch einen Eid kommt der Ausdi-uck in c. 13. (Veniens ad 
•ostol. sed.) X. „de spons. et matr." IV. 1 von Alexander III. (1061 — 1073): 
lulier iurata*^ und in c. 11. (Ex litteris tuae frat.) X. „de despons. 
p.* IV. 2. von Urban III. (1185 — 1187) „puella jurata et desponsata.** 

Unter Unterpfand (arrha) versteht man ein Geschenk, das In Geld 
er beweglichen oder unbeweglichen Gütern bestehen kann, das sich beide 
ile, oder ein Teil dem anderen giebt, gleichsam als Bürgschaft dafür, das die 
leschliessung sicher erfolge. Daher rühren die Ausdrücke „subarrhare 
orera-desponsare" in c. 14 (Si quis uxorem subarrhaverit) C. 27 q. 2. und 
colaus I. (Ad consulta Bulgar.) in c. 3. (Nostrates) G. 30 q. 5. .postquam 
rhis sponsam sibi sponsus per digitum fidei annulo insignitum desponderit.** 
»st sich das Verlöbnis auf mit beiderseitiger Übereinstimmung, so geben 
ih beide Teile die Pfänder zurück; erfolgt die Auflösung durch die Schuld 
3 einen Teiles, so verliert dieser das von ihm gegebene Pfand, das der un- 
huldige Teil behalten kann, und muss das erhaltene Pfand, je nach Überein- 
inft auch im zwei- oder dreifachen Betrage zurückgeben. 

Mit der arrha sind nicht zu verwechseln die Geschenke, welche sich 
e Verlobten während der Dauer der Sponsalien geben. Diese müssen, wenn 
ie Sponsalien einseitig aufgelöst werden, zurückgegeben werden, ausser wenn 
ie Trennung der Sponsalien durch den Tod des einen Teiles oder durch die 
chold des Gebers erfolgte. 

5. Eine Strafe für den von Sponsalien zurücktretenden 
eil (poena Conventionalis) festzusetzen, ist dagegen nicht erlaubt, 
.eil dadurch die Freiheit der Eheschliessung, welche die Kirche 
ordert, beeinträchtigt würde. 

Die schon öfter citierte ,lnstructio Austriaca*^ sagt darüber in § 109: 
Omnis pactio de poena conventionali, si a sponsalibus resiliretur, persolvenda 
on tantum illicita, scd etiam invalida est.*^ Davon handelt c. 29. X. „de 
pons. et matr.** IV. 1. von Gregor IX. (1227 — 1241.): „Gemma, mulier nobis 
xposuit, quod cum T. filia eins cum C. contraxit matrimonium, 6. de Alferio 
a occasione , quod inter F. filium suum , et praedictam puellam intra sep- 
ennium constitutos, sponsalia contracta fuerunt, poenam solvendam a parte, 
Qae contraveniret , in stipulatione appositam, ab ipsa nititur extorquere. 
Qmitaque libera matrimonia esse debeant, et ideo talis stipu- 
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latio propter pocnae interpositi onem sit merito improbanda: 
mandamus, quatenus si est ita, eundem 6. ut ab extorsione piae- 
dictae poenae desistat, Ecclesiastica censura compellas/ 

Da derartige Eonventienalstrafen, wenn sie anders ihren Zweck erreieheo 
sollen, nicht gering sein dürfen, so liegt darin unzweifelhaft eine Beeinflus- 
sung der zur Eheschliessung erforderlichen Freiheit. Deshalb ist die Fest- 
setzung einer solchen Konventionalstrafe mit Recht nicht bloss f&r unerlaubt, 
sondern at|ch ungültig und im Gewissen nicht verbindlich erklärt. Damit 
stimmt auch das „Bürgerliche Gesetzbuch* überein, welches im § 1297. Abs. 2 
bestimmt: „Das Versprechen einer Strafe für den Fall, dass die Eingehung dei 
Ehe unterbleibt, ist nichtig*. 

6. Eine bestimmte Form für die Absehliessung von Spon- 
salien ist nicht vorgeschrieben (cf. § 52 n. 6 u. 7 pag. 183). Die 
SponsaUen können entweder privatim oder öffentlich abge 
schlössen werden; öffentlich vor der weltlichen Behörde (in 
Bayern vor dem Notar cf. § 52, n. 7, pag. 183), oder vor dem 
Pfarrer oder auf beide Arten. Namentlich ist die Absehliessung 
oder wenigstens deren Erneuerung vor dem Pfarrer in mehreren 
Ländern üblich, der sie dann auch einsegnet. Zwar ist diese 
Art und Weise nicht als notwendig vorgeschrieben ; wo sie aber 
unterlassen wird, ist doch die Anzeige der geschlossenen Spon- 
salien und deren Einschreibung vor dem Pfarrer unerlässlich, 
schon behufs Vornahme der Proklamationen). Welcher Pfarrei 
zur Einschreibung (Aufnahme und Einsegnung) der SponsaUen 
berechtigt ist, bestimmen die einzelnen Diöcesanvorschrifteu. 

7. In der Diöcese Regensburg steht das Recht der Auf 
nähme, Einschreibung und Einsegnung von Sponsalien jenein 
Pfarrer zu, welchem das Recht der Trauung zukommt. Es gilt 
der Grundsatz: ,,Ubi futura sponsorum habitatio, ibi sponsalium 
inscriptio." Nach dem Manuale Rituum vom Jahre 1895 soll 
sie der Pfarrer im Pfarrhause vornehmen „sine superpelhceo ei 
stola, indutus veste talari". Dazu sollen zwei Zeugen beigezogei 
w^erden. In Privathäusern die Sponsalieneinschreibung vorzvi 
nehmen, ist verboten (Manuale Rituum, Tit. VI, cap. 1, n. • 
pag. 138). Das Formular zur Einsegnung giebt Tit. VI, cap. • 
pag. 140. 

Die Verordnung des hochwst. Ordinariats d. d. 21. Januar 1848 (V< 
Ordnungen Sammlung pag. 495) besagt über die Sponsalien-EinschreibuD 
1. „Bisher hat in unserem Bistum das Axiom Geltung gehabt: „Ubi spon^ 
ibi sponsalia". Allein a) erwägend, dass angrenzende Bistümer einem andere 
Grundsatze folgen , wodurch nicht selten zu Irrungen und Kollisionen Anla^ 
gegeben wird; b) erwägend, dass, indem nicht selten Personen aus weit en 
legenen Orten zur Ehe gewählt werden, durch Beibehaltung des bisherige 
Grundsatzes den Brautleuten Kosten und mancherlei Inkonvenienzen erwachser 
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3rwägend ferner , daes dem einsegnenden Pfarrer am meisten daran liegen 
sse, keiner ungültigen Ehe zu assistieren, sowie, dass es für den Pfarrer, 
dessen Sprengel die Neuvermählten wohnen werden, von grösster Bedeu- 
ig sei, die religiösen Grundsätze und Kenntnisse seiner neuen Parachianen 

prüfen und ihnen den ganzen Umfang der aus den Verhältnissen ihres 
len Standes entspringenden Pflichten, für deren gewissenhafte Erfüllung 

als ihr Hirt und Seelsorger Gott verantwortlich ist, nachdrucksamst an 
ä Herz zu legen — Alles dieses erwägend wollen und verordnen wir, dass in 
kanft auch in unserem Bistum allgemein als Grundsatz beobachtet werde die 
gel: ,Ubi futura sponsorum habitatio, ibi sponsalium inscriptio*", 

h. dem zur Trauung berechtigien Pfarrer soll auch das Recht zustehen, die 
onsalien einzuschreiben; und es soll diese unsere Verordnung der bisherigen 
iservanz derogieren, und vom 1. Mai d. J. (1848) anfangend allgemein in 
aft und Wirksamkeit treten. In ausserordentlichen Fällen aber, wenn be- 
adere Umstände der Brautleute es notwendig oder rätlich machen, sollen 
) Seelsorger nicht anstehen, die Sponsalienaufnahme dem Pfarrer des Ge- 
rts- oder bisherigen Wohnortes zu überlassen. 

2) Zugleich können wir nicht . umhin , unsere Seelsorger zu ermahnen, 
^seu Akt der Sponsalienaufnahme mit gebührender Würde und Feierlichkeit 
Tzunehmen und den Brautleuten einzuschärfen, auf ihren wichtigen Stand sich 
irzubereiten durch Gebet, Werke der Busse und Barmherzigkeit und vor- 
iglich durch eine aufrichtige und reumütige Lebens beicht, welche aber nicht 
s auf den letzten Tag verschoben werden soll. Insbesondere müssen wir es 
llen Pfarrvorständen als eine ernste Gewissenspflicht an das lierz legen, 
icht zu gestatten, dass Brautleute unter einem Dache wohnen, damit nicht 
ie Schuld seien an den Sünden, die aus so sträflicher Nachsicht hervorgehen, 
^ir verordnen hiermit nichts Neues, sondern wollen nur beobachtet wissen, 
was der Kirchenrat von Trient, das römische Ritual und die Biöcesankonsti- 
tutionen mit ernsten und ausdrücklichen Worten vorschreiben ''. 



§ 54. 
Wirkung der Sponsalien. 

Gültig geschlossene Sponsalien haben folgende Rechtswir- 
kungen : 

1. Gegenüber dritten Personen: 

a) Das impedimentum prohibens (cf. § 37, pag. 102 ff.), 
demzufolge jede von einem der Verlobten mit einer 
dritten Person geschlossene Ehe, wenn auch gültig, 
doch unerlaubt und sündhaft ist. 

Das Dekretalrecht in c. IX. ,de sponsa duorum" IV. 4 bestimmt darüber: 
iDuobus modis dicitur fides, pactionis et consensus. Si aliquis alicai mulieri 
fidem fecerit pactionis, non debet agere de iide mentita: maneat tarnen cum 
i'la, quam duxit. Non enim rescindi debet tantum sacramentum. Si autem 
fecerit fidem consensus, hon licet ei aliam ducere : si autem duxerit, dimittet 
'psam et adhaerebit priori. Est autem fides pactionis, quando aliquis promittit 
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alicui fidem, quod eam ducet, si permiserit eum rem secum habere, vel etiam 
pro consensu. Fides autem consensus est, quando etsi non stringit mannm, 
tarnen corde et ore consentit ducere , et mutuo se concedunt nnus alii et 
mutuo se soscipiunt". Dieses Verbot nennen die Kanonisten «Nihil transeat/ 
= Non transeas persona obligata sponsaliis ad nuptias persona Opponent« 
inaudita. 

b) Das impedimentum dirimens publicae honestatis (et 
§ 29, pag. 78 ff.) Dasselbe dauert auch nach Auflösung 
der Sponsalien fort. 

Über den Unterschied zwischen diesen beiden £hehindemissen cf. § 37, 
Anmerk. pag. 105. 

2. Gegenüber den Verlobten:) 

a) Die strenge Pflicht (obligatio gravis justitiae), mit ein- 
ander in der verabredeten, oder sonst in thunlichst 
kurzer Zeit die Ehe zu schliessen, falls nicht legale 
Gründe zum Aufschübe da sind. Diese Verpflichtung 
besteht unter schwerer Sünde , selbst dann , wenn das 
Verlöbnis geheim, ohne alle Zeugen abgeschlossen worden 
ist und pro foro externo gar nicht bewiesen werden kann. 

Diese Pflicht zur Eheschliessung kann der iBräutigam nicht damit am* ; 
gehen, dass er die Braut dotiert. S. Congr. Conc. d. d. 27. Sept. 1722. 

Wurde keine Zeit ausgemacht, so verpflichten die Spon- 
sahen ihrer Natur als Vertrag nach zur sofortigen, resp. als- 
baldigen Erfüllung. Es ist der Wunsch der Kirche , dass die 
Brautleute propter periculum incontinentiae möghchst bald die 
Ehe schliessen. 

Verweigert der eine Teil ohne triftigen Grund die Ebe- 
schliessung, so kann er dazu, wenn der andere Teil Klage 
stellt , vom kirchlichen Richter angehalten werden , sogar m^^ 
Zensuren, Androhung der Exkommunikation und Verhängung 
dieser selbst. 

Alexander III. spricht sich darüber in c. 10 (Ex litteris Librani) X. f,^^ 
spons. et matr.* IV. 1. also aus: „Qnia igitur praedicto 8. periculosum ^^ 
contra suum juramentum venire: fraternitati tuae mandamus, quatenus si 1^^ 
tibi constiterit, eum moneas: et si non accquieverit, ecclesiasticis censu^ 
compellas, ut ipsam, nisi rationabilis causa obstiterit, in uxorem recipiat 
maritali affectione pertractet**. Principaliter wird immer auf die Schliessu:^ 
der Ehe gedrungen. 8. Congr. Conc. d. d. 27. Sept. 1722. (in causa NeapcF - 
tana): „qui sponsalia contraxit, obstringitur matrimonium inire neque pot^ 
dotem loco matrimonii tradere*. Ferner in causa Lycien. d. d. 18. Dez. 17^ 
und 12. März 1729: „Stuprum committens sub matrimonii promissione etia ^ 
simulata, si sit paris condicionis , virginem defloratam in uxorem duce^ 
tenetur*^. In causa Melphicton. d. d. 26. Juni 1841 : „Quum quidam matt:^ 
monium cuidam puellae promisisset eamque sub matrimonii promissione d^ 
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)t, infantem abortu suffocatam exinde puella peperit, S. Gongr. judicavit, 
e de sponsalibus et illum esse cogendum ad formam S.S. canunum ad 
onium com puella ineundum.'' „Re iterum proposita, quamvis parentes 
atrimonium maxime abhorrerent, fortunaque utriusque esset maxime 
i, die 9. Sept. 1843 stetit in decisis**. (cf. Schulte, Eherecht, pag. 292 
12.) Eine unter solchen Umständen eingegangene Ehe kann auch nicht 
ite iropedimenti vis et roetus angefochten werden, (cf. Acta S. Sed. 
0; XV. 195.) 

»esteht indes der sieh weigernde Teil trotzdem auf seiner 
irung, so muss er von der Zensur wieder absolviert 
n, es muss ihm jedoch eine angemessene Entschädigung 
egt werden, zu deren Leistung er im Gewissen sub gravi 
ichtet ist. 

ucius III. (1181 — 1185.) bestimmt darüber in c. 17. X. „de sponsal. et 
IV. 1. „Requisivit a nobis tua fraternitas, qua censura mulier com- 
ibeat, quae jusjurandi religione neglecta nubere renuit, cui se nupturam 
sito jarejurando firmavit. Ad quod breviter respondemus, quod cum 
lebeant esse matrimonia, monenda est potius, quam cogenda, cum coactiones 
)S soleant exitus frequenter habere*^. Der Fall, auf den sich die Ent- 
mg des Papstes Julius bezieht, scheint eine unbedingte Abneigung von 
der Braut gegen die vorher beabsichtigte Eheschliessung im Auge zu 
Nur so löst sich der scheinbare Widerspruch dieser Bestimmung mit 
1 Papst Alexander III. in c. 10 ejusdem tituli (cf. die vorige Anmerkung) 
enen (cf. auch Santi-Leitner, prael. jur. eccl. pag. 12 f.) — Über die auf- 
wende Entschädigung cf. S. Congr. Conc. d. d. 19. Sept. 1841 u. 7. Juni 
jnd Acta S. Sed. IX. 130; und XIX. 67. 

b) Nichts zu thun*, was der Erfüllung des Versprechens 
entgegensteht, z. B. mit keiner Person andere Sponsalien 
zu schliessen; solche wären ungültig, selbst wenn sie 
eidlich bekräftigt werden, oder von der copula begleitet 
gewesen wären. 

[ierher gehört die Bestimmung des c. 1 X. „de sponsa duorum*^ VI. 4. 
en n. 1) und c. 22. (Sicut ex litteris tuae fratr.) X. „de sponsal. et matr.** 
wo Innocenz III. also sagt: „Quodsi forte per verba de futuro spon- 
um utraque contraxit, juramentum primum, sicut licite factum est, ipsum 
i compellas, de secundo ei poenitentiam injuncturus.'^ Das zweite Ver- 
gilt auch dann nicht ohne weiteres, wenn selbst das erste inzwischen 
ig geworden wäre. 

c) Allen Schaden zu ersetzen, wenn ein Teil ohne legitimen 
Grund von den Sponsalien zurücktritt. 

d) Einander die Verlöbnistreue (fides sponsalitia) zu be- 
wahren, so dass jeder freiwillige geschlechtliche Verkehr 
eines Verlobten mit einer dritten Person nicht bloss eine 
schwere Sünde gegen die Keuschheit, sondern auch eine 
schwere Verletzung gegen die Gerechtigkeit (justitia 
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commutativa) in sich schliesst und zwar von Seiten des 
Bräutigams ebensowohl, wie von selten der Braut. Es 
ist also, falls eine Versündigung mit einer dritten Person, 
vorgekommen wäre, der Umstand der Sponsalien in der 
Beicht eigens anzugeben. 

S. Alfons. de Lig. (theol. mor. Hb. VI. t. VI. c. 1. n. 847). ,Fornicat» 
sponsae est circumstantia in confessione exprimenda, quia mutat speciem et 
constituit injustitiam , quae in sponsa gravis est, ideoque mortalis habetur, ut 
si quis rem alteri promissam notabiliter corrumpat.** cf. Lehmkuhl, theol. mor. 
II. n. 664, pag. 470 f. 

3. Dagegen haben die Sponsalien keineswegs die Wir- 
kung, dass die Verlobten, wie Eheleute, zusammen wohnen 
dürfen ; das ist vielmehr kirchlich , wie bürgerlich strenge ver- 
boten. 

Trid. sess. XXIV. c. 1 de ref. matr. : „Praeterea eadem sancta sjnodos 
hortatur, ut conjuges ante benedictionem sacerdotalem in templo suscipiendam 
in eadem domo non cohabitent.** Ebenso das Rituale Romanum in Tit. YII. 
cap. 1. nr. 14, welches dieselben V^orte gebraucht und noch anfügt: „neqoe 
matrimonium consumment, nee etiam simul maneant, nisi aliquibus propinqais 
vel aliis praesentibus.*^ 

Die Regensburger Diöcesankonstilutionen bestimmen in Pars. I. cap. YII. 
n. 8.: „Suspecta sponsorum conversatio, aut sub eodem tecto habitatio nullo 
modo toleretur." cf. auch die bischöfliche Verordnung d. d. 21. Januar 1848 
(siehe oben § 53 n. 7, pag. 180). 

4. In der Zeit vor dem Tridentinum allgemein und nachher 
noch an Orten, wo das Tridentinum („Tametsi") nicht verkündet 
worden war, hatten die SponsaUen noch die Wirkung, dass, 
falls die Verlobten miteinander die copula carnalis pflogen, ihre 
Verbindung nun pro foro externo kraft einen jeden Gegenbeweis 
ausschliessenden praesumptio juris et de jure als eine kirchlich 
gültige Ehe (matrimonium praesumptum) galt. Diese Rechts- 
wirkung hat Leo XIII. durch die Litterae apostoUcae „Consensus 
mutuus" d. d. 15. Februar 1892 auch für die nichttridentiniscben 
Länder aufgehoben (cf. § 7, pag. 12—13). 

§ 55. 
Auflösung der Sponsalien. 

Die Sponsalien können auf verschiedene Weise wieder auf- 
gelöst werden: 

1. Durch den Tod des einen Teiles. 

2. Durch gegenseitiges Übereinkommen (mutuo consensu), 
wobei auch der Eid oder auch die gepflogene copula nicht im 
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ege steht. Nur Unmündige (impuberes) können während der 
it der Unmündigkeit die Sponsalien nicht durch gegenseitigen 
)nsens lösen, sondern erst nach erlangter Mündigkeit zurück- 
jten, dann aber ohne besonderen Grund und auch einseitig. 

Da die Sponsalien ihrer Natur nach ein Vertrag sind, so können sie, wie 
durch beiderseitig freiwillige Übereinkunft zu Stande gekommen sind, so 
ßh wieder aufgelöst werden, cf. c. 1 X. „de regulis juris" V. 41. ,.Omnis res, 
r quascamque causas nascitur, per easdem dissolvitur/' Wie die Eingehung, 
mnss aber auch die Auflösung der Sponsalien beiderseits eine wahre, 
istliche, überlegte und freiwillige sein ; sie darf nicht durch Drohungen her- 
igef&hrt worden sein. Auch der Eid, mit dem die Sponsalien bekräftigt 
irden, hindert die Auflösung durch gegenseitiges Übereinkommen nicht, cf. 
stmctio Austr. § 4: „Sponsalia, licet jurejurando flrmata sint, mutuo tamen 
nsensu dissolvi possunt.** cf. c. 2. X. „de sponsal. et matr." lY. 1, Inno- 
nz III. bestimmt: „Praeterea hi, qui de matrimonio contrahendo pure et sine 
nni conditione fidem dederunt, commovendi sunt et modis omnibus inducendi, 
', praestitam fidem observent. Si autem se ad invicem admittere noiuerint, ne 
»rte deterius inde contingat, ut talem scilicet ducat, quam odio habet: videtur, 
uod ad instar eorum, qui societatem interpositione fidei contrahunt et postea 
andern sibi remittunt, hoc possit in patientia tolerari**. 

3. Durch Dazwischentreten eines trennenden Ehehindernisses 
md zwar 

a) durch die professio religiosa, welche der eine Teil ab- 
gelegt hat. 

Die Kirche achtet das jungfräuliche Leben so hoch, dass sie sogar selbst nach 
geschlossener Ehe (matrimonium ratum, sed non consummatum) den Eheleuten das 
^echt einräumt, in den Ordensstand zu treten ; um so mehr nach dem Abschlüsse 
v^OB Sponsalien. Instr. Austriaca § 7 : ,Sponsi obligatione, quam sibi imposuerunt, 
xion impediuntur, quin religionem ingrediantur, aut Deo in statu clericali nüli- 
tent. Professione religiosa aut ordinis sacri susceptione sponsalia dissolvuntur'^. 
<^1 Alexander III. in c. 16 (Gommissum) X. ,de sponsal. et matr.** IV. 1. 

Wählt also der eine der beiden Verlobten den Ordensstand, 
80 ist der in der Welt bleibende Teil seiner Verpflichtung ledig ; 
nicht so der in den Ordensstand getretene. Würde dieser vor 
der professio religiosa wieder austreten, so würde für ihn die 
verpflichtende Kraft der Sponsalien wieder in Wirksamkeit 
treten. Hat jemand ein ehrbares Mädchen unter dem Ver- 
sprechen der Ehe verführt, oder doch durch vertrauten Umgang 
in üblen Ruf gebracht, so ist er verpflichtet, sie zu heiraten 
und es wäre in einem solchen Falle selbst die Profess im 
Ordensstande ungültig, wenn die Ehe das einzige Mittel ist, den 
verursachten Schaden wieder gut zu machen (cf. Schnitzer, 
Eherecht, pag. 101, Anm. 2). 

b) durch den Empfang der höheren Weihen (Ordo sacer). 

lastractio Austriac. § 7 (siehe oben unter a). 
Englmann-Stingl, Ehereeht. \^ 
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Wenn ein Verlobter wider Wissen und Willen seiner Braut 
die höheren Weihen empfängt, so sündigt er gegen die Grerech- 
tigkeit und ist verpflichtet, die Braut zu entschädigen, da dies» 
durch die Sponsalien ein Anrecht an ihn erlangt hat. Der 
Empfang der niederen Weihen seitens des Bräutigams berechtigt 
die Braut, von den Sponsalien zurückzutreten. Für den Bräu- 
tigam erlischt dagegen die Verbindlichkeit erst mit dem Em- 
pfange des Subdiakonates. 

c) durch Eingehung einer kirchlich gültigen Ehe mit einer 
dritten Person (impedimentum ligaminis). 

Durch die Sponsalien wird nur ein Recht auf die zukünftige 
traditio corporum erworben, während durch die Eheschliessung 
die Übergabe dieses Rechtes selbst erfolgt. Die Sponsalien 
werden aber nur durch eine kirchlich gültige Ehe aufgelöst, 
nicht aber durch die sog. Civilehe. Geht der eine der beiden 
Verlobten mit einer dritten Person eine Civilehe ein, so kann 
zwar der unschuldige Teil von den Sponsalien zurücktreten; 
will er aber dies nicht thun, so ist der andere Teil verpflichtet, 
ihn zu entschädigen. 

Quaeritur: Wenn ein Verlobter mit einer dritten Pei-son eine Ehe g^ 
schlössen hat, leben nach dem Tode des anderen Eheteiles die früheren Spon- 
salien wieder auf? 

Respondeo: Einige Eanonisten und Moralisten, wie Pontius, Wiestner, 
Sporer, die Salmanticenses bejahen diese Frage. Der hl. Alfons (theol. mor. 
lib. YI. tract. YI. n. 875) hält diese Ansicht sogar für absolute probabilior 
Jedoch Sanchez, Laymann, Rei£fenstuel , Santi behaupten das Gegenteil, was 
heute wohl die verbreitetste Ansicht sein dürfte. Es wäre a) gegen das Wesen 
der Ehe, wenn ein Eheteil einer diitten Person gerade in Bezug auf die Ehe 
verpflichtet sein sollte, b) es könnte daraus oft Yersuchung zu Ehebruch und 
Gattenmord entstehen. 

d) durch Eintritt der undispensierbaren Hindernisse der 
impotentia und amentia perpetua, 

e) durch Eintritt des Hindernisses der affinitas ex copula 
illicita. 

Versündigt sich der eine Teil mit einem Blutsverwandten des anderen 
im ersten oder zweiten Grade, so kann er jetzt weder seine Braut (ob impedi- 
mentum affinitatis), noch deren Blutsverwandte, mit der er sich verfehlt hat 
(ob impedim. publicae honest.) heiraten. Der unschuldige Teil wird dadurch 
zum Rücktritt von den Sponsalien berechtigt; dem schuldigen obliegt die Pflicht, 
falls der unschuldige Teil das Verlöbnis aufrecht erhalten will, auf seine Kosten 
die Einholung der Dispense zu ersuchen, um so die Eheschliessung zu ermög 
liehen (cf. Schnitzer, Eherecbt pag. 103, Anm. 1). 

Wird das trennende Ehehindernis durch die Schuld dei 
einen Teiles herbeigeführt, so ist dieser verpflichtet, den änderet 
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1 schadlos zu halten. Wird das Hindernis dispensabel, so 
ibt nach einigen der schuldige Teil durch die Sponsalien 
)unden und müsste in der Eegel auf Begehr des unschul- 
;en Teiles um Dispense nachsuchen, ausser es wäre kein hin- 
chender Dispensgrund vorhanden, oder es kann der durch die 
rschuldung herbeigeführte Schaden, z. B. bei Versündigung 
t einer Blutsverwandten der Braut, nur durch deren Ehe- 
hung wieder gut gemacht werden. 

4. Nach der sententia probabilior werden die Sponsalien 
ch aufgelöst durch das Dazwischentreten des verbietenden 
lehindernisses des einfachen votum castitatis und religionis 
. Alfons, theol. mor. lib. VI. tract. VI. n. 873), dagegen nicht 
Tch ein anderes impedimentum prohibens. 

5. Durch das Eintreten einer Resolutivbedingung. 

6. Durch das im Recht begründete einseitige Zurücktreten 
les Teiles von den Sponsalien, was geschehen kann : 

a) von Unmündigen, die als solche Sponsalien geschlossen 
haben, nach erlangter Pubertät, ohne besonderen Grund, 

b) von anderen nur aus gewissen Gründen (cf. § 56). 

§ 56. 
Einseitiger Rücktritt von den Sponsalien. 

1. Die Sponsalien können, da sie nicht ein unwiderruflich 
ndender Schritt, sondern vielmehr eine Art Probezeit für die 
rautleute sind, während welcher sie sich kennen lernen sollen, 
ich einseitig gelöst werden. 

2. Die Gründe, welche den einen Teil zum Rücktritte be- 
ichtigen, sind: 

a) Verletzung der Verlöbnistreue (fides sponsaUtia) durch 
den anderen Teil. Diese ist gegeben: 
a) Durch verdächtigen Umgang mit einer dritten Person, 
und um so mehr durch fornicatio. 

Instructio Austr. § 6. „Quando una pars fidem sponso debitam violaverit, 
bera promissis stare non am{>lius tenetur.** 

War die fornicatio vor Abschluss der Sponsalien vorge- 
)mmen, so bildet sie, wenn sie dem anderen Teile bei Ab- 
hluss der Sponsalien bekannt war, nachher keinen Grund 
ehr zum einseitigen Rücktritt. 

So Innocenz III. in c. 25 (Quemadmodum) X. „de jurejurando** II. 24 
ta si quis joraverit se ducturum aliquam in uxorem, non potest ei fornica- 

13* 
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tionem opponere praecedentem , sed snbsequentem , ut illam non ducat ii[ 
conjugem: quia in illo juramento, talis debet conditio subintelligi, si videlicrt 
illa contra regnlam desponsationis non venerit**. 

Hatte jedoch der eine Teil keine Kenntnis von der d^ 
Sponsalien vorausgegangenen Versündigung des anderen Teüea,, 1, 
so ist diese ein Grund zum Rücktritt, weil präsumiert werdffli 
kann, dass die Sponsalien nicht geschlossen worden wären, 
wenn der eine Teil diese Kenntnis gehabt hätte. 

Instr. Austr. § 6: „Casu, quo talia rerum adjancta jam sponsalium ini- 
torum tempore locum habuere, parti, cui ignota tunc faerunt, jus competit a 
sponsalibus resiliendi". Vergleiche auch Santi-Leitner, praelect. IV. pag. 16 £ 

ß. Durch Abschliessung von Sponsalien oder Eingehung 
einer Civilehe mit einer dritten Person. 

Die mit einer dritten Person geschlossenen Sponsalien sind ungültig, be- 
rechtigen aber auch den einen Teil zum Rücktritt der vorher gültig geschlossenen 
Sponsalien. Reg. Juris 75 in VP: „Frustra sibi fidem quis postnlat ab eo 
servari, cui fidem a se praestitam servare recusat". 

y) Durch den Eintritt ins Noviziat und durch den Em- 
pfang der niederen Weihen (cf. § 55, 3 b, pag. 194). 

Bezüglich der niederen Weiben war es bisher kontrovertiert (cf. S. Alfons. 
theol. mor. lib. VI. tract. YI. n. 872), da sich im kanonischen Recht keine 
Stelle findet, die für den einseitigen Rücktritt spricht; jedoch in Anbetracht 
der heutigen Verhältnisse, dass nämlich die niederen Weiben nur von solchen 
empfangen werden, welche auch die höheren zu empfangen beabsichtigen, dürfte 
das Ehegericht, wenn es in einem solchen Falle angerufen wird, für das Recht 
des Rücktrittes entscheiden. Schnitzer, Eherecht pag. 101 , Anra. 3 glaubt, 
dass die Braut durch den blossen Eintritt des Bräutigams in das Priesterse- 
minar rücktrittsberechtigt werde, denn es liege hierin auf Seiten des Bräuti- 
gams ein Verzicht auf das Verlöbnis und es gehe auch mit ihm eine Änderung 
vor, derzufolge die Braut Anstand nehmen kann, einen ehemaligen Priester- 
amtskandidaten zu ehelichen. Diese Ansicht scheint uns jedoch zu weit zu 
gehen, da in dem Eintritt ins Priesterseminar noch durchaus keine Entscheidung 
über den zukünftigen Beruf gegeben ist, wie aber eine solche doch schon eher 
in dem Empfang der niederen V^eihen gelegen ist. Es ist Thatsache, dass 
manche Kandidaten, ohne sich über ihren Beruf klar zu sein, in das Priester- 
seminar eintreten und diese Klarheit erst vor Empfang der hl. Weihen erlangen. 

d) Durch Nichteingehung der Ehe zur festgesetzten Zeit. 
Ist der Zeitpunkt der Abschliessung der Ehe als 
Bedingung beigesetzt, so hören die Sponsalien mit 
Ablauf derselben von selbst auf. Ist kein Zeitpunkt 
zur Erfüllung des Verlöbnisses festgesetzt, so tritt 
diese Verpflichtung dann ein, wenn ein Teil die Ein- 
gehung der Ehe fordert. Weigert sich nach ge- 
schehener Aufforderung der andere Teil ohne Grund» 
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SO bildet dieses Hinausschieben einen Grund zum 
einseitigen Rücktritt. 

^ie S. CoDgr. Conc. d. d. 2. Oktober 1723 hält einen 6 monatlichen Cita- 
rmin für ausreichend. Die S. Congr. de Prop. Fide d. d. 13. April 1807 
riarcham Babylon et Chald. : „Curent episcopi et parochi, ne matrimonia 
i quam ad annum post inita sponsalia protrabantur*^. 

e) Durch weite Entfernung ohne zwingenden Grund und 
wider Wissen oder Willen des anderen Teiles ohne 
Hoffnung auf baldige Rückkehr. 

Aliexander lIL in c. 5 X. ,de sponsal. et matr." IV. 1 : ,De illis autem, 
raestito joramento promittant, se aliquas mulieres ducturos et postea eis 
litis dimittant ten'am, se ad partes alias transferentes : Hoc tibi yolnmus 
^scere, quod liberum erit mulieribus ipsis (si ^on amplias in facto est 
ssum) ad alia se vota transferre, recepta tarnen de perjurio poenitentia, 
r eas steterit, quo minus fuerit matrimonium consummatum**. Es ist 
1 hiebei bei den heutigen Yerkehrsverhältnissen weniger auf die grössere 
geringere Entfernung der Aufenthaltsorte Gewicht zu legen, als vielmehr 
ie entstehende oder doch zu befürchtende Entfremdung der Gemüter und 
ingen. Auch hier wird nach der schon erwähnten Entscheidung der 
»ngr. Conc. d. d. 2. Oktober 1723 ein 6 monatlicher Citationstermin ange- 
len, d. h. also, wenn der abgereiste Bräutigam auf Aufforderung der Braut 
)hne zwingenden Grund innerhalb sechs Monaten nicht zurückkehrt, so 
ie Braut zum Rücktritt von den Sponsalien berechtigt. 

b) Bedeutende Veränderungen (mutatio notabilis), welche 
erst nach Abschluss der Sponsalien eintraten oder erst 
nachher entdeckt wurden, bei deren vorheriger Kenntnis 
die Sponsalien nicht geschlossen worden wären, und 
zwar: 

a) In Bezug auf den Körper und die Gesundheit: eine 
unheilbare oder nur sehr schwer heilbare Krankheit, 
Epilepsie, Melancholie, grosse Entstellung, Verstüm- 
melung — insbesondere, wenn diese Veränderung 
geeignet ist, die Ausübung der dem Stande ange- 
messenen Obliegenheiten (z. B. Gewerbe, Landwirt- 
schaft) zu verhindern. 

So Innocenz III. in dem schon citierten c. 25 (Quemadmodum) X. „de 
urando** II. 24: ,Nam si post contractum conjugium vir propter fornica- 
m licite potest uxorem a sua cohabitatione dimittere: longo fortius ante 
ubium celebratum propter eandeni causam sponsus licite potest in suam 
bitationem non admittere sponsam : quia turpius ejicitur, quam 
admittitur hospes. Non obstante in alterutro casu vinculo juramenti, 

quidem propter subinteliigendam conditionem est tale, ut is, qui juravit 
itrumque sine transgressione se possit habere. Quod si post huiusmodi 
lentum mulier fieret non solum leprosa, sed etiam paralytica, 
occulos vel nasum amitteret, vel quidquam turpius ei eye- 
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niret, namquid vir teneretur eam ducere in uxoi-em? profecto ductam 
posset dimittere. Sed numquid non ductam admittere teneretur? qaamfi 
interdum contractnm non dirimat, quod impedit contrahendnm'. 

ß. In Bezug auf die Sittlichkeit und Religion : wejin d 
eine Teil ein Verschwender, Trunkenbold, Spiel 
harter, grausamer Mensch ist; wenn er ein schwe 
Verbrechen, das mit Infamie bestraft wird, begin 
Häresie, Apostasie; schwere Unbilden, die der ein« 
Teil vom anderen nach Abschluss der Sponsaliea 
erlitt; fomicatio des einen Teiles mit einer dritten 
Person, die jetzt erst dem anderen Teil bekannt wird. 

cf. die vorher citierte Stelle aus c. 25. X. IV. 24. Haben sich beide Ve^ 
lobte mit dritten Personen versündigt, so tritt Kompensation ein, ähnlich, wie 
keiner der beiden Gatten auf Ehescheidung klagen kann, wenn beide die Eh« 
gebrochen haben. Kein Teil ist jedoch verpflichtet, dem anderen von seinen 
etwaigen früheren Fehltritte Mitteilung zu machen , ausgenommen den FaQ, 
wenn die Braut infolgedessen geschwängert ist. 

y) In Bezug auf das Vermögen : Verlust oder bedeu- 
tende Verminderung des Vermögens, falsche oder 
dolose Vorspiegelung einer grossen Mitgift, begründete 
Furcht vor Enterbung. 
War jedoch die Veränderung in den Vermögensverhältnissen 
bei Abschluss der Sponsalien vorauszusehen, so bildet sie keinen 
Grund mehr zum Rücktritt. 

c) Wenn nach vernünftiger Erwägung aller Umstände mit 
Recht eine unglückliche Ehe zu befürchten wäre, 
so ist dies ebenfalls ein Grund zum Rücktritte. Instr. 
Austriac. § 10 : „Obligatio standi promissis per contractum 
sponsalitium datis tunc quoque cessat, quando omnibus 
perpensis circumstantiis supponendum merito sit, matri- 
monium a sponsis contrahendum infaustum fore. Quodsi 
autem circumstantiae , quibus suppositio ista innititur, 
culpa unius partis exortae sint, haec alteri damnum, 
quod ipsi frustratis justis eins expectationibus illatum 
est, pro viribus resarcire tenetur." 

d) Ausserordentlicher Weise können die Sponsalien auch 
gelöst werden durch päpstliche Dispensation. 

Da der Papst das matrimoniam ratam tantum lösen kann, so um so mehr 
die Sponsalien. Beispiele von Dispensation giebt es bis in die neueste Zeit 
(cf. Santi-Leitncr, prael. IV. 20). 

V. Scberer (cf. Schnitzer, Eherecht pag. 103) bemerkt hinsichtlich der 
Auflösung von Sponsalien: „der Wortbruch soll in keiner Weise beschönigt 
werden; aber mit dem Versprechen darf auch nicht Götzendienst getrieben 
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1. Das Sponsal ist seiner Natur nach nicht der Anfang eines Martyriums, 
tns kommt hier alles auf die Würdigung des einzelnen Falles an. Je 
Jmständen kann die der erkrankten Braut durch deren Heirat bewährte 
ebenso ein Beweis von Edelmut, als Geistesschwäche sein. Dasselbe 
on der Heimführung einer Person, welche den durch die jetzige Stellung 
i'äutigams geforderten Ansprüchen an die Frau des Hauses nicht genügen 
oder will." 

3. Bezüglich des einseitigen Rücktrittes von den Sponsalien 
och zu bemerken: 

a) Wenn der unschuldige Teil, nachdem er sein Recht zum 
Rücktritt kennen gelernt hat, nichtsdestoweniger an den 
Sponsalien festhalten will, und insbesondere, wenn er 
die copula carnalis gestatten würde, so kann er später 
nicht mehr einseitig zurücktreten, und gilt dies als ein 
Verzicht auf sein Recht. 

b) Die bezeichneten Änderungen in Bezug auf Körper, 
Gesundheit, Sittlichkeit, Vermögen u. s. w. entbinden 
bloss jenen Teil vom Festhalten an den Sponsalien, der 
eine solche Veränderung nicht erlitten hat. So wird 
z. B. der Bräutigam , der dadurch eine Veränderung 
seiner Vermögensverhältnisse erfährt, dass er unvermutet 
reich wird, deshalb von seiner Verpflichtung der Spon- 
salien nicht frei. 

c) Ist der Grund, der für den Rücktritt von den Spon- 
salien spricht, gewiss, so kann der Teil, den er be- 
rechtigt, ganz frei durch einfache Rücktrittserklärung 
die Sponsalien lösen ; ist indes die Sache zweifelhaft, so 
soll man sich an die kirchliche Autorität wenden. 



§ 57. 
Verkündigung der Sponsalien. 

1. Zum Zwecke der Entdeckung etwa vorhandener, geheimer 
hindernisse und also zur Verhütung ungültiger oder uner- 
ter Ehen müssen die abgeschlossenen Sponsalien öffentlich 
ündet, bekannt gemacht werden. 

Schon im Mittelalter verordnete eine Reihe von Synoden, so die Synode 
jndon 1200, Trier 1227, Breslau 1248 diese öffentliche Verkündigung der 
ilossenen Sponsalien in der Kirche. In c. 27 (Cum in tua) X. „de spona. 
atr." IV. 1 kommt die Stelle vor: „Sane quia contingit interdum, quod 
ibus volentibus matrimonium contrahere, bannis (ut tuis verbis utamur) 
Icclesiis editis ac nuUo contradictore publice comparente, licet fama 
tum impedimentum deferat parentelae etc. etc.'' und im c. 6 (»Cum in tua 
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dioecesi") X. ,Qai matrimon. accusare possit" lY. 18 heisst es: «quando banna 
secundum consuetudinem in Ecclesiis edebantar**. 

Das lY. Laterankonzil 1215 bestimmt in seinem 51. Kanon (cf. c. 3. X. 
„de clandest. desponsat." lY. 3. Den Wortlaut siehe oben pag. 95): Es sollte 
jede abzuscbliessende Ehe öffentlich in der Kirche von den Piiestem verkfindet, 
und eine bestimmte Frist anberaumt werden, innerhalb welcher Jeder ein ihm 
bekanntes gesetzliches Hindernis anzeigen und die Geistlichen selbst nach dem 
Yorbandensein solcher Hindemisse forschen müssten. 

Diese Yorschrift wurde, da sie vielfach unbeachtet blieb oder in Yet- 
gessenheit geriet, von verschiedenen Provinzialkonzilien wiederholt eingeschärft. 

Das Tridentinutii gebot dann im Anschlüsse an die Forderung des 
Lnterankonzüs in sess. XXIY. c. 1 de ref. matrim. ,ut in posterum, anteqoam 
matrimonium contrahatur, ter a proprio contrahentium parocho continnis diebuB 
festivis in ecclesia inter missarum solemnia publice denuntietur, inter qnos 
matrimonium sit contrahendum.** 

Diese Yorschrift des Tridentinum ist noch jetzt allgemein geltendes 
Recht, das nur in seinen Einzelheiten durch Partikulargesetze verschieden 
gestaltet ist. cf. Instructio Austriaca § 60: „Matrimonium antequam contra- 
hatur, a parocho sponsi ac sponsae tribus diebus dominicis vel festivis inter 
missainim solemnia publice denuntiandum et omnis, cui impedimentum aliquod 
notum, ad revelandum istud raonendus est. Persona nupturientium expresso 
utriusque nomine baptismali, cognomine, loco nativitatis, aetate, conditioneac 
domicilio adcurate determinetur". § 65: „Antequam proclamationes rite in- 
stitutae fuerint, matrimonium licite contrahi nequit". 

2. Unter Verkündigung der Sponsalien (proclamationes, 
denuntiationes, banna) versteht man also die vor versammeltem 
Volke in der Kirche vorgenommene feierliche Bekanntmachung, 
dass zwei Personen beabsichtigen, mit einander die Ehe zu 
schliessen. 

3. Das Tridentinum schreibt also vor, dass die Verkündigung 
geschehe: 

a) öffentlich in der Kirche während der solennen Messfeier 
(Hochamt, Pfarrgottesdienst) — in ecclesia inter missarum 
solemnia pubUce. 

Das Aufgebot wird also vorgenommen in Pfarrkirchen, Filial- und 
Expositurkirchen, die sonntägigen Gottesdienst haben. Trifft der Pfarrgottes- 
dienst in einer Nebenkirche, so kann natürlich auch dort das Aufgebot vor- 
genommen werden. S. Congr. Conc. d. d. 1. Juli 1724. Öffentlich, d.h. 
vor versammeltem Volke, gewöhnlich durch Verlesung des Verktindzettels 
nach der Predigt. Ausnahmsweise könnte es auch aus gewichtigen Gründen 
ausserhalb des Hochamtes vor versammeltem Volke geschehen, z. B. wenn an 
einem Sonn- oder Festtage aus der Pfarrkirche ein Bittgang nach einer anderen 
Kirche stattfände, so könnte es vor dem Abgange aus der Pfarrkirche ge- 
schehen. Wurde es am Vormittage vergessen, so kann es am Nachmittage 
bei der Vesper nachgeholt werden. S. Cong. Conc. d. d. 25. Oktober 1586. 
Nie dagegen darf es vorgenommen werden am Vorabende des Sonn- oder 
Festtages. 
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b) Dreimal und zwar an drei aufeinanderfolgenden Sonn- 
oder Festtagen, jedoch so, dass zwischen der ersten und 
zweiten, oder zweiten und dritten Verkündigung minde- 
stens ein Werktag liegt — ter tribus continuis diebus 
festivis. 

Die drei Verkfindigongen haben an drei verschiedenen Tagen stattzu- 
3deD und es dürfen nicht etwa an einem Tage zwei Verkündigungen vorge- 
)mmen werden: auch der Bischof kann hierzu nicht die Erlaubnis geben. 
. Congr. Conc. d. d. 20. April 1606. — Die von manchen Eanonisten (Sanchez, 
eiffenstuel, Schmalzgrueber, Rosset), ebenso von verschiedenen Ritualien auf- 
estellte Forderung, dass die drei Feiertage nicht in dem Sinne aufeinander- 
)lgen dürfen, dass zwischen ihnen nicht der eine oder andere Wochentag 
ege, weil sonst die Gläubigen nicht Zeit hätten, etwaige Hindernisse dem 
farrer zu entdecken, wird von anderen, wie den Salmanticenses, Hurtado u. s. w. 
estritten. Der hl. Alfons (theol. moral. Hb. VI. tv. VI. n. 992) nennt die 
egenteilige Ansicht probabel. — In praxi halte man sich hier an die Diöcesan- 
estimmungen. 

Für die Diöcese Regensburg bestimmen die Diöcesankon- 
titutionen v. J. 1835 in Pars I. cap. VII. 3: ,,Denuntiationes 
iant inter Missarum solemnia, hoc est tempore Divinorum 
arochialium , concione, vel Evangelii lectione finita, diebus 
ominicis vel festivis de praecepto, ita quidem ut inter eas 
altem una alterave dies sit intermedia. In festis tamen 
brogatis, seu reductis modo etiam denuntiatio fieri potest." 
>ie Bischöfliche Verordnung vom 22. Dezember 1865 erklärt 
azu: 

„1. An drei unmittelbar aufeinanderfolgenden Feiertagen 
e praecepto können drei Verkündigungen nicht vorgenommen 
erden. 

2. Zwei Verkündigungen können an zwei unmittelbar 
ufeinanderfolgenden Feiertagen de praecepto vorgenommen 
erden, und ist nur entweder zwischen der ersten und zweiten, 
der zwischen der zweiten und dritten Verkündigung, je nach 
er Aufeinanderfolge der kirchlichen Sonn- und Festtage, ein 
iiterstitium zu beobachten*'. 

Nach Entscheidungen der S. Congr. Conc. d. d. 17. Juni 1780, 
9. April 1832 und 7. April 1862 dürfen Verkündigungen auch 
n abgeschafften Feiertagen mit Erlaubnis des Bischofes 
orgenommen werden, wenn frequens adhuc perseveret populi 
(1 ecclesiam concursus, ja unter der letzteren Voraussetzung 
elbst an Werktagen. 

Für die Diöcese Regensburg bestimmt die Verordnung 
1 d. 21. Januar 1848 in Nr. IV. 3: „Da sowohl der Kirchenrat 
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von Trient, als auch das römische und das grosse Diöcesan- 
rituale ausdrücklich vorschreiben, dass die Verkündigungen ge- 
schehen sollen „continuis diebus festivis", so wollen und verordnen 
wir, dass in Zukunft an abgewürdigten Feiertagen 
keine Ehe mehr proklamiert werden solle und erklären 
die bisherige Indulgenz (Diöcesankonstitution I. 7, 3 s. oben!) 
für aufgehoben. Noch weniger können wir gutheissen, 
dass Proklamationen bei Donnerstagsämtern oder Pro- 
zessionen oder gar zwei an einem Tage vorgenommen 
werden'' (cf. Verord.- Sammlung pag. 497). 

Die Verkündigungen können das ganze Jahr hindurch stattfinden, auch 
während der Advent- und Fastenzeit. S. Congr. Conc. d. d. 18. Dez. 15811. 
Partikularrechtlich sind sie indes mitunter an den höchsten Festtagen, m 
Weihnachts-, Oster- und Pfingstfest, Frohnleichnam u. s. w. verboten. So 
z. B. Instr. Eystettensis. 

c) Vom zuständigen Pfarrer der Kontrahenten, also in den 
Pfarreien beider Teile, wo diese ihr domicilium (verum) 
oder quasidomicilium haben — a proprio contrahentium 
parocho. 

Der parochus proprius ist der parochus domicilii sponsorum. ] 
Man unterscheidet domicilium verum und quasidomicilium. 
Unter domicilium verum ist der Ort zu verstehen, wo jemand 
seinen ständigen Wohnsitz als Mittelpunkt seiner ganzen Lebens- 
thätigkeit aufgeschlagen hat, von welchem er daher sich auch 
nur entfernt mit dem Willen (wenigstens implicite), wieder dorthin 
zurückzukehren, nachdem die Ursache seiner vorübergehenden 
Abwesenheit von demselben nicht mehr vorhanden ist. 

cf. c. 7 im Codex ,de incolis et ubi quis domicilium habere videtur" X. 39: 
„Cives quidem origo, manumissio, allectio (== adjectio ad hospitium. M. Vacar.) 
vel adoptio, incolas vero, sicut et divus Hadrianus edicto suo manifestissimö 
declaravit, domicilium facit. Et in eodem loco singulos habere domiciliuin 
non ambigitur, ubi quis ]arem rerumque ac fortunarum suarum summam con* 
stituit, unde rursus non sit discessurus, si nihil avocet, unde quum profectas 
est, peregrinari videtur, quod si rediit, peregrinari jam destitit". 

Hiernach sind also zwei Momente zur Begründung des Domi- 
zils erforderlich: 

a) die faktische Niederlassung an einem bestimmten Orte, 
ß) der entsprechende Wille, daselbst seinen festen Wohnsitz 

zu nehmen. 
Wenn diese beiden Momente vorhanden sind, so bedarf es 
zur Begründung eines Domizils keines bestimmten Zeitverlaufes. 
Mit dem Faktum der Niederlassung mit dem animus manendi 
ist das Domizil erworben. 
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Das Pandektenrecht sagt darüber: L. 20 Dig. „ad municipalem et de 
incolis" 50, 1: „Domicilium re et facto transfertur, non nuda contestatione ; 
aiccut in bis exigitur, qui negant se posse ad munera, ut incolas vocari". 
Die Glosse zum Worte facto bemerkt dazu: „Subintellige et animo. Nam 
baec duo sunt necessaria*. 

Wohnt jemand abwechselnd und in moralisch gleichen Zeit- 
räumen an zwei verschiedenen Orten, z. B. im Winter in der 
Stadt, im Sommer auf seinem Landgute, so hat er an beiden 
Orten sein eigentliches Domizil. Jeder der Pfarrer der zwei 
Aufenthaltsorte wäre sodann als parochus proprius zu betrachten. 

L. 6. (Assumptio) § 2 Dig. «ad municipalem et de incolis" 50, 1: »Viris 
pmdentibus placuit, duobus locis posse aliquem habere domicilium, si utrobique 
ita se instruxit, ut non ideo minus apud älteres se collocasse videatur**. 

Unter quasidomicilium versteht man den Ort, an welchem 

sich jemand faktisch niederlässt, allein mit dem ausgesprochenen 

Willen, diesen Wohnsitz nach der vorübergehenden Ursache 

dieser seiner Niederlassung wieder aufzugeben, um entweder das 

frühere oder sonst ein anderweitiges Domizil zu beziehen. Das 

eigentliche Domizil (domicilium verum) bleibt daneben bestehen. 

Zur Begründung eines Quasidomizils wird ein Zeitverlauf von 

mindestens einem Monat gefordert. (Genaueres hierüber cf. § 59, 

n. 2.) 

Der parochus proprius kann zur Vornahme der Proklama- 
tionen selbstverständlich auch einen anderen Priester, ja sogar 
einen Laien delegieren, wenigstens nach Sanchez und Schmalz- 
grueber. 

Bezüglich des Ortes der Vornahme der Proklamationen gilt 
im allgemeinen: Die Proklamationen sind vorzunehmen: 

a) in der Pfarrei, wo die Brautleute ein Domizil oder Quasi- 
domizil haben. Gehören die Brautleute verschiedenen 
Pfarreien an, so hat das Aufgebot in beiden zu erfolgen. 

Rituale Romanum lib. VII. c. 1. n. 8: „Si vero vir et mulier parochiae 
sint diversae, in utraque parochia fiant denunciationes.** 

Dasselbe gilt, wenn beide, oder auch nur ein Teil sowohl 
ein Domizil, als auch ein oder mehrere Quasidomizile haben. 
Im letzteren Falle genügt es jedoch, wenn das Aufgebot in der 
Pfarrei des domicilium verum und in einer Pfarrei der Quasi- 
domiziUen vorgenommen wird. 

Instr. Austriaca §61: ,Si sponsus vel sponsa non tantum verum, sed 
etiam quasidomicilium habet, trina proclamatio tarn a parocho veri, quam a 
parocho quasidomicilii eorum instituenda est. Quando autem contingit, ut 
persona quaedam praeter domicilium verum plus quam unum habeat quasi- 
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domicilium , sufficit, ut matrimonium a parocho veri ejosdem domicilii ac ab 
u n parochornm, in quoram terHtorio quasidomiciliam habet, rite dennocietorV 

Einzelne Diöcesanritualien (Rituale Augustanum P. I. tit. 9. 
n. 7, Instruetio Eystett. tit. 12. sent. 2. c. 4. § 2. nota 3) ver- 
langen, dass, falls sich der Wohnsitz des einen oder beider Ve^ 
lobten in einer Filiale befindet, welche regelmässigen sonntägigen 
Gottesdienst hat, das Aufgebot sowohl in derPfarr-, ah 
auch Filialkirche stattfinde. 

b) Hat einer oder jeder der beiden Teile sein Domizil oder 
Quasidomizil wiederholt gewechselt, indem z. B. Braut 
oder Bräutigam an verschiedenen Orten im Dienst oder 
Arbeit standen, so ist das Aufgebot nur notwendig in 
seiner jetzigen Pfarrkirche. 

S. Congr. CoDC. d. d. 9. Mai 1719 (in causa Yercellensi) und 3. Apnl 1734 
(in causa Senogall.). Jedoch schreibt die Instruetio S. Congr. OMc. d. i 
29. Aug. 1890 (cf. Acta S. Sed. XXIir. 190) vor, dass das Aufgebot auch er- 
folgen solle «in locis, ubi saltem p e r decem menses commorati fnerint, 
nisi jam a pluribus annis domicilium fixerint in loco, ubi matrimonium contra- 
hendum est". 

War jedoch der Aufenthalt in der neuen Pfarrei ein so I 
kurzer (weniger als vier Wochen, cf . Schnitzler, Eherecht p. 123), .^ 
dass das Aufgebot, weil die Brautleute hier ganz unbekannt 
sind, seinen Zweck nicht erreichen würde, so muss auch in der 
früheren Pfarrei proklamiert werden. S. Congr. Conc. d. d. 
.29. Jan. 1864 und Instr. S. Congr. Off. d. d. 29. Aug. 1890. 

Instruct. Austr. § 62: „Si sponsus vel sponsa in nulla parochiarum, ubi 
secundum regulas praefatas prociamatio fieri debet, per sex saltem septi- 
manas babitet, prociamatio iostituatur praeterea in ecclesia parochiali eins * 
loci, ubi persona, de qua agitur, ultimo per sex bebdomadas faabitayerii 
Peculiaribus rerum adjunctis, ne id commode fiat, obstantibus ea de re ad 
episcopum referendum est*. 

c) In der Pfarrei des Geburtsortes ist das Aufgebot vor- 
zunehmen, wenn sich Bräutigam oder Braut im heirats- 
fähigen Alter dort aufgehalten haben. 

Instr. der S. Congr. Off. d. d. 29. Aug. 1890 n. 2: ,.Expedit etiam, ut fiant 
(publicationes) in loco originis, si contrabentes ibidem morati fnerint post 
adeptam aetatem ad matrimonium contrahendum idoneam''. 

d) Solche, die weder Domizil noch Quasidomizil haben 
(vagi), werden in der Regel überhaupt nicht proklamiert, 
sondern haben das juramentum de statu libero zu leisten, 
wenigstens in den bayerischen Diöcesen Regensburg, 
Bamberg, Würzburg, Eichstätt, Passau, München-Frei- 
sing und Augsburg. 
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Die Instr. Austriaca bestimmt darüber in § 63: »Apnd eos, qui neqne 
a habent domiciliom, neqne in loco quasidomicilii per anni ad minimum 
as jam commorantur, proclamationes etiam, ubi jura indigenatum in com- 
tat« civili habentium eis competunt (also wo sie ihre politische Heimat 
n), et quando eiusmodi jura nnilibi eis competant, quantum fieri possit, 
Q in parochia loci eomm natalis institnendae sunt. Nnptnriente non tan- 
vero, sed etiam quasidomicilio carente, proclamatio fiat tarn in parochia, 
tone temporis commorator, quam in loco, ubi jura indigenatum in com- 
itate civili habentium ei competunt, aut quodsi nullibi iisdem gaudeat, 
itum fieri possit, in parochia loci natalis**. 

Für die Diöcese Regensburg gelten bezüglich des Ortes der 
mahme der Proklamationen insbesondere die Verordnungen 
n 21. Januar 1848 n. IV. 2 (V. Sammlung pag. 496 f.) und 
n 20. Januar 1899 (V. Bl. pag. 15). 

Erstere bestimmt: Die Proklamationen müssen stattfinden: 

a) an dem Orte, wo die Ehe eingegangen wird, wenn der 
Bräutigam oder die Braut wenigstens einen Monat dort 
gewohnt hat, 

b) an dem Geburtsorte beider Teile, wenn dieselben noch 
nicht volle fünf Jahre davon abwesend sind; ebenso 
wenn dieser Zeitraum von fünf Jahren seit der Ent- 
fernung vom Geburtsorte zwar abgelaufen, der betreffende 
Teil aber während derselben im Stande der Mündigkeit 
(Pubertät) öfter dahin zurückgekehrt ist, und längere 
Zeit dort verweilt hat. 

c) Wenn eine Brautperson schon vor den Jahren der 
Mündigkeit den Geburtsort samt den Eltern verlassen 
hat, um ein anderes Domizil zu wählen, und nach er- 
langter Pubertät niemals auf einige Zeit zurückgekommen 
ist, so werden die Proklamationen am Geburtsorte nicht 
vorgenommen, obgleich die Zeit der Entfernung von 
demselben noch nicht volle fünf Jahre beträgt. 

d) Hat eine Brautperson im Stande der Mündigkeit 
samt den Eltern den Geburtsort verlassen, und den 
grössten Teil der Zeit der Mündigkeit an dem neuen 
Wohnorte der Eltern zugebracht, so wird gleichfalls die 
Ehe nicht in ihrem Geburtsorte, sondern in dem Sprengel 
des neuen Domizils der Eltern proklamirt. 

d) Wenn eine Brautperson auch schon an einem anderen, 
als dem Geburtsorte und dem Orte der Ehelichung domi- 
ziUert oder quasidomiziHert war, so werden an demselben 
die Verkündigungen dann vorgenommen, wenn er zu- 
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gleich der Domizilort der Eltern ist, und went^ 
Brautperson nicht schon fünf Jahre davon entfernt 1^|^ 
oder doch während dieses Zeitraumes öfter dahin zuföc*-* 
kehrte und dort einige Zeit verweilte. 
Die Verordnung vom 20. Januar 1899 bestimmt (unter HöH 

weis auf Vorstehendes): „An einem anderen Domizilorte wil^; 

die Ehe in der Regel nicht proklamiert, wenn die VerküiH 

digungen vorgenommen werden sowohl: 

a) am Orte der Eingehung der Ehe, als auch 

b) am Geburtsorte beider Teile oder am Wohnorte de 
Eltern. 

Nur wenn gemäss der dort (Erlass vom 21. Januar li 
getroffenen Bestimmungen die Ausrufungen an einem diese) 
Orte, weil zwecklos, nicht stattfinden, sind sie an einemj 
anderen, und zwar vorzüglich an dem letzten Domizilorte] 
der einen oder anderen Brautperson vorzunehmen. 

Hinsichtlich weiterer Aufenthaltsorte ist fortan die Vo^ 
Schrift der Proklamationen ein für allemal erlassen, nur hat die; 
betreffende Brautperson bezüglich derselben immerhin 
juramentum libertatis canonicae zu leisten." 

4. Der Bischof kann aus gerechten Ursachen von der Vor- 
nahme der Proklamationen entbinden, dispensieren. 

Trid. sess. 24 c. 1 de ref. matr. : „Nisi Ordinarius ipse expedire judi* 
caverit, ut praedictae denuntiationes remittantur, quod illius prudentiae et 
judicio sancta synodus relinquit**. 

Zur Dispensation wird erfordert eine gerechte Ursache ^ 
(justa causa). Derartige Ursachen sind: 

a) wenn vorauszusehen ist, es könne die EheschUessimg 
aus Bosheit verhindert werden, oder es könnte der eine 
Teil von den Sponsalien ungerechter Weise zurücktreten; 

b) wenn Gefahr des Ärgernisses, oder der Infamie emer 
der beiden Teile besteht; 

c) wenn daraus voraussichtlich grosse Beschämung der 
Brautleute besteht (wegen ungleichen Alters, Standes, 
Schwangerschaft der Braut etc. etc.); 

d) wenn ein Aufschub der Ehe grosse Gefahr für das Ver- 
mögen oder der Unenthaltsamkeit, oder geistigen Schadens 
mit sich bringt; 

c) bei fürstlichen Personen, bei welchen allenf aisige Ehe- 
hindernisse ohnedies leicht entdeckt werden (cf. Santi- 
Leitner, prael. IV. pag. 109). 
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Ausserdem 

f) wenn das tempus clausuni bevorsteht, 

g) bei Todesgefahr des einen Teiles. 

Im letzteren Falle (auf dem Todbette) kann auch ohne Dispense die 
fnuüng vorgenommen werden 

a) wenn deren Einholung nicht mehr möglich ist, 
ß) wenn kein anderes bekanntes Hindernis im Wege steht, 
y) wenn die Brautleute das juramentum libertatis canonicae geleistet 
halben und 

d) die Bescheinigung des Standesbeamten über die Yoinahme der Civil- 
eschliessung beigebracht haben. In diesem Falle kann nach § 50 Abs. 2 
s Reichsgesetzes ,,die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschlies- 
ag" betr. auch der Standesbeamte ohne Aufgebot vorgehen, cf. Oberhirtliche 
struktion vom 7. Dezember 1875. 

Die Oberhirtliche Verordnung für Regensburg v. 5. Juli 1833 
sagt: „dass von nun an auf die zu sehr überhand nehmenden 
spensgesuche in den drei Verkündigungen keine Rücksicht 
)rde genommen werden, wenn in der pfarramtlichen ßittvor- 
)llung nicht ausdrücklich bezeugt wird: 

a) dass die Umfrage, ob nicht ein Ehehindernis der Braut- 
personen obwalte, bei dem Brautexamen, oder wie immer, 
genau eingehalten, ein solches aber nicht entdeckt 
wurde, 

b) dass ein beträchtlicher Nutzen oder beträchtlicher Schaden, 
der jedoch in der Supplik namhaft zu machen ist, die 
Beschleunigung der Ehe, und sohin den Erlass der Ver- 
kündigungen zureichend raotifiere''. 

Auf die Notwendigkeit wichtiger Gründe für die Dispen- 
iion weisen auch hin die Verordnungen vom 21. Januar 1848 
\ Samml. pag. 497. 4), vom 30. April 1861 (V. Bl. pag. 66), 
)in 27. Nov. 1882 (V. Bl. pag. 106), vom 18. Juni 1890 (V. Bl. 
lg. 92 n. 5) und vom 10. Nov. 1893 (V. Bl. pag. 139). Letztere 
gt bei: „Auf wenigstens zwei Verkündigungen, oder doch auf 
le, ist daher im allgemeinen stets zu dringen; der Erlass 
1er Proklamationen kann nur bei ganz besonderen Ursachen 
d Umständen, die dann auch zu spezifizieren und dem Urteile 
3 Oberhirtenamtes zu unterbreiten sind, gewährt werden". 

Verordnung vom 20. Januar 1899 (V. Bl. pag. 16): „Niemals 
nn als Grund zum Nachlass der Proklamationen einfach der 
nstand angeführt werden, dass die Brautleute dürftig seien 
d die pfarramtlichen Taxen für Verkündigungen in den ein- 
nen Pfarreien nicht bestreiten könnten. In solchen Fällen 
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müssten selbstverständlich die Proklamationen geschehen, Taxen 
aber wegen Dürftigkeit der Brautleute auch von den betreflEendenj 
Pfarrämtern erlassen werden, wie Wir selbst selbe zu erlassen 
so oft gebeten werden'*. 

Verordnung vom 8. Mai 1857 (V. Bl. pag. 41 f.) bezüglich 
der Ledigscheine: 

„1. Wenn quoad trinas denuntiationes die oberhirtliche Dis- 
pense erlangt worden ist, so sind Ledigscheine, weil sie nach 
vorgenommenen Verkündigungen ausgestellt werden, wegen des 
in einem solchen Falle abzulegenden juramentura libertatis 
canonicae nicht weiter erforderlich ; weil es jedoch unzweifelhaft 
in den Pflichten des kopulierenden Pfarrers gelegen ist, sich 
nach Möglichkeit über das Vorhandensein oder Nichtvorhanden- 
sein etwaiger Ehehindernisse die nötige Gewissheit zu verschaffen, 
so soll derselbe auch in dem bezeichneten Falle genaue Erkun- 
digungen einziehen, und namentlich von demjenigen Pfarrer, 
in dessen Sprengel eine oder mehrere Verkündigungen hätten 
vorgenommen werden sollen, ein amtliches Zeugnis darüber 
abzuverlangen, dass diesem in Bezug auf die zu schliessende 
Ehe ein Hindernis nicht bekannt sei. 

2. Sollte aber besonderer Umstände wegen die Trauung 
keinen Aufschub leiden, und das fragliche Zeugnis z. B. wegen 
zu weiter Entfernung der Heimat des betreffenden Teiles vorher 
nicht erholt werden können, so genügt es, dem einschlägigen 
auswärtigen Pfarrer über die vorgenommene Trauung nachträg- 
lich amtliche Mitteilung zu machen. 

3. In keinem Falle dürfen für solche Zeugnisse irgendwelche 
Gebühren abverlangt, sondern es müssen selbe jederzeit ex 
officio, d. i. taxfrei ausgestellt werden". 

Verordnung vom 20. Januar 1848 (V. Sammlung p. 497, 4): 
„Wenn für Brautleute, von denen der eine Teil einer fremden 
Diöcese angehört, aus kanonischen Gründen Dispense in den 
Verkündigungen nachgesucht werden muss, so soll nach einem 
Übereinkommen mit den oberhirtlichen Stellen der unsere Diö- 
cese berührenden Bistümer des Königreiches Bayern der zur 
Sponsalieneinschreibung berechtigte Pfarrer, der Gelegenheit 
hatte, über das etwaige Vorhandensein von Ehehindernissen, 
und die Triftigkeit der Motive nachzuforschen, die Dispensation 
bei seinem einschlägigen Ordinariate nachsuchen, und dieses 
solle ermächtigt sein, auch die der anderen Diöcese angehörige 
Brautperson, wenn sonst kein Bedenken entgegensteht, zu dis- 
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msieren, jedoch nur für den Fall, dass für die Dispensation 
nreichende Giiinde vorhanden sind. Dies gilt auch dann, 
Bnn es sich bloss um die Dispensation von einer oder zwei 
erkündigungen handelt". 

5. Was die Form der Proklamation anlangt, so wird diese 
sstimmt durch den Zweck und durch die Gewohnheit, die 
den einzelnen Pfarreien besteht. Der Zweck, die Entdeckung 
lenfallsiger vorhandener Ehehindernisse, erfordert, dass die 
ersonen, welche die Eheschliessung beabsichtigen, so bezeichnet 
erden, dass sie von den Zuhörern sicher erkannt werden 
innen. Daher soll das Aufgebot enthalten: Vor- (Tauf-) und 
u- (Familien-) Namen, nebst Name und Wohnort der beider- 
jitigen Eltern, sowie die Aufforderung an die Gläubigen, ein 
men etwa bekanntes Hindernis anzuzeigen, endlich die Angabe, 
as wievielte Mal verkündet werde, bezw. dass Dispense von 
eiteren Verkündigungen gewährt worden sei. Falls es sich um 
ine verwitwete Person handelt, wäre auch dieser Umstand und 
er Name des verstorbenen Ehegatten anzugeben. 

Das Rituale Romanum giebt iu tit. VII. c. 1. n. 13 folgendes Formular 
ir die Proklamationen an : „Notum sit omnibus bic praesentibas, quod N. vir, 
: N. mulier, ex tali, vel tali familia, et parocbia, Deo adjuvante, Intendant 
iter se contrabere matrimonium. Proinde admonemus omnes et singulos, ut 
qais noverit aliquod consangninitatis, vel affinitatis, aut cognationis spiri- 
lalis, vel quodvis alind impedimentom inter eos esse, qnod matiimonium 
ontrahendom invicem impediat, illud quam primum nobis denuntiare debeat; 
t boc admonemus primo — (si fuerit prima vel) secundo — (si fuerit 
ecunda, vel) — tertio — (si fuerit tertia denuntiatio). 

Alle Angaben, welche geeignet sind, die Brautleute zu beschämen, sollen 
reggelassen werden z. B. die Angabe ihrer unehelichen Gebart. Die Instructio 
Ustr. fordert in § 60 (cf. oben pag. 200) auch die Angabe des Alters. Gasparri 
tract. canon. I. n. 158. pag. 91 f.) missbilligt dies, da hierin für die Braut 
iine Beschämung liegen könne; es genüge mitzuteilen, ob sie volljährig oder 
rnnderjährig seien. Es ist indes auch letzteres nicht gerade notwendig. Alle 
unn&tigen Titulaturen bleiben am besten weg, insbesondere sollen in dieser 
Beziehung nicht zu Gunsten reicher oder vornehmer Personen Ausnahmen 
gemacht werden. 

Bei Mischehen darf die Konfession des akatbolischen Teiles nicht er- 
wähnt werden. Instructio Gregors XVI. ad episcopos Bavar. d.d. 12. Sept. 1834. 

6. Wenn nach Vornahme oder Nachlassung der Verkün- 
digungen bereits zwei Monate verflossen sind, ohne dass die Ehe 
wirklich eingegangen wurde, so sind die Proklamationen zum 
Behufe der Abschliessung der Ehe zu wiederholen, weil in dem 
Verlaufe einer so langen Zeit neue Ehehindernisse entstehen 
können. 

Englmann-Stingl, Ehereeht. 14 
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Kit. Rom. tit. VII. cap. 1. n. 11: ^Si infra daos menses post fa< 
denuntiationes inatrimonium non contrahatur, denuntiationes repetantur, 
aliter Episcopo videatur". 

7. Wenn die Kontrahenten unter Umgehung der Proklami 
tionen die Ehe schliessen, so sollen sie mit kirchlicher Sin 
belegt werden und sollen bei etwaiger Entdeckung eines Binde 
nisses keine Hoffnung auf Dispense haben, und die inzwiscl 
geborenen Kinder sollen illegitim sein. Der Priester abecj 
welcher freiwillig einer solchen Eheschliessung assistiert, so! 
auf drei Jahre suspendiert, oder nach Umständen noch schwerer] 
bestraft werden. Diese Strafen sind indes ferendae, nicht lat 
sententiae. 

Das Lateranense IV. (1215) bestimmt darüber c. 3 (Com inbibitio copolae)X] 
,de clandestina despons/ IV. 3: »Si quis vero huinsmodi clandestina yf 
interdicta conjugia inire praesumpserit, in gradu prohibito etiam ignorantfii;;^ 
soboles de tali conjunctione suscepta, prorsus illegitima censeatur, de pareni 
ignorantia nuUum habitura sabsidium: cum Uli taliter contrahendo non ex- 
pertes scientiae, vel saltem aifectatores ignorantiae videantur .... Sane si, 
parochialis sacerdos tales conjunctiones prohibere contempserit , aut quilibel^ 
etiam regularis, qui eis praesumpserit interesse, per triennium ab officio 
suspendatur, gravius puniendus, si culpae qualitas postn* 
laverit. Sed bis, qui taliter praesumpserint etiam in gradu concesso copalaricj 
condigna poenitentia injungatur." 

Und das Konzil zu Vienne (1311) bestimmt in c. unic. „de consang. el 
affinit.*' IV. tit. unic. in Clement.: ,Eos, qui timore postposito divino, in 
suarum periculum animarum scienter in gradibus consanguiuitatis et affinitatis 
constitutione canonica interdictis, aut cum monialibus contrahere matrimonialiier 
non verentur: necnon religiöses et moniales ac clericos in sacris ordinibos 
constitutos matrjmonia contrahentes refraenare motu poenae ab huinsmodi 
eorum temeritatis audacia cupientes: ipsos excommunicationis sententiae ipso 
facto decernimus subjacere: praecipientes ecclesiarum praelatis, ut illos, qaos 
eis constiterit taliter contraxisse, excommunicatos publice tamdiu nnntient, 
seu a suis subditis faciant nuntiari, donec suum humiliter recognoscenies 
errorem separentur ab invicem, et absolutionis obtinere beneficium mereantar. 
Per praedicta quoque juribus, quae sie contrahentibus alias poenas imponunt, 
in nullo volumus derogari*. 

Trident. sess. 24. c. 5 de ref. matr. sagt: „Si quis intra gradus prohi- 
bitos scienter raatrimonium contrahere praesumpserit, separetur, et spe dispen- 
sationis consequendae careat; idque in eo multo magis locum habeat, qui non 
tantum matrimonium contrahere sed etiam consummare ausus fuerif. Auch 
eine Geldstrafe kann verhängt werden cf. S. Congr. Conc. d. d. 17. Febr. 1629; 
ebenso die Exkommunikation. S. Congr. Conc. d. d. 19. Jan. 1690 (cf. Santi- 
Leitner, prael. IV. pag. 112). 

8. Da die Proklamationen nur zu dem Zwecke vorgenommen 
werden, damit eventuell vorhandene Ehehindernisse entdeckt 
werden, so sind alle Gläubigen, selbst die nächsten Angehörigen 
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pensieren, jedoch nur für den Fall, dass für die Dispensation 
- hinreichende Gründe vorhanden sind. Dies gilt auch dann, 
wenn es sich bloss um die Dispensation von einer oder zwei 
Verkündigungen handelt". 

5. Was die Form der Proklamation anlangt, so wird diese 
bestimmt durch den Zweck und durch die Gewohnheit, die 
in den einzelnen Pfarreien besteht. Der Zweck, die Entdeckung 
allenfallsiger vorhandener Ehehindernisse, erfordert, dass die 
Personen, welche die Eheschliessung beabsichtigen, so bezeichnet 
werden, dass sie von den Zuhörern sicher erkannt werden 
können. Daher soll das Aufgebot enthalten: Vor- (Tauf-) und 
Zu- (Familien-) Namen, nebst Name und Wohnort der beider- 
seitigen Eltern, sowie die Aufforderung an die Gläubigen, ein 
ihnen etwa bekanntes Hindernis anzuzeigen, endlich die Angabe, 
das wievielte Mal verkündet werde, bezw. dass Dispense von 
weiteren Verkündigungen gewährt worden sei. Falls es sich um 
eine verwitwete Person handelt, wäre auch dieser Umstand und 
der Name des verstorbenen Ehegatten anzugeben. 

Das Rituale Romanum giebt iu tit. VII. c. 1. n. 13 folgendes Formular 
für die Proklamationen an : „Notum sit omnibus hie praesentibus, quod N. vir, 
et N. mulier, ex tali, vel tali familia, et parochia, Deo adjuvante, Intendant 
inter se contrahere matrimonium. Proinde admonemus omnes et singulos, ut 
si qnis noverit aliquod consanguinitatis, vel affinitatis, aut cognationis spiri- 
tnalis, vel quodvis aliud impedimentum inter eos esse, quod matrimonium 
' contrahendum invicem impediat, illud quam primum nobis denuntiare debeat; 
I et hoc admonemus primo — (si fuerit prima vel) secundo — (si fuerit 
secunda, vel) — tertio — (si fuerit tertia denuntiatio). 

Alle Angaben, welche geeignet sind, die Brautleute zu beschämen, sollen 
weggelassen werden z. B. die Angabe ihrer unehelichen Geburt. Die Instructio 
Aastr. fordert in § 60 (cf. oben pag. 200) auch die Angabe des Alters. Gasparri 
(tract. canon. I. n. 158. pag. 91 f.) missbilligt dies, da hierin für die Braut 
eine Beschämung liegen könne; es genüge mitzuteilen, ob sie volljährig oder 
minderjährig seien. Es ist indes auch letzteres nicht gerade notwendig. Alle 
annötigen Titulaturen bleiben am besten weg, insbesondere sollen in dieser 
Beziehung nicht zu Gunsten reicher oder vornehmer Personen Ausnahmen 
gemacht werden. 

Bei Mischehen darf die Konfession des akatholischen Teiles nicht er- 
wähnt werden. Instructio Gregors XVI. ad episcopos Bavar. d.d. 12. Sept. 1834. 

6. Wenn nach Vornahme oder Nachlassung der Verkün- 
digungen bereits zwei Monate verflossen sind, ohne dass die Ehe 
wirkUch eingegangen wurde, so sind die Proklamationen zum 
Behufe der Abschhessung der Ehe zu wiederholen, weil in dem 
Verlaufe einer so langen Zeit neue Ehehindernisse entstehen 
können. 

"EnglmaLnn-Stingl, Ebereebt. \K 
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Kit. Rom. tit. VII. cap. 1. n. 11: ^Si infra duos menses post fa 
denuntiationes inatrimonium non contrahatur, denantiationes repetantur, 
aliter Episcopo videatur*. 

7. Wenn die Kontrahenten unter Umgehung der Proklama^ 
tionen die Ehe schliessen, so sollen sie mit kirchlicher S 
belegt werden und sollen bei etwaiger Entdeckung eines Hin 
nisses keine Hoffnung auf Dispense haben, und die inzwisch 
geborenen Kinder sollen illegitim sein. Der Priester aber,; 
welcher freiwiUig einer solchen Eheschliessung assistiert, soll 
auf drei Jahre suspendiert, oder nach Umständen noch schwerer 
bestraft werden. Diese Strafen sind indes ferendae, nicht latae 
sententiae. 

Das Lateranense IV. (1215) bestimmt darüber c. 3 (Com inhibitio copalae) X. 
,,de clandestina despons.*' lY. 3: „Si quis vero huiusmodi clandestina Yd^ 
interdicta conjugia inire praesumpserit, in gradu prohibito etiam ignoranier, 1 
soboles de tali conjunctione suscepta, prorsus illegitima censeatur, de parentoM^^ 
ignorantia nuUum habitura subsidium: cum illi taliter contrahendo non ex- 
pei-tes scientiae, vel saltem aifectatores ignorantiae videantur .... Sane si 
parochialis sacerdos tales conjunctiones prohibere contempserit, aut qnilibel ' 
etiam regularis, qui eis praesumpserit interesse, per triennium ab officio - 
suspendatur, gravius puniendus, si culpae qualitas postu- < 
laverit. Sed bis, qui taliter praesumpserint etiam in gradu conceaso copalari, \ 
condigna poenitentia injungatur.** 

Und das Konzil zu Vienne (1311) bestimmt in c. unic. „de consang. et 
affinit.*' IV. tit. unic. in Clement.: ,Eos, qui timore postposito divino, in 
suarum periculum animarum scienter in gradibus consanguiuitatis et affinitatis 
constitutione canonica interdictis, aut cum monialibus contrahere matrimonialiier 
non verentur: necnon religiöses et moniales ac clericos in sacris ordinibos 

I 

constitutos matrimonia contrahentes refraenare motu poenae ab huiusmodi 
eorum temeritatis audacia cupientes: ipsos excommunicationis sententiae ipso 
facto decernimus subjacere: praecipientes ecclesiarum praelatis, ut illos, qoos 
eis constiterit taliter contraxisse, excommunicatos publice tamdiu nuntiant, 
seu a suis subditis faciant nuntiari, donec suum humiliter recognoscentes 
errorem separentur ab invicem, et absolutionis obtinere beneficium mereantur. 1 
Per praedieta quoque juribus, quae sie contrahentibus alias poenas imponunt, 
in nullo voluraus derogari*. 

Trideut. sess. 24. c. 5 de ref. matr. sagt: „Si quis intra gradus prohi- 
bitos scienter raatrimonium contrahere praesumpserit, separetur, et spe dispen- 
sationis consequendae careat; idque in eo multo magis locum habeat, qui non 
tantum matrimonium contrahere sed etiam consummare ausus fuerit'^. Auch 
eine Geldstrafe kann verhängt werden cf. S. Congr. Gonc d. d. 17. Febr. 1629; 
ebenso die Exkommunikation. S. Congr. Conc. d. d. 19. Jan. 1690 (cf. Santi- 
Leitner, prael. IV. pag. 112). 

8. Da die Proklamationen nur zu dem Zwecke vorgenommen 
werden, damit eventuell vorhandene Ehehindernisse entdeckt 
werden, so sind alle Gläubigen, selbst die nächsten Angehörigen 
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id Freunde der Brautleute nicht ausgenommen, falls sie von 
lem Hindernisse, das der beabsichtigten EheschHessung im 
^ege steht, Kenntnis haben, aus christlicher Nächstenliebe und 

Gehorsam gegen die Kirche sub gravi verpflichtet, dem 

jhus proprius der Brautleute davon Mitteilung zu machen, 

Ibst dann, wenn das Hindernis geheim ist und sie es zwar 

Lt zu beweisen vermögen, aber doch ihrer Sache moralisch 
jwiss zu sein glauben. 

Entbunden sind von dieser Verpflichtung: 

1. Alle jene Personen, denen ihr Beruf Stillschweigen 
ferlegt, '"wie Beichtväter, Arzte, Advokaten, Hebammen; nicht 

)er sind jene davon befreit, denen eine solche Thatsache nur 
privatim unter dem Siegel der Verschwiegenheit anvertraut 
rde, selbst dann nicht, wenn sie eidlich Verschwiegenheit 
dobt hätten; 

2. solche Personen, die aus der Anzeige für sich selbst 
grossen Nachteil zu befürchten haben; 

3. Personen, die annehmen zu dürfen glauben, die Anzeige 
[werde den in bona fide einander ehelichenden Brautleuten 
[achaden oder bei anderen grosses Ärgernis erregen; 

4. jene, die von dem Hindernis durch eine unglaubwürdige 
Person wissen, oder sich überhaupt nicht mehr erinnern können, 
von wem sie es gehört haben (cf. Schnitzer, Eherecht pag. 126). 

9. Staatlicherseits wird gleichfalls ein Aufgebot verlangt. 
§ 1316 des BürgerHchen Gesetzbuches bestimmt: „Der Ehe- 
Schliessung soll ein Aufgebot vorhergehen. Das Aufgebot ver- 
liert seine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen sechs Monaten 
nach Vollziehung des Aufgebotes geschlossen wird. 

Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn die lebensgefährliche 
Erkrankung eines der Verlobten den Aufschub der Eheschlies- 
suug nicht gestattet. 

Von dem Aufgebote kann Befreiung bewilligt werden''. 

Dazu die Bestimmungen des Gesetzes „über die Beurkun- 
dung des Personenstandes und die Eheschliessung" vom 6. Febr. 
1875 in der Fassung des Artikels 46 des Einführungsgesetzes 
zum B. G. B. 

§ 44. „Für die Anordnung des vor der EheschHessung zu 
erlassenden Aufgebotes ist jeder Standesbeamte zuständig, vor 
dem nach § 1320 des Bürgerlichen Gesetzbuches die Ehe ge- 
schlossen werden darf''. 

U* 
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§ 1320 des B. G. ß. Abs. 2: „Zuständig ist der Staa 
beamte, in dessen Bezirk einer der Verlobten seinen Wd 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Hat keiner der Verlobten seinen Wohnsitz oder seinen 
wohnlichen Aufenthalt im Innland (d. h. im Gebiete des deu 
Reiches) und ist auch nur einer von ihnen ein Deutscher, 
wird der zuständige Standesbeamte von der obersten Aufsi 
behörde des Bundesstaates, dem der Deutsche angehört (also 
Bayern vom kgl. Staatsministerium des Innern), und wi 
dieser keinem Bundesstaate angehört, von dem Reichskan 
bestimmt. 

Unter mehreren zuständigen Standesbeamten haben 
Verlobten die Wahl." 

§ 45 (des Gesetzes ,,über die Beurk. d. Personenstandes etc. 

I. „Vor Anordnung des Aufgebotes sind dem Standes, 
amten die zur Eheschliessung gesetzlich notwendigen Erford 
nisse als vorhanden nachzuweisen". 

Dies geschieht in Bayern in der Regel durch die Vorlage des di 
polizeilichen Verehelichungszeugnisses; allein der Standesbeamte ist 
Zwecke der Nachprüfung der Voraussetzungen zur Eheschliessung be 
und auch sogar verpflichtet, trotz der Vorlage des Verehelichungszeugni 
auch alle diejenigen Urkunden zu verlangen, die den Beteiligten mit d 
Verehelichungszeugnisse von der Distriktsverwaltungsbehörde zurückgegel 
wurden (cf. § 40 Anmerk. pag. 118), 

II. „Insbesondere haben die Verlobten in beglaubigter Fo 
beizubringen : 

1. ihre Geburtsurkunden, 

2. die zustimmende Erklärung derjenigen, deren Einwilliri 
gung nach dem Gesetze erforderlich ist (cf. § 40, 2 b. pag. 110 1). 

III. Der Beamte kann die Beibringung dieser Urkunden 
erlassen, wenn ihm die Thatsachen, welche durch dieselben 
festgestellt werden sollen, persönlich bekannt, oder sonst glaub- 
haft nachgewiesen sind. Auch kann er von unbedeutenden Ab- 
weichungen in den Urkunden, beispielsweise von einer ver- 
schiedenen Schreibart der Namen oder einer Verschiedenheit 
der Vornamen absehen, wenn in anderer Weise die Persönlich- 
keit der Beteiligten festgestellt wird. 

IV. Der Beamte ist berechtigt, den Verlobten die eidesstatt- 
liche Versicherung über die Richtigkeit der That-sachen abzu- 
nehmen, welche durch die vorliegenden Urkunden oder die 
sonst beigebrachten Beweismittel ihm nicht als hinreichend fest- 
gestellt erscheinend.'' 
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n, das Mangelnde zu ersetzen, das Irrige zu berichtigen, 
ienselben die Pflichten ihres künftigen Standes kräftig und 
^erzlich vor Augen zu halten, sie vor Abwegen zu warnen und 
alles aufzubieten, was beitragen kann, ein christliches geordnetes 
i^Fanailienleben, die grösste Stütze der Kirche und des Staates, 
^xa gründen. Unberechenbar ist der Schaden, wenn die Seel- 
kiorger nachlässig sind in diesem Zweige ihres Amtes. 
y Die Art und Weise der Vornahme dieses Examens lehrt die 
r Pastoraltheologie. Das Manuale Rituum der Diöcese Regensburg 
, vom Jahre 1895 giebt darüber sehr schön folgende Grundsätze 
an (tit. VI. n. 2-4, pag. 138—140): 

„Sponsalibus debet praemitti examen sponsorum, nisi quan- 
' doque ex rationabih causa visum fuerit, illud initis jam sponsa- 
'^ libus instituere: numquam vero ad Ultimos ante copulationem 
dies difEerri debet. 

Quantum intersit, ut hoc examen solertia quanta fieri 
possit maxima instituatur, ad oculum patet. Finis enim huius 
examinis est, ut primum omnia, quae obstare possint matri- 
monio legitime contrahendo, mature detegantur et remedium 
dispensationis sive a Summo Pontifice sive ab Ordinario peteii- 

dum obtineatur 

Dein de qualem illi religionis suae cognitionem sibi com- 
paraverint, comperiet, scilicet defectum scientiae suppleturus, 
errores correcturus, praejudicia refutaturus. 

Tertio qua intentione, quo fine, qua casta inter se conver- 
satione et pura conscientia matrimonium a Christo ad Sacra- 
menti dignitatem elevatum inire debeant, quae gravissima con- 
jugalis amoris, sanctae thori fidei, mutui ad extremum halitum 
adjutorii, prolium christiano modo educandarum, famulitii debite 
regendi ofEicia explenda habeant, et quibus mediis haec omnia 
praestare possint, diligenter edocebit; denique etiam quem 
statum conscientiae habeant, si non edoctus, saltem suspicatus, 
de necessitate et modo eandem confessione generali antea ex- 
piandi, atque de methodo vitae in posterum more hominis vere 
christiani instituendae et continuandae monita saluberrima dabit, 
vix ullo unquam tempore maiori fructu et animo raagis docili 
excipienda. 

Ceterum etsi haec institutio (quam prorsus piam, brevem, 
castam, cautam, circumspectam et opportunam esse oportet) 
non minus quod summa eius capita, quam quod modum respi- 
cit, captui, aetati, indigentiis ac conditioni personarum rite 
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accommodari debeat, adeo ut alia 8ane ratione cum rudioribus, alia 
respectu personarum cultioris et nobilioris conditionis agendum 
sit; neque tarnen uUo unquam sub titulo et praetextu omnis 
institutio et exhortatio prorsns oinitti debet.'* 

Cf. Stapf, Pastoralunterricht, pag. 40—58; Gassner, Das Sakrament der 
Khe , pag. 374 ff. ; H. Enck , Das Brautexamen ; Schüch , Pastoraltheologie, 
§ 351 u. a. 



IV. Kapitel. 



Von der Eheschliessimg. 



§ 59. 
Erfordernisse der göltigen Eheschliessung. 

1. Zur gültigen Eheschliessung wird erfordert: 

a) dass die Kontrahenten frei seien von jedem trennenden 
Ehehindernisse, oder, falls zwischen ihnen ein solches 
vorhanden war, davon Dispense erlangt haben: 

b) dass sie gegenseitig frei ihre Einwilligung in genügender 
Weise kundgeben (consensus verus, mutuus über, suffi- 
cienter manifestatus) ; 

Ohne genügende Eonsenserklärung ist keine Ehe denkbar (consensus facit 
matrimoninm). Den fehlenden Konsens kann niemand ergänzen, auch die Kirche 
nicht. Uier gilt am allerwenigsten der so vielfach missbräuclilich angewandte 
Satz: Supplet mater ecclesia. Der Konsens muss sein: mutuus, d. i. gegen- 
seitig, von beiden Teilen ausgedrückt, verus, d. i. wahr, nicht fingiert; die 
Wahrheit des einmal gegebenen Konsenses wird präsumiert; ein fingierter 
Konsens dürfte schwer zu beweisen sein; über, frei, nicht gegeben unter 
dem Einflüsse von Irrtum, Furcht oder Zwang; suflicienter manifestatus, 
genügend kundgegeben; diese Kundgebung hat in der Regel durch Worte zu 
geschehen, kann aber auch durch Zeichen und Winke geschehen, z. B. bei 
Stummen, Tauben, Taubstummen, ja selbst bei Sprachfähigen, bei besonders 
schamhaften Bräuten, z. B. wenn die Braut, nachdem der Bräutigam seinen 
Konsens ausgesprochen hat, ihm die Hand reicht, weil sie vor Bewegung nicht 
zu sprechen vermag, (was jedoch in unserer nüchtern angelegten Zeit selten 
vorkommen dürfte). Ferner kann der Konsens ausgesprochen werden durch 
einen Dolmetscher, in Briefen, die aber dann vor dem parochus proprius 
und den Zeugen vorgelesen werden müssen, auch durch einen Prokurator 
der aber mit einem speziellen, zur Zeit der Eingehung der Ehe nicht wider- 
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rufenen Mandate versehen sein müsste. Letzteres kommt bei fürstlichen Per- 
sonen bisweilen vor und darf nicht ohne bischöfliche Bewilligung gestattet 
werden. Derartige Kontrahenten müssten (in tridentinischen Ländern wenigsteos) 
nachträglich den Konsens in tridentinischer Form erneuern und die priester- 
liche Einsegnung empfangen. 

c) dass diese Kundgebung des Konsenses in gleichzeitiger, j 
moralischer Anwesenheit des eigenen Pfarrers (parochus 
proprius), oder mit seiner oder des Bischofs Erlaubnis, 
eines anderen Priesters und wenigstens zweier Zeugen 
erfolge. 

2. Der Pfarrer, vor welchem die Konsenserklärung stattzu- 
finden hat, muss der eigene Pfarrer (parochus proprius) des einen 
oder anderen Brautteiles sein und zwar rücksichtlich des Domi- 
zils oder Quasidomizils, nicht bloss des Geburtsortes (parochus 
domicilii veri vel quasidomicilii, non originis tantum seu nati- 
vitatis). 

Über die BegriiFe domicilium verum und quasi domicilium cf. § 57. 3. ^ 
pag. 202 f. 

Ein Quasidomizil haben: 

a) die Zöglinge einer höheren Lehranstalt in der Pfarr^' 

innerhalb deren Grenzen die Anstalt selber liegt; 
ß) Soldaten, welche nur eine bestimmte Zeit unter d^ 
Fahne dienen, um alsdann in die Heimat zurückzi^ 
kehren, an der Pfarrei ilirer Garnison; 
y) die Zöglinge männlicher und weiblicher Erziehung^ 
Institute in den Pfarreien, in deren Bereich diese In 
stitute gelegen sind; 
d) Dienstboten in den Pfarreien, in welchen ihre Dienst- 
herrschaften wohnen; 
s) Pfründner und Armenhäusler öffentlicher Wohlthätig 
keitsanstalten in den Pfarreien, worin diese Anstalter 
selbst gelegen sind; 
C) die Sträflinge in Gefangenanstalten und Zuchthäuser! 
in den Pfarreien, worin diese Häuser liegen. Dai 
Quasidomizil erwerben sie jedoch erst mit ihrer Ver 
urteilung zur zeitweisen oder lebenslänglichen Kerker 
strafe, nicht für die Dauer der Untersuchungshaft. 
Die militia stabilis (Offiziere, Kapitulanten) hat ein domi 
cilium verum am Garnisonsorte, ebenso Beamte am Ort ihre 
Amtssitzes (domicilium necessarium, legale). 

Kein quasidomicilium wird begründet durch längeren Aul 
enthalt an einem Orte: 
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d) während einer Reise, 

ß) zur Erholung, 

y) eines Geschäftes halber. 

Verloren wird das domicilium, wenn jemand von einem 
Orte wegzieht und nicht mehr dorthin zurückzukehren gedenkt; 
E aber er bleibt bis zur letzten Stunde, die er noch dort zubringt, 
Angehöriger des Pfarrsprengels. 

Es kann jemand nicht bloss neben seinem domicilium verum 
noch ein oder mehrere quasidomicilia, sondern sogar zwei domi- 
cilia Vera haben, wenn er nämlich an beiden Orten jährlich 
gleich lange verweilt und es immer so zu halten Willens ist; 
währt der Aufenthalt nicht (moralisch) gleich lange, so hat er 
da sein Domizil, wo er die längste Zeit des Jahres zu wohnen 
pflegt. 

Gültig nun kann die Ehe vor jedem parochus proprius 
domicilii sive veri sive quasi talis entweder des Bräutigams oder 
der Braut, oder der beiden geschlossen werden; d. h. also vor 
jedem Pfarrer, in dessen Sprengel zur Zeit der Eingehung der 
Ehe eine Brautperson ein Domizil besitzt. 

Ein Bedenken könnte hinsichtlich des in Bayern nötigen Yerehelichnngs- 
Zeugnisses entstehen. Diese werden gelöst durch die Verordnung vom 21. Januar 
1848 (Verord. Sammlung pag. 494): 

,a) Wenn beide Brautpersonen bereits vor Eingehung der Ehe in dem 
Pfarrbezirke, auf welchen der Konsens (= Verehelichungszeugnis) gegeben ist, 
wohnen oder zu wohnen angefangen haben und auch in Zukunft dort zu wohnen 
gedenken, so ist dieser Pfarrer allein berechtigt, der Ehe gültig zu assistieren, 
es mögen die Kontrahenten vorher in diesem oder in einem anderen Pfarr- 
sprengel ihr domicilium besessen haben. 

b) Wenn nur ein Teil an diesem Orte wohnt, oder zu wohnen ange- 
fangen hat, der andere aber sein Domizil in einem fremden Pfarrbezirke noch 
nicht verlassen hat, so kann jeder der betreffenden Pfarrer der Ehe gültig 
assistieren. 

e) Hat noch keiner der beiden Kontrahenten an dem Konsensorte zu 
wohnen angefangen, so kann der Pfarrer, zu dessen Sprengel der Konsensort 
gehört, ihrer Ehe propria auctoritate nicht gültig assistieren, sondern er 
bedarf einer ausdrücklichen Delegation durch den parochus domicilii entweder 
des Bräutigams oder der Braut.** 

Dazu erklärt die bischöfliche Verordnung vom 23. Dezember 1868 (Ver. 
Bl. pag. 91): „Heimat im Sinne des Gesetzes „über Heimat, Verehelichung und 
Aufenthalt"* v. 16. April 1868 und Domizil im kirchenrechtliche Sinne sind 
nicht eines und dasselbe. Demnach kann der Pfarrer, in dessen Pfarrei 
Brautleute laut ihres Verehelichungszeugnisses heimatberechtigt sind, ihrer 
Ehe nur dann gültig assistieren, wenn beide Teile oder doch ein Teil zur J 
Zeit der Eheschliessung in seiner Pfarrei ein domicilium oder quasi tale M 
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besitzen; ausserdem bedarf er einer ausdrücklichen Delegation durch den 
parochus domicilii des Bräutigams oder der Braut.* 

Indessen bezieht sich alles das auf Gültigkeit der Assistenz. Wer 
dagegen erlaubt der Eheschliessung assistieren kann, ist durch die Parti- 
kalargesetzgebung genau bestimmt, wodurch auch die Schwierigkeiten, die sich 
bei Ermittelung des parochus proprius in manchen Fällen ergeben könnt«ii, 
verschwinden (cf. § 60). 

Zur gültigen Eheschliessung genügt die Assistenz des paro- 
chus proprius nicht nur, wenn er der Eheschliessung in seiner 
eigenen Pfarrei assistiert, sondern auch ausserhalb derselben, 
ja sogar ausserhalb seiner Diöcese. Nur bei einer feierlicheö 
Eheschliessung ausserhalb seiner Pfarrei müsste er zur erlaubten 
Assistenz die Erlaubnis des betreffenden Pfarrers, bezw. Bischofes 
nachsuchen. 

3. Domizillose (vagi) kontrahieren die Ehe gültig vor dem 
Pfarrer des Ortes, wo sie sich aufhalten. 

Vagus est, qui priore relicta parochia nondum in aliam 
definit sedera ; tunc enim revera est sine parochia, dum priorem 
amisit et aliam nondum acquisivit. (Acta S. Sed. XIX. 238.) 
Dies gilt insbesondere von den ihre Miete oft wechselnden Be- 
w^ohnern grosser Städte, die in mehrere Pfarrbezirke geteilt sind; 
es gilt also auch hier als wohnsitzlos quoad matrimonium, qui 
relicta parochia nondum statuit ad quam migraturus sit, et 
quaerens domum, Interim in aliqua parochia ad breve tempus 
hospitetur (Acta S. Sed. XIX. 238 f.). 

Man muss sich indes wohl hüten, jemanden, der nur that- 
sächlich, sei es auch auf längere Zeit, seinen Wohnsitz, an den 
er wieder zurückkehren will, verlassen hat, mit einem Wohn- 
sitzlosen zu verwechseln; ein solcher verliert seinen Wohnsitz 
(domicilium) durch seine Abwesenheit nicht und ward an dem 
Orte, an welchem er sich gerade aufhält, peregrinus, hospes ge- 
nannt. 

Benedikfc XIY., Institut. 33, n. 10: „Attamen peregrinus et vagus sine ullo 
discrimine non semel confunduntur ; vagus ille appellandus est, qui relicto suo 
domicilio sedem in eicteris terris inquirit .... Peregrinus autem is nuncu- 
patur, qui ea voluntate iter facit, ufc ad pristinum domicilium exacta pere- 
grinatione revertatur." Cf. Schnitzer, Eherechfc, pag. 179. Anm. 4. 

Hat jedoch einer der Kontrahenten ein Domizil, der andere 
aber nicht, so kann die Ehe vor dem Pfarrer des Domizils ge- 
schlossen w^erden ; die Eheschliessung findet als gültig auch am 
jeweiligen Aufenthaltsorte statt. S. Congr. Conc. d. d. 30. April 1661 : 
„Certum quippe est, quod vagi valide contrahunt coram parocho 
illius loci, ubi actu veraantur . . . sive uterque conjux, sive alter 
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ex ipsis tantum vagus sit/* Doch ist dazu die Erlaubnis des 
Ordinariates einzuholen, dem der Fall vorzulegen ist. 

Trid. sess. XXIV. c. 7. de reform, matr.: ,Multi sunt, qui vagantar et 

incertas habent sedes, et, nt improbi sunt ingenii, prima uzore relicta aliam et 

plemmque plures illa vivente diversis in locis ducunt. Cai morbo cupiens 

sancta synodus occurrere, omnes ad quos spectar, pateme monet, ne hoc genus 

hominum vagantium ad matrimonium facile recipiant; magistratus etiam 

saeculares hortatur, ut eos severe coerceant. Parochis autem praecipit, ne 

I illomm matrimoniis intersint, nisi prius diligentem inquisitionem fecerint, et 

readordinariam delata ab eolicentiamid faciendi obtinuerint.* 

Instr. Austr. § 73: ^Copulationera eorum, qui nee verum, nee quasi- 

domicilium habent, peragere non licet, antequam episcopus ipse licentiam 

\ concesserit.* 

r Die Gültigkeit der Ehe hängt indessen von der Beobachtung dieser Vor- 

• Schrift nicht ab. 

4. Ein anderer Priester, der nicht parochus proprius ist, 
bedarf zur gültigen Assistenz bei der Eheschliessung einer aus- 
drücklichen Delegation (licentia expressa), welche allgemein oder 
für den speziellen Fall gegeben sein kann (sive generahs , sive 
' specialis). Es genügt zwar auch eine stillschweigende Delegation, 
nicht aber eine präsumierte (tacita, non autem praesumpta). 

Die Delegation zur Vornahme der Eheassistenz muss aus- 
drücklich gegeben werden (licentia expressa). Es ist nicht ge- 
rade notwendig, dass dieselbe schriftlich gegeben werde, sondern 
es genügt auch die mündlich gegebene, da das Tridentinum 
eben über die Art und Weise, wie die Delegation gegeben werden 
müsse, nichts vorschreibt. Der Bischof könnte zwar verordnen, 
dass die Delegation nur schriftlich gegeben werde, allein die 
Gültigkeit der Ehe könnte er davon nicht abhängig machen. 
S. Congr. Conc. d. d. 28. Nov. 1789 (in Bosanensi Visit.). 

Eine präsumierte Delegation (licentia praesumpta) würde 
nicht genügen, wohl aber eine stillschweigende (tacita). 
Stillschweigend ist die Delegation dann gegeben, wenn der 
Pfarrer sich darüber zwar weder mündlich, noch schriftlich er- 
klärt, wenn er aber Handlungen vorgenommen hat, aus 
welchen man mit vollem Rechte schliessen kann, dass er Willens 
gewesen sei, die Erlaubnis zur Vornahme der Trauung zu er- 
teilen. Von dieser stillschweigend gegebenen Delegation unter- 
scheidet sich die bloss präsumierte dadurch, dass bei letzterer 
der berechtigte Pfarrer keine solchen Handlungen vorgenommen 
hat. Es ist jedoch sehr zu raten, ausser dem Drange der 
äussersten Not keine Trauung ohne ausdrückliche Delegation 
vorzunehmen. 



222 Delegation. 

Instr. Austriaca § 47: ^Quod licentia matrimonio assistendi ab eo, cai 
competit, tacite collata sit, foederis coniugalis valori haud obest ; attamen a,hB-\z 
que urgentissima quadam necessitate copulationem non peragat, cui a parocho^ 
vel ab Ordinario ipso facultas expresse haud facta sit. Licentia raere prae- 1 
sumpta non sufficit; neque juvat, quod delegandi jus habens de ea requisitus 
reapse eam concessurus fuisset, aut rem postmodum ratam habeat/ 

Für die schriftlich zu gebende Delegation giebt das Rituale Romanamin 
tit. X. cap. 5. an: „Ceterum si alleri Presbytero ab Ordinario vel a parocho 
ipsa facultas facta sit conjungendi aliquos, id in libro proprii Parochi sie 
adnotetur ipsius parochi manu: 

j,N, Presbyter vel Capellanus Ecciesiae S,, de licentia Reverendissimi j 
Episcopi N.f seu N. eius Vicarii loci N, aufc mea, quae penes me exstat, N., '• 
filium y, et N. etc. etc. in matrimonium conjunxit, etc. etc. et ego N.^ parochus 
N., subscripsi et testor, rem ita se habere.'* 

Die licentia expressa wird wiederum unterschieden in licentia I 
specialis und generalis. Durch die licentia specialis wird einem 
nach Vor- und Zuname, Stand etc. etc. genau bestimmten Priester 
die Assistenz bei einer genau bestimmten Eheschliessung dele- 
girt; durch die licentia generalis wird die Vollmacht gegeben, 
entweder für alle Eheschliessungen oder aber überhaupt für die 
gesamte Seelsorge (und Verwaltung des Pfarramtes). 

Wurde ein Priester für die Ausübung der gesamten Seel- 
sorge und zwar absolute, plene et absque ulla ministerii paro- 
chialis restrictione, so kann ihm die Erlaubnis, den Eheschlies- 
sungen gültig zu assistieren, weder vom Pfarrer, noch auch vom 
Bischöfe entzogen werden. S. Congr. Conc. in Bosanensi d. d. 
28. Nov. 1789. 

Von einer licentia generalis kann auch in dem Sinne die 
Rede sein, dass bestimmten Brautleuten die Erlaubnis erteilt 
wird, die Ehe vor irgend einem Priester, den sie sich frei 
wählen, zu schhessen. S. Congr. Conc. d. d. 15. Juni 1586. 

Doch hüte man sich hier vor einer zu allgemein gehaltenen Delegation! 
Zu empfehlen ist hier, die Delegation eines dem Stande nach bezeichneten 
Priesters z. B.: Ich delegiere für Eheschliessung der Brautleute N. und N. den 
der zeitigen Pfarrer inX., oder einen jeden Seelsorgspriester der PfaiTei X. mit 
dem Rechte zu subdelegieren. 

Die Delegation kann ferner gegeben sein persönlich oder 
durch eine Mittelsperson. 

Telegraph ische Delegationen wurden zwar partikular- 
rechtlich verboten, weil sie der nötigen Sicherheit entbehren; 
sie sind aber gültig, selbst dann, wenn sie dem bischöfUchen 
Verbote entgegen erteilt werden. 

Verboten sind sie z. B. in der Diöcese Seckau durch Vorordnung vom 
22. Februar 1873. Für die Diöcese Regensburg lautet die Verordnung vom 
13. Mai 1873 (Ver. Bl. pag. 83) : 
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I 91 ^ir sind veranlasst, abzuordnen, dass inskünftig Delegationen zur 

Aromaluiie von Trauungen nicht auf telegraphischem Wege erteilt werden 
«flrfen. Solche Delegationen müssen vielmehr, wie bisher, mündlich oder 
Jdarch schriftliche Mitteilung geschehen; und muss letztere so beglaubigt 
^ftein, dass für deren Authenticität volle Sicherheit besteht, — eine Sicher- 
heit, wie sie durch ein Telegramm keineswegs gewährt wird/ 

Wurde die Delegation durch eine Mittelsperson gegeben, z.B. durch 
den einen Brautteil oder dessen Verwandte, oder Hochzeitsgäste u. s. w., und 
glanbt der Delegierte in die Glaubwürdigkeit derselben Zweifel setzen zu müssen, 
80 empfiehlt Schnitzer (Eheiecht pag. 185 Anm. 6), an den parochus proprius 

1 zn telegraphieren (mit bezahlter Rückantwort) und nach Empfang dieser Ant- 
wort die Trauung vorzunehmen oder zu verweigern. Auch die blosse Be- 
~ hauptung eines Priesters, vom zuständigen Pfarrer zur Trauung ermächtigt 
zu sein, genügt nicht, um die Delegation als sicher erkennen zu lassen, und 
Ist daher eine solche Ehe nichtig. S. Congr. Conc. d. d. 30. Juli 1701 und 
3. Sept. 1707. 

5. Das Recht, einen Priester, der nicht parochus proprius 
der Brautleute oder eines derselben ist, zur Vornahme der 
Trauung zu delegieren, hat nicht bloss der parochus proprius, 
sondern auch der Bischof, sede vaccante der Kapitularvikar, 
und der Papst, auch der Generalvikar, wenn seine Gewalt hierin 
nicht ausdrücklich beschränkt ist. Und zwar kann die Dele- 
gation auch erfolgen ohne Wissen und gegen den Willen des 
parochus proprius, was aber für gewöhnlich nicht geschieht. 
Delegiert kann nur ein Priester werden, nicht aber auch z. B. 
ein Diakon, wenn dieser auch parochus wäre. 

Der zur Vornahme der Trauung Delegierte kann nicht wieder 
einen anderen Priester subdelegieren, ausser: 

a) wenn er ausdrücklich dazu die Befugnis erhielt (dele- 
gatus cum jure expresso subdelegandi), 

b) wenn er delegiert ist allgemein für alle Seelsorgsarbeiten 
oder für alle Ehesachen (delegatus ad universitatem 
causarum), 

c) wenn er vom Papste delegiert ist (delegatus Sedis Apo- 
stolicae). 

Instr. Austr. § 48: „Qui licentiam matrimonio assistendi pro univei-sitate 
casuum accepit, eam pro singulis casibus alii sacerdoti concedere potest. Qui 
licentiam istam pro .singulo casu accepit, jure subdelegandi caret, nisi expresse 
ipsi coUatum sit.** 

Als delegatus ad universitatem causarum gilt der Pfarr- 
provisor (= Verweser einer erledigten Pfarrei). S. Congr. Conc. 
d. d. 10. März 1770. 

Der Kooperator erscheint als delegatus ad universitatem 
causarum nur dann, wenn er vom Bischöfe hierfür allgemein 
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autorisiert wurde, oder vom Pfarrer allgeuiein delegiert wi 
ferner wenn er während der Abwesenheit des Pfarrers 
Pfarrei verwaltet; in letzterem Falle selbst dann, wenn er voi 
Pfarrer nur die allgemeine Erlaubnis erhielt, die notwendij 
Sakramente zu verwalten. S. Congr. Conc. d. d. 23. Juni li 

In der Diöcese Regensburg ist beim Ableben eines Pfc 
dem Dekan oder in dessen Ermangelung dem Kammerer de 
Kapitels die Vollmacht gegeben, Interim et provisorie eine 
Pfarrvikar aufzustellen. (Constitut. dioee. Append. § IX. n. 2.)|- 
Dieser hat damit das Recht, den Eheschliessungen zu assistiei 
und auch andere Priester dazu zu subdelegieren. 

Delegiert, bezw. subdelegiert, zur Assistenz für die Ehe 
Schliessung kann nur ein Priester werden, also nicht eil 
Kleriker, auch nicht ein Majorist, selbst wenn er Pfarrer ode 
Kardinal wäre. Damit die Delegation Gültigkeit habe, muss 
von dem Delegierten angenommen worden sein. Ein PriesteTtj 
welcher der Eheschliessung assistiert, ohne Kenntnis davon zr 
haben, dass er, sei es a jure oder ab homine dazu delegiert sei, 
handelt immer unerlaubt, weil er das hl. Sakrament der Ehe] 
der Gefahr der Nullität aussetzt, (cf. Santi-Leitner, prael. IV, 
pag. 148.) 

Die S. Congi*. Conc. d. d. 5. Dezember 1626 und 15. April 1628 entschied ;S 
auf die Frage: „utrum matrimonium contractum coram sacerdote extraneo, ; 
qui habet licentiam a proprio parocho unius ex contrahentibus, et ignorat se 
habere illam, prout etiam unus ex contrahentibus ignorat, sit validum?' ' 
, Matrimonium, ut supra, contractum a Sacerdote, qui neqne certam neque i 
praesumptam scientiam, se habere licentiam a proprio parocho habet, non 
esse validum.* (ibidem pag. 149.) 

Da die Delegation ein Akt reiner Konnivenz von selten des 
Deleganten ist, so kann sie von der Erfüllung einer Bedingung 
abhängig gemacht werden. 

Wird die Bedingung nicht erfüllt, so ist die Delegation 
nichtig. 

Ist jedoch die der Delegation beigefügte Bestimmung nicht so fast als 
eigentliche Bedingung (conditio sine qua non), sondern vielmehr als Ermah- 
nung beigefügt, z. B. „ich ermächtige Sie zur Kheschliessung, wenn die Papiere 
der Brautleute in Ordnung sind/ oder „es darf aber keine Tanzmusik gehalten 
werden/ so ist die Ehe gültig, wenn auch diese Bestimmung (modus) ausser 
acht gelassen wurde, weil angenommen werden kann, der Delegant habe nicht 
so sehr seine Erlaubnis von der Erfüllung dieser Bestimmung abhängig machen, 
als vielmehr dem Delegierten oder den Brautleuten eine Verpflichtung auf- 
erlegen, oder eine Mahnung geben wollen, deren Erfüllung oder Nichterfüllung 
die einmal gegebene Erlaubnis nicht wesentlich beeinflussen kann. Dies gilt 
besonders dann, wenn die beigefügte Bestimmung etwas ohnehin schon gemein- 



Delegation. 225 

shtlicli oder gewohnheitsrechtlich Gefordertes verlangt. (S. Schnitzer, Ehe- 
cbt, pag. 188.) 

Die Delegation kann sodann jederzeit und ohne Grund 
idernifen werden. Dieser Widerruf äussert jedoch seine Wir- 
ung nur dann, wenn derselbe dem delegierten Priester in zuver- 
Issiger Weise (durch einen eigenen Boten oder ein Schreiben 
es Deleganten) kund geworden ist. Non enim sufficit qualis- 
umque notitia revocationis (Sanches, disput. 36, n. 9). 

Einige nehmen an, dieser Widerruf müsse auch den heiden Braut- 
eaten bekannt sein; daher sei die Ehe, welche vor einem delegierten Priester 
;eschlos8en wurde, wenn zwar dieser und ein Brautteil den Widerruf kannten, 
tni Rücksicht auf die bona fides des unwissenden Teiles gültig, nach einer 
Entscheidung der S. Congi'. Conc. d. d. 27. Juni 1733 (in Tricaricensi). 
f. Gasparri, tract. can. IL n. 951. Jedoch lassen sich positive Beweise für 
liese Ansicht nicht beibringen. Nach Bangen (instructio practica III. pag. 13) 
st die Ehe nichtig, wenn zwar der assistierende Priester keine Kenntnis von 
lern Widerrufe der Delegation hatte, wohl aber die Brautleute, weil diese in 
nala fide waren. Allein auch dafür lässt sich kein stichhaltiger Grund bei- 
>ringen, da nach Sanchez, Reiffenstuehl etc. etc. weder error invincibilis, noch 
t>ona fides der Brautleute in dieser Beziehung vor Nichtigkeit der Ehe 
schützen kann. 

Die Delegation erlischt ferner mit dem Tode des Dele- 
gierenden, oder wenn dieser aus irgend einem Grimde sein 
Amt verliert. Jedoch muss die Thatsache des Todes oder des 
Amtsverlustes bekannt sein. 

Die Instructio Eystett. (pag. 351) verordnet: „Si contingeret, quod iam 
contigisse novimns, ut omnibus ad nuptias paratis subito parochus vita decederet, 
pro hoc casu improviso quemlibet sacerdotem dioecesanum et approbatum, in 
loco forsan commorantem vel ex vicinia vocandum, ex potestate ordinaria pro 
liac vice dumtaxat delegamus, ut coram eo nuptiae valide contrahi queant, 
si sine incommodo ulterius diffem non possunt.** Ebenso das Rituale Augustan. 
tit. 9. § 1. n. 5. (cf. Schnitzer, Eherecht, pag. 188.) 

In grossen Städten kommt es vielfach vor, dass die Braut- 
leute ihr Domizil wechseln und kurz vor der Eheschliessung in 
eine andere Pfarrei ziehen, ohne dass dies bisweilen dem paro- 
chus, der die Sponsalienaufnahme, Proklamationen u. s. w. be- 
sorgt hat, bekannt wird. Nach der Entscheidung der S. Congr. 
Conc. d. d. 18. März 1893 auf ein vom Erzbischofe von Köln 
vorgelegtes dubium ist es zur Vermeidung der Gefahr ungültiger 
Eheschliessungen erlaubt, dass die Pfarrer in grossen Städten 
sich gegenseitig ein für allemal die Delegation cum jure sub- 
delegandi geben und das zuständige Ordinariat diese Delegation 
bestätigt. Cf. Santi-Leitner, prael. IV, pag. 151 — 155, wo diese 
Frage sehr ausführlich behandelt ist. 

Englmann-Stingl, Eherecht. 15 
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Der Delegierte kann der Eheschliessung überall, auch a 
halb des Territoriums und der Diöcese des Deleganten, gülti 
assistieren (cf. oben n. 2. am Schlüsse). 

6. Die Gültigkeit der Eheschliessung leidet nicht, wenn dai 
betreffende Pfarrer irregulär, suspendiert, interdiziert oder e» 
kommuniziert ist, oder wenn er noch nicht Priester ist odfli ~ 
bloss parochus putativus, wenn er nur im letzteren Falle infoIgB 
eines Irrtums allgemein als solcher gilt cum titulo colorato. 
Ungültig wäre die Assistenz, wenn der Pfarrer abgesetzt iri 
oder wenn er resigniert hätte. 

parochus putativus ist jener Pfarrer, der nur unrechtmässig 
{z. B. wegen geheimer Simonie) seine Pfründe besitzt, der ab«: 
allgemein für den rechtmässigen Pfarrer gehalten wird. 

Als titulus coloratus gilt nicht ein titulus fictus, sondei 
es wird ein vom legitimen Obern wirklich, wenngleich ai 
irgend einer Ursache ungültig erteilter Titel erfordert, durch 
welchen die unrechtmässige Erwerbung der Pfründe gleichsam 
verdeckt wird. 

Ein parochus intrusus — Eindringling — assistiert der Ehe- 
schliessung nicht gültig, weil er, ohne einen wahren, noch kolo-';^ 
rierten Titel für sich zu haben, mit offenem Unrechte die pfarr- ; 
amtlichen Funktionen verrichtet und somit auch nicht einmal 
ein error communis in betreff desselben angenommen werden 
kann (cf. Knopp, Eherecht pag. 299). 

7. Die Assistenz des Pfarrers bei der Eheschliessung ist 
kein actus ordinis, streng genommen nicht einmal ein actus 
jurisdictionis, sondern der Pfarrer ist bei der Eheschliessung 
testis qualificatus, testis auctorizabilis, spectabilis (S. Congr. Conc 
d. d. 31. Juli 1751). 

Benedikt XIV., de synodo dioec. 1. 13. c. 23. n. 6: , Parochus est publicus 
minister, cui soli ecclesia auctoritatem tribuit sua praesentia roborandi matri* 
monii contractum eique vires efc firmitatem adiiciendi.** 

8. Ausser dem parochus proprius als testis qualificatus ve^ 
langt das Tridentinum (sess. XXIV. c. 1, de ref. matr.) zur 
Gültigkeit der Ehe noch die gleichzeitige Anwesenheit von zwei 
oder drei Zeugen: „Qui aliter, quam praesente parocho ... et 
duobus vel tribus testibus . . .'' 

Da das Tridentinum keine besonderen Eigenschaften dieser 
Zeugen vorschreibt, so genügt es, wenn sie die natürliche Fähig- 
keit haben, die Thatsache der Eheschliessung zu erkennen und 
zu bezeugen. Unfähig sind also: Betrunkene, Kinder, die den 
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Vernunftgebrauch noch nicht haben, Irrsinnige u. dergl. Fähig 
dagegen sind auch Frauen, Unmündige, Kleriker, Ordensleute 
beiderlei Geschlechtes, Ungläubige, Exkommunizierte, Häretiker 
ötc. etc. Zur erlaubten Eheschliessung indes fordern ver- 
schiedene Diöcesankonstitutionen verschiedene Qualitäten der 
Zeugen, bezw. schliessen verschiedene Personen von diesem 
Amte aus (cf. Gasparri, tract. can. II. n. 953, pag. 153). 

Im Notfälle würden die beiden Ministranten oder der Messner und ein 
Üfinistrant genügen. Die Auswahl der Zeugen ist jedoch nicht Sache des 
P&rrers, sondern der Brautleute und es sollen bei Eheschliessungen katho- 
lischer Brautleute nur katholische Zeugen beigezogen werden. S. Congr. Off. 
a. d. 29. Nov. 1672. 

9. Zur Gültigkeit der Ehe genügt es, dass der Pfarrer und 

-die zwei Zeugen zu gleicher Zeit anwesend sind und das, was 

zwischen den Kontrahenten vorgeht, verstehen, wenn sie auch 

^der Willen anwesend sind und nicht ausdrücklich dazu er- 

l)eten wurden, oder sogar gegen die Eheschliessung protestieren. 

Die Anwesenheit des Pfarrers und der Zeugen muss also eine gleich- 
zeitige sein. Eine successive Anwesenheit der Zeugen würde nicht genügen. 
Ä Congr. de Prep. Fide d. d. 2. Juli 1827. Ob die Anwesenheit eine frei- 
irillige, oder zufällige, oder erzwungene ist, ist für die Gültigkeit der 
lühe nicht von Belang. Bened. XIV. de synodo dioec. 1. XII. Y. n. 4: „Et 
levera, cum parochi praesentia verificetur, etiamsi per vim inducta sit, idemque 
jparochus fidem facere possit Ecclesiae, celebratum vere fuisse coram se matri- 
monium, etiamsi illius celebrationi sponte non interfuerit, sed coactus; nihil 
videtur in hoc casu deesse, quod necessarium ad matrimonii validitatem 
indicetur.** 

Es ist auch nicht notwendig, dass der Pfarrer (und noch 
weniger die Zeugen) irgend etwas thue oder sage ; es würde zur 
Gültigkeit der Ehe genügen, wenn er und die Zeugen sich ganz 
schweigend verhielten, während die Brautleute den Konsens er- 
klären (cf. Gasparri, tract. can. IL 957, pag. 156). 

Eine rein physische Anwesenheit würde indes nicht 
genügen, sondern die Anwesenheit muss eine moralische 
sein, so dass der Pfarrer und die Zeugen die Konsenserklärung 
mit den Sinnen wahrnehmen können, dass sie entweder die 
Worte hören oder die Zeichen, durch die der Konsens ausge- 
drückt werden soll, wahrnehmen. Es würde indes der Gültig- 
keit der Ehe keinen Eintrag thun, wenn sich der Pfarrer oder 
die Zeugen nur so anstellen, als ob sie die Konsenserklärung 
nicht gesehen, oder nicht gehört hätten, oder sich absichtüch 
in die Lage versetzen, nicht zu sehen oder nicht zu hören z. B. 
durch Schhessen der Augen, durch Verstopfung der Ohren. 

15* 
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Bened. XIV., de synodo dioec. 1. XII. V. n. 10: „Alii affirmant, mai 
monium validum fore, quod celebratum fuerit coram parocho, qui, si nee 
nee intellexit, ipse sibi in causa fuit, ut non videret, nee intelligeret, propi 
quod vel aures sibi obstruxerit , vel faciem velaverit, ne audire et aspic 
cogeretur.** 

Gaspam, tract. can. IL 961 pag. 160 ff. führt mehrere EntscheiduDj 
der S. Congr. Conc. über diesen Punkt an, von denen die wichtigsten 

Auf die Frage : , An praesentia parochi debeat esse moralis humane mc 
et cum advertentia ita, ut possit esse testis matrimonii actualiter et de fa 
contracti non vero voluntatis contrahendi; vel sufl&ciat potius sola praesei 
physica vel materialis" antwortete die S. Congr. Conc. d. d. 7. März 
^Reprobata opinione, quod sufficiat praesentia parochi pure physica sei| 
materialis, providendum esse in easibus particularibus." 

Am 26. Juli 1582 entschied die S. Congr. Conc: Si sacerdos adfueri^i 
nihil tarnen eorum, quae agebantur vidit, neque audivit, non valere matri« 
monium, si sacerdos non intellexit, nisi tarnen affectasset non intel-j 
ligere. (In Giennensi.) 

In Sarranensi Matrimonii d. d. 15. Februar 1646: «An matrimoniam 
contractum absque denuntiationibus et sine licentia Ordinarii coram testibus efc 
parocho contradicente, qui audivit tantummodo verba consensus per sponsiui 
praestiti, dum prae manibus habens sponsam dixit: questa k mia moglie 
(= das ist meine Ehegattin), et audivit, quod sponsa dixit nonnulla verba, qoM 
tarnen non intellexit, an sit de jure validum et subsistat?" R. S. C. : „Matri- 
monium sustineri, etiamsi parochus non intellexerit verba sponsae, dum tarnen ^i 
de illius consensu ex aliis juxta juris communis dispositionem legitime constet' 

In Patavlna Matrimonii d. d. 11. Mai 1669 entschied die S. Congr. für 
die Gültigkeit einer Ehe, die klandestin ^) vor dem Pfarrer geschlossen wurde, 
der die Konsenserklärung der Braut nicht gehört hatte ; die zwei beigezogenen 
Zeugen sagten jedoch aus, dass die Braut den Konsens erklärt habe. 

Ebenso in Tolentina Matrimonii d. d. 28. Nov. 1671. Die Ehe ist als 
gültig zu erachten , obwohl der Pfarrer die Konsenserklärung der Braut nicht 
gehört hatte, zwar nicht in der Absicht, sie nicht zu' hören, sondern aus Ze^ 
streutheit (ex animi perturbatione, non affectate) ; doch konnte der Pfarrer aas 
den Umständen auf den Willen der Kontrahenten schliessen und die Zeagen 
bestätigten die Konsenserklärung der Braut. 

In Yenetiarum Matrimonii d. d. 11. März 1673: Die Ehe ist gültig, 
obschon der Pfarrer bloss die Worte der Braut gehört hat, jedoch gesehen 
hat, wie ihr der Bräutigam den Ring ansteckte; die Zeugen bestätigten die 
beiderseitige Konsenserklärung. 

In Romana Matrimonii d. d. 6. Aug. 1712 entschied die S. Congr. für die 
Gültigkeit der Ehe, wo der Pfarrer die Worte des Bräutigams nicht gehört 
hatte, und der Bräutigam selbst aussagte, dass er kein Wort vor dem Pfarrer 
gesprochen habe. Aber die Mutter der Braut bezeugte eidlich, dass beide 
Kontrahenten den Konsens ausgedrückt hätten; das gleiche bestätigten auch 
mehrere Zeugen mit der Versicherung, es hätten die Stimmen der Kontrahenten 
auch vom Pfarrer vernommen werden können. 

^) Klandestin ist hier in dem Sinne gebraucht, dass die Brautleute zwar 
vor dem Pfarrer, aber gegen dessen Willen und vorheriges Wissen 
die Ehe schlössen. 
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In Amerina Matrimonii wurde d. d. 15. Dezember 1714 von einem Pfarrer 
»Igender Fall vorgelegt: „Mentre io celebravo Messa sentii un mormorio, che 
» sümai fosse qualche pazzo, e percio non mi voltai, ma continuando V Evangelio, 
medemo Tomasse Trenta replico, e non intesi altro, che queste precise 
arole: Questa d la mia sposa, ed io allora mi voltai un poco, e mi 
Totestai, che non volevo assistere al preteso matrimonio, ne intesi altro dal 
«tto Tomasse Trenta, e molto meno dalla detta Maria Angelica, quäle non 
isrlö mai, n^ {ece atto alcuno, dal qnale si potesse dedurre il suo consenso 
itc etc.^)/ Die Aussage des Pfarrers bestätigten zwei Zeugen, welche der 
Bheschliessung anwohnten, die nur noch beifügten, der Bräutigam habe den 
lim der Braut ergriffen, welche kniete, um sich wieder aufzurichten, und er 
kabe ihre Hand gehalten. Dagegen sagten ein Weib und ein anderer Zeuge 
Kus, beide Kontrahenten hätten mit Worten den gegenseitigen Konsens erklärt. 
Die S. Congr. entschied d. d. 12. Jan. 1715 für die Gültigkeit der Ehe. 

Die angeführten Entscheidungen beleuchten sehr die Frage über die Art 
and Weise der Anwesenheit des Pfarrers und der Zeugen, lassen aber auch 
erkennen, dass in Zweifelsfällen die Präsumption für die Gültigkeit der 
Ehe steht. 

Zur Gültigkeit der Ehe ist, wie sich aus vorstehenden Ent- 
scheidungen der S. Congr. Concilii ergiebt, keineswegs notwendig, 
dass die Anwesenheit des Pfarrers und der Zeugen 
eigens ad hoc erbeten wurde. 

In der schon erwähnten Anfrage (in Giennensi) lautet das 5. dubium: 
,Si adsit sacerdos, dum contrahitur matrimonium, casu, non cogitans se 
esse adid vocatum, sed aliquid agens audit duos inter se contrahentes 
matrimonium, utrum sit validum tale matrimonium, in quo fuit praesens, non 
tarnen certioratus, neque ad id expresse vocatus, neque inter- 
ponens suam auctoritatem dicto vel facto; vel potius sit nullum, quasi assi- 
stentia auctoritativa per Concilium requiratur, et non nuda vel casualis 
praesentia.** Die S. Congr. Conc. antwortete d. d. 26. Juli 1582: „Valere 
etiamsi parochus aliam ob causam adhibitus sit ad illum actum. ** Gültig ist 
daher eine von einem Priester, der nicht parochus proprius der Brautleute ist, 
yorgenommene Trauung, wenn der parochus proprius derselben anwohnte. 
Gasparri, tract. can. IL 960 pag. 158 sagt: ,Iam vero formalis adhibitio, quae 
in praxi non leves difficultates parere posset, importat sponsos matrimonium 
inire scienter coram ipsis, ita ut ipsos velint implicite vel explicite testes esse 
conjugii, quod contrahunt. Hinc si sponsi coram parocho et testibus dolo 



') Zu deutsch: „Während ich die hl. Messe las, hörte ich ein Geräusch, 
von dem ich annahm, es sei von einem Irrsinnigen verursacht. Ich drehte 
mich deshalb nicht um, aber während ich mit der Lesung des Evangeliums 
fortfuhr, sprach der nämliche Thomas Trenta wiederum, und ich hörte nichts 
anderes als die Worte; „Das ist meine Braut". Da wandte ich mich ein wenig 
um und erklärte, dass ich der beabsichtigten Eheschliessung nicht assistieren 
wolle. Nun hörte ich nichts mehr, weder von dem genannten Thomas Trenta, 
noch weniger von der genannten Maria Angelika, welche gar nicht gesprochen 
hat, und auch sonst nichts that, woraus man auf die Abgabe ihres Konsenses 
schliessen könnte etc. etc." 
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adductis nuptias contrahnnt, quin ipsos moneant accersitos esse, 
iisdem Interessent, matrimonium valet, quia testes ipso fa( 
monentur.* 

10. Die Tridentinische Eheschliessungsform (coram paro* 
et duobus vel tribus testibus) ist in allen Pfarreien, in denen 
einschlägige Dekret (Tametsi, sess. XXIV. c. 1, de reform, mi 
gehörig promulgiert ist, oder doch als solches observanzmä 
beobachtet wird, zur Gültigkeit der Ehe notwendig (impedin 
tum clandestinitatis cf. § 33, pag. 94 ff.). 

Nach Schnitzer, Eherecht (pag. 173—175) ist das Dekre 
verkündet: 

1. Im Bereiche der ehemaligen Kurfürstentümer Ma 
Köln und Trier, im Bistum Münster, im Herzogtum Cl( 
in einem Teile von Hessen-Nassau und von Höh 
zollern, in Schlesien und Polen, im Grossherzog 
Luxemburg. 

Im Delegaturbezirk Brandenburg und Pommern, spe 
in Berlin und Greifswalde wurde das Dekret in vorschi 
widriger, daher rechtHch unwirksamer Weise verkündet; ' 
das Dekret in Brandenburg nicht verkündet w^urde, a 
kannte die S. Congr. Conc. d. d. 7. Sept. 1847. Sicher 
kündet ist es in Frankfurt a. M. und B o r n h e i m. 

2. Im ganzen Königreich Bayern mit Ausnahme der 
mals preussisch - ansbachischen und pappenhei 
sehen (protestantischen) Gebietsteile, sowie derjenigen der fr 
Reichsstädte Nürnberg und Weissenburg. In der Ol: 
pfalz und Pfalzneuburg, nebst dem Fürstentum Sulzb 
wurde das Tridentinum verkündet, nachdem diese Gebiete j 
Katholizismus zurückgekehrt waren; sicher ist die Publika 
in Eichstätt und in Franken (S. Congr. Conc. d 
4. Aug. 1743). 

3. In Württemberg in den Gebieten, die einst zu Vor( 
Österreich, zu geistlichen Herrschaften, zumDeuti 
Orden, oder zu ehemahgen Reichsstädten gehörten, wie U 
Da ferner in Württemberg auf bischöfliche Anordnung seit 1 
alljährlich in allen Pfarrkirchen ein Eheunterricht verlesen \^ 
wonach nur in der vom Konzil von Trient vorgeschriebe 
Form eine gültige Ehe geschlossen werden kann, so darf 
Dekret in allen katholischen Pfarreien als zu Recht besteh 
erachtet werden. 



^Tametsi**. Geltungsbereich. 231 

■' 4. In Baden sicher in den ehemals zu Strassburg ge- 
^^renden Pfarreien der Kapitel Ellenheim, Offenburg und 
'Otters weil er; in den übrigen katholischen Pfarreien gilt es 
üiobservan zm ässig. 

"^- 5. In Elsass-Lothringen steht das Dekret in allen katho- 
äbehen Pfarreien in Kraft. 

6. Im Grossherzogtum Hessen ist das Dekret verkündet 
in den einst zum Kurfürstentum Mainz gehörigen Bezirken. 

7. Das Tridentinum ist verkündet in Österreich-Ungarn, 
Belgien, Holland, Irrland, Frankreich, Spanien, Por- 
tugal, Italien, in den kathoUschen Kirchen der Inseln des 
griechischen Archipels, (in der Erzdiöcese Athen und in 
der ganzen apostoUschen Delegation wird es faktisch beobachtet,) 
femer in den lateinischen Kirchen von Konstantinopel und 
Pera, sowie Moldau, während es in der Walachei, Bul- 
garien, Albanien und Serbien, wenn nicht sicher verkündet, 
80 doch in Übung ist; auch in Russland sind die Katholiken 
in den meisten Diöcesen an das Dekret gebunden, besonders in 
den früher polnischen Bezirken. 

8. In der Schweiz gilt das Dekret in den Kantonen Uri, 
Schwyz, Unterwaiden und Tessin, in den katholischen 
Pfarreien der Kantone Graubünden, Wallis, Nevchatel 
und Genf (mit Ausnahme der Stadt Genf und Vevey, doch 
gilt das Dekret im benachbarten St. Maurice). 

9. Ferner gilt das Dekret in den katholischen Kirchen von 
Georgien, von Smyrna, im Heiligen Lande und bei den 
Maroniten, im Vikariate Pouditscherri und Coromandel, in 
Calcutta, Bombay, Tunis, Algier, Tripolis; in Nord- 
amerika gilt es in den Diöcesen Vincennes, New-Orleans, 
Mobile, Natchez, Little Rock, Galveston, Nachitoches, 
St Anton, im apostolischen Vikariate Browasville und in 
der apostolischen Präfektur des Indianergebietes, in San 
Franzisko, Monterey, Los Angeles, Gras Valley und 
zum Teil in Utach, in Santa Fe, Arizona und Südcolo- 
rado, sowie an den Orten St. Louis, St. Genoveva, St. Ferdi- 
nand, St. Karl, Kaskaska, Kahoka, French Village 
und Prairie du Rocher; endlich in ganz Mexiko. 

In Südamerika gilt es in allen jetzigen oder ehemaligen 
spanischen oder portugiesischen Besitzungen, also in Brasilien, 
Guatemala, Columbia, Peru, Paraguay, Uruguay, La 
Plata, Chile, Cuba, Porteriko und auf der Insel Trinidad. 
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11. Damit das Dekretum Tametsi seine verbindende Kral 
äussere, ist notwendig 

a) dass die Verkündigung stattfand in der Pfarrkirche jeder 
einzelnen Pfarrei der Diöcese. 

Tiid. sess. XXIV. c. 1. de ref. matr. (Tametsi) : „Ne vero haec ttm 
salubria praecepta quemquam lateant; ordinariis omnibus praecipit, ut qama 
primum potuerint, corent hoc decretnm populo publicari ac explicari in 
singulis suarum dioecesura parochialibus ecclesiis, idque in 
primo anno quam saepissime fiat, deinde vero quoties expedire viderint 
Decemit insuper, ut huiusmodi decretum in una quaque parochia suum robor j 
post triginta dies habere incipiat, a die primae publicationis in eadem parochin - 
factae numerandos." 

Es würde daher nicht genügen, wenn das Dekret bloss in der Kathedrale 
oder auf einer Diöcesansynode verkündet worden wäre. S. Congr. Conc 
d. d. 2. März 1580. Wohl aber genügt die Verkündigung in einer Kirche, die 
zwar nicht streng genommen Pfarrkirche im kanonischen Sinne ist, aber zu 
einem Bezirke gehört, der einen eigenen zur Ausübung der Seelsorge ange- 
stellten Priester hat. S. Congr. Off. d. d. 14. Nov. 1883. Befinden sich in 
einer Pfarrei mehrere Kirchen, so genügt die Verkündigung in der eigentlichen 
Pfarrkirche, dagegen nicht die Verkündigung in einer Neben- oder Filialkirche. 
S. Congr. de Prop. Fide d. d. 7. Juli 1670: ,esse necessariam publicationem 
in singulis et solis parochiis. Werden in einem Bezirke, in dem das 
Tridentinum verkündet ist, neue Pfarreien emchtet, so genügt die erfolgte 
Verkündigung, „nisi novi accedant populi et incolae et pro eis novae erigantnr 
paroeciae.* S. Congr. de Prop. Fide d. ^. 7. Juli 1670. (Acta S. Sed. XXVI. 
pag. 191 f.) Eine Änderung der Pfarrverhältnisse durch divisio, suppressio, 
unio per confusionem, unio aeque principalis, incorporatio üben keinen Einfloss 
auf das geltende tridentinische Recht aus. Galt das Trid. vorher, so gilt es 
anch nachher und umgekehrt. 

b) die Verkündigung des Dekretes muss erfolgen in der 
Landessprache (in lingua vernacula), so dass das Volk 
die Publikation versteht (S. Congr. Conc. d. d. 30. März 1669). 

Die Verkündigung braucht nicht gerade mündlich zu erfolgen, sondern 
kann anch schriftlich erfolgen durch Anschlag an den Kirchenthüren. 

c) an einem Orte, an welchem das Tridentinum bisher noch 
nicht verkündet war, darf der Pfarrer nicht eigen- 
mächtig, sondern nur im Auftrage des Bi- 
schof es die Verkündigung vornehmen. 

Das Tridentinum betraut eben mit dieser Aufgabe die Bischöfe, die i^ 
einer derartigen Anordnung keiner Ermächtigung des hl. Stuhles bedüi'fen. 

d) Das Dekret muss sodann ansdrücklich als Dekret des 

Konzils vonTrient verkündet werden, nicht etw^ 

bloss als Verordnung eines Bischof es, oder National' 

oder Provinzialkonzils. 
Entscheidung der S. Cong. Conc. d. d. 2. Dez. 1628 und 20. März 162^ 
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e) Das Dekret tritt in Kraft, wenn es auch nur einmal 
vorschriftsmässig verkündet wurde, am 30. Tage nach 
der Verkündigung. 

Das Konzil wünscht jedoch eine öftere Verkündigung, insbesondere im 
Bten Jahre. S. Instructio der S. Congr. de Prop. Fide d. d. 14. Jan. 1821 
icta S. Sed. VI. pag. 446 ff.). 

f) Das Konzil verbindet nur dann, wenn die Thatsache, 
dass es verkündet wurde, feststeht. 

Der Beweis für die vorschriftsmässig erfolgte Verkündigung 
ird erbracht durch eine diesbezügliche Urkunde. Ist eine 
Iche nicht vorhanden und ist die Thatsache der Verkündigung 
ich nicht mehr in Erinnerung, so gilt als Regel: Die Ver- 
indigung wird präsumiert überall da, wo feststeht, dass es seit 
niger Zeit beobachtet wurde, wo also die Ehen vor dem Pfarrer 
ad zwei bis drei Zeugen, gleichsam in Beobachtung des Triden- 
Qums geschlossen werden. 

S. Congr. Conc. d. d. 26. Sept. 1602: «Publicationem praesnmi, ubi id 
icretom fuerit aliquo tempore in parochia tamquam decretum Concilii 
)servatum.'^ Auf die Anfrage: , Quantum temporis i-equiritur, ut ab observantia 
ipitis Tarne tsi aliquo in loco eius promulgatio praesumi possit?** antwortete 
e S. Gong. Conc. d. d. 10. Jan. 1866 : „Decretum Concilii Tridentini de ref. 
atr. sess. XXIY. diu dicitur observatum tamquam eiusdem Concilii decretum» 
lando a tempore quod excidit hominum memoriam, in parochia 
m legis obtinuisse compertum est, ita ut matrimonia contracta praeter formam 
Tridentino praescriptam irrita semper habita fuerint." 

Benedikt XIY. schreibt darQber inderepist: „Paucis abhinc hebdomadis* 
iden Erzbiscbof von Goa d. d. 19. März 1758: „Tandem cum praevideretur facile 
perditum iri probationes , unde constaret de promulgatione Tridentini decreti 
qualibet paroecia, atque exinde orituras plerumque dubitandi causas, num 
ecutioni demandata fuisset praescripta conciliaris decreti promulgatio, numque 
opterea vim suam obtinere deberet; approbante Pontifice Maxime sancitum 
it a Congregatione Concilii ad eandem promulgationem comprobandam 
fficere diuturnam observantiam eiusdem conciliaris decreti; cuius pro- 
algatio inducitur ex diurnitate temporis quo matrimonia in 

iroeciiscoramparochoacduobustestibuscelebrata fuerunt '^ 

F. Gasparri, tract. can. II. n. 899. pag. 109.) 

g) Ist das Dekret einmal vorschriftsmässig verkündet, so 
braucht die Verkündigung nicht wiederholt zu werden, 
wenn auch die ursprüngliche Pfarrei in mehrere neue 
geteilt wird, oder mehrere zu einer vereinigt werden. 
(cf. Gasparri, tract. can. II. n. 902, pag. 110). 

Instructio der S. Congr. Off. d. d. 14. Dez. 1859: ,Lex Tiidentina de 
clandestino matrimonio debet sane in unaquitque paroecia promulgari juxta 
illios censuram; sed facta semel promulgatione eiusque observantia permanente 
lex territorinm afficit et , adaequate loquendo , localem et personalem esse in 
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confesso est apud omnes. Quatenus localis afficit territorinm eosque, qui ä» 
matrimonio jnngendi sunt, obligat; quatenus vero personalis est, obligat, qm 
doraicilium vel quasidomicilium habentes in loco , ubi Tridentinum decretom 
promulgatum est et viget, in altero, ubi illud non viget, contrahere vellent 
Neque ex facta in posterum praedicti territorii divisione vel in eodem aliamm 
paroeciarum partes divisae vel recens erecta paroecia a lege iam territoriaa ; 
possidente liberae renuniari possent." 

h) Die verbindende Kraft des Dekretes hört auf dadurch, 
dass es lange Zeit hindurch nicht beobachtet wurde 
(consuetudo contraria). ] 

Pias YII. erklärte in einem ßreve an den Erzbischof von Mainz d. d. | 
8. Januar 1803, dass die geheimen Ehen zu Recht bestehen sollten an den - 
Orten, wo das Dekret entweder niemals verkündet, oder nie als tridentinisches 
Dekret beobachtet worden sei, oder wenn es beobachtet wurde, durch lang- 
jährige Gewohnheit ausser Gebrauch kam. S. S. Congr. Off. d. d. 11. März 
1868 , wonach klandestine Ehen in Japan Gültigkeit haben , obwohl das Tri- 
dentinum dort im Jahre 1625 verkündet wurde, allein ausser Gebrancii 
gekommen ist. Nach Reiffenstuel würde ein Zeitraum von 10 Jahren genügen, 
um eine derartige consuetudo contraria Rechtskraft erlangen zu lassen, (cf. Gas- 
parri, tract. can. II. n. 904 pag. 112.) 

12. An den Orten, an welchen das Tridentinische Dekret 
„Tametsi" nicht promulgiert oder nie als solches Observanz- 
massig beobachtet wurde, oder durch eine consuetudo contraria 
wieder ganz ausser Übung gekommen ist, sind formlose, klande- 
stine Ehen auch jetzt noch gültig, jedoch nicht von solchen Per- 
sonen, welche dorthin aus einer dem Tridentinischen Dekrete 
unterstehenden Pfarrei sich begeben, ohne dort zugleich ein 
Domizil oder Quasidomizil zu erwerben. 

Instr. der S. Congr. Off. d. d. 14. Dez. 1859: „Quatenus (lex Tridentina) 
personalis est, obligat, qui domicilium vel quasidomicilium habentes in loco, 
ubi Tridentinum decretum promulgatum est et viget, in altero, ubi illud 
non viget, contrahere vellent." Wenn sie jedoch dort ein Domizil 
erwerben, so können sie gültig eine formlose Ehe schliessen, auch wenn sie 
den Domizilwechsel in der Absicht vorgenommen haben, die tridentinische 
Form zu umgehen. 

13. Wenn an einem Orte, wo das Tridentinum promulgiert 
ist, oder wo es observanzmässig beobachtet wird, die Beiziehung 
des parochus proprius physisch oder moralisch unmöglich ist, 
so kann die Ehe vor zwei Zeugen allein gültig geschlossen 
werden. Doch sollen derartige Brautleute ermahnt werden, dass 
sie nachher, sobald es möglich ist, sich vor dem Pfarrer oder 
trauungsberechtigten Priester nur zum Empfange der kirchlichen 
Benediktion stellen, wobei jedoch die Erneuerung des Konsenses, 
wenn über dessen Richtigkeit keine Zweifel bestehen, zu unter- 
bleiben hat und die Gatten ausdrückUch vorher darüber zu be- 
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ehren sind, dass diese Benediktion nicht zur Gültigkeit, sondern 
loss zum Ritus der Ehe gehöre (cf. Feije, de impediment. et 
ispeus. pag. 126 u. pag. 192 n. 305). Kann schon bei der Ehe- 
jhliessung selbst ein anderer Priester zur Erteilung der Bene- 
iktion beigezogen werden, so ist es geziemend, ihn beizuziehen. 
Congr. Conc. d. d. 22. Febr. 1795. Es ist also hier auch für 
nen Priester, der nicht trauungsberechtigt ist, erlaubt, die Ehe 
nzusegnen, während sonst — die physische oder moralische 
nmöglichkeit der Beiziehung des parochus proprius ausge- 
)mmen, ein anderer Priester auch zur Vornahme der Bene- 
ktion die Erlaubnis des parochus proprius bedarf. 

Eine physische UnmögUchkeit, den parochus proprius 
Bizuziehen liegt vor, wenn der Pfarrer, wie z. B. in Missions- 
Jidern oder in Verfolgungen, nicht oder nur unter grosser Ge- 
ihr erreichbar, und auch kein Stellvertreter ernannt ist, und 
eder Bischof, noch Pfarrer um Abordnung eines solchen an- 
egangen werden können, z. B. zur Zeit der französischen 
chreckensherrschaft während der Revolution, zur Zeit der 
lerrschaft der Maigesetze in Preussen. 

Als moralische Unmöglichkeit gilt der Fall, dass die 
Dmmunicatio in sacris mit dein Pfarrer verboten ist (cf. Feije, 
e impediment. et dispens., pag. 192 n. 303). Die Unmöglich- 
ßit muss jedoch für die Gesamtheit der Gläubigen eines 
mzen Bezirkes, nicht bloss für ein einzelnes Brautpaar und 
if längere Zeit (per spatium mensis. S. Congr. Off.) gegeben sein. 

Tiid. sess. 24. c. 1 de ref. matr.: „Tametsi** . . . „statuitque (sancta 
Dodas) henedictionem a proprio parocho fieri, neque a quopiam, nisi ah ipso 
rocho vel ah ordinario b'centiam ad praedictam henedictionem faciendam alii 
i^rdoti concedi posse; quacumque consuetudine , etiam immemorahili , quae 
tius corruptela dicenda est^ vel privilegio non ohstante." 

14. Wenn ein fremder Pfarrer oder ein anderer Priester 
'autleute einer anderen Pfarrei ohne Erlaubnis ihres parochus 
oprius einsegnet, so bleibt er ipso iure so lange suspendiert, 
s ihn der Bischof des parochus proprius der Brautleute ab- 
Iviert. 

Trid. sess. 24. c. 1 de ref. matr.: „Quodsi quis parochus vel alius sacerdos, 
re regularis, sive saecularis sit, etiam si id sihi ex privilegio vel immemora- 
Li coDSuetudine licere contendat, alterius parochiae sponsos sine illorum 
irochi licentia matrimonio conjungere aut henedicere ausus fuerit, ipso iure 
mdiu suspensus maneat, quamdiu ah ordinario eius parochi, qui matrimonio 
iteresse dehehat, seu a quo benedictio suscipienda erat, ahsolvatur.** 

Auch wenn etwa eine geringere Anzahl von Zeugen neben 
lem Pfarrer beigezogen würde, oder wenn — den in Nr. 13 be- 



236 »Tametsi*. Geltung für Akatholiken. 

handelten Notfall ausgenommen, — die Ehe bloss vor Zeugen 
ohne Gegenwart des paroehus proprius geschlossen würde, so 
wären die Zeugen sowohl, wie die Kontrahenten nach dem Gut- 
dünken des Bischofes mit schwerer Strafe zu belegen und, wenn 
bei verbotenen Verwandschaftsgraden die Eheschliessung ohne 
die Tridentinische Form stattgefunden hatte, so sollten die Kon- 
trahenten keine Aussicht auf Dispense haben. 

Trid. sess. 24. c. 1 de ref. matr. : ,Insuper parocham vel alium sacer- 
dotem, qui cum minore testiura numero, et testes, qui sine parocho vel sacer- 
dote hoiusmodi contractu! interfuerint , nee non ipsos contrahentes graviter 
arbitrio ordinarii puniri praecipit.*^ cf. eiusdem sessionis c. 5 de refortn. 
matrim. 

15. Für getaufte Akatholiken hat das Tridentinische Dekret 
keine Geltung: 

a) wo es nicht publiziert wurde, 

S. oben Nr. 10 pag. 230 ff. 

b) WO es zwar publiziert wurde oder durch Observanz in 
Kraft trat, wo aber schon vor dem Inkrafttreten die 
Protestanten eine eigene Pfarrgemeinde gebildet hattea 

So z. B. in der Stadt Regensburg, wo die Protestanten schon im Jahre 
1542 eine eigene Kirchengemeinde bildeten, während das Tridentinum erst 
1564 verkündet wurde. 

Pius VII. an Kaiser Napoleon d. d. 27. Jnni 1805: ,Cet emp^chement 
vient du Concile de Trente ; mais la disposition du m&me Concile n'a liea qaft 
dans les pays, oü son fameux döcret . . . a ^t^ publik, et m^me dansce 
cas il n'a lieu, qu' a Tegard des personnes, pour lesquelleson 
l'a public. Le d^cret du Concile de Trente n'y ayant pas ^t^ publik, sa 
disposition de la n^cessit^ de la pr^sence du cur^ ne peut y avoir lieu, et aossl 
pour une autre raison, qui est que quand m^me cette publication y eüt M 
faite, on ne Taurait faite que dans les paroisses catholiques, s'agissant d'utf 
pays ordinairement acatholique, de sorte, qu'on ne pourrait jamais en 
döduire la nullit^ d'un mariage mixte, c'est-ä-dire entre an 
catholique et une böretique, ä l'egard de laquelle la publi- 
cation n'est pas censöe 6tre faite.*^) 

1) „Dieses Hindernis (seil, der Klandestinität) stammt vom Konzil von 
Trient; aber die Bestimmung dieses Konzils gilt nur in den Ländern, wo 
dessen berühmtes Dekret (Tametsi) publiziert worden ist und selbst in 
diesem Falle nur rücksichtlich jener Personen, für welche es 
verkündet wurde. Wo das Dekret nicht verkündet wurde, hat seine Be- 
stimmung über die Notwendigkeit der Assistenz des Pfarrers keine Geltaog 
und andererseits, selbst wenn die Verkündigung vorgenommen wurde, 60 
geschah dies nur in den katholischen Pfarreien, wenn es sich um ein Land 
handelt, das überwiegend akatholisch ist, so dass man daraus nicht auf 
die Nichtigkeit einer gemischten Ehe schliessen kann, d. h. 
zwischen Katholiken und Häretikern, hinsichtlich welch letz- 
terer die Verkündigung als nicht vorgenommen erachtet wird." 
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Und die S. Gongr. de Propag. Fide sagt an den Bischof von Nicopolis 
i d. 11. Januar 1817: ,Quamyis in regionibus antiquae Turcicae dominationis 
ierstor in ecclesüs et societatibus catholicis, nempe saltem inter cathoiicos 
latinos et Graecos ibi commorantes , citatum Tridentinum decretum esse 
abücatum, ac per consequens nulla sint matrimonia ibidem contracta inter 
itholicos et acatholicos absque praesentia proprii sacerdotis alterutrius partis 
»ntrahentis, tarnen nunquam foit publicatum et observatum in illis regionibus 

societatibus schismaticis aut haereticis ibidem ex multo tempore conflatis 
! constitutis. Atque ideo matrimonia ibidem inita aut a schismaticis et 
lereticis inter se aut inter unam partem catholicam et aliam haereticam aut 
hismaticam coram pastore haeretico aut schismatico habenda erunt rata ac 
ilida." (cf. Gasparri, tract. can. II. 891 pag. 105.). Ebenso die S. Congr. Off. 

d. 6. Juli 1892 in causa Argentinensi. 

Lassen sich dagegen an einem rein katholischen Orte, wo 
äs Decretum Geltung hat, AkathoHken nieder, so erstreckt sich 
as Dekret auch auf diese, selbst wenn sie eine eigene Kirchen- 
emeinde mit eigenem Gottesdienste begründen. 

Eine im Jahre 1821 zu Koblenz in der Diöcese Trier von einem akatho- 
schen Religionsdiener geschlossene Mischehe war ob clandestinitatem vom 
ischöflichen Ehegerichte Trier am 22. Dezember 1851 füi* nichtig erklärt 
Orden. Die angerufene zweite Instanz Köln entschied für deren Gültigkeit, 
ie S. Congr. Off., der die Sache vorgelegt wurde, schrieb d. d. 22. Nov. 1852 
II den Bischof von Trier: ,Emi Inquisitores Generales, antequam in ro tanti 
lomenti quidquam decemant, in comitiis feria lY. die 24. huius mensis habitis 
ecreverunt litteras ad Amplitudinem Tuam dandas esse, ut certo innotescat, 
um Confluentibus fuerit decretum Conc. Trid. cap. I. sess. 24 de ref. matr. 
te promnlgatum in singulis parochiis, utrum tempore eiusdem promul- 
ationis in ea civitate exstarent haeretici, qui suos haberent 
linistros et ecclesias, vel potius subinde supervenerint. Auf 
e Antwort des Bischofis, dass das Dekret verkündet sei und dass die Akatho- 
bn erst in neuerer Zeit dort eine eigene Pfarrei errichtet hätten, entschied 
e S. Congr. Off. d. d. 24. Jan. 1853 : ,Infirmata sententia curiae archi- 
liscopalis Coloniensis confirmandam esse sententiam curiae episcopalis 
revirensis." (cf. Gasparri, tract. can. II. 794 pag. 107.) 

Femer auf die Anfrage : „Cum hac in dioecesi (Argentinensi) adsint loca, 
quibus decursu temporis protestantes distinctam efforraarunt civitatem: 
cdnam requiratur temporis intervallum , ut lex Tridentina censenda sit 
iosmodi in locis, quoad protestantes per non observantiam in desuetudinem 
iisse ? entschied die S. Congr. Off. d. d. 6. Juli 1892 unter Berufung auf eine 
itscheidung vom 5. Juli 1848: ^Nullum temporis spatium sufficere, ut lex 
identina vim obligandi amisisse censeatur aliquo in loco per simplicem 
)b8ervantiam haereticorum.** Diese Entscheidung bestätigt Leo XIII. d. d. 
Juli 1892. (cf. Acta S. Sedis XXV. pag. 118 f.) 

Werden akathoUsche Pfarreien, welche bereits vor Verkün- 

gung des Dekretes bestanden, in mehrere neue zerlegt — z. B. 

Regensburg bestand schon seit 1542 die „Neue Pfarre"; 

äter wurde dort die Dreifaltigkeits- und St. Oswald-Pfarrei 



238 „Tametsi**. Benedictina. 

gegründet, welch letztere z. Zt. ihre Pfarrrechte wieder einj 
büsst hat, — so sind auch die neugegründeten Pfarreien 
an das Dekret gebunden, eben weil es die bisherige auch 
war. Entsteht dagegen eine neue, katholische oder akatholii 
Pfarrei an einem bisher tridentinischen Orte, so gilt das Del 
auch in der neuen Pfarrei. Jnstr. der S. Congr. Inquis. d. 
14. Dez. 1859. (cf. Santi-Leitner, prael. IV, pag. 127.) 

c) ferner auch da, wo seine Anwendung auf Aki 
liken durch päpstUche Deklaration ausdrücklich ai 
schlössen ist. 

Die berühmteste derartige Deklaration ist die von 
dikt XIV. „Matrimonial d. d. 4. Nov. 1741 für die vereinig 
Niederlande (Belgien und Holland). 

In den vereinigten Niederlanden war die Verkündigung de 
Dekretes zweifelhaft; deshalb wurde an Clemens XII. (1730 
1740) die Anfrage gerichtet, was in jenen Ländern hinsichtlidij 
der Eheschliessung zwischen Akatholiken gelte. Vor Entschei- 
dung der Frage starb jedoch Clemens XII. 1740. Auf ihn folgte! 
Benedikt XIV. (1740—1758) welcher die diesbezügliche Deklara- 
tion „Matrimonial d. d. 4. Nov. 1741 erliess. Er selbst erklärt" 
diese Frage im Synod. dioec. (lib. VI. c. 6, n. 6 ff.) also: 

„Tres sunt partes illius decreti, quae unicuique legenti 
occurrunt. ^ Prima versatur circa matrimonia inita vel ineunda 
in locis Hollandiae et Belgii Foeieratorum ordinura daminio 
subjecfis, inter duos conjuges haereticos sine CathoUci Pa- 
rochi praesentia: et de bis quidem decernitur, ea valida esse, 
tam quae jam facta fuerint, quam quae eodem modo in posterum 
fieri contingat. 

De altero autem quaestionis capite, quod in secunda decreti 
parte definitum fuit, nimirum de matrimoniis, quae in iisdein 
Foederati Belgii provinciis a Catholico viro aut muüere, cum 
haeretica muliere aut viro, sine Catholici Parochi praesentia 
contrahuntur, de quibus quaerebatur, vaHdane, an nuUa habenda 
essent: concordibus suffragiis in eam sententiam itum est, quod 
sicuti valida declarata fuerunt ea matrimonia, quae in praedictis 
Foederati Belgii provinciis inter duos contrahentes haereticos sine 
Parochi praesentia inita essent, ita valida dici deberent illa, 
quae in iisdem locis inter duas partes, alteramCatholicam, 
et alteram haereticam, eodem modo contracta forent, 
quoniam, cum conjugum alter, tum ratione loci, in quo 
habitat, dum ratione societatis, in qua vivit, exemptus sit 
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Tridentinae Synodi lege; exemptio, qua ipse fruitur, alteri 

cominunicata remanet, propter individuitatem con- 

ctus vi cuius exemptio, quae uni ex partibus competit, ad 

)rain, secunduin etiam civiles leges, extenditur, eidemque 

»minunicatur. 

Ultima decreti nostri pars ea respicit matrimonia, quae in 
Ppatholicorum Principum regionibus fiunt ab iis, qui domicilium 
Ikabent in aliis regionibus Foederatorum Ordinum dominio sub- 
Kectis, nee rion illa, quae in provinciis Foederatis contrahuntur 
>*b his, quorum domicilium situm est in dominio Principum 
f^tholicorum. De quibus sane reputatum fuit nihil necesse esse 
|!5peculiariter statuere, cum satis provisum sit per Canonici Juris 
^legulas jam pridem constitutas de iis, qui relicta regione, 
Hn qua domicilium habent, nee novo alibi domicilio, 
f-*Tel quasi, adhuc acquisito, matrimonium ibi contrahere 
' Tcupiunt/' 

Nach dieser Deklaration sind also in Belgien und Holland: 

a) die Ehen der Häretiker ohne die Tridentinische Form 

gültig, 
ß) ebenso die gemischten Ehen, 
y) die Ehen der Katholiken aber unterliegen der Triden- 

tinischen Form (cf. Santi-Leitner, prael. IV., pag. 129 f.). 

Diese Deklaration Benedikt XIV. ist jedoch nicht eine Dis- 
pensation, sondern, wie der Name besagt, eine einfache Er- 
klärung oder eine authentische Interpretation des Triden- 
tinischen Dekretes. 

Das ergiebt sich aas dem schon erwähnten Briefe Pias VTI. an Napoleon 
d. d. 27. Juni 1805 (s. oben Nr. 15 b.). „Le d^cret n' ötablissant pas un 
nouveau droit, mais ötant seulement une d^claration, comme porte sa 

titre, c'estä dire an dövelopperaent de ce que ces mariages sont en r^alit^ '^ ^) 

£benso hat es Benedikt XIV. selbst erklärt in seinem Schreiben „Singalari 
nobis* d. d. 9. Febr. 1747. „Ex verissimis argumentis conjectarisque pro- 
batom est, Concilium Tridentinam, cam novam illud dirimens impedimentom 
constituit, decretam suum ad ea matrimonia non extendisse, quae disceptationi 
a Nobis anno 1741 solutae occasionem dedere.*^ (cf. Gasparri, tract. cau. II. 
n. 976. pag. 173.) 

Wie die Deklaration Benedikt XIV. zu verstehen sei, ergiebt 
sich aus folgenden Entscheidungen: 



1) „Dieses Dekret begründet kein neues Recht, sondern ist bloss eine 
"Erklärang, wie sein Titel sagt, eine Interpretation darüber, was diese Ehen 
in Wirklichkeit sind.** 
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V 



Auf die Anfrage; „An pro intelligentia celebris declarationig] 
Benedicti XIV. pro HoUandia comprehendi possint sub nomine 
haeretici quinque sequentes classes: 1^. Uli qui catholice bap» 
tizati a pueritia nondum septennali in haeresi educantur, ac{ 
haeresim profitentur. 2^. Qui non tarn in haeresi, quam ab 
haereticis educantur, nuUa scilicet vel vix ulla haereticae d( 
trinae instructione aceepta et eultu non frequentato, licet aliquo-fj 
ties participato; 3^. Qui adhuc pueri in manus haereticoi 
incidentes haereticae sectae adiunguntur; 4^ Apostatae ab Eo-^ 
clesia cathoUca ad haereticam sectam transeuntes; 5®. Qui natil 
et baptizati ab haereticis adoleverunt, qui ullam solemnem hae-.-a 
reseos professionem emiserint ac veluti nuUius religionis . . .! 
Igitur quid sentiendum sciscitatur Episcopus de istorum matri- 
moniis cum parte catholica initis?" entschied die S. Congr. off. 
d. d. 6. April 1859: ,,Ad effectum matrimonii supra numeratos 
comprehendi in laudata Benedicti XIV. declaratione'* (cf. Feije, 
de impediment. et dispens. n. 319). 

D. d. 17. Nov. 1835 entschied die gleiche S. Congr. Off. 
auf die Frage: „Cum catholicus se simulat protestantem aut 
apostatam eo consilio, ut matrimonium ineat cum muliere catho- 
Hca coram ministro protestante et duobus testibus, eiusmodi 
matrimonium estne validum?" — „Negative. Cum enim alter 
coniugum haeresim simulet aut apostasiam, non ideo catholicam 
fidem ex animo deserit. Quocirca cum ambo conjuges sint 
reapse catholici, clandestinitatis impedimento tenentur. Quod si 
conjugum alter non haec simularet solum, sed vere animo a 
catholica fide deficeret ad haereticam transiens pravitatem, tunc 
profecto mixtum exurgeret matrimonium, quod ratum habendum 
esse ex superius dictis apparet" (cf. Gasparri, tract. can. IL, n. 
976, pag. 174 f.). 

Da die Erklärung Benedikt XIV. nicht ein neues Recht 
begründet, sondern lediglich eine authentische Interpretation des 
Dekretes „Tametsi'' darstellt, so kann dieselbe auch auf alle 
Länder und Gebiete, in denen die Verhältnisse ebenso 
liegen, ausgedehnt werden. Jedoch ist diese Ausdehnung nicht 
ohne weiteres erlaubt, *kann auch nicht durch den Bischof ge- 
schehen, sondern lediglich durch den Apostolischen Stuhl, wie 
dies insbesondere Pius VII. (1800 — 1823) erklärte in seinem 
Schreiben an den Generalvikar Hommer von Trier d. d. 
23. April 1817 (cf. Acta S. Sedia IL, 622V 
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Thatsächlich wurde die Benedictina ausgedehnt: 

a) Auf die Diöcese Breslau durch Clemens XIIL d. d. 
25. Februar 1765 und auf die später hinzu gekommenen 
Gebietsteile durch Pius IX. d. d. 21. September 1877. 

Ursprünglich (1 765) gehörte dazu bloss Breslau, die 
rstentümer Liegnitz, Brieg, Wohlau und Oels. 1821 
nen zur Diöcese Breslau von der Diöcese Krakau: die De- 
late Pless und Beuthen (Schlesien), ein Teil der Lau- 
z und der jetzige Delegaturbezirk (Brandenburg und 
•mmern). Auf letzteren wurde die Benedictina ausgedehnt 
rch Pius IX. d. d. 29. August 1882: Schreiben an den Fürst- 
chof: „Clementinam legem extendi ad omnes illas partes, 
opus fuerit/* 

b) Auf die Diöcesen Posen, Gnesen und Kulm durch 
Gregor XVI. d. d. 22. Mai 1841. 

c) auf das Herzogtum Cleve durch Pius VI. d. d. 
19. Juni 1793 aus Anlass einer Anfrage an die S. Gong. 
Conc. d. d. 15. Juni 1793. 

d) auf Russisch Polen durch Pius VI. d. d. 2. März 1780. 

e) in Amerika auf Quebeck und Canada durch Cle- 
mens XIIL d. d. 29. November 1764, Luisiana und 
Florida durch Leo XII. 9. September 1824; New- 
Orleans d. d. 9. September 1824; Canada 1764; 

f) in Asien auf Malabar durch Clemens XIIL d. d. 12. Sep- 
tember 1765; Bombai 17. Mai 1767; Coromandel 1831; 
Pondichery durch Gregor XVI. d. d. 23. Mai 1833. 

g) Dass die Benedictina auch in Bayern gelte, wurde von 
manchen behauptet ; es ist dies jedoch nicht der Fall, da 
das Schreiben Gregors XVI. an die Bischöfe Bayerns d. d. 
12. September 1834, auf das sich die Verteidiger dieser 
Ansicht stützen, nichts derartiges enthält (cf. Lehmkuhl, 
theol. mor. IT. n. 786, pag. 562; v. Scherer, Kirchen- 
recht IL, 217, Anm. 242). 

Eigentliche Dispensen vom impedimentum clandestinitatis 
Bezug auf die Mischehen wurden gegeben: 

1. für die rheinischen (preussischen) Diöcesen durch Breve 
as Vin. an die Bischöfe Rheinpreussens d. d. 25. März 1830; 

,Ad conjnnctiones quod attinet, quae isthic usque ad praesens tempus 
e parochi praesentia initae sunt, Nos brevi delegabimus Fraternitatibas 
stris necessarias facultates, quarum vi malis exinde ortis, magna saltem 
parte mederi valealJs. Nunc autem per nostras ba& \\\,\.e»T«A nc\^T3K»& ^ 

EnglmMun-Stingl, Ebereebt. \^ 
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mandamus, ut matriinonia mixta, qüae posthac, a die videlicet 25. März 1( 
in vestris dioecesibus contrahi contingat, non servata forma a Tridenl 
Concilio praescripta, si eisdem nulluni aliud obstet canonicum dirimens im] 
dimentum, pro ratis ac veris connubiis habeantur.*' (S. Santi-Leitner, prael. 
pag. 132.) 

2. für Spanien durch Pius IX. d. d. 3. Mai 1785; 

3. für Ungarn und Transsilvanien durch die S. Coi 
Negot. Extraord. Eccl. d. d. 30. April 1841; 

4. für Russland und Polen durch die gleiche S. Congr. 
d. 19. August 1844; 

5. für Georgien in Asien durch die S. Congr. Off. 1845; 

6. für die Insel Malta bestimmte die S. Congr. Negot. 
traord. d. d. 12. Januar 1890: a) die rein katholischen und 
mischten Ehen unterliegen dem Dekrete Tametsi; b) die Ehe 
der Häretiker dagegen nicht. Die S. Congr. Inquis. d. 
3. Juni 1892 dehnte dieses Dekret auch auf die bis z\ 
2. Juni geschlossenen Ehen der Häretiker aus. 

Die Bitte der Bischöfe von Mainz, Fulda, Limburg, Rottefr^^ 
bürg und Freiburg im Breisgau, die Benedictina auch auf il 
Diöcesen auszudehnen, wurde vom hl. Stuhle am 17. März II 
abschlägig beschieden. 

16. In jenen Gegenden, auf die keiner der sub. n. 15 be-^ 
handelten Fälle zutrifft, sind die Ehen der Akatholiken dem 
Dekrete des Tridentinums an sich unterwörf ien ; jedoch darf man 
deshalb nicht einfach die an solchen Orten geschlossenen aka- 
tholischen Ehen schlechthin für ungültig erklären. Die Kirche 
urteilt darüber nur im speziellen Falle und der hl. Stuhl hat 
sich wiederholt mehr für deren Gültigkeit erklärt. 

Pius VII. an den Erzbischof von Mainz d. d. 8. Oktober 1803 : ,Opimo, 
quäe matrimonia inter baeriticos contracta coram ministro acatbolico gene- 
ratim nulla et irrita esse propugnat, adversarios seniper habuit et nam^o 
piures et auctoritate praestantissimos, adeo, ut vix aliquem retinae rit 
probabilitatis gradum." Und Benedikt XIY. sagt de Synodo dioec 
(üb. VI. c. 6. n. 4.) : ^Numquam opinioni iUi acquiescere potuimos, per quam 
praedicta matrimonia nulla judicantur.*^ Leo SIII. an den Erzbischof von 
Köln d. d. 2. Juli 1892: „Praesumptionem stare non pro nullitat«, immo yero 
pro validitate utrorumque matrimoniorum, d. h. der blossen Givilehen und der 
vor dem akatholischen Keligionsdiener geschlossenen Mischehen, welch letztere 
kirchlich noch strenger verboten sind als die erstcren. S. Schnitzer, Eherecht 
pag. 171 Anm. 2. 

Vielfach kommt eben bei den Ehen der Akatholiken eine 
physische, oder doch moralische Unmöglichkeit, dem Tridenünum 
Genüge zu leisten, in Betracht (cf. oben n. 13). 
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Solange darum eine akatholisehe Ehe vom hl. Stuhle nicht 
sdrücklich als ungültig erklärt worden ist, ist sie als gültig 
betrachten und daher auch die Eheschliessung eines Katho- 
iken mit einer geschiedenen akatholischen Person nicht zulässig. 

Breve Gregor XVI. ad episcopos Bavariae d. d. 27. Mai 1832: ,Post 

vix est, at aliqua addamus de aliis illis longe gravissimis casibus matri- 

lonii inter catholicos et haereticos contrahendi, in quibus pars acatholica 

ibeat viventem adhuc priorem conjugem, a quo divortio sejuncta fuerit. 

Venerabiles Fratres, quania ex divino jure sit firmitas matrimonialis 

quod separari humaBa auctoritate non potest. Quare matrimoninm 

im in eiusmodi casibus non modo illicite fieret, sed nuUum prorsus atque 

^rinum foret; praeterquam si priores illae nuptiae, quas haeretica pars 

»rtio dissolutas esse autumat, irritae omnino fuissent propter aliquod, quod 

vere obstiterit, canonicum dirimens impedimentum. Porro in postremo 

casu non solum servanda erunt ea omnia, quae supra dicta sunt, sed 

.yendum insuper, ut novum ipsum matrimonium non per- 

littatur, nisi postquam causa primi connubii ab haeritica 

itrte jam antea initi cognita fuerit ecclesiastico judicio ad 

tinonum normam exacto, quo connubium idem fuerit irritum 

kelaratum/ (cf. Denzinger, Enchirid. n. 1482. pag. 347 f.) 

Mit Recht mahnt darum Schnitzer (Eherecht, pag. 172): 
)a der hl. Stuhl selbst die formlosen gemischten, wie akatho- 
;hen Ehen dissimuliert, so darf sich jedenfalls der einzelne 
[Priester ein verwerfendes Urteil nicht erlauben. Er muss sich 
Itielmehr sehr hüten, von der Kanzel herab oder im Beichtstuhle 
Idie von AkathoUken unter sich oder mit Katholiken formlos 
gOBchlossenen Ehen als ungültig zu brandmarken. Es ist durch- 
aus gefehlt, einem in formlos geschlossener Mischehe lebenden 
KathoUken gegenüber die sakramentale Lossprechung abhängig 
fu machen von der Frage, ob in loco contractus das Tridentinum 
verkündet worden ist, oder nicht. Der katholische Seelsorger hat 
die rechtliche Seite einer formlosen Konsenserklärung, d. h. die 
Frage nach der Gültigkeit einer coram ministro acatholico vel 
magistratu civili geschlossenen Mischehe, überhaupt nicht zu 
berühren, weder ante noch post factum, sondern er hat diese 
Frage einfach zu ignorieren. Kein Beichtvater soll eine diesbe- 
zügliche Frage stellen und dadurch das Gewissen seines Beicht- 
kindes in namenlose Verwirrung stürzen/* 

17.: Bei dfiT Frage um die Gültigkeit einer akatholischen Ehe 
sind darum bezüglich des impedimentum clandestinitatis die that- 
ßächlichen Verhältnisse am betreffenden Orte zu untersuchen. 
Diese Frage kann jedoch erst dann zur Erörterung kommen, 
wenn einem katholischen Ehegerichte eine akatholische Ehe zur 
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Beurteilung ihrer Gültigkeit vorliegt. In diesen Fällen hat s 
der Pfarrer an das Ordinariat und, falls nicht Klarheit über 
und factum im einzelnen Falle besteht, dieses an den hl. S 
zu wenden. 

Anmerkung: Bei der Schwierigkeit dieser Fälle haben manche 
Wunsch ausgesprochen, dass die Geltung des impedimentum clandestinat 
akatholische Ehen ganz beseitigt werden möchte. ' Französische Bischöfe 
tragten auf dem Yatikanum nicht bloss dies, was sich vielleicht empl 
dtlrfte, sondern auch, dass die Klandestinität auch für Katholiken bloi 
impedimentum prohibens erklärt werde, was jedoch im Hinblicke ai 
Civilehe weniger angehen möchte. 

§ 60. 
Erfordernisse der erlaubten Eheschliessung. 

I. Damit die Ehe auch erlaubt geschlossen werde, ist i 
dies (§ 59) erfordert: 

1. Das Freisein von verbietenden Ehehindernissen oder 
pense von denselben. 

Hierher gehört vor allem, dass die vorgeschriebene 
malige Verkündigung derSponsalien statthatte (cf.§57, pag. 19i 
oder dass von derselben dispensiert wurde. 

Waren die Verkündigungen auch in einer anderen Pfa 
als der, in der die Eheschliessung stattfindet, vorzunehmen 
ist dem Pfarrer, welche der Eheschliessung assistieren soll, 
sog. „Ledigschein", „litterae testimoniales*' beizubringen, 
Zeugnis darüber, dass die Verkündigungen vorschriftsmässig 
genommen worden, dass ein Einspruch gegen die beabsich 
Eheschliessung nicht erhoben und auch kein Ehehindernis 
deckt worden sei. Zugleich kann darin bemerkt werden, ob 
betreffende Brautteil, der aus der Pfarrei entlassen wird, 
bereits dem Brautexamen unterzogen und die hl. Sakram 
daselbst empfangen habe. 

Instructio Austriaca § 70: „In specie ipsis incumbit, proclamationet 
peractas esse comprobare nee non liberi status testimonium exhibere." 
Ledigschein soll in der Regel erst 24 Stunden nach dem letzten Aufg( 
ausgestellt werden (cf. Schnitzer, Eherecht pag. 131). 

Für die Diözese Regensburg bestimmt die Verordnung 
14. November 1807 (Verordnungen-Sammlung pag. 186) : „Si 
liehe Seelsorger sollen ihre eigenen und wirklichen Pfarrkin 
wenn deren Konsens in eine andere Pfarrei lautet, dorthin 
Kopulation verweisen und ihnen die erforderlichen Dimisso 
etc. geben." 
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Die Verordnung vom 16. Dezember 1820 (Verordnungen- 

imlung pag. 198) besagt: „Wenn die Verkündigungen in 

flüer anderen Pfarrei statthätten, so wird b) dem Pfarrer der 

lig- und Entlassungsschein abgefordert und dem parocho 

}pulanti zugestellt". 

Ist von den Proklamationen dispensiert worden, so gilt be- 
glich des Ledigscheines die bischöfliche Verordnung vom 7. Mai 
^7 (cf. oben § 57, pag. 208). 

2. Die Erfüllung der Vorschriften des bürgerlichen Gesetzes. 
)er diese Vorschriften cf. § 61! 

Hier kommt zunächst in Betracht die Übergabe der Be- 
sheinigung des Standesbeamten über die abgeschlossene Civilehe, 
lie von dem trauenden Pfarrer aufzubewahren ist. 

Das Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die 
leschliessung vom 6. Februar 1875, § 67 bestimmt : „Ein Geist- 
licher oder anderer Religionsdiener, welcher zu den religiösen 
Zierlichkeiten einer EheschUessung schreitet, bevor ihm nach- 
jgewiesen worden ist, dass die Ehe vor dem Standesbeamten ge- 
lossen sei, wird mit Geldstrafe bis zu 300 Mark oder mit 
jfängnis bis zu drei Monaten bestraft''. Dazu bestimmt das 
fBünführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuche in Art. 46, III. 
„Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Geist- 
iKche oder der .Religionsdiener im Falle einer lebensgefährlichen, 
einen Aufschub nicht gestattenden Erkrankung eines der Ver- 
lobten zu den reUgiösen Feierlichkeiten der Eheschliessung 
schreitet". Die Oberhirtliche Instruktion für den Seelsorgsklerus 
des Bistums Regensburg d. d. 7. Dezember 1875 (Vr.-Bl. 1876, 
L pag- 4 — 11) besagt hierüber: 

I. „Was zunächst den Hauptpunkt jenes Gesetzes, die Ehe- 
schliessuug betrifft, so müssen wir vor allem erklären, dass in 
unserer Diöcese, wie überhaupt in Bayern, jene Umstände ge- 
geben sind, welche die Vollziehung des Civil- Aktes als einer 
unter Strafe vorgeschriebenen Formalität schon vor der kirch- 
lichen EheschUessung gestatten, ja als unumgänglich erscheinen 
lassen''. 

IL Vom ersten Tage der Wirksamkeit des Reichgesetzes an 
treten für den katholischen Pfarrer alle jene Bestimmungen 
ausser Kraft, welche bis dahin nach Anordnung der kg), bayeri- 
schen Staatsregierung in Betreff der Trauungen in Geltung sind 
und waren. Es kommen also hier nicht mehr in Betracht die 
staatlichen Vorschriften über die polizeiliche Heiratsbewilligung, 
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die kirchlichen Proklamationen, die Trauungen von 
sonen, Beamten, Ausländem und dgl. Werden auch, nacli 
drücklicher Bestimmung des Reichsgesetzes (§ 38) ^) durch ( 
die Vorschriften nicht berührt, welche die Ehe der drei be 
neten Kategorien von Personen von einer Erlaubnis abt 
machen, und ebensowenig die über Nach Weisung, Ausein 
Setzung oder Sicherstellung des Vermögens bestehender 
Schriften^): so ist doch nach Bestimmung desselben G« 
der Mangel jener Erlaubnis oder der Erfüllung dieser Vorsc 
ohne Einfluss auf die sogen, bürgerliche Rechts-Gültigk« 
Ehe, also auch ohne Belang für die kirchliche TrauuE 
dieser Richtung ist vielmehr in Zukunft von den Pfarrern 
lieh der § 67 des genannten Gesetzes zu beachten , v 
lautet: „Ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener, v 
zu den religiösen Feierlichkeiten einer Eheschliessung sei 
bevor ihm nachgewiesen worden ist, dass die Ehe v( 
Standesbeamten geschlossen sei, wird mit Geldstrafe 
300 Mark oder Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft" 
hier geforderte Nachweis ist aber offenbar erbracht durch 
gäbe der Bescheinigung, welche nach § 54 des R. G 
Beteiligten sofort nach der Civil-Erklärung auszustellen is 

Ganz besonders ist den Gläubigen die Pflicht e 
schärfen, nicht eher den Civilakt vorzunehmei 
der Pfarrer ihnen erklärt hat, dass der kirchl 
Trauung nichts entgegenstehe. Ja, die Pfarrer 
dahin zu wirken, dass schon die erste Anmeldung einei 
sichtjigten Verehelichung zuerst bei ihnen erfolge, damit 
haupt eine spezielle Belehrung der Brautleute, wenn eine 
noch notwendig ist, stattfinden kann — über die Bedeutu 
Civilaktes gegenüber der kirchlichen Trauung und über < 
tention, in welcher sie den gesetzlichen Förmlichkeiten s 
unterziehen haben; damit insbesondere, wenn ein Ehehir 



1) § 38 des Personenstandsgeseizes lautet: „Die Bestimmung 
die Ehen der Beamten, Militärpersonen und Ausländer bleiben du 
Reichs-Gesetz unberührt und sind nach dem Landrechte zu beurteilen/ 
Artikel 46. I. des Einführungsgesetzes zum Bürgerl. Gesetzb. ist diese 
gehoben worden. Zur Sache vergleiche § 40 g. pag. 113—118! 

2) cf. oben § 40. f. pag. 113. 

3) § 54. Abs. 2 des R.-G. : „Über die erfolgte Eheschliessung 
Eheleuten sofort eine Bescheinigung auszustellen.* 
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ßh vorfindet, oder eiu Einspruch erhoben wird, diese zuvor 
^hoben werden, oder falls die Hebung unmöglich ist, die Braut- 
üte rechtzeitig bewogen werden können, von ihrem Vorhaben 
•zustehen. Es wird hier der grössten Wachsamkeit der Pfarr- 
rstände bedürfen, besonders wo zu befürchten ist, dass Braut- 
ite sich mit der blossen Civilehe begnügen, und es wird «tlles 
rauf ankommen, rechtzeitig Kenntnis von der beabsichtigten 
3lichen Verbindung zu erlangen, wenn nötig auch mittels der 
}h § 46 des Gesetzes^) an der Gemeindetafel während zweier 
)chen anzukündigenden Aufgebote, um durch pastorelle Mah- 
ag und Einwirkung die Brautleute zur Eingehung einer kirch- 
1 gültigen und erlaubten Ehe zu bewegen. Da hierzu die 
isthchen Eltern solcher Personen ohne Frage die beste Bei- 
fe zu leisten vermögen, so hat sich der Seelsorger ihrer Mit- 
•kung gerade in solchem Falle mit aller Liebe und Sorgfalt 
versichern. Wo nur irgend möglich, ist sodann dahin zu 
chten, dass die kirchlichen Proklamationen spätestens gleich- 
itig mit dem bürgerlichen Aufgebot beendigt werden, und 

auch die kirchliche Trauung nach Vollziehung des bürger- 
ben Aktes ohne Aufschub stattfinden könne, — was um so 
3hter zu erreichen sein wird, da die Standesbeamten ange- 
3sen sind, dahin sich vorzusehen, dass die kirchliche Trauung 
3h an demselben Tage, wie die Vollziehung der Feierlich- 
ten vor der weltlichen Behörde, vorgenommen werden kann. 

Nach § 50 Abs. 2 des in Rede stehenden Gesetzes^) ist es 

Krankheiten, deren ärztlich bescheinigte Lebensgef ähr- 

ihkeit einen Aufschub der Eheschliessung nicht gestattet, 

1 Standesbeamten erlaubt, ohne Aufgebot vorzugehen. In 
sem Falle cessiert, wenn Einholung oberhirtlicher Dispense 
:ht mehr möglich ist, auch die Vorschrift der kirchlichen 
igebote (Gury, Comp, theol. mor. II. 740. Quaer. 2®. — 
imalzgruber, lib. IV. tit. 3 n. 42 geg.), und kann der Pfarrer 

sofortiger Trauung schreiten, sofern kein anderes bekanntes 
ndernis entgegensteht, die Brautleute den herkömmlichen Eid 



Den Wortlaut dieses § siehe oben pag. 213. 

2) § 50 lautet in seiner jetzigen Fassung nach Art. 46 IT. des ,E.-G. z. 

0. B.**; ,Der Standesbeamte soll ohne Aufgebot die Eheschliessung nur 

mehmen, wenn ihm ärztlich bescheinigt wird, dass die lebensgefährliche 

krankung eines der Verlobten den Aufschub der Eheschliessung nicht ge- 

ittet.« 
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de libertate status geleistet und auch die Bescheinigung 
Standesbeamten beigebracht haben". 

Die standesamtliche Bescheinigung über den Abschluss 
sog. Civilehe ist in den Pfarrakten aufzubewahren. 

Eine Ausnahme von der Notwendigkeit des Nachweises, 
vor dem Standesbeamten die Ehe erklärt worden sei, bei 
innerhalb des Gebietes des deutschen Reiches nur in den G 
pfarreien, von welchen ein Teil sich in das Ausland erstr 
Wenn also z. B. die Brautleute in einem ausserdeutschen 
ihr Domizil haben, das aber zu einer deutschen Pfarrei ge 
und keines von ihnen einem deutschen Standesbeamten u 
steht, so kann der Pfarrer ohne vorausgegangene Civilehe tri 
Der Pfarrer beurkundet in diesem Fall die Trauung in 
Trauungsmatrikeln und stellt daraus rechtsgültige Zeugnisse 

§ 75 des Gesetzes vom 6. Febr. 1875 in der Fassung 
Art. 46 II. des Einführungsges. z. B. G. B. besagt: „Inne 
solcher Grenzpfarreien, deren Bezirk sich in das Auslan 
streckt, bleibt das bestehende Recht für die Beurkundung 
jenigen Geburten und Sterbefälle, sowie für die Form un 
urkunduDg derjenigen Eheschliessungen massgebend, für w 
ein Standesbeamter nach den Vorschriften des bürgerliche 
setzbuches nicht zuständig, dagegen nach dem besteh( 
Recht die Zuständigkeit des Geistlichen begründet ist. 

Im Geltungsbereich des preussischen Gesetzes vom 9. 
1874 ist unter dem bestehenden Recht dasjenige Recht zi 
stehen, welches vor dem Inkrafttreten jenes Gesetzes massg 
war". 

Die in Rede stehenden Bestimmungen kommen pra 
nur in Betracht für die an Österreich angrenzenden ( 
pfarreien, da in anderen Grenzländern die Civilehe obligat 
ist, wie in Deutschland. Für die Seelsorger dieser Grenzpfa 
dürfte es nicht unnötig sein, auch das in Österreich in 
Beziehung geltende Recht zu kennen. Daher fügen wir hi 
einschlägigen Bestimmungen an. 

Gesetz vom 25. Mai 1868. (R. G. Bl. 1868 Nr. 47.) 

»Mit Zustimmung der beiden Häuser des Keichsrates finde I 
folgende Gesetz zu erlassen, wodurch die Vorschriften des zweiten 
Stückes des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches über das Ehere< 
Katholiken wieder hergestellt, die Gerichtsbarkeit in Ehesachen den we 
Gerichtsbehörden überwiesen und Bestimmungen über die bedingte Zuläi 
der Eheschliessuug vor weltlichen Behörden eingeführt werden. 
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Artikel II : Wenn einer der nach den yoi*schriften des allgemeinen hürger- 
^lien Gesetzbuches zum Aufgebote der Ehe berufenen Seelsorger die Vor- 
%JaDe des Aufgebotes oder einer von den zur Entgegennahme der feierlichen 
rklärung der Einwilligung berufenen Seelsorgern, welcher von den Braut- 
uten deshalb angegangen wurde, die Vornahme des Aufgebotes oder die Ent- 
s^ennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung zur Ehe aus einem 
ixch die Gesetzgebung des Staates nicht anerkannten Hinderungsgrunde ver- 
eigert, so steht es den Brautleuten frei, das Aufgebot ihrer Ehe durch die 
eltliche Behörde zu veranlassen und die feierliche Erklärung der Einwilligung 
ir Ehe vor dieser Behörde abzugeben. 

Rücksichtlich dieser den Ehewerbem aller Eonfessionen gestatteten 
rentuellen Eheschliessung vor der weltlichen Behörde gelten die Vorschriften 
ee zweiten Hauptstückes des aUgemeinen bürgerliehen Gesetzbuches mit den 
achstehenden Abänderungen : 

§ 1. Als die zur Vornahme des Aufgebotes und zur Entgegennahme der 
verliehen Erklärung der Einwilligung berufene weltliche Behörde hat die k. 
• politische Bezirksbehörde, in jenen Städten aber, welche eigene Gemeinde- 
katate besitzen, die mit der politischen Amtsführung betraute Gemeindebe- 
Orde einzutreten, und es wird diejenige politische Bezirks-(Gemeinde-) Behörde 
ierzn als kompetent anzusehen sein, in deren Amtsbezirk der die Eheschlies- 
ang verweigernde Seelsorger seinen Amtssitz hat. 

§ 2. Um das Aufgebot und die Eheschliessung bei der weltlichen Be- 
i6rde erlangen zu können, haben die Ehewerber vor dieser Behörde die 
Veigerung des kompetenten Seelsorgers entweder durch ein schriftliches 
«engnis derselben oder durch die Aussage von zwei im Amtsbezirke wohnenden 
Ägenber echtigten Männeni nachzuweisen. 

Wird ein solcher Beweis nicht erbracht, so liegt es der politischen Be- 
lörde ob, an den betreffenden Seelsorger eine Auffurderung des Inhaltes zu 
Jditen, dass derselbe das Aufgebot voiiiehmen und bezw. die Erklärung der 
Sinwilligun^ zur Ehe entgegennehmen, oder mittels amtlicher Zuschrift die 
entgegenstehenden Hindemisse anzeigen wolle. 

Erfolgt hierauf aus Gründen, welche in den Staatsgesetzen nicht enthalten 
ind, oder ohne Angabe von Gründen eine ablehnende Antwort des Seelsorgers. 
»der geht innerhalb eines Zeitraumes von längstens acht Tagen, in welche die 
Page des Postlaufens nicht einzurechnen sind, keine Antwort ein, so hat die 
politische Behörde nach Beibringung der durch die Vorschriften des allge- 
neinen bürgerlichen Gesetzbuches samt Nachtragsverordnungen vorgeschriebenen 
ausweise und Behelfe das Aufgebot und den Eheschliessungsakt sofort vor- 
zunehmen. 

§ 3. Alle Funktionen und Entscheidungen, welche nach den Vorschriften 
les zweiten Hauptstückes des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches samt 
(^achtraga -Verordnungen dem Seelsorger übertragen sind, stehen im Falle 
einer Eheschliessung vor der weltlichen Behörde der kompetenten politischen 
Bezirks-(Gemeinde-)Behörde zu. 

§ 4 — 10 sind für den Seelsorger nicht von Belang. 

§ 11. „Es bleibt den Eheleuten, welche ihre Ehe vor der weltlichen 
Behörde abgeschlossen haben, unbenommen, nachträglich auch die kirchliche 
Einsegnung ihrer Ehe von einem Seelsorger jener Konfession, welcher ein Teil 
der Eheleute angehört, zu erwirken. "* 
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Die .Praktische Weisung an die Geistlichkeit für ihre äussere seeli 
liehe Thätigkeit in Ehesachen* von Bischof von St: Polten d. d. 4. Juli 
und Fürstbischof von Seckau d. d. 23. Juli 1868 führt hierüber aus : 

, Keine Partei kann nach dem neuen bürgerlichen Ehegesetze eine Ci^ 
bei der weltlichen Behörde scbliessen, wenn sie nicht zuvor beim S 
sorger ihr Verlangen, eine Ehe einzugehen, angemeldet hat, ud( 
diesem die Vornahme des Aufgebotes, sowie die Entgegennahme der feierl 
Erklärung der Einwilligung zur Ehe verweigert worden ist. Die wel 
Behörde wird die Parteien, welche sich um eine Civilehe an dieselbe we 
im Sinne des Gesetzes mit der Frage empfangen: Seid ihr schon bei ei 
Seelsorger gewesen? Auf die verneinende Antwort ist die weltliche Bc 
nur in der Lage, die Partei an den Seelsorger zu verweisen **. (cf. G 
Kirchliche Vorschriften und österreichische Gesetze und Verordnungen ii 
angelegenheiten. IL Aufl. pag. 105. Schneider, die partik. Kircheni 
quellen pag. 520.) 

Für die Vorschriften über die Beurkundung der abgeschlossenen 
ist zu empfehlen: „Kirchliche Vorschriften und österreichische Gesetz 
Verordnungen in den Matrikeln-Angelegenheiten. Für den Amtsgebrau^ 
Klerus zusammengestellt von Anton Griessl, Domherr. Graz. VerJai 
Ulrich Mosers Buchhandlung 1891.* (Siehe auch Schneider, part. K.-Qu. pai 

3. Die Einwilligung der Eltern oder Vormünder ode 
nach dem Gesetze anderer, z. B. des Bischofes bei der Tra 
von Domizillosen (cf. § 59, n. 3, pag. 220 f.). 

Nach dem bürgerlichen Gesetzbuch (cf. oben § 40. n 
pag. 110 ff.), wie auch früher nach dem preussischen Landr« 
nach dem Code Napoleon, wie nach dem gemeinen prot« 
tischen Kirchenrechte war die Einwilligung der Eltern odei 
münder notwendig zur Gültigkeit der Eheschliessung; jedoch 
dieser Mangel durch die zuständige Obrigkeit behoben w( 

Nach katholischem Kirchenrechte ist jedoch derMang( 
elterlichen Einwilligung weder ein trennendes, noch aucl 
eigentliches verbietendes Ehehindernis. 

Nach römischem Rechte war eine ohne die Einwilligung der Elt< 
schlossene Ehe ungültig. L. 2. Dig. „de ritu nuptiarum** XXlIl. 2. „^ 
consistere non possunt, nisi consentiant omnes, id est, qui coäunt, quoi 
in potestate sunf^. Auch die Kirche huldigte anfangs dieser strenge 
schauung. C. 13. C. XXXIf. qu. 2 (vom hl. Ambrosius, de Patriarchis, 
mend) führt dies folgen dermassen aus: „Honorantur parentes, Rebeccae 
ribus, consulitur puella non de sponsalibus (illa enim expectat Judicium 
tum: non est enim virginalis pudoris eligere maritum) sed jam desp 
viro de profectionis consulitur die, nee immerito dilationem non attulit. 
etenim properare debuit ad maritum. Unde illud Euripidaeum, quod mi 
plerique, unde translatum sit, manifestum est. Ait enim in persona m 
quae tamen maritum volebat relinquere, et ad alias petebatur ni 

tdde. Hoc est: sponsaliorum meorum pater mens curam subibit. Hoc 
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Bon est meam. Ergo quod ipsi Pfailosophi mirati sunt, servate virgines etc.* 
Doch erklärt schon Papst Nicolaus I. (858—867) ad consulta Bulgarorum o. 3: 
,Snfficiat secundum leges solus eorum consensus, de quorum conjunctionibus 
»gitar: qui consensus, si solus in nuptiis forte defuerit, cetera omnia etiam 
eum ipso coitn celebrata frustrantur (cf. Denzinger, Enchiridion n. 263. p. 88). 
Die gleiche Anschauung vertreten Innocenz III. in c. 6. X. ^de condit. appos/ 
W, 5 und Lucius III. in c. 6. X ,de raptoribus'' V. 17. Es kann somit kein 
Zweifel sein, dass das vortridentinische Recht zur Gültigkeit der Ehe die Ein- 
wüligung der Eltorn nicht fordert. Das Tridentinum bestätigte diese Rechts- 
uffassung nicht bloss, sondern verhängte sogar, mit Rücksicht auf die Lehre 
kr sog. Reformatoren, das Anathem über jene, welche behaupten, die Ehen 
1 JNier, die ohne Erlaubnis der Eltern eingegangen werden, seien ungültig, fügte 
[jidoch bei, die hl. Kirche Gottes habe solche Ehen von jeher aus den trif- 
tigsten Giünden untersagt und verabscheut. 

Trid. sess. XXIV. c. 1 de ref. matr. : «Tametsi dubitandum non est, 
dandestina matrimonia libero contrahentium consensu facta, rata et vera esse 
matrimonia, quamdiu ecclesia ea irrita non fecit, et proinde jure damnandi 
BBnt illi, ut eos sancta synodus anathemate damnat, qui ea vera ac 
Uta esse negant, qnique falso affirmant, matrimonia, a filiis 
familias sine consensu parentum contracta irrita esse et pa- 
rentes ea rata vel irrita facere posse: nihilominus sancta Dei ecclesia 
ex justissimis causis illa semper detestata est et prohibuit.* 

Im Homo apostolicus (Tract 18. c. 1. p. 1. n. 10) wirft der hl. Alfons 
die Frage auf: An peccet graviter fiiius, qui invitis parentibus matrimonium 
eontrahit? Und er beantwortet dieselbe also: 

„In hoc quatuor adsunt sententiae. Prima dicit peccare graviter, sive 
eontrahit insciis, sive invitis parentibus; et hoc ratione gravium scandalorum, 
et damnorum, qnae ceteroquin ex huiusmodi matrimoniis oritura sunt; ita 
Pontius, Sylvius, Nav., Mol., Conc, Petrocor. et Rone; secunda autem sen- 
tentia dicit filium teneri sub gravi obligatione parentes cei-tiores facere, et 
etiam consilium accipere, alioquin eis gravem inferret iniuriam : sed non teneri 
pestea eorum consilio stare, cum non teneantur filii, juxta id quod doeet S. 
Diomas (II. IL qu. 104 a. 5 in corpore) parentibus parere in iis, quae ad 
nuitrimonium spectant, cum in id totalis requiratur libertas : ita Vasqu., Sanch., 
Barb., Laym., Bonac, Filliuc, Yiv. etc. Tertia sententia dicit, quod qnoties 
matrimonium non affert dedecus familiae, et non adsit causa ob quam parentes 
joste contradicant, fiiius non peccat graviter si nxorem ducit aut nubet insciis 
farentibus: cum enim ilie non teneatur eorum stare consilio, consequens est 
non posse esse gravem illius obligationem, ut eos consulat; ita Castrop., Bos- 
das, Holzm., Salmantic, Fichler, Elbel, Covar., Renzi, Led., Victor., Henr., 
Spor., Aver, Dicast. etc. Quarta sententia, quasi cohaerens cum tertia, distin- 
gait et dicit: Si parentes juste vetant filio aliquod matrimonium particulare, 
pata quia esset illud dedecori aut scandalo familiae, tunc fiiius peccaret gra- 
viter, si illud contraheret. Et in casu, quo esset dedecori familiae, ille non 
tenetur sponsalibus contractis, etiam juratis, licet sponsam deflorassct, cum 
suMciat tunc si tantum illam dotet, si potest: cum justitia non possit obligare 
ad actum, qui sine peccato executioni mandari nequit. Secus autem dicunt, 
si pater sine justa causa impediret matrimonium; ita Laym., Delb. et Aversa. 
Ceterum omnes conveniunt commnniter D. D. ad excusandum filium in casibus 
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seqneDtibus: nimirum 1. si pater injuste vetaret status coDJngalis 
et filius esset et in periculo incontinentiae, 2. si filias injuste a 
vexaretur, 3. si pater longe abesset et filias posset pradenter pi 
eius consensam, 4. si pater impedirct matrimoninm suo statui conveniens, 
cam io tali casa peccaret pater, non teneretur filius ei obedire, ut commi 
dicunt Sanch., P. Sotus, Cordub., Boss., Gatt., Bebel., Viva etc., 5. si 
yellet filio axorem indignam, infinnam, aat pravae conditionis dare*. 

Allerdings sollen die Kinder auch bei Eingehung einer 
des göttüchen Gebotes eingedenk sein : i,Ehre deinen Vater 
deine Mutter!" Es kann so eine unbesonnene, übereilte 
Schliessung verhindert werden. Andererseits sollen aber 
Eltern ihre Zustimmung nur aus gerechten Gründea verweij 
und noch weniger ihre Kinder' zu einer Ehe zwingen. Die 
holung der Zustimmung der Eltern zu einer beabsichtigten 
Schliessung ist für die Kinder mehr eine moralische, als 
liehe Pflicht; daher gehört der Mangel der elterlichen 
willigung auch nicht unter die Ehehindernisse im kirchenrecl 
heben Sinne. 

4. Der Stand der heiligmachenden Gnade ; daher sollen 
Brautleute vor der Eheschliessung die heiUgen Sakramente 
Busse und des Altars würdig empfangen. 

cf. oben § 36. n. 3. e. f. pag. 100 ff. 

5. Die Hierologie oder priesterliche Einsegnung nach d 
Diöcesanrituale durch den nach den Diöcesangesetzen oder A 
Herkommen hierzu berechtigten Pfarrer oder einem anderen voB' 
Pfarrer oder Bischöfe delegierten Priester (assistentia activa). 

Man unterscheidet assistentia passiva und activa. An uni 
für sich ist zur Gültigkeit der Ehe nur notwendig, dass & 
Brautleute vor dem parochus proprius und zwei Zeugen den 
Konsens erklären, ohne dass der Pfarrer irgend etwas zu thuD \ 
braucht (assistentia passiva). Das Trid. (Tametsi) fordert indes 
(zur Erlaubtheit der Eheschliessung) die aktive Assistenz des 
Pfarrers, welche darin besteht, dass derselbe unter Beobachtung 
des kirchlichen Ritus den Konsens der Kontrahenten in der 
Kirche veranlasst und entgegennimmt und die nach dem Diöce- 
sanrituale vorgeschriebenen Formeln und Gebete anwendet (cele- 
bratio nuptiarum). Da seit Einführung derCivilehe kein Pfänder 
mehr zur Assistenz bei der Eheschliessung gezwungen werden 
kann und für jene Mischehen, welche mit Dispense eingegangen 
werden, in Deutschland nach dem Gewohnheitsrechte die aktive 
Assistenz geleistet wird, so wird die passive Assistenz nur mehr 
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sehr selten und nur in ganz ausserordentlichen Fällen in An- 
wendung kommen können. 

n. Bezüglich der Hierologie oder kirchlichen Einsegnung der 
Ehe ist noch folgendes zu bemerken: 

1. Der Ort, wo sie stattzufinden hat, ist die Kirche. 

Das Rituale Romanam sagt in Tit. VII. c. 1. n. 16: „Matrimoniom ia 

ecdesia mazime celebrari decet: sed si domi celebratum fuerit praesente 

Parocho et testibus, sponsi veniant ad ecclesiam benedictionem accepturi et 

tnnc caveat sacerdos, ne iterum a contrahentibns consensum exigat; sed tao- 

tam beDedictionem illis coDferat, celebrata Missa/ Aach aas dem Trid. 

(Tametsi) ISsst sieb das folgern. Dort heisst es : ... ad celebrationem matri- 

Bonii in facie ecclesiae procedatur, obi parochns ..... Das Wort ubi 

llsst darauf schliessen, dass mit dem in facie ecclesiae gemeint ist haupt- 

sicblich in ecclesia. Sicher ist, dass der Bischof durch ein eigenes Verbot 

Haastrauungen untersagen kann. Wenn aber auch ein solches spezielles Verbot 

besteht, so kann doch der Pfarrer im Falle sehr schwerer Erkrankung eines 

der beiden lirautleute auch ausserhalb der Kirche in einem Hause der £he- 

Schliessung assistieren, ohne Vorwissen des Bischofes. Macht es indes eine 

andere gerechte Ursache wünschenswert, dass die Trauung in einem Privat- 

hanse vorgenommen werde, so soll sich der Pfarrer an den Bischof wenden. 

' Solche Ursachen wären: Gefahr des Ärgernisses, begründete Furcht für den 

guten Ruf der Kontrahenten, oder vor boshafter Störung (durch unbegründeten 

Einspruch gegen die Eheschliessung). 

Die S. Congr. Rit. antwortete auf die Anfragen, ob die Trauung, den 
Fall schwerer Krankheit ausgenommen, vorgenommen werden könne in einem 
Privathause vor einem eigens errichteten Altare, und ob sie vorgenommen 
werden könne in einem Privatoratorium, in denen das hl. Messopfer darge- 
bracht werden darf, d. d. 31. Aug. 1872: „Matrimonium in facie ecclesiae, 
Ben in ecclesia maxime celebrari decet. Hand tamen vetitum est locorum 
Ordinariis, ut si nullum immineat periculum, ac laudabiles concurrant causae, 
iOnd celebrari quandoque pro sua prndentia permittant in privatis oratoriis, 
in quibus sacrum fieri valeat.* Ist diese Erlaubnis gegeben, so darf, natürlich 
servatis rubricis, auch die missa uuptialis (Pro sponso et sponsa) celebriert 
werden. — Bei öffentlichen Oratorien, die in allem einer Kirche gleich 
geachtet werden, bedarf es keiner bischöflichen Erlaubnin. 

Bangen, Instructio III. pag. 59 macht noch auf folgendes aufmerksam: 
aÜsus . . . ., ex quo nonnulli parochi hiemali praesertim tempore majoris 
commoditatis causa in armario sive sacristia, ut vocant, copulationes habere 
solent, utique vituperandus est. Si enim Tridentinum statuit in facie ecclesiae 
celebrandum esse matrimonium, non modo in genere locum sacrum designat, 
sed procul dubio etiam intendit nuptias publice coram fidelibus esse solem- 
nizandas*. 

2. Bezüglich der Zeit gilt gemeinrechtlich: Die Ehe kann 
zu jeder Tageszeit gültig, und soweit nicht besondere Bestim- 
mungen entgegenstehen, auch erlaubt geschlossen werden. 

Das Rit. Rom. (tit VII. c. 1. n. 18) fügt, nachdem es die Vorschriften 
Aber das tempus clausum eingeschärft hat, bei: .Matrimonium ouini tempore 
contrahi potest.* 
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Geziemend ist es jedoch, dass die Eheschliessung nur i 
den Vormittagsstunden erfolge, einerseits weil die Kirche wüm 
dass die Ehe nur in Verbindung mit der hl. Messe eingesei 
werde, wobei der Brautsegen erteilt werden soll, andere: 
wegen der grossen Gefahr, dass bei einer am Nachmittage 
Abende stattfindenden Trauung die hl. Handlung durch Trun 
heit etc. herabgewürdigt werde. Gemeinrechtlich sind allerdi 
Trauungen am Nachmittag oder Abend nicht verboten, 
S. Congr. Conc. d. d. 18. Aug. 1663 erklärt: „Matrimonia 
contrahantur post occasum solis . . . statuere nequeunt e] 
copi" (cf. Schnitzer, Eherecht pag. 217, Anm. 2). 

Für die Diöcese Regensburg bestimmte die Verordnung 
21. Dezember 1649 (Verordnungen-Sammlung pag. 50): „Die Y< 
mittägigen Kopulationen dürfen nach 10 Uhr nicht mehr 
schehen". Gewohnheitsrechtlich dürfte jedoch jetzt die V< 
mittagszeit bis 12 Uhr angenommen werden. 

iPartikularrechtUch sind bisweilen auch die Trauungen 
Sonn- und Feiertagen verboten. Gemeinrechthch ist indes au( 
das gestattet. S. Gong. Rit. d. d. 7. Jan. 1783 und 3. März 181! 
(cf. Acta S. Sed. XXVI. 520). 

3. Die Einsegnung der Ehe ist vorzunehmen nach d 
Diöcesaurituale. 

Für die Diöcese Regensburg cf. Manuale Rituum pag. 1 
bis 151. 

Man unterscheidet eine doppelte benedictio : benedictio siift* 
plex, richtiger celebratio nuptiarum genannt, die eigenüichl 
Trauung: Konsenserklärung, Übergabe der Ringe, Gebete dei 
Priesters — und benedictio solemnis, welche stattfindet int» 
missarum solemnia: Brautsegen. 

Die benedictio simplex ist strenge Pflicht für alle katholi- 
schen Brautleute. S. Congr. de Prop. Fide d. d. 29. Feb. 1836, 
d. d. U. Jan. 1821. S. Congr. Off. d. d. 6. JuH 1817 (cf. Gas- 
parri, tract. can. IL n. 1006—1008, pag. 189 ff.) Die Unte^ 
lassung dieser Einsegnung wäre schwer sündhaft. 

Dringend wünscht indes die Kirche, dass die Brautleute sich 
auch des Brautsegens (benedictio nuptiarum) teilhaftig machen. 
Trid. sess. 24. c. 1. de ref. matr. : „Praeterea eadem sancta 
synodus hortatur, ut conjuges ante benedctionem in tem- 
plo suscipiendam in eadem domo non cohabitent". Diese 
benedictio nuptiarum soU indes nicht erteilt werden: 
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a) Wenn die Braut Witwe ist und sie die Benediktion früher 
bon empfangen hatte. 

Urban IIL (1185—1187) bestimmt in c. 3. X. .de secundis nupt/ IV. (21): 
rir autem vel maller ad bigamiam transiens non debet a Fresbytero benedici: 
lia cum alia vice benedicti sint, eonim benedictio iterari non debet'' und 
lexaoder III. (1159 — 1181) setzt in c. 1 eiusd. tit. fest: Capellannm, quem 
snedictionem cum secunda constiterit celebrasse, ab officio beneficioque sus« 
ensam cum litterarum tuarum testimonio ad sed. Apost. nullatenus destinare 
ostponas.** Hat jedoch die Braut bei ihrer ersten Yerrofthlnng den Brautsegen 
OS irgend einem Grunde nicht erhalten, so wird er bei der zweiten Ehe- 
chliessung erteilt. S. Congr. Off. d. d. 81. Aug. 1881: ,Benedictionem nup* 
ialem . . . semper impertiendam esse .... omnibus iliis conjugibus, qui eam 
a contrahendo matrimonio qnacumque ex causa non obtinuerint, etsiamsi 
»etant postquam diu jam in matritnonio vixerint, dummodo mulier, si vidua^ 
»enedictionem ipsam in aliis noptiis non acceperit.** (Acta S. Sed. XXYI. 637.) 
>er Brautsegen darf auch erteilt werden, wenngleich die Braut corrupta oder 
^ayida ist. S. Congr. de Frop. Fide d. d. 21. Juli 1841. (Actla S. Sed. 
KVI. 521.) 

b) Wenn die Ehe eingegangen wird während des tempus 
clausuni (cf. § 35, pag. 98 f) 

Auch wenn der Bischof vom imped. prohib. temp. claus. dispensiert hat, 
darf der Brautsegen nicht erteilt werden. Am 14. Aug. 1858 entschied die 
8. Congr. Rit. : „Prohibitio nuptiarum tempore Adventus et Qnadragesimae 
intelligi tau tum debet de Missa pro Sponsis ac de precibus pro nubentium 
benedictione in Missali positis, neque attingit ipsum matrimonium, quod cum 
Bolis celebratur caeremoniis et precibos, quae in Rituali reperiuntur, dummodo 
accedat episcopi venia. Episcopus licentiam quidem tali modo contrahendi 
matrimonium temporibus vetitis, non autem facultatem, etiam benedictiunem 
conjugum in missa pro sponsis contentam impertiendi concedere potest." (Ober- 
hirtl. Verord.-Bl. Jahrg. 1868 pag. 88.) 

c) Bei sog. Mischehen, denen das impedimentum mixtae 
religionis entgegensteht, wenn sie auch tnit päpstUcher Dispense 
eingegangen werden. 

d) So oft die Ehe nicht intra missarum solemnia einge- 
gangen wird. 

Der Brautsegen steht im innigsten Zusammenhange mit der 
Brautmesse, darum kann er nur erteilt werden, wenn die Missä 
pro sponso et sponsa celebriert oder wenigstens kommemoriert 
wird. 

Nie darf der Brautsegen erteilt werden ausser der hl. 
Messe. S. Congr. Conc. d. d. 13. JuU 1630. S. Cong. Rit. d, d. 
7. Sept. 1850. 23. Juni 1863. d. d. 14. Aug. 1858 (in Montis 
Albani); 

„Sacerdos non potest, quum matrimonia extra Missam cele- 
brantur, sponsis benedictionem impertire et orationes 
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recitare, quae in Missali inMissa pro sponso etsponsaha' 
tur, quaeque discenda sunt tum post Pater n oster, tum 
Placeat, quando agitur de nuptiis, in quibus non est dei 
ganda supradicta beneditio''. Und am 26. März 1859 schrii 
die gleiche S. Congr. an den Kardinalerzbischol von Imok 
„Etsi S. R. Congregatio anno 1838 die 1. September rescrip-; 
serit in Eystettensi, nihil obstare, quominus benedietio nup 
tiarura in Missali praescripta infraMissam, extra ipsamdetan 
attamen anno 1853 die 23. Junii in una Limburgensi re mato 
rius perpensa, ab illa decisione recedens, mandanteS.D. 
Pio Papa IX. decrevit: Benedictionem nuptialem nonni 
in Missa impertiendam esse; nee diversimode declara 
anno mox elapso 1858 die 14. Augusti dubiis respondens ea 
re propositis a Reverendissimo Episcopo Montis Albani. Qu 
itaque novissima S. Congregationis decreta sblemnem nuptir 
arum benedictionem abstrahi vetent a Missa, Edr 
nentia Vestra iam videt, dubiis ab ipsa nuper exhibitis, quaeid 
licere supponunt, nuUum hodie locum superesse posse, postquam 
supradictum Decretum in Eystettensi, quo unice innituntur, fuä 
revocatum". (Oberh. Verord.-Bl. Jahrgang. 1868, pag. 89). 

Für die Diöcese Regensburg besagt der Pastoral-Erlass vom 
17. Jan. 1869: „Veranlasst durch die neuesten Entscheidungen 
des apostolischen Stuhles untersagen Wir hiermit, in Zukunft 
die Benedietio nuptiarum ausser der Messe zu spendea 
Diese Benedietio ist in den Fällen, wo sie gestattet ist, genau 
nach den Rubriken des Missais innerhalb der Messe vorzu- 
nehmen. Damit aber Niemandem, auch nicht dem Ärmsten, be- 
züglich der Einsegnung während der heiligen Messe ein Be- 
denken komme, sind gegebenen Falles die Brautleute zu belehren, 
dass diese Messe eine stille sein kann, ja dass sie nicht einmal 
notwendig für die Brautleute appliziert werden muss. 

Wollen dennoch die Brautleute die Benedietio nuptiarum 
intra Missam nicht empfangen, so ist diese Benedietio gana 
zu unterlassen, und die kirchliche Eheschliessung (wie bei allen 
jenen Ehen, bei denen ohnehin die Benedietio nicht stattzu- 
finden hat), lediglich nach Massgabe des Diöcesan-Rituals vorzu- 
nehmen, wonach die heilige Handlung mit den Versikeln Con- 
firma hoc etc., der Oration Respice etc. und der Besprengung 
mit Weihwasser geschlossen wird'^ (Past. Erl. pag. 59). 

Wird der Brautsegen nicht erteilt, so darf auch d€is Mess- 
formular pro sponso et sponsa nicht genommen und auch nicht 
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mmemoriert werden. Sonst kann die Missa pro sponso et 
3nsa als besonders privilegierte Votivmesse genommen werden 
allen Tagen, nur mit Ausnahme: 

a) Der Sonntage und gebotenen Festtage, 

b) an den Festen dupl. I. u. IL classis, 

c) während der Oktaven von Epiphanie und Pfingsten, 

d) am Oktavtage von Frohnleichnam, 

e) am Vigiltage von Pfingsten. 

Sogar am Allerseelentage kann eine Missa pro sponsis ge- 
sen werden. An den für die Missa pro sponsis gehinderten 
igen wird bei der Trauung die Tagesmesse gefeiert und mit 
Tselben die Commemoratio der Brautmesse sub distincta con- 
jsione verbunden, auch an den Festen I. u. 11. cl., und zwar 
ich den durch die Rubriken vorgeschriebenen Orationen, jedoch 
imer vor der etwa vorzunehmenden oratio imperata. 

In Bezug auf den Ritus gelten folgende Regeln: die Farbe 
)s Messgewandes ist die weisse; die Messe selbst, sie mag still 
Qesen oder als Amt feierlich gesungen werden, ist nur als 
issa votiva privata zu betrachten und daher ohne Gloria und 
redo, mit wenigstens drei Orationen, Benedicamus Domino und 
jin ultimum Evangel. S. Joan. zu feiern; diePräfation ist tono 
riali zu singen. 

Bezüglich des Yerschiebens der Missa pro sponsis aaf den der Trauung 
Igenden, oder einen späteren Tag, bestimmt die S. Congr. Rit. d. d. 14. Aug. 
58: flNon licet Missam pro sponso et sponsa et benedictionem ad diem 
oxime sequentem vel in aliam multo remotiorem differre, etsi con- 
ges ante benedictionem sacerdotalem in templo suscipiendam in eadem domo 
habitent." (Oberhirt. Verord.-Bl. Jahrg. 1868. pag. 88.) 

4. über die Berechtigung des Pfarrers zur erlaubten 
rauung (Einsegnung) entscheiden die Diöcesangesetze. In der 
iöcese Bamberg hat das Trauungsrecht der Pfarrer des Bräu- 
;ams, in Würzburg jener der Braut. In der Diöcese Regens- 
irg gilt, wie auch in München-Freising und Eichstädt, der 
rundsatz: Ubi habitatio, ibi copulatio oder ubi focus sive spon- 
s, ibi nuptiae d. h. , wenn mehrere parochi proprii vorhanden 
id, so steht das Recht die Ehe einzusegnen, jenem Pfarrer 
, in dessen Sprengel ein Teil oder beide Teile schon vor Ein- 
hung der Ehe zu wohnen angefangen haben und nach deren 
ngehung zu wohnen beabsichtigen. Hat vor Eingehung der 
le noch kein Teil an dem Orte des künftigen Domizils zu 
)hnen angefangen, so soll die Trauung von dem parochus proprius 

Englmann-Stingl, Ehereeht. 17 
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des Bräutigams vorgenommen werden. (Oberhirtl. Verord. vom 
21. Jan. 1848, Verord. S. pag. 495). 

Genaueres bestimmt noch die Verordnung vom 23. Dezember 
1868 (V.-Bl. pag. 91) : „Anlangend die Berechtigung zur erlaubten 
Vornahme der Trauung, worüber die in dem Bistum Regeos- 
burg geltenden Bestimmungen unter Ziff. I. 4 der. Verordnung 
vom 21. Januar 1848 gegeben sind, glauben wir hervorheben 
zu müssen, dass ein Pfarrer nicht Anstand nehmen dürfe, Braut. 
leute, welche in seiner Pfarrei nicht heimatberechtigt sind, zu 
trauen, wenn sie (oder doch ein Teil) in der Pfarrei wenigstens 
ein domicihum quasi tale' besitzen, wie z. B. Arbeiter, Dienst- 
boten u. s. f., und wenn beide auch nach der Trauung in der 
Pfarrei zu wohnen gedenken. Würden solche Brautleute nach 
der Trauung in einer anderen Pfarrei, z. B. da, wo sie heimat- 
berechtigt sind, ihren Aufenthalt zu wählen beabsichtigen, ohne 
dass daselbst wenigstens ein Teil vor Eingehung der Ehe zu 
wohnen angefangen und dadurch ein Domizil begründet hat, 
so hätte die Trauung gleichfalls jener Pfarrer vorzunehmen, 
welcher zur Zeit der Eheschliessung für beide oder für den 
Bräutigam parochus proprius ratione domicilii ist. 

Die Bedenken, welche in manchen Gemeinden gegen die 
Trauung solcher Brautleute, die im Trauungsorte nicht heiraat- 
berechtigt sind, aus Besorgnis vor einer ihnen etwa zur Last 
fallenden Unterstützungspflicht laut werden, sind unbegründet, 
da diese Pflicht nicht der Gemeinde des Trauungsortes oder 
des domicilium (sei es verum oder quasi tale), sondern jener 
Gemeinde obliegt, in welcher die Brautleute die bürgerliche 
Heimatsberechtigung haben. 

Wünschen die Brautleute von einem anderen Pfarrer 
getraut zu werden, so ist ihrem Verlangen zu willfahren; der 
berechtigte Pfarrer hat aber Anspruch auf die für den Kopula' 
tionsakt herkömmlichen Gebühren. Einer Delegation bedarf der 
von den Brautleuten gewählte Pfarrer nur dann, wenn er weder 
für den Bräutigam, noch für die Braut parochus proprius ratione 
domicilii ist*** (Verord. vom 21. Jan. 1848, V. S. pag. 495). 

Die von dem trauungsberechtigten Pfarrer schriftlich zu erteilende 
Erlaubnis zur Vornahme der Trauung in einer anderen Pfarrei heis8t£nt- 
lassschein (Dimissorien, litterae dimissoriae). 

Soll die Trauung wohl durch einen fremden Priester, aber 
in der nämlichen Pfarrei vorgenommen werden, so genügt münd- 
liche Delegation des Pfarrers. 
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Anmerkung: Selbstverständlich gehört zur erlaubten Trau- 
ung auch die vorhergehende genaue Beobachtung der in der 
Diöcese bestehenden Vorschriften in Bezug auf SponsaHenauf- 
nahrae, Brautexamen, Ledigschein, über Verkündigung in anderen 
Pfarreien, juramentum libertatis, bei gemischten Ehen Vertrag 
über katholische Kindererziehung etc. 



§ 61. 
Die Eheschliessung nach dem Civilgesetze* 

Das Verfahren bei der Eheschliessung in Bayern (seit Ein- 
führung der sog. Civilehe) beruht auf dem Bayern zugestandenen 
Reservatrecht, das sich aus Nr. III, § 1 des Versailler Bündnisver- 
trages, sowie aus Ziffer 1 des SchlussprotokoUes hierzu vom 
23. November 1870 ergiebt. Durch das „Bürgerliche Gesetz- 
buch", bezw. durch Art. 154 Ziff. XI— XXII des „Ausführungs- 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche" sind darin verschiedene 
Änderungen eingetreten. Nach den jetzt geltenden Bestim- 
mungen ist das Verfahren folgendes: 

1. Die Verlobten haben dem nach gesetzlichen Bestimmungen 
(cf. § 57, pag. 212 f.) zuständigen Standesbeamten in be- 
glaubigter Form beizubringen: 

a) ihre Geburtsurkunden, 

b) die zustimmende Erklärung derjenigen, deren Einwilligung 
flach dem Gesetze notwendig ist (cf. § 40, 2 b, pag. 110 f.), 

c) wenn der Bräutigam in den Landesteilen rechts des 
Hheins heimatberechtigt oder ein Ausländer ist, das Verehe- 
Hchungszeugnis der zuständigen Distriktsverwaltungsbehörde (cf. 
§ 40, g. Anmerkung, pag. 118). 

Sind dem Standesbeamten die Thatsachen, welche durch die unter a und 
1> aufgeführten Urkunden festgestellt werden sollen, persönlich bekannt, oder 
Sonst glaubhaft nachgewiesen, so kann er auf Beibringung der Urkunden ver- 
nichten. Auch kann der Standesbeamte von unbedeutenden Abweichungen in 
^en Urkunden, z. B. von einer verschiedenen Schreibart der Namen oder von 
einer Verschiedenheit der Vornamen, absehen, wenn in anderer Weise die 
Persönlichkeit der Beteiligten festgestellt wird. Jedoch ist der Standesbeamte 
Wechtigt, den Verlobten die eidesstattliche Versicherung über die Richtigkeit 
<^er Thatsachen abzunehmen . welche durch die ihm beigebrachten Urkunden 
^er die sonst beigebrachten Beweismittel nicht ausreichend festgestellt er- 
scheinen. 

n Auch nach den neuen gesetzlichen Vorschriften über die Eheschliessung 
^Ä|)en die Behörden von Amts wegen eine förmliche Untersuchung über das 

VI* 
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Kichtvorhandensein civilrechtlicher Ehehindernisse ohne besonderen Anlass 
nicht zu pflegen, insbesondere sind auch keinerlei Nachforschungen darüber 
anzustellen, ob schon ausserehelicher Geschlechtsverkehr zwischen einem der 
Verlobten und den Verwandten des anderen stattgefunden hat. £ine Piölfangs- 
pflicht in letzterer Beziehung tritt vielmehr erst dann ein, wenn ein solcher 
Geschlechtsverkehr notorisch ist oder von einem dritten in glaubhafter Weise 
behauptet wird. Dagegen haben die Behörden auch fortab von Amtswegen zn 
prüfen, ob die positiven Voraussetzungen der Eheschliessung gegeben sind und 
sich zu diesem Zwecke die erforderlichen Nachweise vorlegen zu lassen.' 
(Bekanntmachung des kgl. Staatsministeriums der Justiz, vom 10. Aug. 1899. 
J.-M.-Bl. pag. 358—364.) 

Der Standesbeamte wird sich daher in den meisten Fällen 
damit begnügen können, dass ihm, soweit erforderiich, dasVer- 
ehelichungszeugnis vorgelegt und der Nachweis der Ehemündig- 
keit sowie der etwa erforderiichen EinwiUigungserklärung erbracht 
wird. 

2. Der Standesbeamte hat sodann das Aufgebot zu er- 
lassen. Die Vorschriften bezügUch desselben cf. § 57, pag. 212 f. 

Von der allgemeinen Regel, dass der Eheschhessung ein 
Aufgebot vorauszugehen hat, giebt es zwei Ausnahmen. Das 
Aufgebot kann nämlich unterbleiben: 

a) wenn nach § 1322 des bürgerlichen Gesetzbuches von 
der Landesregierung des Bundesstaates, in dessen Gebiete die 
Ehe geschlossen werden soll, Befreiung vom Aufgebote bewilligt 
worden ist. 

Die kgl. Allerhöchste Verordnung vom 24. Dezember 1899 («Zuständig- 
keitsverordnung* Ges. u. V.-Bl. 1899 pag. 1229—1235) besagt in § 14: «Die 
Befreiung von dem vor der £heschliessung zu erlassenden Aufgebote wird in 
den Landesteilen rechts des Rheins von der Distriktsverwaltungsbehörde, in 
der Pfalz von dem Staatsanwälte bei dem Landgericht erteilt, in dessen Be- 
zirke der zur Anordnung des Aufgebotes zuständige Standesbeamte seinen 
Amtssitz hat. In München wird die Befreiung vom Magistrat erteilt. '^ 

b) Wenn die lebensgefährliche Erkrankung eines der Ver- 
lobten den Aufschub der Eheschliessung nicht gestattet. (§ 1316 
des B. G. B.). In einem solchen Falle soll jedoch der Standes- 
beamte die Eheschliessung nur dann vornehmen, wenn ihm die 
genannte Voraussetzung ärztlich bescheinigt wird. (§ 50 des 
P. St. G. cf. oben § 57, pag. 213). 

Nach § 1316 des B G. B. verliert das Aufgebot seine Kraft, 
wenn die Ehe nicht binnen sechs Monaten nach der Vollziehung 
des Aufgebots geschlossen wird; in einem solchen Falle müsste 
es wiederholt werden. Für die im rechtsrheinischen Bayern 
heimatberechtigten Männer ist zu beachten , dass die Ehe- 
schliessung schon dann unzulässig ist, wenn sechs Monate seit 
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usstellung des Verehelichungszeugnisses verflossen sind, auch 
enn die sechs Monate seit der Vollziehung des Aufgebotes noch 
icht abgelaufen sind. (§31 Abs. V des Heimatgesetzes in der 
'assung des Art. 154, Ziff. XI, Nr. 3 des Ausführungsgesetzes 
rom 9. Juli 1899). 

3. Ist das bisher geschilderte Verfahren durchgeführt und 
sind keine Ehehindernisse zur Kenntnis des Standesbeamten ge- 
kommen, so kann er zur Ehesehliessung schreiten. 

„Kommen Ehehindernisse zur Kenntnis des Standesbeamten, 
so hat er die Eheschliessung abzulehnen". (§ 48 des P. St. G.). 
Bezüglich der Ehehindernisse cf. §§ 39—45 pag. 109—128. 

Nach § 1320 des B. G. B. soll die Ehe vor dem zuständigen 
Standesbeamten geschlossen werden. Zuständig für die Ehe- 
schliessung ist jener Standesbeamte, der für das Aufgebot zu- 
ständig war (cf. § 57, pag. 212). 

„Soll die Ehe vor einem anderen Standesbeamten als dem- 
jenigen geschlossen werden, welcher das Aufgebot angeordnet 
hat, so hat der letztere eine Bescheinigung dahin auszustellen, 
dass und wann das Aufgebot vorschriftsmässig erfolgt ist und 
fess Ehehindernisse nicht zu seiner Kenntnis gekommen sind". 
§ 49 des P. St. G.). „Auf Grund einer schriftlichen Er- 
oaächtigung des zuständigen Standesbeamten darf die Ehe auch 
i^or dem Standesbeamten eines anderen Bezirkes geschlossen 
wden" (§ 1321 des B. G. B.). 

Diese Ermächtigung bezieht sich indes immer nur auf den Eheschliessungs- 
ikt selbst; das Aufgebot kann von keinem anderen, als dem zuständigen 
itandesbeamten erlassen werden. 

4. „Die Ehe wird dadurch geschlossen, dass die Verlobten 
or dem Standesbeamten persönlich und bei gleichzeitiger An- 
esenheit erklären, die Ehe mit einander eingehen zu wollen, 
►er Standesbeamte muss zur Entgegennahme der Erklärung 
3reit sein" (§ 1317, Abs. 1 des B. G. B.). 

Durch die Abgabe dieser Erklärungen vor einem Standesbeamten kommt 
«rilrechtlich die Ehe zu stände. Sie wird also nicht mehr, wie bisher, von dem 
andesbeamten, sondern vor dem Standesbeamten von den Verlobten ge- 
blossen. Jedoch muss der Standesbeamte zur Entgegennahme der Erklärung bereit 
in. Lehnt er dagegen seine Bereitwilligkeit zur Entgegennahme der Erklärung 
, z. B. weil ein Ehehindernis vorliegt, so kommt eine Eheschliessung trotz 
r Erklärung der Verlobten nicht zu stände. (Cf. Meikel, Eheschliessung 
d Ehehindernisse nach dem bürgerl. Gesetzbuche, Bayerische Gemeindezeitung 
Jahrg. 1900 pag. 147.) 

Es sind also zur Gültigkeit der bürgerlichen Eheschliessung 
Igende Erfordernisse notwendig: 
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a) die Verlobten müssen persönlich vor dem Standesbe- 
amten erscheinen und ihre Erklärung abgeben. Eine Stellver- 
tretung ist ausgeschlossen; 

b) die Verlobten müssen bei Abgabe der Erklärung gleich- 
zeitig anwesend sein; eine succesive Anwesenheit ist nicht 
statthaft; 

c) der Standesbeamte muss zur Entgegennahme der Erklä- 
rung bereit sein; 

d) die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbestimmung abgegeben werden. (§ 1317 Abs. 2 
des B. G. B.). 

5. Nach § 1318 des B. G. ß. ist ferner — wenn auch nicht 
gerade zur Gültigkeit der bürgerlichen Eheschliessung — er- 
fordert : 

a) „Der Standesbeamte soll bei der Eheschliessung in Gegen- 
wart von zwei Zeugen an die Verlobten einzeln und nacheinander 
die Frage richten, ob sie die Ehe mit einander eingehen wollen 
und, nachdem die Verlobten die Frage bejaht haben, aussprechen, 
dass sie kraft dieses Gesetzes nunmehr rechtmässig verbundene 
Eheleute seien". 

b) „Als Zeugen sollen Personen, die der bürgerlichen Ehren- 
rechte für verlustig erklärt sind, während der Zeit, für welche 
die Aberkennung der Ehrenrechte erfolgt ist, sowie Minder- 
jährige nicht zugezogen werden. Personen, welche mit einem 
der Verlobten, mit dem Standesbeamten oder mit einander ver- 
wandt oder verschwägert sind, dürfen als Zeugen zugezogen 
werden". 

c) „Der Standesbeamte soll die Eheschliessung in das Heirats- 
register eintragen". 

d) Vor einer anderen Person als dem Standesbeamten kann 
die bürgerliche Ehe nicht geschlossen werden. Doch gut als 
Standesbeamter im Sinne des § 1317 auch derjenige, welcher, 
ohne Standesbeamter zu sein, das Amt eines Standesbeamten 
öffentlich ausübt, es sei denn, dass die Verlobten den Mangel der 
amtlichen Befugnis bei der Eheschliessung kennen. (§ 1319 
des ß. G. B.). 

Diese eigenartige Bestimmung hat namentlich den nicht seltenen Fall vcn 
Auge, dass Standesbeamte aus Versehen funktionieren, z. B. sich durch ein 
anderes Gemeindeamt als legitimiert erachten, schon in Funktion zu treten, 
ehe sie rechtsförmlich ernannt sind, oder nach Aufhören ihrer Diensteseigen' 
Schaft noch fort amtieren. (Cf. von Staudinger, V^orträge pag. 196 Anmerk.) 
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§62. 
Schliessung von Mischehen. 

1. Ehen, welche zwischen einer kathoHschen und einer 
akathplischen, getauften Person eingegangen werden, sind zwar 
gültig, aber unerlaubt. Die gemischte Religion (Konfessionsver- 
schiedenheit, religio mixta) bildet ein verbietendes Ehehindernis. 

Schon im alten Bunde war den Israeliten die eheliche Verbindung mit 
den kanaanitischen Völkerschaften, den Hethäein, Gergezäern, Amorrhäern, 
Chananäern, Pherezäeni, Heväern und Jebusäern verboten. V. Mos. 7, 3 f . : 
„Non ioibis cum eis foedus, nee misereberis earum, neque sociabis cum eis 
coDJugia. Filiam tuam non dabis filio eins nee filiam illius accipies filio tue, 
quia seducet filium tuum, ne sequatur me et magis serviat diis alienia.** 

Die Kirche wachte von Anfang an mit der Sorge einer liebevollen Mutter 
darüber, dass ihre Kinder nicht durch den Verkehr mit Häretikern am Glauben 
Schiffbruch litten. Die Synode von Elvira (306) missbilligt zwar die Ehen 
christlicher Mädchen mit Heiden, belegt sie jedoch nicht mit Strafe, während 
sie die Eltern, die ibre Kinder an Häretiker oder Juden verheiraten, mit fünf- 
jähriger Busse bedroht. (Can. 15. 16; cf. Hefele, Konziliengeschichte I. 162.) 
Gan. 16 dieses Konzils bestimmt: ^Haeretici, qui eiTant ab Kcclesia catholica, 
si 88 transferre noluerint ad Ecclesiam catholicam, nee ipsis dandas esse 
paellas, sed neque Judaeis, neque haereticis dare placuit. Si contra interdictum 
fecerint parentes, abstineri per quinquennium placet/ (cf. Hard. Acta Conc. 
Tom. I. pag. 252.) 

Äbnliche Verbote erliessen die Synoden von Laodicea (343 — 381), Hippo 
(393), Chalcedon (451). 

Ins kirchliche Rechtsbuch wurde aufgenommen die Stelle des hl. Am- 
brosius (De Abraham., 1. 1. c. 9) in c. 15. Can. 28 q. 1: „Cave, Christiane, 
gentili aut ludaeo filiam tuam tradere. Cave, inquam, gentilem aut ludaeam, 
atque alienigenam, hoc est haereticam, et omnem alienam a fide 
tua uxorem accerssas tibi. Prima conjugii fides, castitatis gratia est. Si 
Christiana sit, non est satis, nisi ambo initiati sitis sacramento baptis- 
matis. Simul ad orationem nocte vobis surgendum est et conjunctis precibus 
obsecrandus Dens.** 

Das römische Recht erkennt zwar die Gültigkeit dieser Ehen an, verordnet 
jedoch, dass die Kinder der katholischen Religion folgen sollen. L. 18 § 1 
Cod.: ,de haereticis et manich.** I. 5 verordnet: „Si alter conjugum ortho- 
doxus sit, et alter haereticus, oportet fieri liberos eorum orthodoxes. Quod si 
alii orthodox! fiant, alii haeretici maneant, soli succedunt utrique parenti ortho- 
doxi. Si vero omnes sint haeretici, cognati orthodoxi succedunt, aut, si tales 
non adsunt, fiscus.** 

Das ganze Mittelalter hindurch waren in der abendländischen Kirche die 
Mischehen gültig, aber ebenso entschieden wurden sie stets von der Kirche 
missbilligt und nur aus ganz wichtigen Gründen und nur unter bestimmten 
Voraussetzungen und Kautelen erlaubt. Benedikt XIV. sagt darüber in seiner 
Bolle ,Magnae. nobis** an die Bischöfe Polens d. d. 29. Juni 1748: „Neque vero 
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necesse habemus ea omnia in medium proferre, quibus lucnlenter demonsiiaii 
posset antiquitas eius disciplinae , qua semper Apostolica Sedes catholiconni 
cum haereticis conjugia reprobavit. Sed aliqua dumtaxat afferre sat erü^ 
quibus ostendamus, eamdem disciplinam ac regulam ad nostra usqae tempon 
constanter servatam apud nos et Apostolicam sedem non minus yigere et 
religiöse custodire. Hoc est, quod de se ipso suisque temporibas testatus est 
felicis recordationis praedecessor noster Urbanus Papa VIII. in suis litteiii 
apostolicis datis die 30. mensis Decembris anni 1624, quae leguntur apud Gw> 
dinalem Albitium in libro, cui titulus: de inconstantia in fide, c. 37 n. 127, 
ubi ita scribit: „Licet probe teneamus catholicorum cnm haereticis matrimonia 
omnino fugienda esse, et quantum in nobis est, a catholica Ecclesia proed 
arcere intendamus." Nee minus aperte sententiam suam declaravit piae me- 
moriae praedecessor pariter noster Clemens Papa XI. in litteris die 25. Jmä 
anni 1706 datis, et editis in collectione ipsius Brevium et epistolarum Romaa 
vulgata anno 1726, ubi pag. 321 sie legitur: „Majoris momenti esse existimamoB 
Ecclesiae Dei Apostolicae Sedis, praedecessorum nostrorum et sacrorum ci- 
nonum, a catholicorum cum haereticis conjugio abhorrentium regulas, nisi vi 
totius christianae reipublicae bonum exposcat, non transgredi.'' Et in alüs 
litteris datis 23. Julii anni 1707, in eadem collectione relatis p. 391: ,Eccle8ii 
siquidem ab huiusmodi conjugiis, quae plurimum deformitatis, nee parum spi* 
ritualis periculi prae se ferunt, abhorret. Sed et nostrum hac de re judidaa 
satis patere arbitramur ex decretali rescripto auctoritate nostra edito die 
4. Novembris anni 1741, et impresso tomo I. bullarii nostri, num. XXXIV, §8» 
cuius verba sunt, quae sequuntur: „Dolens imprimis ... impedire satagant (at 
supra N. CY.), et quae pauIo post subiecta sunt, ubi de jam contracto catho- 
licae partis cum altera haeretica connubia haec habentur: „Id vero ...ligatuft 
iri"* (ut supra).** (cf. Denzinger, Enchiridion n. 1330 pag. 296 f.) 

Wie hier Benedikt XIV. , so haben auch spätere Päpste Zeugnis für die 
Einheit der katholischen Lehre in diesem Punkte abgelegt und wiederholt ihren 
tiefsten Schmerz über die gemischten Ehen und den Abscheu der Kirche vor 
denselben aufs feierlichste ausgesprochen. So schreibt Pius VI. an den Ka^ 
dinalerzbischof von Mecheln und die belgischen Bischöfe d. d. 13. Juli 1782: 
„Ante omnia quidem manifestare tibi debemus, quantum haec pastoralis toi 
zeli uti et confratrum tuorum episcoporum nova argumenta, necnon constans 
eorum in adhaerendo regulis doctrinae P]cclesiae studium nobis afferant aedi- 
ficationem, et quantum quoque premant animum nostrum iteratae, quibus ipsoB 
cernimus involutos, angustiae. Attamen non ideo recedendum nobis est ab 
uniformi praedecessorum nostrorum sententia et ab ecclesiastica disciplina« 
quae non probant matrimonia inter partes utiimque haereticas vel inter catho* 
licam unam et haereticam alteram, idque multo minus casu, quo dispensatione 

in aliquo gradu opus sit Ab hoc systemate , quod fundatur in pericolo 

perversionis partis catholicae . . . nescimus nos recedere, quoniam non debemiu. 
Quam vis tamen nequaquam velimus tibi et co^piscopis tuis vel in minimo 
adaugere angustias, neque criticas istas sequelas, quas credunt merito a se 
timeri, super illos attrahere; et ideo quantum ad id, quod punctum spectat 
simplicis permissionis seu veniae dandae, dicemus idem, quod in responsorüs 
suis de 12. Sept. 1750 episcopo Wratislaviensi dixit Benedictus XIV. scilicet: 
„non posse se positive actu approbare, ut dispensationes concedantor inter 
haereticos, vel ipsos inter et catholicos, sed tamen se posse hoc dissimolare* 
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dditque: „scientia haec nostra et tolerantia sufficere debet ad tuam assecu- 
indam conscientiam , quandoqaidem in materia, de qua igitur, non occurrat 
ppositio cum jure divlno aut natural], sed tantumroodo cum jure ecclesiastico. 
tnod autem nunc facimus, attestamur tibi ad pedes crucifixi, id unice nos 
icere, nt sanctae religioni nostrae majora damna evitentur'^ ac demum con- 
Ladendo monet, eum teneri omni modo adlaborare, ne malum hoc dilatetur. . . . 
£x verbis epistolae Benedicti XI Y. supracitatis intellexeris certe, ser- 
lonem esse de dispensationibus , quae locum habent non minus, dum agitur 
e matrimoniis simplicibus inter partem catholicam et haereticam, quam de 
radibns parentelae, in quibus sibi invicem conjuncti forent contrahentes. Et 
eipsa casus ille, de quo Pontifex a. 1750 interloquebatur cum episcopo Wratis- 
eiviensi, concemebat dispensationes in gi-adibus, circa quos meutern suam, 
»rout retulimus, exposuit in terminis merae tolerantiae, ex iis, quae praevie 
ibi nota erant, consequentis. Sed hoc ipsum est, quod nos facere non pos- 
umus, quoniam in hypothesi tunc existente praxis dispensandi in gradibus 
»ro matrimoniis mixtis inveterata erat in isto loco; cui se opponit regula, in 
iliis casibus magis recentibus per praedecessores nostros et per nos ipsos 
kdoptata; scilicet cum dispensatio gratia sit, reservatur haec fidelibus sub 
Ccclesiae obedientia viventibus ; unde ad haereticos non debet extendi, qui non 
Lgnoscendo eiusdem auctoritatem per hoc se reddunt similis indulgentiae in- 
lignos: vel ad summum poterit dispensatio in gradibus ab episcopis concedi in 
iliquo particulari casu, qui non sit strictior illis, qui in formula comprehen- 
luntur, et in quo concurrat causa urgens et publica, non autem privatum 
iliquod commodum vel effrenis animi contrahentium impetus. . . / 

Ebenso Pius YIII. in seinem Breve an die rheinischen Bischöfe d. d. 
^. März 1830: „Ignotum vobis non est, Ecclesiam ipsam a connubiis huius- 
»odi, quae non parum deformitatis et spiritualis periculi prae se ferunt, ab- 
iiorrere: atque idcirco Apostolicam hanc sedem summo semper constantique 
itudio curasse, ut canonicae leges matrimonia eadem prohibentes religiöse 
Mistodirentur. Quodsi Romani Pontifices a sanctissimo illo canonum interdicto 
lonnumquam dispensasse inveuiuntur, id profecto graves ob causas et aegre 
admodum feceiiint suisque dispensationibus adjicere consueverunt condicionem 
sxpressam de praemittendis matrimonio opportunis cautionibus, non modo ut 
:oDJux catholicus ab acatholico perverti non posset, quin potius ille teneri se 
iciret ad hunc pro viribus ab errore retrahendum, sed etiam ut proles utrius- 
|ae sexus ex eodem matrimonio procreanda in catholicae religionis sanctitate 
»nmino educaretur. Nostis autem, venerabiles fratres, ipsas omnes cautiones 
&o spectare, ut hac in re naturales divinaeque leges sartae tectae habeantur; 
^uandoquidem exploratum est, catholicas personas, seu vires, seu mulieres, 
joae nuptias cum acatholicis ita contrahunt, ut se aut futuram sobolem periculo 
perversionis temere committant, non modo violare canonicas sanctiones, sed 
directe etiam gravissimeque in naturalem ac divinam legem peccare. Atque 
exinde jam intelligitis, nos quoque gravissimi coram Deo et Ecclesia criminis 
reos fore, si circa nuptias huiusmodi istis in regionibus contrahendas illa a 
▼obis aut a parochis vestrarum dioecesium fieri assentiremur, per quae, si non 
verbis, factis tarnen ipsis indiscriminatim approbarentur. Quare nos summopere 
commendantes zelum iUum vestrum, quo catholicos vestrae curae commissos 
a connubiis mixtis avertere hactenus adlaborastis, enixe in Domino exhortamur, 
ut posthac pariter in idipsum sedulo incumbatis in omni patientia et doctrina, 
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herum deinde laborum copiosam in coelis mercedem accepturi. loxta ha 
igitur, quoties praesertim catbolica aliqua mulier viro acatholico nubere veli 
diligenter ab episcopo seu a parocho edocenda erit, quaenam circa huiusmo 
nuptias canonum sententia sit, serioque admonenda de gravi scelere, quo apt 
Deura rea fiet, si eas violare praesumat; et maxime opportunum erit, eaode 
adhortari, ut memiaerit firmissimum illud nostrae religionis dogma, quod ext 
veram catholicam fidem nemo salvus esse potest; proindeque agaoscat, ne 
filios, quos a Deo exspeetat, jam nunc crudelissime acturam, si tales contraxe: 
nuptias, in quibus sciat illorum educationem in viri acaiholici arbitrio futunu 
Quae quidem salubria monita erunt etiam, prout prudentia suggesserit, iteran 
eo praesertim tempore, quo nuptiarum dies instare videatur, dumque consue 
proclamationibus disquiritur, utrum alia sint, quae illis obstent, impedimei 
canonica. Quodsi nonnullis in casibus paterna huiusmodi sacrorum pastori 
studia in irritum cadere contingat, tunc sane abstinendum erit acatholica ead( 
persona censuris in illam nominatim expressis corripienda, ne tumultus aliqi 
excitetur, et graviora rei catholicae mala obveniant; sed alia ex paite ab: 
nere etiam catholicus pastor debebit non solum nuptiis, quae deinde tia 
sacro quocumque ritu honestandis, sed etiam a quo vis actu, quo approbi 
illas videatur. Quam circa rem illud solummodo in nonnullis locis tolerat 
est, ut parochi, qui ad graviora rei catholicae incommoda avei-tenda praes 
tiam suaui contrahendis his nuptiis praestare cogebantur, paterentur quid 
eas ipsis praesentibus confici (si scilicet nullum aliud obstaret canonicum 
pedimentum), ut, audito utriusque partis consensu, deinceps pro suo olfi 
actum valide gestum in matrimoniorum librum referrent; sed caverent sein 
ab illicitis huiusmodi matrimoniis ullo suo actu approbandis, multoque ma 
a sacris precibus et ab ecclesiastlco quovis ritu eisdem admiscendo. . . / 

Bemerkenswert ist sodann insbesondere das Breve Gregor XVI. an 
Bischöfe Bayerns d. d. 27. Mai 1832: „Summe jugiter studio advigih 
Apostolica Sedes, ut Ecclesiae canones, qui nuptias catbolicorum cum ha 
ticis severe prohibent, religiöse custodirentur. Et quamvis ad graviora evita 
scandala quandoque in aliquibus locis necesse fuerit, illicita huiusmodi mi 
monia tolerare, non tamen praetermiserunt Romani Pontifices, omni qua ; 
sent, ratione providere, ut tunc etiam iis in locis iidelis populus edocere 
quantum deformitatis et spiritualis periculi nuptiae illae prae se ferant, quis 
que propterea sceleris reus sit catholicus vir aut mulier, qui canonicas ea 
re sanctiones violare praesumpserit. Quodsi interdum Romani ipsi Pontii 
sanctissimum idem canonicum iuterdictum relaxarunt in particuliaribus casi 
id sane graves ob causas et aegre admodum fecerunt, suisque dispensation 
consueverunt adjicere conditionem expressam de praemittendis matrim« 
debitis cautionibus, non modo ut conjux catholicus ab acatholico perverti 
posset, quin potius ilie teneri se sciret ad hunc pro viribus ab errore re 
hendum, sed etiam ut proles utriusque sexus in sanctitate religionis cathol 
omnino educaretur. Itaque nos, qui licet immerentes supremam Petri ea 
dram, Deo ita disponente, tenemus, prae oculis habentes rationem ilia 
praedecessoribus nostris sauctissime initam, non potuimus, venerabiles Fral 
non contristari vehementer ob allatos e vestris dioecibus (uti ex aliis divc 
locis) plures certosque nuntios, ex quibus intelleximus, inveniri isthic nonna 
qui apud populum curis vestris concreditum fovere omni spe nituntur oi 
modam mixtarum nuptiarum libertatem, atque ad eam facilius promoveu' 
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»iniones disseminant catholicae veritati contrarias. Scilicet ipsi, ut accepimus, 
Brmare audent, catholicos posse libere ac licite matrimonia cum heterodoxis 
»xitrahere, non modo non impetrata £cclesiae dispensatione (quae juxta notas 
gnlas in singalis casibus ab hac Apostolica Sede imploranda est), sed prae- 
rmissis etiam debitis, quas supra memoravimus , cautelis, illa praesertim, 
i.ae est de prole universa catholice educanda; quin imo eo res devenit, ut 
lern mixta illa connubia tunc etiam probanda esse contendant, cum haeretica 
%ia habeat priorem alium conjugem adbuc viventem, a quo divortio disces- 
»xit; ad haec et graves poenarum minas adhiberi curarunt, quibus inducantur 
[umarum pastores, ut mixtas nuptias in Ecclesia coram catholico populo pro- 
ament et postea assistant actui, quo illae contrahantur , vel saltem con- 
'acturis dimissoriales, quem admodum appellant, litteras concedant: denique 
Bc desunt ex ipsorum illorum numero, qui sibi aliisque persuadere conantur, 
on in catholica solum religione salvari hominem, sed eos quoque, qui haeretici 

ist atque in haeresi moriantur, ad aeternam vitam posse pertingere 

Sniotum vobis non est, Yenerabiles Fratres, quam impenso constantique studio 
isjores nostri inculcaverunt eum ipsum, quem illum negare audent, fieri arti- 
ulam, qui est de catholicae fidei atque unitatis necessitate ad consequendam 
ailutem. . . . Quae quidem catholicae unitatis tenendae necessitas , ubi fuerit 
DQpressa in cunctis Bavarorum fidelium animis alteque defixa, band facile de- 
Hceps irrita erunt monita atque adhortationes , quibus ipsos avertere conabi- 
Qini a nuptiarum foedere cum haereticis conjungendo; aut si aliqua interdum 
Eiravis causa interveniat, quae mixtas huiusmodi nuptias suadere videatur, ut 
Uas non aliter contrahant, nisi impetrata Ecclesiae dispensatione et conditio- 
libus, quae, ut supra diximus, praescribi ab illa solent, religiöse servatis. 
i^estrum scilicet officium est, ut fideles mixta illa connubia inire cupientes 
uti et eorum genitores, aliive, sub quorum cura sunt) edoceantur sedulo, 
luaenam circa eam rem canonum sententia sit, graviterque moneantur, ne eos 
n perniciem animarnm suarum perfringere audeant. Quare si res ita postulet, 
revocare in illorum memoriam oportebit notissimum illud naturalis divinaeque 
egis praeceptum, quo non peccata solum, sed pericula etiam ad peccatum 
[iroxime inducentia vitare jubemur, uti et praeceptum aliud eiusdem legis, quo 
ßarentibus injungitur, filios educare in disciplina et correpticne Domini ideoque 
3t erudire ipsos ad verum Dei cultum, qui unice in catholica religione est. 
BUnc adhortabimini fideles illos, ut serio perpendant. quantum supremo numini 
LDJuriam faciant et quam crudeliter erga se futurosque sibi liberos acturi sint, 
ubi nuptiis mixtis temere contrahendis se filiosque ipsos perversionis periculo 
committant. Atque ut gravitas periculi eiusmodi luculentius appareat, com- 
memorabimini iisdem saluberrima illa Apostolorum, Patrum canonumque mo- 
nita, quae sunt de periculosa cum haereticis familiari conversatione evitanda. 
At vero si nonnumquam contigerit, quod Dens avertat, ut monita et adhorta- 
tiones huiusmodi in irritum cadant et catholicus aliquis vir nmlierve recedere 
nolit a perverse suo consilio ineundi mixtas nuptias non petita, seu non im- 
petrata Ecclesiae dispensatione, vel debitis cautionibus seu earum aliqua prae- 
termissa,' tunc sane sacri pastoris officium erit, ubstinere non solum a matri- 
monio ipso sua praesentia honestando, sed etiam a praemittendis eidem 
proclamationibus atque a dimissoiialibus litteris concedendis. Yestrum autem 
est, Yenerabiles Fratres, admonere parochos ac rite ab eis exigere, ut ab omni 
hniasmodi actu se abstineant. Enim vero animarum curator, qui se aliter 
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gereret, in praesentibus praesertim Bavariae adjunctis, approbare qaoddainmi 
illicitas illas nuptias facto suo videretur, et illarum libertatem animaram 
imo et fidel causae perniciosam sua ipse opera foveret. . . / 

Leo XIII. endlich sagt in seiner heiTÜchen Konstitution .Areanam divin»' 
d. d. 10. Februar 1881: „lllud etiara cavendum est, ne scilicet conjugia fi 
appetantur cum alienis a catholico nomine: animos enim de discipüna 
onis dissidentes vix sperari potest futuros esse cetera concordes. Qain 
ab eiusmodi conjugiis ex eo maxime perspicitur esse abhorrendom, 
occasionem praebent vetitae societati et communicationi rerum sacramm, 
culum religioni creant conjugis cathoiici, impedimento sunt bonae instit 
liberorum, et persaepe animos impellunt, ut cunctarum religionum aeqoi 
habere rationem assuescant, sublato veri falsique discrimine.'' 

2. Die Gründe, warum die Kirche die religio raixta 
verbietendes Ehehindernis aufgestellt hat, liegen in den vielei 
schweren Nachteilen und Gefahren, welche mit gemischten Ehei 
sich zu verknüpfen pflegen: 

a) durch die Verschiedenheit der religiösen Überzeugu 
leidet die völHge und dauernde Seelenharmonie zwisch»] 
den Gatten ; es besteht Gefahr für den häuslichen Fried 
und die Einheit der Gemüter; 

b) bei den Ehegatten selbst wird notwendig der religi 
Indifferentismus begünstigt und dadurch grosse Gefi 
des Abfalles für den katholischen Eheteil herbeigeführt 

c) für die religiöse Erziehung der Kjnder bestehen 
grössten Gefahren und Schwierigkeiten und, selbst wem 
die Ehegatten guten Willen haben, liegt in dem ve^ 
schiedenen Religionsbekenntnis von Vater und Mutter 
für die Kinder ein Moment, das ihrer religiösen Er- 
ziehung hinderlich ist, das für sie eine Quelle des 
Zweifels und Schwankens wird; 

d) endlich enthält die Mischehe eine sehr bedenkliche 
Rechtsungleichheit; für den katholischen Eheteil kann 
die Ehe nur durch den Tod geschieden werden, während 
der akatholische Teil in gewissen Fällen seine Ehe dem 
Bande nach scheiden lassen und eine anderweitige Ver- ' 
bindung eingehen kann. 

3. Daher werden gemischte Ehen nur aus wichtigen Gründen ; 
und nur unter Bedingungen gestattet. Diese sind: | 

a) es muss für den katholischen Teil die Gefahr des Ab- ' 
falles vom Glauben ferne und die freie Religionsübung : 
gesichert sein, vielmehr 

b) Hoffnung bestehen, dass der katholische Teil den akatho- ; 
tischen für den katholischen Glauben gewinnen werde, : 
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c) es muss hinlängliche Bürgschaft für die katholische 
Erziehung sämtlicher Kinder beiderlei Geschlechts ge- 
geben sein. 

I>ies gilt auch von den Sandern, welche die Brautleute ausserehelich mit 

Länder gezeugt haben, nicht aber von denjenigen, die der akatholiscbe Teil 

einer früheren Ehe oder aus einer anderweitigen Verbindung hat; nur 

für einen solchen Fall Vorkehrung getroffen werden, dass nicht die 

bholisclien Kinder für die katholischen eine Gefahr des Abfalles vom 

tnben werden, (cf. Schnitzer, Kathol. Eherecht pag. 255 Anm. 3.) 

Fr&her war als Dispensgrund die abjuratio haeresis verlangt; dies ist jetzt 
leht mehr gefordert ; allein die angegebenen Bedingungen müssen erfüllt sein 
kann insbesondere von der ersten und dritten, da sie auf dem Naturrechte 
ihen, nie und nimmer abgesehen werden. 

4. Das blosse Versprechen dieser Bürgerschaften genügt 
ides noch nicht, um die Dispense erlaubt zu machen, sondern 
jr Bischof muss die moralische Gewissheit haben, dass diese 
Versprechungen ernstlich und aufrichtig gemeint sind und dass 

auch gehalten werden. 

5. Congr. Off. d. d. 30. Juni 1842: „Cautionem opportunam esse talem 

romissionem quae, iu pactum deducta, praebeat morale fundamentum de veri- 

te executionis, ita ut piiidenter eiusmodi executio exspectari possif S. 

igr. Off. d. d. 21. Juli 1880 verlangt: „ut superior ecclesiasticus moralem 
itadinem habeat sive de cautionum sinceritate pro praesente, sive de earum 
Ümplemento pro futuro.** (cf. Archiv f. k. Kirchenrecht XL VII. pag. 448.) 
tal RampoUa an den Primas von Ungarn d. d. 26. September 1890: „ut 
Icantionum exhibitio notoria sit vel saltem talis esse possit ad omne scandalum 
^lemovendum.'' 

Wie sich der Bischof diese moralische Gewissheit verschaffe, 
Kt seinem Ermessen überlassen. 

S. Congr. Off. d. d. 17. Februar 1875: „La condizione del giuramento (da 

' prestarsi nei matrimonii misti dalla parte eterodossa nel promettere le sollte 

ctozioni), e una praescrizione meramente ecclesiastica, dalla quäle puö talvolta 

pnescindersi, se le circonstanze le consentano. Che per farsi luogo alla dis- 

pCDsa nei matrimonii misti, ä essentiale solamente la promissa delle solite 

caazioni, la quäle deve essere cosi seria, che il Vescoco riesca a formarsi la 

eertezza morale che sarä dal conjuge eterodossa osservata ed adimpiuta fedel- 

mente ; e dove Egli o per le qualitä del soggetto, o per altre circonstanze non 

potesse acquistare simile certezza, puö a buon diritto domandare, che la pro- 

messa sia munita di giuramento.^)" In einem Schreiben an den Bischof von 



i) Die Bedingung des Eides, der bei Mischehen vom akatholischen 
Teile bei Versprechung der gewöhnlichen Bürgschaften zu leisten ist, ist eine 
rein kirchliche Vorschrift, von der bisweilen abgegangen werden kann, wenn 
es die Umstände erlauben, weil zur Dispensation in Mischehen wesentliche 
Bedingung einzig das Versprechen der gewöhnlichen Bürgschaften ist, welches 
80 ernstlich sein muss, dass der Bischof sich moralische Gewissheit darüber 
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Ottava (in Kanada) fordert die S. Congr. Off. d. d. 17. April 1879: ,Epi8eo|ij 
huius dominii curare debent, ut (in matrimoniis mixtis) consuetae cautii 
semper scripturae tradantur.** (cf. Gasparri, tract. can. I. n. 453 pag. 300 Q 

Der Bischof kann sich unter Umständen mit der bl 
mündhchen Zusicherung der geforderten Kautelen begnügen;! 
allein für gevvöhnHch werden wohl weitere Garantien notwem 
sein, entweder dass diese Zusicherung vor Zeugen oder scb 
lieh gegeben werde, oder dass sie mit einem Eide bekrä: 
werden. Das Richtigste dürfte sein, dass beide Eheteile darüber 
einen förmHchen Vertrag errichten. 

Durch wiederholte Ministerial-Entschliessungen, so voi 
16. Juni 1830, wurde den Pfarrern verboten, vom Brautteile der 
anderen Konfession einen schriftlichen Revers oder eine 
endliche Zusicherung (juramentum promissorium) über 
religiöse Kindererziehung als Bedingung für die Vornahme d 
Proklamationen oder Trauung bei Mischehen abzufordern. 
Dieses Verbot hat seit Einführung der Civilehe seine Bedeut 
verloren, soweit der Revers oder Eid als Voraussetzung d« 
Proklamationen und Trauung in Betracht kommt; allein inso- 
fern der Revers oder Eid als Anhaltspunkt für die religiöse 
Kindererziehung als Vertrag im Sinne des § 14 des Reiigioi» 
ediktes betrachtet und benützt werden sollte, ist es seit dem 
Gesetze vom 5. Mai 1890 ,,die Formen einiger Rechtsgeschäft^ 
betr.'* belanglos geworden, da nach diesem Gesetze Verträge" 
über religiöse Kindererziehung notariell errichtet werden müssen, 
wenn sie vor dem Civilgesetze Rechtskraft erlangen sollen. Da 
jedoch die Eheleute später den Vertrag wieder umstossen können, 
so wird in einigen Diöcesen (z. B. Augsburg) dem katholischen 
Ehe teil das Handgelübde an Eides statt abgenommen, nie- 
mals in eine Abänderung des errichteten Vertrags einzuwilligen. 

Für die Diöcese Regensburg erlangte schon die Oberhirt- 
liche Verordnung vom 4. Januar 1831, „dass die Pfarrvorstände, 
wenn nicht eine gerichtliche Übereinkunft der Brautleute 
über die katholische Taufe und Erziehung der Kinder ihnen 
nachgewiesen, und in beglaubigter Abschrift zur Hinterlegung 
ad acta parochiaHa übergeben wird, zu einer solchen Ehe weder 
durch Verkündung und Entlassung des katholischen Eheteiles, 



verschaffen kaun^ dass dasselbe vom akatholischen Teile gewissenhaft gehalten 
und erfüllt werde ; wenn er sich darum wegen der Eigenschaften der betreffes- 
den Person oder wegen anderer Umstände diese Gewissheit nicht verschafffli 
kann, so kann er mit Recht den Eid fordern/ 
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noch durch Trauung kooperieren dürfen, indem nach kathohschen 
Grundsätzen, welche die Sicherstellung der katholischen Erziehung 
aller Kinder fordern, eine solche Ehe unerlaubt ist/' (Verord. 
Sammlung p. 261). 

Die Verordnung vom 11. Oktober 1859 (Ob. Veror. BI. 
p. 137 — 140) verlangt sodann: „deshalb hat der pfarrliche Bericht 
Uns nebst der Glaubensfestigkeit und dem guten Willen des 
.katholischen Teiles auch über die katholische Taufe und Er- 
riehung sämtlicher aus der Ehe zu erhoffenden Kinder zu 
vergewissern und ist zu letzterem Behufe Uns der vor der Civil- 
;behörde geschlossene Kontrakt über die Taufe und Erziehung 
' in beglaubigter Abschrift in Vorlage zu bringen." 

Im Jahre 1883 (Verordnung vom 26. Juni 1883 V. Bl. p. 62) 
'■ wurde bereits notarielle Errichtung des Vertrages über die katho- 
• lische Kindererziehung verlangt. 

Die Verordnung vom 16. Dezember 1893 (V. Bl. pag. 150) 
bestimmt: „Das Gesetz vom 5. Mai 1890 (Ges. u. V. Bl. 1890 
-S. 227), die Formen einiger Rechtsgeschäfte betr., verfügt in 
' Art. 1 Abs. 1, dass Verträge, durch welche die Güterverhältnisse 
unter Ehegatten bestimmt werden, überhaupt Eheverträge zu 
ihrer Gültigkeit notarieller Beurkundung bedürfen ; und der kgl. 
; bayr. Verwaltungsgerichtshof hat seitdem in mehreren Entschei- 
[ düngen (so am 15. Juli 1891, den 30. JuU 1892, vgl. Sammlung 
^^n Entschl. Bd. XIII. S. 195 ff. u. 566) erklärt, dass seit 
' dem Inslebentreten des Gesetzes vom 5. Mai 1890, d. i. 
Vom 1. Juni 1890 ab im gesamten rechtsrheinischen 
Bayern nur solche Verträge über religiöse Kinder- 
Erziehung als gültig zu erachten sind, welche nota- 
riell vereinbart wurden. Hiernach sind wir genöthigt, auf 
Verschiedene an Uns gekommene Anfragen hier zu erklären, 
rtass seit dem genannten Zeitpunkt nunmehr überall, also 
auch in der Stadt Regensbnrg, wo das gemeine Recht Geltung 
hat, sowie in den nördlichen Teilen der Diöcese, soweit selbe 
ausser dem Bereich des bayerischen Landrechtes liegen, die 
notarielle Verlautbarung der Verträge über religiöse Kinder- 
Erziehung erforderlich, und stets pfarramtlich beglaubigte Ab- 
schrift derselben au Uns einzusenden ist, so oft Dispense eines 
Hindernisses der gemischten Religion von Uns erbeten wird." 
5. Selbstverständlich ist zur Dispensation vom impedimentum 
mixtae religionis, auch wenn die sub 3. geforderten Bedingungen 
eingegangen werden, ein hinreichender Dispensgrund erfordert. 
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Ein solcher dürfte in unserer Zeit vielfach in der Gefahr liegen, 
dass die Brautleute sich sonst mit blosser Civilehe begntigea 
oder die Ehe vor dem akatholischen Religionsdiener schliessen 
und dass dann die aus der ehehchen Verbindung zu hoffenden 
Kinder der katholischen Religion verloren gehen. 

6. Die Dispensation vom impedimentum mixtae religionis 
steht dem Papste zu. In Deutschland haben die Bischöfe kraft 
speziellen Indultes das Dispensationsrecht: 

a. falls es sich um eine Ehe mit einem haereticus toleratus 
handelt, 

b. falls nicht ausser dem impedimentum mixtae religionis 
noch ein anderes kanonisches Ehehindernis vorliegt, 

c. für alle Katholiken, die zur Zeit des Empfanges der 
Dispense in ihrer Diöcese ein domiciUum oder quaa 
domicilium innehaben, wenn sie auch die Dispensein 
einer anderen Diöcese in Ausführung bringen. (S. Congr. 
Off. d. d. 22. November 1865 Acta J. Sed. II. 671). 

Als ausgenommen wurden erachtet die Italiener, die sich in einer ai» 
ländischen Diöcese aufhalten und ihr italienisches Domizil noch nicht voflr 
ständig aufgegeben haben. «Pius IX. censuit in Domino praecipiendom, oft 
omnes et sioguli episcopi, qui facultate instructi sunt dispensandi super dicts 
impedimento (mixtae religionis), certiores efficiantur, in eiusdem usa ex- 
cipi Italos, de quibus non constet italicum domicilium omnino deseraisse.' 
S. C. d. d. 30. August 1865. Acta S. Sed. IL 672. Allein auf die Frage: An 
sit conservanda necne in foimula indultorum pro matrimoniis mixtis clausula: 
Exceptio Italis, de quibus non constet italicum domicilium omnino deseruisse? 
antwortete die S. Congr. Off. d. d. 4. Mai 1887: ^Esse demendam.' (cf. Gas- 
parri, tract. can. I. n. 469 pag. 314.) 

7. Ist nach Sicherstellung der geforderten Bürgschaften die 
Dispense vom impedimentum mixtae religionis gewährt worden, 
so steht der erlaubten Eingehung der Ehe nichts mehr im Wege. 
Allein bezüglich der Einsegnung von Mischehen gilt der Grund- 
satz: die Kirche wirkt bei Mischehen nur soweit mit, 
als es für deren Gültigkeit erfordert ist; sie gestattet 
also an sich nur die assistentia passiva. 

Die Instructio ad episcopos Bavariae d. d. 12. September 1834 im Auf- 
trage Gregors XVI. besagt: «Post haec Sanctissimus Dominus Noster archi- 
episcopis et episcopis Bavarici regni significandum praecepit, litteras diei 
27. Marti i 1832 non ita esse in teiligen das, quasi nempe eam omnino exclndant 
tolerantiae rationem prudentiaeque oeconomiam, qua Apostolica Sedes ea mala 
patienter dissimulare consuevit, quae vel impediri proi'sus nequeunt, vel si im- 
pediantur, gravioribus etiam incommodis facile aditum possent patefacere. 
Siquidem igitur ex temporum, locorum ac personarum conditione matrimoniuffl 
acatholici viri cum catholica muliere et vicissim absque majoris mali scandili' 
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qne periculo in religionis perniciem inteiTerti nullo modo possit: tunc sane ad 
majora damna et scandala praecavenda abstinendum erit a catholico conjuge 
censnris in illum nominatim expressis corrigendo, imo vero tolerandum, ut a 
parocho catholico tum coDSuetae proclamationes fiant, omni tarnen praeter- 
missa mentione religionis illorum, qai nuptias sunt contracturi; tum etiam de 
factis proclamationibus litterae mere testimonialis concedantur, in quibus, si 
Dollam adsit dirimens impedimentum, unice enuntietur, ,nil praeter vetitum 
Ecclesiae ob impedimentum mixtae religionis matrimonio conciliando obstare*', 
nollo addito verbo, ex quo consensus seu approbationis vel levis suspicio sit 
oritura. Quod si in Ecclesiae utilitatem et commune animarum bonum cedere 
posse dignoscatur, huiuscemodi nuptias quantumlibet illicitas et vetitas coram 
parocbo catholico potius quam coram ministro haeretico, ad quem partes facile 
eonfagere possent, celebrari, tunc ipse parochus catholicus aliusve sacerdos 
eins vices agens potent iisdem nuptiis materiali tantum praesentia, 
omni excluso ecclesiastico ritu, adesse, perinde ac si partes 
ageret mere testis vulgo quaiificati seu autorizabilis, ita 
scilicet, ut utriusque conjugis audito consensu, deinceps pro 
8Q0 officio actum valide gestum in matrimoniorum librum 
referre queat.** (cf. Denzinger, Enchiridion n. 1484 pag. 348 f.) 

Mit den veränderten Zeitverhältnissen, insbesondere seit 
Einführung der sog. Civilehe, wurde die Behandlung der Misch- 
ehen in Bezug auf die kirchliche Einsegnung eine andere. Der 
heilige Stuhl hat diese Gewohnheit für die meisten Diöcesen 
Deutschlands toleriert. 

Im einzelnen gilt jetzt: 

a) Der Sponsahenauf nähme steht selbstverständlich nichts 
im Wege, wenn die Dispensation bereits gegeben ist; 

b) das Brautexamen ist für den katholischen Teil abzu- 
halten; der akatholische kann dazu eingeladen werden; 

c) die Proklamationen können vorgenommen werden, jedoch 
ohne Erwähnung der Religion des akatholischen Teiles. 

Die Vornahme der Proklamationen war früher verboten. Pius VI. ad 
Archiepiscopum Mechlienseni d. d. 31. Maji 1783: „Quoad priraum articulum 
bannorum sive proclamationum tolerari poterit, ut eae fiant, non solum extra 
ecclesiam, . . . sed etiam omnimodo extra locum sacrum idque erit primum 
publicum Signum improbationis herum matrimoniorum.'* Pius VI. an den 
Kardinal Frankenberg d. d. 13. Juli 1782: „Proclamationes . . . cum prae- 
ordinatae sint ad futuram celebrationem matrimonii et ex consequenti positivam 
eidem cooperationem contineant, quod utique excedit simplicis tolerantiae 
Umites, non posse Nos ut hae fiant annuere." Und die S. Congr. de Prop 
Fide erklärte d. d. 11. Mai 1871: „Proclamationes non fieri in mixtis connubiis, 
Uisi quando necessariae et opportunae videantur judicio Ordinarii pro detegen- 
dis impedimentis.** 

Die Proklamationen einer solchen gemischten Ehe in der 
betreffenden akatholischen Pfarrkirche sind nicht mehr notwendig, 
Und ebenso fällt, wenn die Trauung vor dem akathoUschen 

Englmann-Stingl, Ehereeht. 18 
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Geistlichen erfolgt, das Aufgebot in der katholischen Pfarrei 
weg. — 

„Gemäss einer mit dem protestantischen Oberkonsistorium getroffenen 
Übereinkunft haben die katholischen Pfarrer der Erzdiöcesen München-Freising 
und Bamberg und der Diöcese Passau die durch sie vollzogenen Traunogen 
gemischter Brautpaare den protestantischen Pfarrämtern des ersten Ehewolm- 
Sitzes der gemischten Ehepaare amtlich mitzuteilen, sei es am Schlüsse des 
Kalenderjahres oder von Fall zu Fall. Die protestantischen Trauungen, die 
von den protestantischen Pfarrämtern dem katholischen Pfarrer des ersten 
Ehewohnsitzes der betreffenden Ehepaare in den genannten Diöcesen mitgeteilt 
werden, sind in einem eigenen Vermerkbuche unter der Rubrik , Gemischte 
Ehen mit protestantischer Trauung '^ einzutragen. Erl. des Kapitularvikariates 
München-Freising vom 10. Mai 1878." cf. Silbernagel, Verfassung pag. 350. 

Für Regensburg hatte der Ordinariats-Erlass vom 9. Apiil 1863 (V.Bl. 
pag. 46) verlangt, „dass bei gemischten Ehen die Trauung nicht vorzunehmen 
sei, ehe die zweite Proklamation in der zuständigen prote'stantischen Kirche 
stattgefunden und der protestantische Teil den Ledigschein von selten des za- 
ständigen protestantischen Pfarramtes vorgewiesen hat. Sollte aber der 
protestantische Teil eine Dispense von der Proklamation erwirkt haben, so ist 
der Nachweis hierüber vor der Trauung zu verlangen.* Dieser Erlass hat jetzt 
seine Geltung verloren. 

Die Oberhirtliche Instruktion für den Seelsorgsklerus bezüglich des ] 
Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875 d. d. 7. Dezember 1875 (Beilage VI zum 
V.Bl, V. 1875) besagt in III, 4 pag. 8: „Wenn die Trauung eines solchen 
Paares nach katholischem Ritus geschieht, so bedarf es einer Promulgation in 
der betreffenden akatholischen Pfarrkirche oder eines Zeugnisses über die da- 
selbst geschehene Verkündigung nicht." 

d) die kirchliche Trauung nach dem Diöcesanrituale vor- 
zunehmen, ist in den meisten deutschen Diöcesen zur 
Verhütung grösserer Übel toleriert. 

S. Congr. Off. d. d. 15. November 1858: „Sanctitas Sua Sacrorum anti- 
stitum arbitrio committit, ut ipsi judicent, quando in promiscuis hisce conjagiis 
ineundis tolerari queat mos adhibendi ritum pro matrimoniis contrahendis in 
dioecesano Rituali legitime praescriptum, exclusa tamen semper Missae cele- 

bratione.* 

i 

e) Dagegen ist es nicht erlaubt, die missa pro sponso et ^ 
sponsa zu celebrieren und die benedictio nuptialis zu 
erteilen, welche im Missale beigefügt ist (cf. § 60. IL 3. c. 
pag. 254. ^ 

Auf die Anfrage : Utrum vigore clausulae: Exclusa tamen semper Missae 
celebratione, quae appouitur in rescriptis de matrimoniis mixtis, prohibeatur 
tantura Missa pro sponsis cum orationibus et benedictionibus, uti in Missali 
Romano, an quaolibot Missa etiam privata, quae celebretur coram sponsis et 
comitibus post matrimonium, licet sponsis non detur distincta sedes? antwortete 
die S. Congr. Off. d. d. 17. Januar 1872: ^Emmi Domini decreverunt respou- 
dendum esse: affirmative ad utramque partem, quando missa celebretur com 
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nibns expositis circamstantiis, ita ut ea habeatur taiTiquam complementum 
remoniae matrimonii.'' (cf. Gasparri, tract. can. I. n. 463 pag. 308.) 

Es ist also auch nicht erlaubt, wenn eine Messfeier gewünscht wird, die 
gesmesse oder eine andere nach den Rubriken erlaubte Yotivmesse zu 
ebneren, wenn die Celebration der hl. Messe als zur Hochzeitsfeier gehörig 
achtet wird. In der Diöcese Regensburg wird in den Dispensurkunden das 
jidatum beigefügt: Missa pro sponsis . . . non potest dici, ipsaque 
mlatio fiat extra Missarum solemnia. 

f) die katholische Wöchnerin kann hervorgesegnet 
werden, wenn das Kind katholisch getauft wurde. 

Wurde das Eind nicht katholisch getauft, so hat die Vorsegnung zu 
terbleiben. Gut dürfte es sein, derartige Wöchnerinnen schon vorher davon 
Kenntnis zu setzen, dass ihnen die kirchliche Benediktion verweigert werden 
isse, um auf diese Weise einerseits ihr die öffentliche Beschämung und 
dererseits der Gemeinde eventuelles Ärgernis, dem Pfarrer aber manche 
lannehmlichkeiten zu ersparen. 

g) Bezüglich des Ortes und der priesterlichen Kleidung bei 
Einsegnung von Mischehen gilt: 

a) Die Mischehen dürfen eingesegnet werden in der 
Sakristei, in einer Nebenkapelle und auch in der 
Kirche selbst. 

S. Corgr. Off. d. d. 16. Juli 1885 und Instructio Antonelli d. d. 15. Nov. 
58. (cf. Gaspani, tract. can. I. n. 463 pag. 307.) S. Congr. Off. d. d. 17. Jan. 
'77: „1. Consensus conjugum salva forma Conc. Trid. in sacristia recipi 
>test.'' 2. „In parochiis, ubi sacristia apta et conveniens non adest, coc- 
nsus recipi potest in alio loco ecciesiae adjuncto, ut capella remota, sine 
reis accensis et sine ullo ornatu speciali.'' 

ß) Der Bischof kann den Gebrauch von Superpelliceum 
und Stola gestatten. 

S. Congr. Off. d. d. 17. Jan. 1877 und Instructio d. d. 15. Nov. 1858. 

8. Niemals darf die Eingehung der Ehe, bezw. die Konsens- 
klärung vor dem akatholischen Religionsdiener stattfinden. 
Ä^ar ist es dem Ehegatten erlaubt, den Staatsgesetzen zufolge 
»r dem akatholischen Religionsdiener, sofern derselbe lediglich 
3 staatlicher Standesbeamter, als „persona magistratus mere 
dlis" in Betracht kommt, zu erscheinen, um die bürgerlichen 
irkungen ihrer Eheschliessung zu sichern (was indes jetzt in 
eutschland kaum mehr vorkommen wird); sobald aber der 
:atholische Religionsdiener als konfessioneller Kultusverwalter 
iftritt, als ,,sacris addictus et quasi parochi munere fuugeus", 
t es dem Katholiken nicht erlaubt, die Ehe vor ihm zu 
;hliessen. In einem solchen Falle würde der katholische Ehe- 
iil schwer sündigen, würde sich dadurch selbst von der Teil- 
ahme an den hl. Sakramenten ausschliessen und als fautor 
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haeresis (eo ipso) der ExkommunikatioD, die dem Papste speziell 
reserviert ist, verfallen. 

Instructio S. Congr. Inquis. ad episcopos regni Hannoveran. d. d. 17. Februar 
1864: .Verum enimvero quotiescumque minister haereticus censeatar veloti 
sacris addictus, est quasi Parochi munere fungens, non licet 
catholicae parti una cum haeretica matnmonialem consensum coram tali 
ministello praestare, eo, quia adhiberetur ad quamdam religiosam caeremoniam 
complendam, et pars catholica ritui haeretico se consociaret; unde oiiretor 
quaedam implicita haeresi adhaesio, ac proinde illicita omnino haberetor com 
haereticis in divinis communicatio.** 

Am 25. April 1770 hatte die S. Congr. Ofif. erklärt: ,Viram et mnlierem 
catholicam contrahentes coram ministris acatholicis matrimoniam non incidere 
in censuras.** 

Aber am 22. März 1879 entschied die gleiche S. Congr.: ,eos, qui taliter 
matrimonium ineunt, incurrere excommunicationem Romano Pontifici speciali '. 
modo reservatam in Const. Apostolicae Sedis n. 1 latam in apostatas, haere- 
ticos, eisque credentes, eorumque receptatores, fautores, defensores.'' (cf. Gas- ; 
pan-i, tract. can. I. n. 468 pag. 313.) 

Auf die Anfrage sodann: ,Utrum absolutio a censuris omnibus 
catholicis, qui coram ministro acatholico nuptias contraxerunt, necessaria 
sit? antwortete die S. Congr. Off. d. d. 29. Aug. 1888: Affirmative, (cf. Archiv 
f. kathol. K.-R. LXV. 118.) 

Und am 18. Mai 1892 erklärte die gleiche S. Congr. Off.: ,Qui matri- 
monium coram ministro haeretico ineunt, censuram contrabere; Ordinarios 
autem vi facultatum quinquennalium nedum posse eos absolvere, sed etiam alios 
subdelegare ad eosdem abaolvendos. Qui vero huc usque nuUa praevia a cen- 
suris absolutioue ab huiusmodi culpa absoluti sunt, iuxta exposita non esse 
inquietandos.** (cf. Acta s. Sed. XXV, 118.) 

9. Daraus ergeben sich für das Verhalten des Pfarrers der 
Eingehung einer Mischehe gegenüber verschiedene Regeln: 
a) Ist nach Leistung der geforderten Bürgschaften die Dis- 
pense vom impedimentum mixtae religionis erteilt worden, 
und besteht keine Gefahr, dass die Brautleute ausser 
vor dem katholischem Pfarrer auch noch vor dem aka- 
tholischen Religionsdiener ihre Ehe schliessen, bezw. 
den Konsens abgeben, so richtet sich das Verhalten des • 
Pfarrers einfach nach dem bisher Gesagten, (cf . o. n. 7). 

b) Weiss der Pfarrer sicher, dass die Brautleute nach der 
katholischen Trauung auch die vor dem akatholiscben 
Religionsdiener nachsuchen werden, so muss er die 
Brautleute erinnern an die schwere Sünde, die sie da- 
durch begehen würden, und an die Zensur, der sie ver- 
fallen. 

c) Weiss der Pfarrer von dem Vorhaben der Brautleute 
nichts, oder aber sieht er voraus, dass seine Mahnung 
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doch nicht befolgt würde, so kann er, wenn die ver- 
langten Garantien gegeben sind und die Gefahr des 
Ärgernisses beseitigt ist, schweigen. 

S. Congr. OflP. d. d. 22. Jan. 1851: „Non tenetur inquirere circa hanc in- 
itionem catholicae sponsae." 

d) Haben sich jedoch die Brautleute vorher von dem aka- 
tholischen Religionsdiener trauen lassen und wollen sie 
jetzt auch vor dem katholischen Pfarrer den Konsens 
erneuern, so kann der Pfarrer die Einsegnung nur dann 
vornehmen, wenn der katholische Brautteil den getha- 
nenen Schritt bereut und in vorschriftsmässiger Weise 
von der inkurrierten Zensur Absolution nachgesucht und 
erhalten hat. 

e) Wenn dagegen die geforderten Bürgschaften nicht ge- 
geben werden und infolgedessen auch die Dispense 
verweigert worden ist, so hat sich der Pfarrer aller 
Mitwirkung zu enthalten. Es ist dann weder Aufgebot, 
noch passive Assistenz zulässig. 

(cf. Breve Gregor XVI. ad episcopos Bavariae pag. 272.) 

f) Schliessen Brautleute gemischter Konfession ihre Ehe 
bloss vor dem akatholischen Religionsdiener, so muss 
deren Gültigkeit nach den Grundsätzen über die tri- 
dentinische Eheschliessungsform (cf. § 59 pag. 217 ff.) 
beurteilt werden. 

10. Für die Diöcese Regensburg mahnt der Pastoralerlass 
)ra 17. Januar 1869 in cap. VI. n. 6, 3 (pag. 58). 

„Der Seelsorger muss es als seine schwere Gewissenspflicht 
•kennen, bei gemischten Ehen möglichst vorbeugend im Sinne 
3r Kirche zu wirken, und sollte eine solche Ehe doch nicht 
3rhütet werden können, dann wenigstens alle Mittel eines ebenso 
•nsten und verständigen, als liebevollen Seeleneifers zu er- 
ihöpfen, um die Glaubensfestigkeit des katholischen Teiles und 
ie Erziehung aller Kinder im katholischen Glauben zu sichern, 
^züglich solcher Ehen erneuern Wir daher Unsere Instruktion 
1. Oktober 1859.^' 

Diese Instruktion (V. B. pag. 137 ff.) lautet: 

„Zufolge einer Instruktion des hl. Stuhles vom 15. November 
858, welche Uns vor kurzem zuging, finden wir uns veranlasst, 
len H. H. Pfarrern und Kuraten in Bezug auf das impedi- 
mentum mixtae religionis nachstehende Verhaltungsregeln zu 
erteilen : 
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1. Die Dispense vom Ehehindernisse mixtae religionis ist 
an und für sich dem hl. Stuhle selbst vorbehalten; derselbe hat 
jedoch unter gewissen Bedingungen dem hoch würdigsten Herrn 
Ordinarius die Vollmacht, von diesem Ehehindernisse zu dis- 
pensieren, erteilt, sofern kein anderes impedimentum canonicum 
im Wege steht. 

2. Demgemäss haben sämtliche HH. Pfarrer und Kuraten 
vorkommenden Falles die Katholiken ihrer Pfarrei, welche eine 
gemischte Ehe einzugehen gesonnen sind , im Sinne des ober- 
hirthchen Erlasses vom 16. Februar 1836 über das Bedenkliche 
und Gefährliche eines solchen Schrittes, über das einschlägige 
vetitum ecclesiae und dessen Gründe zu belehren, indem der 
hl. Stuhl in der erwähnten Instruktion neuerdings alle Bischöfe 
an ihre Pflicht erinnert, „ut ob spectatam eorum religionem, 
pietatem et pastoralis muneris officium pergant flagrantiori usque 
zelo catholicos sibi concreditos a mixtis hisce conjugiis avertere, 
eosque accurate edocere catholicae ecclesiae doctrinam, legesque 
ad eadem conjugia pertinentes. Omnes enim norunt, quid ipsa 
cathohca ecclesia de huiusmodi catholicos inter et acatholicos 
nuptiis constanter senserit, cum illas semper improbaverit, ac 
tamquam illicitas planeque perniciosas habuerit, tum ob flagi- 
tiosam in divinis communionem, tum ob impendens catholico 
conjugi perversionis periculum, tum ob pravam sobolis institu- 
tionem.'' 

3. Beharrt der katholische Teil auf seinem Vorhaben, die 
gemischte Ehe einzugehen, und sieht der H. Pfarrer oder Kurat, 
dass gewichtige Gründe für die Erteilung der Dispense vorhanden 
sind, so hat derselbe diese Gründe an Uns zu berichten, und 
um die nötige Dispense geziemend nachzusuchen. Diese Dis- 
pense kann von Uns nur erteilt werden „sub ex pressa semper 
conditione de praemittendis neccessaris, opportunisque cautio- 
nibus, ut scilicet non solum catholicus coujux ab acatholico 
perverti non possit, quin imo catholicus ipse conjux teneri se 
sciat ad acatholicum pro viribus ab errore retrahendum, verum 
etiam, ut uni versa utriusque sexus proles ex mixtis hisce matri- 
nioniis procreanda in sanctitate catholicae religionis educari omnino 
debeat. Quae quidem cautiones remitti seu dispensari numquam 
possunt, cum in ipsa naturali ac divina lege fundentur, quam 
sancta Sedes sartam tectamque tueri omni studio contendit, et 
contra quam sine uUo dubio gravissime peceant, qui promiscuis 
hisce nuptiis temere contrabeivdia se ac prolem exinde suscipien- 
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lam perversionis periculo committunt.*' Deshalb hat der pfarr- 
iche Bericht Uns nebst der Glaubensfestigkeit und dem guten 
Villen des katholischen Teiles auch über die katholische Taufe 
md Erziehung sämtlicher aus der Ehe zu erhoffenden Kinder 
iu vergewissern, und ist zu letzterem Behufe Uns der vor der 
[^ivilbehörde geschlossene Kontrakt über diese Taufe und Er- 
ziehung in beglaubigter Abschrift in Vorlage zu bringen. 

4. Erst wenn die von Uns auszustellende Dispense in den 
Händen des H. Pfarrers oder Kuraten ist, kann die Prokla- 
mation stattfinden und die Trauung vor sich gehen; und es 
wird in diesem Betreffe die unterm 16. Februar 1836 erteilte, 
Torausgreifende Vollmacht hiermit förmlich zurückgenommen; 
auch hat bezüglich der von uns zu erholenden Dispense kein 
Unterschied zwischen dem Simiiltaneum und den übrigen Pfar- 
reien des Bistums zu bestehen. 

5. Über den genauen Vollzug des der Dispensurkunde an- 
gefügten Mandats müssen wir das Gewissen der HH. Pfarrer 
und Kuraten belasten. 

6. Sollte, was Wir nicht hoffen, der eine gemischte Ehe 
eingehen wollende katholische Teil sich weigern, die sub 3 be- 
zeichneten Bedingungen zu erfüllen, so ist eine Dispense ab 
impedimento mixtae religionis nicht möglich. Es können dann 
zwar die Ausrufungen in der durch die oberhirtliche Verordnung 
vom 16. Februar 1836 vorgeschriebenen Form geschehen und 
kann durch das Proklamationszeugnis in derselben Form ausge- 
stellt werden, aber es darf keinerlei Akt der Billigung einer 
solchen Ehe stattfinden. Dies alles gilt, sei es, dass die Trauung 
protestantisch vollzogen wird, oder dass die Eheschliessung vor 
lern katholischen parochus proprius im Sinne des Konzils von 
Frient geschehe. Im letzteren Falle jedoch kann von dem 
Pfarrer oder von dem bevollmächtigten Geistlichen lediglich 
iie passive Assistenz, und zwar ausserhalb der Kirche, 
)hne Chorrock und Stola, mit Unterlassung aller im Rituale für 
iie Kopulation vorgeschriebenen Gebete und Zeremonien, bei der 
Schliessung einer derartigen Ehe geleistet werden. Massgebend 
für diese Bestimmungen ist die Instruktion des hl. Stuhles vom 
12. September 1834, in welcher es bezüglich des in Frage stehen- 
den Falles heisst: „Si ex temporum, locorum ac personarum 
conditione matrimonium acatholici viri cum catholica muliere et 
vicissim absque maioris mali scandalique periculo in religionis 
perniciem interverti omnino non possit, tum .... \,o\^t^\i^\vyö.v 
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ut a parocho tum consuetae proclamationes fiant, omni tarnen 
praetermissa mentione religionis illorum, qui nuptias 
sint contracturi; tum etiam de f actis proclamationibus litterae 
mere testimoniales concedantur, in quibus (si nuUum adsit 
dirimens impedimentum) unice enuntietur, nil aliud, praeter 
vetitum ecclesiae ob impedimentum mixtae religionis, matri- 
monio coneiliando obstare, nullo prorsus addito verbo, ex quo 
consensus aut adprobationis vel levis suspicio sit oritura. Quod 
si in ecclesia utilitatem et commune animarum bonum cedere 
posse dignoscatur, huiuscemodi nuptias quantumlibet illicitas 
et vetitas coram parocho catholico potius, quam coram ministro 
haeretico, ad quem partes facile confugere possent, celebrari; 
tunc ipse parochus catholicus aliusve sacerdos eins vices agens 
poterit iisdem nuptiis materiali tantum praesentia, ex- 
cl uso quovis ecclesiastico ritu, adesse, perinde ac si partes 
unice ageret meri testis vulgo qualificati seu autoriza- 
bilis; ita scilicet, ut utriusque conjugis audito consensu, deinceps 
pro suo officio actum valide gestum in matrimoniorum 
librum referre queat. — His tamen in circumstantiis non 
impari, imo majori etiam conatu ac studio ab archiepiscopis, 
episcopis et parochis adlaborandum erit, ut a catholica parte 
perversionis periculum, quoad fieri poterit, amoveatur; ut prolis 
utriusque sexus educationi in religione catholica, qua meliori 
ratione fas erit, consulatur, atque ut catholicus conjux sive vir 
sive femina serio admoneatur de obligatione, qua tenetur, curandi 
pro viribus haeretici conjugis conversionem, quod ad veniam 
patratorum criminum facilius a Deo obtinendam erit opportu- 
nissimum.*' Übrigens ist über eine derartige gemischte Ehe, 
wenn sie geschlossen ist, Uns Bericht zu erstatten". Bezüglich 
der hier besprochenen passiven Assistenz cf. oben n. 8 pag. 275. 

Ausserdem kommt noch in Betracht die Verordnung d. d. 16. Februar 
1836 (Verordn.-Samml. pag. 340 f.), wonach „der Pfarrer eines Ortes ausser- 
halb des Simultaneums über jeden einzelnen Fall, der Pfarrer eines simulta- 
nischen Ortes aber nur vierteljährig über die bis dahin vorgekommenen Fälle 
an das Ordinariat zu berichten hat/ 

11. Bezüglich der Behandlung der Mischehen im Beicht- 
stuhle ist zu bemerken: 

a) Brautleute, welche sich als solche zu erkennen geben 
und eine Mischehe einzugehen beabsichtigen, sind zu 
befragen, ob die geforderten Bürgschaften gegeben sind 
oder nicht. Werden diese gegeben, so ist das Beichtkind 
zu ermahnen, dass es durch gutes Beispiel, besonders 
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eifriges Gebet, gewissenhafte Erfüllung der Standes- 
pflichten, religiöse Erziehung der Kinder auf den aka- 
tholischen Teil einwirke, um ihn eventuell für die Wahr- 
heit der katholischen Religion zu gewinnen. Werden 
dagegen die geforderten Bürgschaften nicht gegeben, so 
ist das Beichtkind aufmerksam zu machen' auf das Verbot 
der Kirche und auf die Zensur, der es verfallen würde. 
Beharrt es gleichwohl auf seinem Entschlüsse, so ist 
ihm die Absolution zu verweigern. 

b) Ist die Mischehe bereits geschlossen und zwar ohne 
Dispense und ohne Zusicherung der Erziehung sämt- 
licher Kinder in der katholischen Religion oder wurde 
dieser Vertrag mit Zustimmung des katholischen Teiles 
gebrochen oder umgestossen, sei es, dass alle oder auch 
nur ein Teil der Kinder akathoUsch erzogen werden, so 
ist zu unterscheiden: 

a) Ist die geschlossene Ehe wegen eines impedimentum 
dirimens ungültig, so kann der katholische Eheteil 
nie zu den hl. Sakramenten zugelassen werden, wenn 
sie sich nicht entweder trennen oder die Ehe nach 
Eingehung der geforderten Kautelen und nach erlangter 
Dispense von dem betreffenden impedimentum diri- 
mens und dem impedimentum mixtae religionis re- 
validieren lassen. 

Der Beichtvater soll sich indes wohl hüten, eine seihst coram ministro 
tholico geschlossene Ehe ohne weiteres wegen des Mangels der triden- 
schen Form als ungültig zu erklären, da ihm das Urteil darüber nicht zu- 
bt. Im Zweifelsfalle steht nach einer Entscheidung der S. Congr. Off. d. d. 
Juli 1892 vielmehr die Präsumption für die Gültigkeit der Ehe. (Acta S. 
I. XXVI, 537.) 

ß) Ist jedoch die geschlossene Ehe zwar gültig, aber 
unerlaubt eingegangen, oder aber der Vertrag umge- 
gestossen worden, so ist der katholische Eheteil eben- 
falls und zwar auch abgesehen von der eventuell 
inkurrierten Zensur, so lange von den hl. Sakramenten 
auszuschliessen , bis das gegebene Ärgernis durch 
christliches Leben und durch Sicherstellung der Er- 
ziehung sämtlicher Kinder in der katholischen Rehgion 
nach Kräften wieder gut gemacht ist. 

,Der Beichtvater hüte sich, Mischehefrauen mit akatholischer 
ndererziehung schroff und harsch zu begegnen, ihnen sofort die ewige Selig- 
it abzusprechen oder Hölle und Verdammung anzudrohen. Er stelle ihnen 
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vielmehr mit väterlichem Ernste, aber auch mit jener von herzlichem Erbarmoil- 
und innigem Mitgefühl für die Seelenuot des Nebenmenschen überqnellendeir 
Sprache, wie sie dem göttlichen Erlöser so unnachahmlich zu eigen war, diij 
Grösse ihres Fehltrittes, der sogar die Ausschliessung aus der Kirche zi 
Folge gehabt habe, vor Augen, und ermahne sie eindringlich, alles za thio, 
was in ihren Kräften steht, um noch zu retten, was zu retten ist. Er haÜii 
sie an, mit allen erlaubten Mitteln auf ihren Mann einzuwirken, auf dass «j 
die katholische Erziehung sämtlicher Kinder zugestehe und hieiüber womögM] 
einen Vertrag enichte, bezw. einen früheren abändere, worauf die Ehe die-j 
pensiert und auch kirchlich geschlossen werden könnte. Ist dies aussichtslos; 
so dringe er in sie, dass, wo es nach den Landesgesetzen zulässig vA, 
wenigstens die Mädchen katholisch erzogen werden. Doch hängt ihre Fähig* | 
keit für die Lossprechung einzig und allein von ihrem Seelenzustande ab, voi 
der Aufrichtigkeit ihrer Reue und von der Entschiedenheit ihres Vorsätze«^ 
das Geschehene nach Kräften gut zu machen, und es ist also die Lossprechuog ; 
zu erteilen, wenngleich ihre Bemühungen ohne Aussicht oder von keinem Er- 
folge begleitet sind. 

Strenger ist mit dem katholischen Gatten zu verfahren, der in em« 
Mischehe mit akatholischer Erziehung aller oder eines Teiles seiner Kinder 
lebt. Denn, da das religiöse Bestinmiungsrecht meist in der Hand des Vaten 
ruht, so muss im Beichtstuhle die Absolution vom Versprechen der katholischei | 
Kindererziehung, bezw. von der Errichtung eines diesbezüglichen Vertrages 
abhängig gemacht werden. Hat er sich vertragsmässig gebunden, dass die 
sämtlichen Kinder oder doch die Töchter der Religion der Mutter folgen, so 
muss er versprechen, dahin zu wirken, dass dieser Vertrag abgeändert werda 
Ist dies nicht möglich oder sind die Kinder bereits erwachsen, so bleibt freilich 
nichts übrig, als dass er das von ihm begangene schwere Unrecht von Herzeo 
bereut und nach Kräften gut zu machen sucht. ** (cf. Schnitzer, Katholisches 
Eherecht pag. 265 f.) 

12. Bezüglich der jjRekonziliation solcher Katholiken, welche 
unter Assistenz eines protestantischen Pastors eine gemischte 
Ehe geschlossen haben" bestimmt der Erlass des Bischöfl. Ordi- | 
nariates Regensburg vom 29. Juli 1890 (Beilage III zum Verord. : 
Bl. n. 1890): 

„Es kommt öfter vor, dass Katholiken, welche ohne Ein- 
haltung der kirchlichen Vorschriften eine gemischte 
Ehe unter der Assistenz eines protestantischen Pastors 
geschlossen haben, zur Erkenntnis ihres sündhaften Verhaltens 
gelangen und wiederum mit Gott und der Kirche ausgesöhnt 
werden wollen. 

Gemachte Erfahrungen führen Uns aber zur Annahme, dass 
bisher im Klerus Unserer Diöcese nicht eine volle Überein- 
stimmung über die Art und Weise bestanden habe, wie sich eine 
solche Aussöhnung im vollen Einklänge mit dem göttlichen und 
kirchlichen Gesetze zu vollziehen habe. * 
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Daher haben Wir Uns veranlasst gesehen, zur Herbeiführung 
eines gleichartigen Verfahrens für das innere und äussere Forum 
der Kirche Nachstehendes in der Form einer Instruktion Unserem 
hochw. Klerus bekannt zu geben. 

Die Sünde, welche die in Frage stehenden Katholiken be- 
gehen, ist eine vierfache, sehr schwere Sünde. Sie ist 

1. eine Sünde des Ungehorsams gegen die Kirche, 
indem das Verbot, gemischte Ehen ohne Dispensation zu 
schliessen, übertreten wird; 

2. eine Sünde gegen den Eifer für das eigene Seelen- 
lieil, indem durch den innigen Verkehr mit Andersgläubigen 
die Gefahr herbeigeführt wird, im Eifer für den wahren Glauben 
wj erkalten ; 

3. ein Verrat an der strengen Pflicht, für das ewige Seelen- 
leil der eigenen Kinder durch die katholische Taufe und 
«lie Erziehung im wahren Glauben und die Teilnahme am hl. 
Opfer und Gottesdienst mit allem Eifer Sorge zu tragen; 

4. seitens der Eltern eine Sünde gegen den Glauben 
und die Religion, indem sie durch ihre Eheschliessung unter 
Assistenz eines protestantischen Pastors sich einer sündhaften 
und sakrilegischen communicatio in sacris schuldig machen, 
wie die Natur der Sache darthut und schon Papst Benedikt XIV. 
ausgesprochen hat, indem sie ferner durch diese Teilnahme am 
nichtkatholischen Ritus der Eheschliessung thatsächlich eine 
„implicita haeresi adhaesio" bethätigen, wie die S. Congregatio 
hiquisitionis in einer Instruktion an die Bischöfe Hannovers 
vom 17. Februar 1864 sich ausdrückt, wodurch sie ipso facto 
der excommunicatio propter haeresin verfallen, von welcher sie 
laut Rescript der genannten Kongregation vom 29. August 1888 
vor allem absolviert werden müssen, und zwar auch pro foro 
externo. 

Aus dem Gesagten ergeben sich von selbst die Beding- 
ungen, welche von den betreffenden Katholiken erfüllt werden 
müssen, wenn eine Wiederversöhnung mit Gott und der Kirche 
stattfinden soll. 

Die erste Bedingung ist die kundgegebene aufrichtige Reue 
über die vier oben bezeichneten schweren Sünden, verbunden 
mit dem Vorsatze, das hierdurch verursachte ALrgernis nach 
Möglichkeit wiederum gutzumachen. 

Die zweite Bedingung ist, nachträglich für die katho- 
lische Erziehung der Kinder zunächst durch ein rechts- 
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gültiges, also in der Regel durch ein notarielles Überein- 
kommen Sorge zu tragen, oder (wenn ein solches überein», 
kommen wegen der bestehenden Verhältnisse sich nicht ermög-i 
liehen lässt) in der angegebenen Richtung wenigstens m] 
thun, was noch geschehen kann. 

Die dritte Bedingung ist, die Bitte um die Absolution, 
von der oben erwähnten Exkommunikation, zu stellen, um; 
wiederum zu den Gnadenmitteln der Kirche zugelassen werdöi 
zu können. 

Da aber von dieser Exkommunikation welche auch für 
das forum internum gilt, nur der Diöcesanbischof kraft der ihm 
verliehenen Vollmachten absolvieren kann, so hat der betreffende 
Katholik seine Bitte um eine Rekoncilation vor seinem Pfarrer 
protokollarisch zu stellen. An diesen haben auch die Beicht- 
väter die betreffenden Poenitenten zu verweisen, da sie die- 
selben vor der Aufhebung der Exkommunikation nicht absol- 
vieren können. 

Nur in besonderen schwierigen Fällen könnte auch 
der Beichtvater mit der extra confessionem erlangten Kennt- 
nis und unter Angabe der Namen etc. sich direkt an Uns 
wenden, um selbst die geeigneten Vollmachten pro foro externo 
et interne zu erlangen. 

Im aufgenommenen Protokolle ist die Erfüllung der 
obigen Bedingungen, soweit sie möglich ist, zu konstatieren. 

Kann vorderhand ein rechtsgültiges Übereinkommen betreffs 
der katholischen Kindererziehung nicht erreicht werden, so sind 
die entgegenstehenden Hindernisse anzugeben. Das Protokoll 
ist an die oberhirtliche Stelle einzusenden, von welcher das Weitere 
verfügt werden wird. 

13. Ehen mit Altkatholiken. Wenn eine katholische 
Person mit einer altkatholischen eine Ehe schliessen will, 
so ist ebenso zu verfahren, wie bei einer Ehe mit einer prote- 
stantischen Person, da die Altkatholiken kirchenrechtlich als 
haeretici (neohaeretici) gelten und somit eine gemischte Ehe 
vorliegt. Es sind demnach dieselben Bedingungen bezüglich 
der katholischen Erziehung sämtlicher Kinder etc. zur erlaubten 
Eheschliessung erforderlich. So nach einem Decretum der S. 
Cong. Inquis. d. d. 17. Sept. 1871 an die bayerischen Bischöfe, 
worin auf die Instruktion vom 12. Sept. 1834 hingewiesen ist. 
(Archiv f. kath. K. R. XXVII, 171). Der Pfarrer soll sich jedoch, 
wenn ein solcher Fall vorkommt, zuvor an den Bischof wenden. 
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Sollte der Fall eintreten, der indes seit Einführung der sog. Civilehe 
sucht leicht vorkommen wird, dass nämlich zwei altkatholische Personen be- 
Jinfs Eheschliessung sich an den katholischen Pfarrer wenden, so hätte sich 
dieser an den Bischof zu wenden. Es kämen hier die Regeln für die Ehen 
mit notorisch Ezkonmiunizierten zur Anwendung. 

Wenden sich zwei akatholische (protestantische) Eheleute an den 
-Intholischen Pfarrer, so könnte derselbe mit Erlaubnis des Bischofs die rein 
passive Assistenz leisten. Auf die Anfrage des Erzbischofes von New-Orleans: 
gpütrum liceat sacerdoti catholico tamquam ministrum civilem se habere in 
celebratione matrimoniorum Protestantium?*^ antwortete die S. Congr. de Prop. 
Mde d. d. 27. Dezember 1894: „Licitum esse; hoc enim in casu sacerdos est 
'fcamquam testis autorizabilis.** (cf. Santi-Leitner, praelect. VI. pag. 84.) 

14. Bezüglich der Ehen zwischen einem Katholiken und 
einem notorisch Exkommunizierten gilt: 

a) Eine Dispense vom imped. mixtae religionis kann hier 
nicht nachgesucht werden, denn der hl. Stuhl dispensiert 
nur gegenüber tolerierten Häretikern. 

b) Falls kein impedimentum dirimens entgegensteht, ist eine 
solche Ehe zwar gültig, aber unerlaubt. Da die Ex- 
kommunikation vom Empfange der hl. Sakramente aus- 
schliesst, so sündigt der Exkommunizierte durch die 
Eheschliessung schwer; ebenso die Person, welche mit 
ihm die Ehe schhesst. 

c) Der Pfarrer kann, wenn die Brautleute auf ihrem Vor- 
haben bestehen, den Ehekonsens in Gegenwart zweier 
Zeugen in seiner Amtswohnung mit Ausschluss jeder 
kirchUchen Funktion entgegennehmen, ohne sich dadurch 
einer communicatio in sacris schuldig zu. machen. 

d. die Kinder aus solchen Ehen sind legitim (cf. Kahn im 
Archiv f. k. K. R. Bd. 44 pag. 423). 

Nach einer Entscheidung der S. Congr. Poenitentiariae d. d. 5. Juli 1857 
und 10. Dezember 1860 kann der Pfarrer, wenn der Exkommunizierte zur Aus- 
söhnung mit der Kirche, was vor allem anzustreben ist, nicht zu bewegen ist, 
wenn gravia damna zu fürchten sind, der Eheschliessung assistieren, resp. der 
Bischof, an den sich der Pfarrer in einem solchen Falle immer zu wenden 
hat, kann ihm dies erlauben — exclusa tamen semper Missae celebratione. 
(cf. Acta S. Sed. I. 563.) 

Speziell bezüglich der Eheschliessung mit Freimaurern ergingen ver- 
schiedene Entscheidungen: 

Die S. Congr. de Fide d. d. 5. Juli 1878 erklärte: „Ordinarius permittere 
poterit, ut parochus matrimonio (Massonum) passive intersit, id est absque 
henedictione alioque ritu ecclesiastico, tamquam testis auctorizabilis, dummodo 
cautum omnino sit educationi uuiversae prolis aliisque similibus condicionibus." 
(cf. Joder, Form. matr. pag. 169.) 
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unterm 21. Februar 1883 wurde der S, Congr. Inqoisit. folgendes dabimi 
vorgelegt: ^Uti*um juramentum Massonicum non retractatnm considerari- fi 
tractari possit vel debeat ad instar impedimenti matnmonium impedientis ait 
etiam dirimentis; et quae cautelae exigi debeant, ut matrimonium pnellM 
Catholicae cum viro Franco-muratore iurato licite aut etiam valide a parodM 
benedici poseit? Ratio dubitandi est quod juramentum Massonicum quo quii 
seipsum secta Franco-muratorum sese mancipat, maius impedimentum matri* 
monii creare videatur, quam baeresis, quia doctrina eiusdem sectae non tantn 
haeretica est, sed essentialiter antichristiana, et maius, quam disparitas coltaSi 
quia malitia sectae istius malitiam infidelitatis longe superat propter nefarian 
finem sibi propositum radicitus evellendi e cordibus hominum fidem ipsam, et 
funditus destruendi totam Religionem et Ecclesiam christianam Neque jnstaoi 
videtur, si haeretici, qui Jesum Christum adhuc confitentur et Ss. Trinitatem 
non negant, a S. Ecclesia severius judicentur atque a connubiis cum Catholidi 
strictius arceantur, quam viri ad exitium nonunis Christian! conjurati, qui 
secretis suis moliiionibus omnia regna rebellione perpetua disturbare et totam 
mundum ruinis implere nunquam non satagunt." Die Entscheidung lautete: 
,,Quod attinet ad matrimonium, in quo una contrahentium pars clandesÜDii 
aggregationibus notorie adhaeret, donec Apostolica sedes generale decretam 
hac in re non ediderit, oportet, ut Pastores caute et prudenter se gerant, et 
debent potius in casibus paiticularibus ea statuere, quae magis in Domioo 
expedire iudicaverint, quam generali regula aliquid decernere. Omnino vero 
excludatur celebratio sacriücii Missae, nisi quando gravia adjuncta aliter 
exigant." (Oberhirtl. Verordbl. 1884 pag. 132.) 

Auf eine Anfrage an die gleiche S. Congr. Inquisit. d. d. 27. Nov. 1896 
wurde auf das Dekret vom 30. Jan. 1867 verwiesen, welches lautet: „Quoties 
agatur de matrimonio inter unam partem catholicam et alteram, quae a fide 
ita defecit, ut alicui falsae religioni vel sectae sese adscripserit, requirendan 
esse consuetam et necessariam dispensationem cum solitis ac notis prae- 
scriptionibus et clausulis. Quodsi agatur de matrimonio iuter unam partem 
catholicam et alteram, quae fidem abjecit, at nulli falsae religioni vel baerc- 
ticae sectae sese adscripsit, quando parochus nullo modo potest huiusmodi 
matrimonium impedire (ad quod totis viribus ineumbere tenetur) et prudenter 
timet, ne ex denegata matrimonio assistentia grave scandalum vel damnnm 
oriatur, rem deferendam esse ad R. P. D. Episcopum, qui, sicut ei opportona 
nunc facultas tribuitur, inspectis omnibus casus adiunctis, permittere poterit 
ut parochus matrimonio passive intersit tamquam testis authorizabilis, 
dummodo cautum omnico sit catholicae universae prolis alüsque similibos 
couditionibus." — und auf das Decretum d. d. 28. Juni 1865, welches lautet: 
„Quoad matrimonia, in quibus una contrahentium pars clandestinis aggregatio- 
nibus per Pontificias Constituliones damnatas adhaeret, dummodo absit scan* 
dalum, Ordinarius, habita circumstantiarum ratione pro casibus particularibos, 
ea decernat quae magis expedire judicaverit." (cf. Oberhirtl. Verord.-Bl. 1898 
pag. 49 f.) 

Für das praktische Verhalten des Pfarrers dürfte als Regel 
gelten, dass er sich hüte, in allen derartigen Fällen aus eigener 
Machtvollkommenheit zu handeln, sondern sich unter genauer 
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•rlegung der obwaltenden Verhältnisse an das Ordinariat 
nde und dessen Weisungen genau befolge. 

15. Hinsichtlich der religiösen Erziehung der Kinder aus 
mischten Ehen enthält das „Bürgerliche Gesetzbuch" keine 
istimmung. 

Artikel 134 des „Einführungsgesetzes zum B. G. B.*' he- 
mmt: 

„Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften über 
8 religiöse Erziehung der Kinder." 

Die wichtigsten dieser Bestimmungen sind: 

Für Bayern kommt in Betracht die 11. Verfassungsbeilage 
leligionsedikt) §§ 12—23. 

§ 12. „Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwischen Eltern, 
e verschiedenen Glaubensbekenntnissen zugethan sind, bestimmt 
Orden ist, in welcher Religion die Kinder erzogen werden sollen, 
I hat es hiebei sein Bewenden." 

§ 13. ,,Die Gültigkeit solcher Eheverträge ist sowohl in Rück- 
cht ihrer Form, als der Zeit der Errichtung lediglich nach den 
irgerlichen Gesetzen zu beurteilen." 

Nach dem Gesetze vom 5. Mai 1890 „die Formen einiger Rechtsgeschäfte 
tr.** Art. 1 (Gesetz und Verord.-Bl. pag. 227) bedürfen derartige Verträge zu 
rer Gültigkeit notarieller Beurkundung. Die in einzelnen Landes- 
llen bestehenden Vorschriften, welche für diese Verträge andere Formen, 
^besondere gerichtliche Bestätigung verlangen, werden durch dieses Gesetz 
ifgehoben. 

§ 14. Sind keine Ehepakten oder sonstige Verträge hierüber 
richtet, oder ist in jenen über die religiöse Erziehung der 
inder nichts verordnet worden, so folgen die Söhne der Reli- 
on des Vaters; die Töchter werden in dem Glaubensbekennt- 
sse der Mutter erzogen.'* 

§ 16. „Der Tod der Eltern ändert nichts in den Bestim- 
ungen der §§12 und 14 über die religiöse Erziehung der 
Inder." 

§ 17. „Die Ehescheidungen oder alle sonstigen rechtsgültigen 
uflösungen der Ehe können auf die Religion der Kinder keinen 
linfluss haben." 

§ 18. „Wenn ein das Religionsverhältnis der Kinder be- 
ummender Ehevertrag vorhanden ist, so bewirkt der Übergang 
ler Eltern zu einem anderen Glaubensbekenntnis darin in solange 
^eine Veränderung, als die Ehe noch gemischt bleibt; geht aber 
'in Ehegatte zur Religion des anderen über, und die Ehe hört 
ladurch auf, gemischt zu sein, so folgen die Kinder der nun 
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gleichen Religion ihrer Eltern, ausgenommen sie waren dem 
bestehenden Ehevertrag gemäss durch die Konfirmation oder 
Kommunion bereits in die Kirche einer anderen Konfession 
aufgenommen, in welchem Falle sie bis zum erlangten Unter- 
scheidungsjahre darin zu belassen sind.'' Hier kommen in Be- 
tracht verschiedene Erkenntnisse des kgl. Verwaltungsgerichto- 
hofes : Wenn in einer ungemischten Ehe ein Ehegatte zu einem 
anderen Religionsbekenntnisse übergeht, so wird dadurch die' 
Ehe eine gemischte mit den verfassungsmässig statuierten recht 
liehen Folgen für die religiöse Erziehung der Kinder. (Erk. des 
Verw.-G. H. I, 331, XVIII 203.) 

§ 19. „Pflegekinder werden nach jenem Glaubensbekenat 
nisse erzogen, welchem sie in ihrem vorigen Stande zu folgen 
hatten.'' 

§ 20. „Durch Heirat legitimierte, natürhche Kinder werden 
in Beziehung auf den Religionsunterricht ehelichen Eandem 
gleich geachtet." 

§ 21. „Die übrigen natürlichen Kinder, wenn sie von einem j 
Vater anerkannt sind, werden in Ansehung der Religionserziehung! 
gleichfalls wie die ehelichen behandelt, sind sie aber von dem 
Vater nicht anerkannt, so werden sie nach dem Glaubensbe- 
kenntnisse der Mutter erzogen." 

§ 22. ,, Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter un- 
bekannt ist, folgen der Rehgion desjenigen, welcher das Kind 
aufgenommen hat, sofern er einer der öffentlich eingeführten 
Kirchen angehört oder der Religionspartei des Findlingsinstituts, ' 
worin sie erzogen werden. Ausser diesen Fällen richtet sich 
ihre Religion nach jener der Mehrheit der Einwohner des Fin- 
dungsortes.'' 

§ 23. „Die geistüchen Obern, die nächsten Verwandten, die 
Vormünder und Paten, haben das Recht, darüber zu wachen, 
dass vorstehende Anordnungen befolgt werden. Sie können zu 
diesem Behufe die Einsicht der betreffenden Bestimmungen der 
Eheverträge und der übrigen auf die Religionserziehung sich 
beziehenden Urkunden fordern. 

Streitigkeiten wegen der religiösen Erziehung der Kinder 
werden in erster Instanz von der Distrikts-Verwaltungsbehörde, i 
in deren Amtsbezirke die Eltern und Kinder wohnen, in zweiter 
Instanz vom Verwaltungsgerichtshofe entschieden. (Gesetz vom 
8. August 1878 „die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes 
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and das Verfahren in Verwaltungsrechtssachen betr.'' Art. 8. 
Ziff. 4 und Art. 9 Abs. I. Gesetz- u. V. Bl. 1878 pag. 369). 

Ftlr Preussen gilt im allgemeinen für ungemischte wie gemischte Ehen, 
ämss die Eltern über die Religion der Kinder zu bestimmen haben; sind sie 
oneins, so entscheidet der Wille des Vaters ; stirbt dieser, so geht die Gewalt 
Kof die Mutter über. Nach der Deklaration vom 21. November 1803 und der 
Kabinettsordre vom 17. August 1825 werden eheliche Kinder aus Mischehen 
{edesmal in der Religion des Vaters unterrichtet. Verträge, die davon ab- 
deichen, sind rechtlich nicht erzwingbar. — Streitigkeiten gehen an das Amts- 
ignicht in 1., Landgericht in 2., Kammergericht in 3. Instanz. Der geistlichen 
'Scliörde steht ein Aufsichts- bezw. Beschwerderecht nicht zu. 

Im Königreich Sachsen können die Braut- oder Eheleute Verträge über 
die Kindererziehung errichten vor dem ordentlichen Richter des Ehemannes. 
]DieBe Verträge können bei Lebzeiten beider Ehegatten wieder abgeändert 
"«erden; durch den Tod des einen Ehegatten wird der Vertrag unabänderlich. 
"^ITird kein Vertrag errichtet, so folgen die ehelichen Kinder aus Mischehen 
^er Religion des Vaters, die unehelichen der Religion der Mutter. (Gesetz 
"^om 1. Nov. 1886.) — Streitigkeiten werden durch das Kultusministerium ent- 
schieden. Dispensationen sind zulässig. 

In Württemberg folgen die Kinder aus Mischehen der Religion des 
i^iters (Edikt vom 15. Okt. 1806, Verordn. vom 14. März 1817). Verträge 
'Ad zulässig. Streitigkeiten gehen an das Amtsgericht. 

In Baden bestimmt der Vater die Religion der ehelichen, die Mutter 
4ie der unehelichen Kinder; ebenso wenn keine Festsetzung vorliegt Mit dem 
16. Jahre haben die Kinder selbst das Bestimmungsrecht. (Gesetz vom 9. Okt. 
1860.) Für Streitigkeiten sind Amtsgericht, Landgericht, Oberlandesgericht 
kompetent. Den Geistlichen steht kein Beschwerderecht zu. 

In Hessen folgen die Kinder der Religion des Vaters, wenn nicht vor 
^r Eheschliessung durch gültigen Vertrag anders bestimmt worden. (Gesetz 
Tom 27. Febr. 1826; Verordn. vom 6. Dez. 1842.) Streitigkeiten gehören an 
wSk vor das Amtsgericht, Landgericht und Oberlandesgericht; thatsächlich 
jedoeh werden sie in der Regel im administrativen Verfahren als Schulsachen 
behandelt. Dispensation ist zulässig. 

In Österreich bestimmt das Gesetz vom 25. Mai 1868 (R.-G.-Bl. S. 99). 

Art. 1. „Eheliche oder den ehelichen gleichgehaltene Kinder, soferne 
beide Eltern demselben Bekenntnisse angehören, folgen der Religion ihrer 
Eltern. Bei gemischten Ehen folgen die Söhne der Religion des Vatei*s, die 
Töchter der Religion der Mutter. Doch können die Ehegatten vor oder nach 
Abschluss der Ehe durch Vertrag festsetzen, dass das umgekehrte Verhältnis 
stattfinden solle, oder dass alle Kinder der Religion des Vaters oder alle der 
der Mutter folgen sollen. Uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. 
Im Falle keine der obigen Bestimmungen Platz greift, hat derjenige, welchem 
das Recht der Erziehung bezüglich eines Kindes zusteht, das Religionsbekennt- 
nis für solches zu bestimmen. Reverse an Vorsteher oder Diener einer Kirche 
oder Religionsgenossenschaft oder an andere Personen über das Religions- 
ll>ekenntni8, in welchem Kinder erzogen und unterrichtet werden sollen, sind 
^kongslos.* 

Bnglmann-Stingl, Ehereeht. \^ 
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Art. 2. „Das nach dem vorhergehenden Artikel für ein Kind hestimmte 
Religionsbekenntnis darf in der Regel solange nicht verändert werden, bis 
dasselbe aus eigener freier Wahl eine solche Veränderung vornimmt. £s 
können jedoch P]lterD, welche nach Art. l das Religionsbekenntnis der Kinder 
vertragsmässig zu bestimmen berechtigt sind, dasselbe bezüglich jener Kinder 
ändern, welche noch nicht das 7. Lebensjahr zurückgelegt haben. — Im Falle 
eines Religionswechsels eines oder beider Eltemteile, bezw. der unehelichen 
Mutter, sind jedoch die vorhandenen Kinder, welche das 7. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, in betreff des Religionsbekenutnisses ohne Rücksicht 
auf einen vor dem Religionswechsel abgeschlossenen Vertrag so zu behandeln,- 
als wären sie erst nach dem Religionswechsel der Eltern, bezw. der unehe- 
lichen Mutter, geboren worden. Wird ein Kind vor zurückgelegten 7. Lebeos- 
jahr legitimiert, so ist es in betreff des Religionsbekenntnisses nach Art 1 
zu behandeln.* 

Art. 3. „Die Eltern und Voimünder, sowie die Religionsdiener sind fSr 
die genaue Befolgung der vorstehenden Vorschriften verantwortlich. Für den 
Fall der Verletzung derselben steht den nächsten Verwandten ebenso, wie den 
Oberen der Kirchen und Rcligionsgesellschaften das Recht zu , die Hilfe der 
Behörden anzurufen, welche die Sache zu untersuchen und das Gesetzliche za 
verfügen haben." 

Art. 4. „Nach vollendetem 14. Lebensjahre hat jedermann ohne Unter- 
schied des Geschlechtes die freie Wahl des Religionsbekenntnisses nach sein« ^ 
eigenen Überzeugung und ist in dieser freien Wahl nötigenfalls von der Be- gj 
hörde zu schützen/ ' 

In Ungarn bestimmt das Gesetz vom 12. Dezember 1868 „über die 
Gegenseitigkeit unter den gesetzmässig eingeführten christlichen Konfessionen': 

§ 11. „Gemischte Ehen können vor dem Geistlichen eines jeden Teiles 
gültig geschlossen werden." 

§ 12. „Von den aus gemischten Ehen entsprossenen Kindern folgen die 
Knaben der Religion ihres Vaters, die Töchter aber der Religion ihrer Mutter. 
Die dem Gesetze widerstreitenden, wie immer gearteten Verträge, Reverse und 
Verfügungen sind auch in Zukunft ungültig und können in keinem Falle Rechts- 
kraft haben." 

§ 13. „Die religiöse Erziehung der Kinder kann weder der Tod des J 
einen oder anderen der Eltern, noch die gesetzmässige Trennung der Ehe 
ändern.* ! 

§ 14. Wenn eines der Eltern zu einer anderen Religion übertritt, so 
folgen diejenigen Kinder, welche das 7. Jahr noch nicht vollendet haben, je 
nach ihrem Geschlecht dem Übergetretenen. 

§ 15. „Die vor der Ehe geborenen, aber durch die Verehelichung legi- 
timierten Kinder stehen mit den legitim geborenen Kindern bezüglich der 
religiösen Erziehung unter gleichen Normen." 

§ 16. „Ausser der Ehe geborene, daher illegitime Kinder fallen, wenn 
sie durch ihren Vater anerkannt werden, unter dieselben Noimen, wie die 
legitimen Kinder; im entgegengesetzten Falle folgen sie der Religion der 
Mutter." (Cf. Schneider, die partikulären Kirchenrechtsquellen pag. 524 
und 546.) 
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§ 63. 
Einschreibung der eingegangenen £he. 

1. Nachdem die Ehe abgeschlossen worden ist, hat der 
arrer die Namen der Ehegatten und Zeugen, den Tag und 
•t der Trauung u. s. w. in ein eigenes Buch, Trauungsregister 
ber matrimoniorum) einzutragen, das in der Pfarrregistratur 
Tgfältig aufzubewahren ist, damit die Eheschliessung jederzeit 
achgewiesen werden kann. 

Trid. sess. XXIV c. 1 de ref. matr.: „Habeat parochus librum, in quo 
DJagum et testium nomina, diemque et locum contracti matrimonii describat, 
am diligenter apud se custodiat/ Rituale Roman. Tit. VII. cap. 2. n. 6: 
'eractis omnibus Parochus manu sua describat in libro matrimoniorum nomina 
DJagum et testium et alia juxta formulam praescriptam ; idque , liceat alius 
cerdoSy vel a se, vel ab Ordinario delegatus Matrimonium celebraverit." 

2. Das Trauungsregister hat nach den Verordnungen vom 
.. Januar 1803, 4. Februar 1804 und Ministerial-Entschliessung 
►m 11. Juli 1863 in tabellarischer Form folgende Rubriken 
i enthalten: 

a) Tag der Trauung; 

b) Name des Bräutigams, Vor- und Geschlechtsname; 

c) Stand und Religio;i desselben; 

d) Aufenthaltsort mit Hs.-Nr., Amtsgericht und Bezirksamt; 

e) dessen Eltern mit Tauf- und Zunamen und bei des 
Bräutigams Mutter auch den Geschlechtsnamen; 

f) ledig oder Witwer, im letzteren Falle den Namen der 
verstorbenen Gattin, und bei Geschiedenen den Namen 
des geschiedenen Weibes; 

g) geboren, wann? wo? 

h) Name der Braut, Vor- und Geschlechtsname; 

i) Stand und Religion; 

k) bisheriger Aufenthaltsort, Amtsgericht, Bezirksamt; 

1) deren Eltern mit Tauf- und Zunamen und bei der Mutter 

der Braut auch den Geschlechtsnamen ; 
m) ledig oder Witw^e und im letzteren Fall den Namen des 

verstorbenen Mannes und bei einer Geschiedenen den 

Namen des ersten Gatten; 
n) geboren, wann? wo? 
o) Pfarrer oder dessen Stellvertreter; 
p) Zeugen mit Tauf- und Zunamen, Stand, Aufenthaltsort; 

19* 
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q) getraut mit oder ohne Dispense in den Graden, mit odei 
ohne Denuntiationen. (cf. Stingl, Bestimmungen des 
bayerischen Staates I. pag. 302). 

3. Für die Diözese ßegensburg sind mehrere Erlasse ge- 
geben : 

Der Erlass vom 30. März 1876 (Verord.-Bl. pag. 37) be 
stimmt: „Es ergeht hiermit an alle HH. Pfarrer und die mit 
Führung der Matrikeln betrauten Seelsorgspriester die Weisung, 
die Pfarrmatrikeln unter Einhaltung der bisherigen Verord 
nungen zu führen, und den fremden Pfarrämtern zur Evident 
haltung dieser Matrikeln alle jene Mitteilungen auch künftig zu 
machen, welche bisher angeordnet waren*'. 

Es gelten also bezüglich der Führung des Trauungsregisters für den 
Pfarrer die gleichen Vorschriften, wie vor Inkrafttreten des Gesetzes «über 
die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung'' vom 6. Febr. 1875. 

Verordnung vom 23. Dezember 1868 (Verord.-Bl. pag. 92): 
„Wenn die Trauung nicht von dem Pfarrer, in dessen Pfarrei 
die Brautleute heimatberechtigt sind, vorgenommen wird, hat 
dieser jenem Pfarrer, in dessen Bezirk sie das Heimatsrecht 
besitzen, die vollzogene Trauung behufs Eintragung in die 
Trau ungs- Matrikel anzuzeigen und eine beglaubigte Abschrift 
des bürgerlichen Verehelichungszeugnisses (das Original bleibt 
bei dem Pfarrer, der die Trauung vornimmt, hinterlegt) zu 
übermachen". (AhnUch schon die Verordnung vom 21. Januar 
1848. I. n. 5 in Verord.-Samml. pag. 495). 

Verordnung vom 31. Dezember 1873 (Verord.-Bl. pag. 207): 
,,Nach EntSchliessungen des kgl. Staatsministeriums des Innern 
vom 24. November und 18. Dezember d. J. sind gemischte 
Ehen inskünftig nicht nur in das Trauungsbuch derjenigen 
Pfarrei einzutragen, bei welcher die Eheschliessung vorgenommen 
wurde — und zwar hier mit selbständiger Nummer; sondern 
auch „in die Trauungs-Matrikel der Pfarrei des ersten Ehewohn- 
sitzes der Getrauten", jedoch in dieser lediglich intra lineas und 
ohne Nummer; weshalb das die Trauung vollziehende Pfarr- 
amt jenem des ersten Ehewohnsitzes die hierzu erforderlichen 
Notizen mitzuteilen hat". 

Bei statistischen Erhebungen sind nur jene Einträge zu zählen, welch« 
selbständige Nummern haben. 
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§ 64. 
Wirkungen der Ehe. 

1. Die Wirkungen einer gültig geschlossenen Ehe sind: 

A. bezüglich beider Gatten: 

a) die sakramentale Gnade, wenn die Ehe in erlaubter 
Weise mit der erforderlichen Vorbereitung geschlossen 
wurde; 

b) das lebenslängliche Band der Ehe (bonum sacramenti); 

c) das gegenseitige Recht auf den Körper des anderen 
behufs der zur Erzeugung von Nachkommenschaft ge- 
eigneten Akte; 

I. Cor. 7. 3 — 5: ,üxori vir debitum reddat: similiter autem et uxor viro. 
ier sui corporis potestatem non habet, sed vir. Similiter autem et vir sui 
oris potestatem non habet, sed mulier. Nolite fraudare invicem, nisi forte 
;onsensu ad tempos, ut vacetis orationi: et iterum revertimini in idipsum, 
entet vos satanas propter incontinentiam ve&tram.*' c. 5. C. XXXIII qu. 5 
1 hl. Augustinus, epist. 199): ^Secundum verba Apostolica etiam si vir se 
inere voluisset et tu noluisses, debitum tibi reddere cogeretur et illi Dens 
utaret ad incontinentiam, si non suae. sed tuae cederet infirmitati, ne in 
iterium caderes. Qnisquis igitur compatiens infirmitati uxoris reddit, non 
;it debitum, aut si propter propriam infirmitatem ducit uxorem, plangens 
US, quia sine uxore esse non potuit, quam gaudens, quia duxit quisquis 
dit, quod novit: quia etsi maueret, beatum non faceret^ quisquis quod emit, 
it, qui transiet et de his non praesumit et facit ex eo, quod habet, miseri- 
iiam cum non habentibus, securus exspectat diem novissimum.'' 

Von der Leistung der ehelichen Pflicht ist der eine Teil 
r dann befreit, wenn der andere das Recht, dieselbe zu for- 
rn, verloren hat. Dieser Verlust tritt ein 

a) durch Ehebruch des einen Teiles; haben sich beide 
Teile desselben Verbrechens schuldig gemacht, so tritt 
Compensation ein; 

ß) durch besondere Umstände, welche die Forderung des 
debitum unmoralisch machen oder durch Gründe, die 
durch körperliche Zustände gegeben sind. 

d) die Verpflichtung zur ehelichen Treue; 

e) die Verpflichtung zur vollkommenen, steten Lebensge- 
meinschaft aller Verhältnisse, besonders zum Zusammen- 
wohnen und zur gegenseitigen Unterstützung (mutuum 
adjutorium). 
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B. bezüglich des Ehemannes: 

a) die eheherrliche Gewalt (potestas maritalis), wonach 
Mann das Haupt der Familie ist in Bezug auf 
Leitung des Hauswesens; 

b) die väterliche Gewalt (potestas patria) über die Kind 

C. bezüglich der Ehegattin: 

a) Teilnahme an Name, Stand, Forum und Pfarrei d 
Mannes, wenn nicht diese Wirkungen vor Eingeh 
der Ehe ausdrücklich ausgeschlossen wurden, wie z. 
bei der morganatischen Ehe (cf. § 7 II. 2 pag. 14); 

b) e;ne gewisse ünterthänigkeit unter den Mann in 
auf die Verwaltung des Hauswesens, insbesondere aui 
die Pflicht, dem Domizile des Mannes zu folgen; 

Ephes. V. 22 — 24: ,,Mulieres viris suis subditae sint sicut Domino; quonii 
vir Caput est mulieris, sicut Christus caput est ecclesiae; ipse salvator 
poris eins. Sed sicut ecclesia subjecta est Christo, ita et mulieres viris 
in Omnibus.'^ Insbesondere kann der Mann von der Frau verlangen, das 
sich der Besorgung des Hauswesens (operae obsequiales) unterziehe und 
in seinem Gewerbe oder anderweitigen Berufsarbeiten Dienste (operae 
steriales) leiste. 

c) das Recht, Alimente, standesgemässen Unterhalt vom 
Manne zu erlangen. 

Der Mann gilt auch als Beschützer der Frau. Beleidigungen gegen dii 
Frau berechtigen auch den Mann im eigenen Namen zur Injurienklage. Nack 
deutschem Heichsrecht teilt die Frau die Staatsangehörigkeit und den UnteF' 
Stützungswohnsitz des Mannes. Der Anspruch der Frau auf standesgeroässei 
Unterhalt durch den Mann ist klagbar. 

D. bezüglich der Kinder: 

a) die Pflicht der Eltern für Unterhalt und standesgemässe 
christliche Erziehung zu sorgen; 

b) die väterliche Gewalt über die Kinder und das Recht, 
Gehorsam und Unterwürfigkeit von ihnen zu fordern; 

c) die rechtmässige oder eheliche Geburt (natales legitimi). 

2. Bezüglich der Legitimität der Kinder unterscheidet mao- 
a) filii legitimi und zwar 
a) filii legitimi naturales. 

Solche sind alle aus einer gültig geschlossenen Ehe oder aus einer Patsti^' 
ehe geborenen Kinder. Es gilt der Grundsatz des römischen Rechts L. 5. ^^S' < 
„de in jus vocando* II. 4 „Pater is est, quem nuptiae demonstrant.*^ 

Dazu 1. 12. Dig. „de statu hominum** I. 5. „Septime mense nasci p^^ 
fectum partum, iam receptum est propter auctoritatem doctissimi vu-i HipP^ 
cratis; et ideo credendum est, eum, qui ex justus nuptiis septimo mense natas 
est« justnm filium esse.'' 
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Der Ehemann gilt als Vater des Kindes, welches von seiner Ehegattin 
;h Ablauf von 181 Tagen seit Eingehung der Ehe, bezw. vor Ablauf von 
L Tagen nach Auflösung der Ehe geboren worden ist. Das ist eine prae- 
nptio juris; allein nicht ein praesumptio juris et de jure. Durch etwaigen 
ebrecherischen Lebenswandel der Frau oder selbst durch ihr Geständnis, sie 
be das Kind von einem dritten empfangen allein wird diese praesumptio 
ch nicht umgestossen, sondern das Gegenteil muss bewiesen werden, d. h. 
mass der Nachweis erbracht werden, dass der Ehemann zur Zeit der Em- 
ingnis mit der Gattin geschlechtlichen Umgang nicht gepflogen habe. 

Sogar die aus einer an sich nichtigen Ehe, die wegen eines den beiden 
antleuten, oder wenigstens einem Teile unbekannten trennenden Ehehinder- 
ises nichtig ist (matrimonium putativum) geborenen Kinder gelten als legitim, 
8ser es wäre die Ehe . clandestin , d. h. ohne vorausgegangene Proklama- 
nen oder gegen das vetitum der Kirche eingegangen worden. 

ß) filii legitimi adoptivi, die gesetzlich adoptierten Kinder. 
b) filii illegitimi und zwar 

a) filii naturaJes, die von zwei Personen erzeugten Kinder, 
zwischen denen zur Zeit der Empfängnis oder wenig- 
stens der Geburt eine gültige Ehe möglich gewesen 
wäre; 
ß) fihi spurii, Kinder zweier Personen, zwischen denen 
zur Zeit der Geburt des Kindes ein trennendes Hinder- 
nis bestand. 

«i) fiUi adulterini, die im Ehebruche erzeugten Kinder; 

ß^) filii incestuosi, wenn zwischen den Eltern das 

impedimentum consanguinitatis vel afEinitatis in 

linea obliqua oder geistige Verwandtschaft oder 

öffentliche Ehrbarkeit bestand; 

yi) filii nefarii, wenn consanguinitas oder affinitas in 

linea recta entgegenstand; 
dl) filii sacrilegi, wenn das impedimentum Ordinis 
oder Religionis der Ehe der Eltern entgegenstand. 
3. Illegitime Kinder (filii illegitimi naturales) können le- 
itimiert werden: 

a) per matrimonium subsequens (legitimatio plenior). 
Durch nachfolgende Eheschliessung der Eltern werden die 
ilii illegitimi naturales ipso jure legitimiert; es hängt dies keines- 
wegs vom Willen der Eltern oder auch der zu legitimierenden 
ünder ab. Wahrscheinlich hat die gleiche Wirkung auch die 
Putativehe. 

c. b. X ,qui filii sint legitimi.** IV. 17 von Alexander III. «Tanta est 
is matrimonii , ut qui antea sunt geniti , post contractum matrimonium legi- 
iini habeantur. Si autem vir vivente uxore sua aliam cognoverit et ex ea 
>rolem susceperit, licet post mortem uxoris eandem duxerit, nihilominus spurius. 
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erit filius et ab haereditate repellendus, praesertim si in mortem nzoiis priodf !si 
alter ater eorum aliquid fuerit machinatus.'* 

Sixtus V. in der Constitutio ^Postquam" d. d. 3. Dezember 1586: , 
siderantes, quod licet tanta sit vis et efficacia sacramenti matrimonü . .., 
ut qui antea geniti erant ex soluto et soluta, inter quos lite matrimoniom o» 
Stare poterat, post illum contractum legitimi habeantor/ 

Im Zweifel, ob die zum Eintritte der Legitimation durdi 
nachfolgende Ehe notwendigen Requisiten vorhanden sind, wirf 
für die Legitimation entschieden. Wenn es darum feststeht; 
dass zur Zeit der Geburt des Kindes das impedimentum 
minis den Eltern nicht entgegenstand, während es zweifei 
ist, ob das Hindernis nicht zur Zeit der Conception be 
so muss in favorem prolis entschieden werden. Die durch na 
folgende Ehe legitimierten Kinder stehen in allen Rechts 
kungen den ursprüngUch. ehelich geborenen Kindern gleich und 
sind auch in den öffentlichen Urkunden und Verkündigungen 
als „ehelich geboren" zu bezeichnen. Bloss zum Kardin 
sind sie nicht zuzulassen nach der citierten Bulle Sixtus V. 

Die genannten Wirkungen der Legitimation erstrecken si 
nicht allein auf die legitimierten Kinder selbst, sondern sie tre 
auch rücksichtlich der ehelichen, resp. legitimierten Kinder dieser 
letzteren ein, so dass also auch die Enkel durch nachfolgende 
Ehe der Grosseltern in das Verhältnis der Legitimität zu den- 
selben gestellt werden, selbst in dem Falle, wo das Mittelglied 
zwischen beiden durch dessen erfolgtes Ableben fortgefallen ist. 
z. B. A zeugt ausserehelich mit B den C. Dieser schliesst seiner- 
seits, ohne durch nachfolgende Ehe zwischen A und B legiti- 
miert zu sein, später eine Ehe und nachdem er in dieser Ehe 
einen Sohn erzeugt hat, stirbt er. Nach seinem Tode heiratet ' 
A die B. Durch diese Ehe wird der Sohn des C legitimiert, 
d. h. er wird dadurch eo ipso in das Verhältnis eines gesetz- 
lichen Enkels zu den Grosseltern A und B gestellt. 

Durch das matrimonium subsequens werden nur jene ausserehelichen 
Kinder legitimiert, welche die neuen Gatten miteinander erzeugt haben 
und als solche auch anerkennen. Wenn daher die Brautleute uneheliche 
Kinder haben, so soll der Pfarrer vor der Trauung eine Urkunde aufnehmen, 
worin sie sich als die Eltern der unehelichen, durch die beabsichtigte Ehe« 
Schliessung zu legitimierenden Kinder durch Namensunterschrift oder, falls sie 
nicht schreiben können, vor 2 Zeugen, welche diese Erklärung bestätigen, 
bekennen. Im Taufregister soll bei diesen Kindern die Bemerkung nachge- 
tragen werden: „legitimiert per matrimonium subsequens/ 

b) per rescriptum Pontificis seu Principis saecularis (legi- 
timatio plena) durch einen Gnadenakt des Papstes oder 
der weltlichen Obrigkeit. 
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Nnr dem Papste steht die Legitimation hinsichtlich der kirchenrechtlichen 
irkungen zu ; die durch die weltliche Ohrigkeit erfolgte Legitimation hat nur 
rgerliche Rechtsfolgen. 

c) per dispensationem (legitimatio partialis). Sie besteht 
darin, dass von dem Hindemisse, das in dem Mangel 
der ehelichen Geburt liegt, durch die zuständige Obrig- 
keit dispensiert wird. Die Rechtsfolgen erstrecken sich 
nur soweit, als die Dispensation gegeben ist. 

Gregor XI. hestimmte in der Constit. „Etsi** d. d. 11. Nov. 1374, dass 
i auf diese Art Legitimierten, selbsfc wenn die Dispensation für die höheren 
ürden (Kanonikat, Dignität) gegeben sei, doch zu den Dignitäten an drei 
triarchalkirchen der Stadt Rom nicht zugelassen werden können, ausser es 
ire dies ausdrücklich und unter Berufung auf die Konstitution ,Etsi'' im 
spensrescript bestimmt, (cf. Santi-Leitner prael. IV. pag. 285.) 

d) eine ähnliche Wirkung hat die professio religiosa in 
einem approbierten Orden, welche die kirchlichen Rechts- 
wirkungen (Befähigung zu den hl. Weihen, inclusive 
Presbyterat) nach sich zieht. 

Ein Analogen hierzu war früher die legitimatio per Oblationem Curiae 
?lche durch Eintritt in den Dienst am Hofe eines Fürsten bewirkt wurde. 
:. Santi-Leitner, prael. IV. pag. 286.) 

Anmerkung. Nach dem alten deutschen Recht galt als Anfangspunkt 
tr Ehe in Bezug auf die ehelichen Vermögensrechte (effectus civiles) erst das 
irkliche Beilager oder die Besteigung des Ehebettes (conscensio thori). Das 
ar bei der damals häufig vorkommenden Verheiratung unmündiger Kinder 
on Wichtigkeit, indem die effectus civiles nicht vom matrimonium ratum, 
)Ddem consummatum abhingen. 

Damit hängt zusammen das jus primae noctis, das manchmal arg 
lissverstanden und falsch gedeutet wurde. Nach alter christlicher Ermahnung 
)llten die Eheleute die erste Nacht nach der Hochzeit zu Ehren des empfan- 
enen Segens in Keuschheit zubringen. So c. 5 C. 30 qu. 5. (can. 13 des 
^.Conzils von Carthago): ,Sponsus et sponsa cum benedicendi sunt a Sacer- 
Dte, a parentibus suis, vel a paranymphis offerantur: qui cum acceperint 
enedictionem, eadem nocte pro reverentia eiusdem benedic- 
ionis in virginitate permaneant." Dafür, resp. gleichsam zur Ab- 
sang, brachte man eine fromme Gabe dar. Bei den Unfreien entstand daraus 
06 Abgabe an den Grundherrn, womit sich der Bräutigam sozusagen das 
echt der ersten Nacht erkaufte. In Amiens und Abbeville bestand die Sitte, 
^s Ehebett vor der Konsum mation der Ehe kirchlich einsegnen zu lassen und 
var geschah die Einsegnung desselben erst am dritten Tage nach der Hoch- 
iit und übten die Neuvermählten bis dahin Enthaltsamkeit. Der Bischof 
Dnnte jedoch hiervon dispensieren und erhob für die Dispense eine Gebühr, 
ei einem Prozesse hierüber 1393 wurde gegen die Hechtsbeständigkeit dieser 
ebtihr entschieden. (Arch. f. kath. K.-R. Bd. 40. pag. 256—273.) 

Dieses jus primae noctis deuteten nun manche so, als ob die Grundherrn, 
isp. sogar Bischöfe und Stifte, das Recht der ersten Nacht gehabt hätten. 
'f. Walter, Deutsche Rechtsgeschichte pag. 526 f.) Eingehend hat diese ver- 
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leomderische AaffassuDg widerlegt: Karl Schmitt: das jus primae noctis. Eine ge- 
schichtliche Untersuchung. Freibarg i. B. bei Herder. 1881. 

4. Für die bürgerlichen Wirkungen der Ehe geltei 
jetzt in Deutschland nur noch die Vorschriften des bürgerliche! 
Gesetzbuches : 

Art. 14 des Einführungsgesetzes z. B. G. B.: „Die persöi 
liehen Rechtsbeziehungen deutscher Ehegatten zu einand 
werden nach den deutschen Gesetzen beurteilt, auch wenn d 
Ehegatten ihren Wohnsitz im Auslande haben. 

Die deutschen Gesetze finden auch Anwendung, wenn 
Mann die Reichsangehörigkeit verloren, die Frau sie aber 
halten hat''. 

Art. 199: „Die persönlichen Rechtsbeziehungen der 
gatten zu einander, insbesondere die gegenseitige Unterhalt 
pflicht, bestimmen sich auch für die zur Zeit des Inkrafttrei 
des Bürgerlichen Gesetzbuches bestehenden Ehen nach d 
Vorschriften". 

Im Bürgerlichen Gesetzbuche handelt darüber IV. Buch 
Titel: „Wirkungen der Ehe im allgemeinen". 

Das B. G. B. stellt diese Wirkungen nur im allgemeini 
fest. Die Vorschriften dieses Titels sind indes zwingende 
Natur, sie erleiden keine vertragsmässige Abänderung oder A 
Schliessung. Dieser Titel V lässt sich in 6 Abschnitte teilen 

a) Verhältnis der Ehegatten zu einander: 
§ 1353: „Die Ehegatten sind einander zur ehelichen Lebeni 
gemeinschaft verpflichtet. 

Stellt sich das Verlangen eines Ehegatten nach Herstell 
der Gemeinschaft als Missbrauch seines Rechtes dar, so ist 
andere Ehegatte nicht verpflichtet, dem Verlangen Folge 
leisten. Das Gleiche gilt, wenn der andere Ehegatte berech 
ist, auf Scheidung zu klagen". 

Die Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinschaft begreift in sich: eil** 
liehe Treue, Beistandleistung, Zusammenleben, Leistung der ehelichen Pflictf 
etc. Die Herstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft kann im Klagewe^ 
erlangt werden. Zwangsvollstreckung ist ausgeschlossen. Der gesetzliche Ver- 
treter eines geschäftsunfähigen Ehegatten ist nach § 612 Abs. 2 der CivÖ* 
prozessordnung vom 17. Mai 1898 zur Erhebung der Klage auf Herstellung W 
ehelichen Lebens nicht befugt. Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinschtfl 
besteht nicht: 

a) wenn sich das hierauf gerichtete Verlangen eines Ehegatten als Recht»* 
missbi*auch darstellt. Es sind dabei die gesellschaftlichen, die Lebeas* 
Gesundbeits- und Erwerbsverhältnisse der Ehegatten in RöcksicW 
zu ziehen; 
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ß) wenn derjenige Ehegatte, an den das Verlangen gerichtet wird, einen 
Scheidungsgmnd besitzt. Für den Katholiken kommt selbstverständ- 
lich hier zunftchst das kanonische Hecht in Frage. Die nachträg- 
liche Verweigerung der kirchlichen Trauung bildet überall da, wo 
sie einen Scheidungsgrund nach dem Civilrechte darstellt, auch einen 
Grund, die Herstellung der Lebensgemeinschaft zu versagen. 

b) Stellung des Mannes: 

§ 1354: „Dem Manne steht die Entscheidung in allen das 
meinschaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten 
; er bestimmt insbesondere Wohnort und Wohnung. 

Die Frau ist nicht verpflichtet, der Entscheidung des Mannes 
)lge zu leisten, wenn sich die Entscheidung als Missbrauch 
ines Rechtes darstellt". 

Bei den „Angelegenheiten, die das gemeinschaftliche Leben betreffen **, 
ndelt es sich nicht um Fragen aus dem Wesen der Ehe, nicht um sittliche 
if orderungen, sondern vielmehr um die tausendfältigen Fragen des täglichen 
bens, die aber doch entschieden werden müssen, wenn die Ehegatten eine 
rtschaffcliche Gemeinschaft haben wollen. Wohnort und Wohnung ist des- 
Ib eigens hervorgehoben, weil das von besonderer Wichtigkeit ist. 

Wann sich die Entscheidung des Mannes als Rechtsmissbrauch darstellt, 
o die Frau keine Pflicht zur Folgeleistung hat, untersteht als quaestio facti 
r freien richterlichen Entscheidung. 

c) Stellung der Frau: 

§ 1355: „Die Frau erhält den Familiennamen des Mannes". 

Diese Vorschrift gilt für alle Ehen. Eine Ausnahme hiervon bedingt bloss 
t. 57 des Einführungsgesetzes z. B. G. B. „In Ansehung der Landesherren 
id der Mitglieder der landesherrlichen Familien, sowie der Mitglieder der 
rstlichen Familie HohenzoUern finden die Vorschriften des B. G. B. nur in- 
weit Anwendung, als nicht besondere Vorschriften der Hausverfassungen 
ler der Landesgesetze abweichende Bestimmungen enthalten. Das gleiche 
It in Ansehung der Mitglieder des vormaligen Hannoverschen Königshauses, 
is vormaligen Kurhessischen und des vormaligen Herzoglich Nassauischen 
ftrstenhauses." Art. 58. „In Ansehung der Familienverhältnisse und der Güter 
irjenigen Häuser, welche vormals reich sstäudisch gewesen und seit 1806 mittel- 
er geworden sind oder welche diesen Häusern bezüglich der Familienverhält- 
tsse und der Güter durch Beschluss der vormaligen deutschen Bundesver- 
immlung und vor dem Inkrafttreten des B. G. B. durch Landesgesetz gleich- 
Bstellt worden sind, bleiben die Vorschriften der Landesgesetze und nach 
[assgabe der Landesgesetze die Vorschriften der Hausverfassungen unberührt, 
as gleiche gilt zu Gunsten des vormaligen Reichsadels und derjenigen Familien 
es landsässigen Adels , welche vor dem Inkrafttreten des B. G. B. dem vor- 
laligen Reichsadel durch Landesgesetz gleichgestellt worden sind/ 

Die mediatisierten Geschlechter sind folgende: Arenberg, Auersperg 
lurderö. Astder Pankrazlinie), Bentheim, Bentinck (nur die holländischen 
öd deutschen Linien, nicht aber die englische, deren Chef der Herzog von 
ortland ist), Castell, CoUoredo-Mannsfeld, Croy, Dietrichstein 



300 Bürgerliche Wirkungen der Ehe. 

(nur das heute nur noch in weiblicher Linie existierende alte Haus die 
Stammes, nicht aber die Mensdorff- Dietrichstein zu Nikolsburg), ErbaelJ 
Esterhazy (nur die erste Linie des Hauses zu Forchenstein), Fngger,| 
Fürstenberg, Giech, Harrach, Hohenlohe, Isenburg, Kheyen* 
hüller- Wetsch, Königsegg, Kuefstein, Leiningen, Leiningei 
Westerburg, vonderLeyen, Lobkowitz, Lorz, Löwensteil 
Metternich (nur das fürstliche Haus), Neipperg (nicht aber MontenaoY« 
Öttingen, Ortenburg, Pappenheira, Platen, Pückler-Limpnrj 
Quadt-Wykradt, ßechberg, Rechteren, Rosenberg, Salm (n 
Ausnahme von Salm - Hoogstraeten), Sayn-Wittgenstein, Schönber|,| 
Schlitz-Görz, Schönborn, Schönburg, Schwarzenberg, SolmSi 
Stadion, Starhemberg, Stolberg,ThurnundTaxis, Trauttmanis- 
dorf, Waldbott, Waldburg, Wied, Windischgrätz, Wurmbranti 
(nur die erste oder österreichische Linie, nicht aber die beiden steierit 
Linien.) 

Hier erhält die Frau im Falle unebenbürtiger Ehe (cf. § 7 II. 2 o. 
pag. 14) nicht den Familiennamen des Mannes ; für alle übrigen Personen gi^ 
es „ Missheiraten ** oder ,Ehen zur linken Hand** nicht mehr. 

Die Frau verliert durch die Eheschliessung ihren seitherigen Famil 
namen und hat fortan das Recht und die Pflicht, den Familiennamen 
Mannes zu führen. 



§ 1356: „Die Frau ist, unbeschadet der Vorschriften 
§ 1354, berechtigt und verpflichtet, das gemeinschaftliche Haus- 
wesen zu leiten. 

Zu Arbeiten im Hauswesen und im Geschäfte des Mannes 
ist die Frau verpflichtet, soweit eine solche Thätigkeit nach den 
Verhältnissen, in denen die Ehegatten leben, üblich ist'*. 

Die Frau ist berechtigt zur Leitung (= Anordnung und Überwachung) der 
im Interesse der Führung des Hauswesens erforderlichen Arbeiten, vor allem 
zur Anweisung und Überwachung des häuslichen Gesindes und sonstiger Hülfs- 
kräfte. 

Die missbräuchliche Verkümmerung ihres Rechtes durch den Mann giebt 
der Frau das Recht zur Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens; dieVer 
Säumnis ihrer Pflichten in dieser Beziehung gewährt dieses Klagerecht dem 
Manne. 

Die Frau hat aber nicht bloss die Leitung des Hauswesens ; ihre Arbeits- 
pflicht erstreckt sich auch auf das Geschäft des Mannes , d. h. auf das die 
wirtschaftliche Grundlage der Ehegemeinschaft bildende Berufs- und Geschäfto- 
leben des Mannes. Eine persönliche Arbeitspflicht besteht jedoch nur, soweit 
sie nach den Verhältnissen, in denen die Ehegatten leben, üblich ist. Dabei 
sind die Umgebung, Sitte und heri'schende Anschauung, sowie die individuellen 
persönlichen Verhältnisse der Ehegatten selbst zu berücksichtigen. 

§ 1357: „Die Frau ist berechtigt, innerhalb ihres häuslichen 
Wirkungskreises die Geschäfte des Mannes für ihn zu besorgen 
und ihn zu vertreten. Rechtsgeschäfte, die sie innerhalb dieses 
Wiikungskreises vornimmt, gelten als im Namen des Mannes 
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»rgenommen, wenn nicht aus den Umständen sich ein anderes 
giebt. 

Der Mann kann das Recht der Frau beschränken oder 
isschliessen. Stellt sich die Beschränkung oder die Aus- 
hliessung als Missbrauch des Rechtes des Mannes dar, so 
inn sie auf Antrag der Frau durch das Vormundschaftsgericht 
ifgehoben werden. Dritten gegenüber ist die Beschränkung 
1er die Ausschliessung nur nach Massgabe des § 1435 wirksam". 

Dieser § enthält die sog. „Schlüsselgewalt'' der Frau. Dadurch, dass die 
au nach § 1356 verpflichtet ist zur Leitung des Hauswesens, muss sie auch 
ich § 1357 nach aussen hin gesetzliche Vertreterin des Mannes sein und 
fugt sein, für seine Rechnung zu wirtschaften und ihn zu verpflichten. Daher 
Iten Rechtsgeschäfte, die sie «innerhalb des häuslichen Wirkungskreises ** 
•mimmt, im Zweifel als im Namen des Mannes vorgenommen, (cf. Jacobi, 
.s persönliche Eherecht pag. 68.) 

Der Beginn der „ Schlüsselgewalt*' fällt mit dem Beginn der Ehe zu- 
mmen. Die Beendigung erfolgt mit der Auflösung der Ehe, durch Auflösung 
ts gemeinschaftlichen Hauswesens und durch eintretende Geschäftsunfähigkeit 
)Y B'rau. 

Der Inhalt dieser Schlüsselgewalt umfasst insbesondere: 

a) Die Anschaffung der Lebensmittel, des Feuerungs- und Leuchtmaterials 
(auch Anschaffung von entsprechenden Vorräten), die Beschaffung 
der standesgemässen Kleidung für sich und die Kinder, den Einkauf 
von Leinen, Tisch- und Bettwäsche, von Küchengerätschaften, von 
einzelnen minder wertvollen Mobiliarstücken zum Ersätze unbrauch- 
bar gewordener Stücke, die Anschaffung der für die Kinder not- 
wendigen SchulbildungsmitteL 

b) Die Veräusserung abgenutzter oder unbrauchbarer Sachen. 

c) Die unentgeltliche Weggabe entbehrlich gewordener Kleidungsstücke, 
Lebensmittel oder (kleinerer) Geldbeträge im Interesse der Wohl- 
thätigkeit und Armenpflege. Auch Trinkgelder sind hierzu zu rechnen. 

d) Abschluss von Gesindemietverträgen mit dem weiblichen Dienst- 
personal; dagegen nicht mit dem männlichen. 

Die Ermietung der gemeinschaftlichen Wohnung gehört nicht dazu. 

Der Mann kann die Schlüsselgewalt der Frau beschränken und bedarf 
aza nicht der vorherigen richterlichen Entscheidung oder Mitwirkung, sondern 
3 genügt eine formlose einseitige Erklärung. Verstösst die Frau gegen diese 
'eschränkung der Schlüsselgewalt, so haftet sie dem Manne für den aus der 
Wschreitung entstandenen Schaden. 

Dritten gegenüber sind indes derartige Verbote und Beschränkungen seitens 
98 Mannes nur dann wirksam, wenn sie demselben bekannt oder in das Güter- 
»chtsregister eingetragen sind. Diese Eintragung erfolgt auf einseitigen Antrag 
)s Mannes. 

§ 1358: „Hat sich die Frau einem dritten gegenüber zu 
ner von ihr in Person zu bewirkenden Leistung verpflichtet, 
) kann der Mann das Rechtsverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen, wenn er auf seinen Antrag von dem 
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• 

Vormundschaftsgerichte dazu ermächtigt worden ist. Das Vo^ 
mundschaftsgericht hat die Ermächtigung zu erteilen, wei 
sich ergiebt, dass die Thätigkeit der Frau die ehelichen Inten 
beeinträchtigt. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
der Verpflichtung zugestimmt hat oder seine Zustimmung 
Antrag der Frau durch das Vormundschaftsgericht erse 
worden ist. Das Vormundschaftsgericht kann die Zustimm 
ersetzen, wenn der Mann durch Krankheit oder durch Abwesei 
heit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit 
Aufschub Gefahr verbunden ist, oder wenn sich die Verwei 
rung der Zustimmung als Missbrauch seines Rechtes darst 
Solang die häusliche Gemeinschaft aufgehoben ist, steht 
Kündigungsrecht dem Manne nicht zu. 

Die Zustimmung, sowie die Kündigung kann nicht d 
einen Vertreter des Mannes erfolgen; ist der Mann in 
Geschäftsfähigkeit beschränkt, so bedarf er nicht der Zustimm 
seines gesetzlichen Vertreters." 

Unter diesen § fallen alle diejenigen Verpflichtungen der Frau, deren 
füllung nach der Natur der versprochenen Leistung eine persönliche Thätigkei 
eine Aufwendung körperlicher oder geistiger Kräfte der Frau erfordert (Lei- 
stungen als Künstlerin, Dienstleistungen als Wartefrau, Fabrikarbeiterin). 

Voraussetzungen für das Recht des Mannes zu kündigen sind: 

a) die häusliche Gemeinschaft der Ehegatten; 

b) die Erteilung der Ermächtigung durch das Vormundschaftsgerichl 
Dieses entscheidet nach freiem Ermessen. Namentlich sind hier ä 
Pflichten der Frau als Mutter ihren Kindern gegenüber zu berück- 
sichtigen. 

Für das bereits Geleistete hat selbstverständlich die Frau das Recht dei 
Forderung. Der Mann kann nicht kündigen: 

a) wenn er seine Zustimmung erteilt hat, 

b) wenn das Vormundschaftsgericht die Zustimmung des Mannes ersetz 
hat. Dazu kann die Frau den Antrag stellen , wenn der Mann » 
der Zustimmungserklärung durch physische oder psychische Kiank* 
heit gehindert ist, oder wenn seine Verweigerung sich als Rechta* 
missbrauch darstellt. Ob letzteres vorliegt, entscheidet freies richte^ 
liebes Ermessen. Ist der Mann geschäftsunfähig, so kann eine Kündi' 
gung während der Zeit der Geschäftsunfähigkeit nicht erfolgen; die 
Zustimmung zur Übernahme kann der Frau jedoch durch da8Vo^ 
mundschaftsgericht erteilt werden. 

d) Mass der Sorgfalt: 

§ 1359: „Die Ehegatten haben bei der Erfüllung der sich 
aus dem ehelichen Verhältnisse ergebenden VerpflichtungeD 
einander nur für diejenige Sorgfalt einzustehen, welche sie io 
eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen". 
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Dieser § bezieht sich nur auf das gegenseitige Verhältnis der Ehegatten, 
at auf ihr Verhältnis zu Dritten und gilt sowohl für die allgemeinen Ver- 
cbtungen, als auch für das eheliche Güterrecht. Für vermögensrechtliche 
Kiebungen jedoch, die sich nicht aus dem ehelichen Verhältnisse als solchem 
;eben, sondern zwischen den Ehegatten durch sonstige Rechtsgeschäfte (Kauf, 
ftrag u. a.) begründet worden sind, gelten die für das einzelne Rechtsgeschäft 
kssgebenden Vorschiiften. 

e) Unterhaltspflicht. 

§ 1360: „Der Mann hat der Frau nach Massgabe seiner 
ebensstellung, seines Vermögens und seiner Erwerbsfähigkeit 
interhalt zu gewähren. 

Die Frau hat dena Mann, wenn er ausser stände ist, sich 
ilbst zu unterhalten, den seiner Lebensstellung entsprechenden 
nterhalt nach Massgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbs- 
ihigkeit zu gewähren. 

Der Unterhalt ist in der durch die ehehche Lebensgemein- 
3haft gebotenen Weise zu gewähren. Die für die Unterhalts- 
flicht der Verwandten geltenden Vorschriften der §§ 1605, 
613 — 1615 finden entsprechende Anwendung". 

Diese gegenseitige Unterhaltspflicht entspricht dem sittlichen Wesen der 
Ihe. Der Mann muss das, was er hat, mit der Frau teilen, mag es nun für 
en beiderseitigen standesgemässen oder nur für den notdürftigen Unterhalt 
;enägeu, oder selbst für den letzteren nicht völlig ausreichen. Ebenso die 
•Vau, wenn die Voraussetzung des Abs. 2 gegeben ist. Die Höhe des zu ge- 
fahrenden Unterhalts bestimmt sich nach der Berufs- und sozialen Stellung 
leg Mannes, seines Einkommens und Veimögens, seiner Erwerbsthätigkeit. 
)ie Frau darf auch nicht widersprechen, wenn der Mann nicht bloss den Augen- 
)lick, sondern die dauernde Sicherung der Existenz der Familie im Auge hat 
lud demgemäss einen Unterhalt gewährt; der hinter dem standesgemässen 
wirückbleibt. 

Die Unterhaltspflicht der Frau ist subsidiär, mag das Unvei-mögen des 
Cannes verschuldet sein oder nicht. Es kommen bei der Frau nicht nur die 
Einkünfte ihres Vermögens zur Verwendung, sondern im ßedürfnisfalle ist auch 
b Yermögensstand heranzuziehen. 

Die Unterhaltsgewährung erfolgt in natura, entsprechend dem gemein- 
amen Hausstand mit gemeinsamer Wirtschaft. Nach § 850, Nr. 2 der Civil- 
rozessordnung ist der Unterhaltsanspruch der Gatten auch nicht pfändbar. 

§ 1361: „Leben die Ehegatten getrennt, so ist, solange einer 
on ihnen die Herstellung des ehelichen Lebens verweigern darf, 
md verweigert, der Unterhalt durch Entrichtung einer Geld- 
ente zu gewähren; auf die Rente finden die Vorschriften des 
' 760 Anwendung. Der Mann hat der Frau auch die zur Füh- 
uug eines abgesonderten Haushaltes erforderlichen Sachen aus 
em gemeinschaftlichen Haushalte zum Gebrauche herauszu- 
eben , es sei denn, dass die Sachen für ihn unentbehrlich sind 
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§67. 
KonYalidation ungültig geschlossener Ehen und Sanatio in radie 

1. Eine Konvalidation der Ehe kann nur da statthaben, 
eine Ehe schli essung vorausging, das blosse Konkubinatis 
nie eine convalidatio zu. Aber auch wenn eine Eheschliesst 
vorausging ist, wie in § 65 ausgeführt, eine convalidatio m 
dann möglich, wenn das der Gültigkeit der Ehe entgegenstehend 
Hindernis dispensierbar, bezw. behebbar ist. 

2. Dabei sind folgende Grundsätze massgebend: 
a) Vor allem muss das entgegenstehende trennende 

dernis behoben werden. 

a) Ist es ein privatrechtliches Hindernis (cf. § 9 n 5 
17 und § 12 n. 3 pag. 27), so muss eben der 
erkannt, die Gewalt zu Ende sein und Freiheit bestell« 
so dass der Konsens nun ein freier ist. 

Instr. Austr. § 93: „Matrimonium, quod consensus fictus iiTitum redj 
consensu ab eo, qui ficte egerat, vere praestito convalidatiim censeatar opoi 
Idem obtinet de matrimonio, cui error seu vis metusque obstitit, qc 
primum pars, quae errori aut violentiae injustae suberat, recognito erroie aitj 
übertäte pleno recuperata verbo factove assensam suppleverit. Nihilomittl] 
ad omne de consensu praestito dubium seqoestrandum bis quoque in casüAI] 
oonsultum est, ut conjages coram parocho et duobas testibus renovent: igttVj 
hoc ut Hat, agendum erit, nisi obversetur prudens scandalorum vel matrinorf^ 
in discrimen adducendi metus.*^ 

ß) Ist das notwendige Alter nicht erreicht, so kann düwi 
den Zeitverlauf dieses Hindernis von selbst aufhörto. 

y) Bei den übrigen Hindernissen, die durch Dispense be- 
seitigt werden können, ist Dispensation zu erwirken. 

Von den dispensierbaren, trennenden Hindernissen ist jedoch auszunehiBH 
die clandestinitas. Ist eine Ehe an einem Orte, wo das Tridentinische Dekwt 
„Tametsi** (c. 1 sess. XXIV de ref. matr.) Rechtskraft besitzt, ohne die trid«- 
tinische Form, also ungültig geschlossen worden, so kann, die sanatio in radiw 
ausgenommen, eine convalidatio nicht anders bewirkt werden, als dadurch, diW 
die Ehe neuerdings und zwar in tridentinischer Form geschlossen wird; j«* 
doch könnte dies zur Vermeidung von Ärgernis, wenn die Ungültigkeit nicht 
öffentlich bekannt ist, heimlich geschehen. Verweigert ein Teil die kirchlich« 
Trauung, so kann sanatio in radice verlangt werden ; weigern sich beide, so ist 
eine convalidatio nicht möglich. Wohnen jedoch die betreffenden Personen 
jetzt an einem nichttri dentinischen Orte, so wird die Ehe schon dadurch ztt 
einer gültigen, dass daselbst der Konsens durch Worte, Zeichen oder darcb 
eine den Konsens einschliessende Handlung, z. B. durch die copula cum animo 
(affectu) conjugali, erneuert wird. S. Congr. Off. d. d. 31. Aug. 1Ö87 (ci. 
Heiner, Eherecht pag. 250). 
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Die Requisite zur Erlangung der Dispense cf. § 45 — 50 
g. 128 — 177. 

b) Sodann ist im allgemeinen notwendig, dass beide Teile 
bei der Konvalidation von der Nichtigkeit ihrer bisherigen 
Verbindung Kenntnis erlangen, weil eben beide den Kon- 
sens erneuern müssen. In den Dispensreskripten der 
Pönitentiarie wird die Klausel beigefügt : monito poenitente 
de necessaria secreta renovatione Consensus cum sua 
putata uxore aut suo putato marito, certiorato seu certiorata 
de nuUitate prioris consensus, sed ita caute, ut ipsius 
poenitentis delictum nusquam detegatur. 

Ist jedoch diese Benachrichtigung des anderen (unschuldigen) 
heteiles und die beiderseitige Konsenserneuerung mit grosser 
efahr verbunden, so genügt nach Erlangung der Dispense die 
illschweigende Konsenserneuerung durch Fortsetzung des ehe- 
ihen Verkehres. 

Die Pönitentiarie fährt fort: et quatenus haec certioratio 
eque gravi periculo fieri nequeat, renovato consensu juxta re- 
ilas a probatis auctoribus traditas (cf. § 47 pag. 143). 

Der früher abgegebene Konsens ist zwar wirkungslos wegen des be- 
ihenden Ehebindernisses, allein naturrechtlich ist er gültig und auch noch 
rhanden und verbindet nach erlangter Dispense, wenn der Wille des anderen 
lies durch irgend ein Zeichen ausgedrückt ist. Konsenserneuerung von Seiten 
\ unwissenden (unschuldigen) Teiles ist nicht jure naturali, sondern bloss 
e positive notwendig und davon kann aus triftigen Gründen Umgang ge- 
nmen werden. S. Alfons., Theol. mor. lib. VI. tract. VI. n. 1115: ,,Secunda 
itentia, quam tenent Salm., Sot., Sed. etc. etc. dicit, non esse opus, ut pars 
lara impedimenti moneatur de nuUitate Matrimonii, sed sufficere, quod ab- 
o impedimento, pars, quae conscia est de illo, consensum ab altera accipiat. 
obatur secunda ratione: quia prior consensus, licet suo effectu caruerit ob 
pedimentum a jure positive appositum, tarnen de jure naturae fuit validus, 
m fuerit praestitus erga perscnam de jure naturae habilem ad contrahendum, 
sapienter considerat Bened. XIV. ünde fit, quod cum removetur impedi- 
entum per dispensationem, perseverante ex una parte primo consensu Con- 
gis ignorantis impedimentum virtualiter per usum Matrimonii nempe per 
>palam conjugalem, cohabitationem voluntariam et alia signa externa, quae 
L primo consensu procedunt: et accedente ex altera parte consensu interne 
onjagis censcii impedimenti, expresse saltem per similia externa signa, tunc 
onsensus utriusque meraliter uniuntur et Matrimonium convalidant." 
Über die Erneuerung des Konsenses cf. § 47, pag. 144. 

cj Es müssen beide Teile den Konsens erneuern, renovatio 
consensus, ausdrücklich oder stillschweigend (cf. b. Anm.) 

d) Wenn das Hindernis öffentlich bekannt ist, so hat die 
Konsenserneuerung an tridentinischen Orten in der triden- 
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tinischen Form (coram parocho proprio et duobus testibi 
doch ohne vorausgehendes Aufgebot und auch ol 
öffenthche Trauung, sondern nur in der Stille stal 
finden. 

ß) Ist aber das Hindernis geheim, so genügt die bl 
Konsenserneuerung unter vier Augen, ausser es wi 
die Ehe zuerst nicht in der tridentinischen Fonn 
schlössen worden. 
y) Ist das Hindernis zwar geheim, allein es steht 
spätere Bekanntwerden desselben zu befürchten, 
ist, wo thunlich, die Konsenserneuerung coram parocl 
et duobus testibus vorzunehmen. 
ö) An nichttridentinischen Orten genügt indes stets 
Konsenserneuerung unter vier Augen. 
IL Ist zu befürchten, dass ein Teil die Erneuerung des 
senses verweigere, oder dass er sich zur Erfüllung der tridei 
nischen Form nach vorausgegangener formloser Eheschliessui 
nicht herbeilasse, so bildet eine Auskunftsmittel die sanatio in radica." 
Unter sanatio in radice, dispensatio in radice, versteht man 
einen Gnadenakt des heiligen Stuhles, wodurch alle Wirkungen 
des ein Ehehindernis festsetzenden Kirchengesetzes bis zu dem 
Zeitpunkte der Eheschliessung zurück als beseitigt erklärt 
werden, so dass die betreffende Ehe als vom ersten Augenblicke 
ihres Entstehens an als mit dem Hindernisse nicht behaftet ange- 
sehen, gleichsam in der Wurzel geheilt wird, ohne dass es einäf 
Konsenserneuerung bedürfte. 

Die ungültig geschlossene Ehe wird durch die sanatio in radier hinai^ 
lieh ihrer Wirkungen vom Zeitpunkte der Konsenserklärung an als gültig e^ 
achtet und die derselben entsprossenen Kinder gelten als legitim (legitimatio 
plenissima). Diese Legitimation genügt auch für die Erlangung der Kardi* 
nalswürde. 

Es begründet also diese dispensatio die fictio juris, als habe 
das betreffende Kirchengesetz in Bezug auf diese Ehe gar nicht 
bestanden. Von der gewöhnlichen Dispensation unterscheidet 
sich die sanatio in radice dadurch, dass sie 

a) nicht erst Wirkung hat vom Momente (ex nunc) der Er- 
teilung der Dispense, sondern schon vom Momente 
(ex tunc) der Eheschliessung an ; sie beseitigt die Wirk- 
ungen des Ehehindernisses nicht bloss ex nunc, sondern 
auch ex tunc, 

b) dass sie selbst nach dem Tode des einen Ehegatten noch 

stattfinden kann zum Zwecke der Legitimierung der Kinder. 
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In früherer Zeit wurde die sanatio in radice sehr selten gewährt. Das 
rpus juris canonici enthält einen Fall von Bonifaz VIII. in c. 9 X. ,de 
rortiis** IV. 19. »Dens, qui ecclesiäm suam: Quia dispar est ritus in Livo- 
msi Ecclesia de novo ad fidem catholicam conversorum a nostro propter 
irmitatem gentis eiusdem concedimus, ut matrimoniis contractis cum relictis 
btrum utantur, si tarnen fratribus decedentibus sine prole, ut semen defuncti 
sta legem Mosaicam suscitarent, cum talibus contraxerunt : ne tales sibi de 
etero, postquam ad fidem venerint, copulent, prohibentes.* Seit Benedikt XIV. 
rd diese sanatio sowohl fUr einzelne bestimmte Fälle, als auch für ganze 
assen von Fällen angewendet. Vorzüglich greift sie dann Platz , wenn in 
azelnen Ländern während sehr verwickelter kirchlicher und politischer Zu- 
Inde eine Menge an sich ungültiger Ehen geschlossen worden sind, welche 
mtlich wieder aufzulösen mit grossen Gefahren für das Seelenheil vieler ver- 
Jiden wäre. Pius VII. gab diese Dispensation für viele während der Revolu- 
»nszeit in Frankreich ungültig 'geschlossener Ehen, und Pius IX. hat eine 
[che am 17. März 1856 für die unter dem Bereiche der früheren Gesetz- 
bang in Österreich mit verschiedenen Ehehindernissen eingegangenen Ehen 
geben. 

2. Damit die sanatio in radice gewährt werde, ist notwendig: 

a) dass das Hindernis ein positiv -kirchliches, dispensier- 
bares sei. Bei einem Hindernisse des Natnrrechtes (error, 
vis, aetas, condicio, impotentia, ligamen) und des posi- 
tiv-göttUchen Rechtes ist, wie keine Dispense, so auch 
keine sanatio in radice mögUch. 

Dagegen ist die sanatio in radice möglich bei öffentlichen, wie geheimen, 
3eiisierbaren Hindernissen des kirchlichen Rechtes. Nach Entscheidung der 
CJongr. Off. d. d. 6. Junii 1860 wird sie auch gewährt beim impedimentum 
tas disparitatis (cf. Archiv f. k. K. R. VII. 278). Eine mit dem impedi- 
atum ligaminis geschlossene Ehe kann ei*st vom Momente des Aufhörens 
es Ehehindemisses an geheilt werden. S. Congr. Poenit. d. d. 25. April 1890. 
Schnitzer, Eherecht, pag. 548, Anm. 8.) 

b) dass die geschlossene Verbindung mit beiderseitigem 
eheHchen Konsense eingegangen wurde. Es muss die 
äussere Form der Ehe bestehen und nicht etwa bloss 
ein Konkubinat beabsichtigt worden sein. 

Dass bei der Civilehe eine sanatio möglich ist, zeigt die Praxis des hl. 
iuhles, sowie die Erklärung der S. Congr. Off. d. d. 6. April 1892 (cf. Acta 
. Sed. XXVII. 242 ff). 

c) der früher gegebene Konsens darf inzwischen von keiner 
Seite zurückgenommen worden sein, sondern nmss fort- 
dauern. Es darf deshalb auf keiner von beiden Seiten 
eine wider den Fortbestand der ehelichen Verbindung 
gerichtete Willenserklärung stattgefunden haben. 

S. Congr. Poenitent. d. d. 25. April 1890. ^ dum modo consensus perse- 
eret.* Wenn eine diesbezügliche Thatsache nicht vorliegt, so wird präsu- 
'^crt, dass der gegebene Konsens virtualiter fortbestehe. Die habituelle oder 
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§ 1734: „Die Ehelichkeitserklärung kann versagt werden, 
auch wenn ihr ein gesetzliches Hindernis nicht entgegensteht'*. 

Es besteht eben kein Rechtsanspruch auf die Ehelichkeitserklärong, viel- 
mehr ist dieselbe reine Gnadensache. 

§ 1736: „Durch die Ehelichkeitserklärung erlangt das Kind 
die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes". 

Ihre Wii'kungen erstrecken sich nach § 1737 auch auf die Abkömmlinge 
desElndes; jedoch nicht auf die Verwandten des Vaters. Die Frau desYaten 
wird (bürgerlich) nicht mit dem Kinde, der Ehegatte des Kindes nicht nik 
dem Vater verschwägert. Die Rechte und Pflichten , die sich aus dem Ver 
wandtschaftsverhältnisse zwischen dem Kinde und seinen Verwandten ergebei, 
bleiben unberührt, soweit nicht das Gesetz ein anderes vorschreibt. Die Matte 
verliert mit der Ehelichkeitserklärung des Kindes das Recht und die Pflidiik 
für die Person des Kindes zu sorgen (§ 1738). Der Vater ist dem Kinde \d 
dessen Abkömmlingen vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten zor 
Gewährung des Unterhaltes verpflichtet (§ 1739). 



V. Kapitel. 

Ehe -Scheidung. 



Die Ehescheidung nach dem Kirchenrechte. 

§66. 
Begriff der Ehescheidung. 

Ehescheidung (divortium) wird in doppelter Bedeutung 
lommen: 

L. in Bezug auf das Ehe band (vinculum matrimonii,) als 
totale Scheidung, Auflösung der Ehe selbst oder des 
Ehebandes (divortium quoad vinculum) und diese kann 
wieder in Betracht kommen: 

a) in Bezug auf eine ungültig geschlossene Ehe, und 
ist dann blosse Nichtigkeitserklärung (declaratio 
nullitatis, sententia nuUitatis), welche durch richterlichen 
Ausspruch erfolgt, wenn nicht eine Gültigmachung 
oder Kon Validation der nichtig eingegangenen Ehe 
stattfinden kann; 

b) in Bezug auf eine gültig geschlossene Ehe — wo 
eine Auflösung des Ehebandes bei einer konsum- 
mierten Ehe (matrimonium consummatum) nicht durch 
richterliche Sentenz, sondern nur durch den Tod mög- 
lich ist. 
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B. in Bezug auf die eheliche Gemeinschaft (divortii 
quoad thorum et mensam, separatio quoad thorura etme 
sam), wobei das Eheband fortbestehen bleibt und nur 
Zusammenleben der Eheleute aufhört, sei es lebenslänglic 
sei es zeitüch. 

Diese separatio quoad thorum et mensam wird häufig unter Eheschei 
düng im engeren Sinne verstanden. 

Alle diese Auflösungen der Ehe können nicht den Beteil 
ten selbst überlassen werden, sondern haben durch die Mi 
liehe Autorität zu geschehen. 



A. 

Scheidung in Bezug auf das Eheband. 

a) 

Bei ungültig gesehlossenen Ehen. 

§66. 
Behandlung ungültig geschlossener Ehen überhaupt. 

Eine ungültig geschlossene Ehe, bei welcher nämlich ein 
Erfordernis der gültigen Eheschliessung fehlt, oder mit anderen 
Worten ein trennendes Ehehindernis entgegensteht, muss nach 
Entdeckung des Hindernisses: 

1. entweder nachträglich erst gültig geschlossen, gültig ge- 
macht werden, was man convalidatio (richtiger, als das gebräuch- 
lichere revalidatio, weil das, was bisher noch nicht eine Ehe war, 
auch nicht zu einer Ehe re validiert werden kann) nennt. 

Auf die Konvalidation ist in der Regel hinzuarbeiten, wenn 
es anders möglich ist, sie zu bewirken; denn sie ist meisteitf 
wünschenswert sowohl mit Rücksicht auf die beiden Kontrahenten, 
die in einer solchen ungültigen Verbindung leben, als auch ins- 
besondere mit Rücksicht auf die aus dieser Verbindung ekw» 
bereits entsprossenen Kinder, sowie auch mit Rücksicht auf diß 
Öffentlichkeit, indem die Auflösung der Verbindung öffentliches 
Ärgernis erregen würde. 

Diesen Nachteilen soll wo möglich durch die Konvalidation 
begegnet w^erden, welche darin besteht, dass nachträglich die 
Ehe gültig geschlossen, d. h. der ungültige (mangelhaft oder ud- 
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esetzliche) Konsens durch einen gültigen (vollständigen oder 
esetzlichen) Konsens ersetzt, also der Konsens erneuert wird 
— renovatio consensus. 

Instr. Austr. § 88: „Si copulatio forma debita peracta propter impedi- 
entum matrimonio obstans invalida fuit, dispensatione obtenta matrimonii 
>iiyalidatio institui debet.* 

Kann aber die Konvalidation nicht bewirkt werden, so ist 

2. die Verbindung aufzulösen und zu diesem Ende die 

fichtigkeitserklärung zu veranlassen, d. h. der Ausspruch 

les kirchlichen Richters, dass keine Ehe zwischen den beiden 

^ersonen besteht, kein Eheband vorhanden sei. 

Diese sententia seu declaratio nuUitatis wird zwar auch öfter divortium 
uoad vinculum, totale Scheidung, genannt, ist aber eigentlich keine Scheidung 
om Bande, weil ja ein Eheband nicht besteht, sondern nur eine Sentenz über 
ie Nichtexistenz des Ehebandes, d. h. eines gültigen Ehebandes, eine Erklärung 
er Nichtigkeit der Ehe. 

Die Konvalidation kann unbewirkbar sein und demnach die 
Tichtigkeitserklärung veranlasst werden: 

a) wenn die Konsenserneuerung hartnäckig verweigert 
wird, oder 

b) wenn das Ehehindernis undispensierbar ist; 

Bei undispensierbaren Hindernissen ist die Nichtigkeits- 
rklärung stets herbeizuführen, wenn das Hindernis öffentlich 
►ekannt ist; bei einem geheimen Hindernisse dann, wenn 
)eide Teile, oder wenigstens ein Teil mala fide war, d. h. das 
Hindernis kannte. 

c) Auch wenn bei dispensierbarem Hindernisse schwere 
Nachteile und Ärgernis nur durch Auflösung der Ver- 
bindung fern gehalten werden können, kommt es zur 
Nullitätssentenz. 

Wenn bei einem geheimen, undispensierbaren Hindernisse beide Teile bona 
fide sind, also das Hindernis nicht kennen, und die Auflösung der Verbindung 
schwere Nachteile und grosses Ärgernis herbeiführen würde, dann erscheint die 
Nullitätssentenz unratsam. Konvalidation ist aber wegen der Undispensierbar- 
keit des Hindernisses unmöglich. In einem solchen Falle wende man sich an 
die oberhii-tliche Stelle, welche, besonders falls das Hindernis pro foro externe 
öicht bewiesen werden kann, dahin entschieden wird, dass die beiden Personen 
in bona fide zu belassen seien. 
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§67. 
Konyalidation ung^iiltig g^eschlossener Ehen und Sanatio in radiee. 

1. Eine Konvalidation der Ehe kann nur da statthaben, wo 
eine Eheschliessung vorausging, das blosse Konkubinat lässt 
nie eine convalidatio zu. Aber auch wenn eine Eheschliessung 
vorausging ist, wie in § 65 ausgeführt, eine convaUdatio nur 
dann möglich, wenn das der Gültigkeit der Ehe entgegenstehende 
Hindernis dispensierbar, bezw. behebbar ist. 

2. Dabei sind folgende Grundsätze massgebend: 
a) Vor allem muss das entgegenstehende trennende Hin- 
dernis behoben werden, 
a) Ist es ein privatrechtliches Hindernis (cf. § 9 n 5 

17 und § 12 n. 3 pag. 27), so muss eben der! 
erkannt, die Gewalt zu Ende sein und Freiheit besteh«^: 
so dass der Konsens nun ein freier ist. 

Instr. Austr. § 93: „Matrimonium, quod consensus fictus irritum re 
consensu ab eo, qui ficte egerat, vere praestito convalidatiim censeatur oportoL 
Idem obtinet de matrimonio, cui error seu vis metusque obstitit, quain- 
primum pars, quae errori aut violentiae injustae suberat, recognito errore aot 
übertäte plene recuperata verbo factove assensum suppleverit. Nihilominu 
ad omne de consensu praestito dubium sequestrandum his quoque in casilnis 
oonsultum est, ut conjuges coram parocho et duobus testibus renovent: igitor 
hoc ut fiat, agendum erit, nisi obversetur prudens scandalorum vel matrimodi 
in discrimen adducendi metus.*' 

ß) Ist das notwendige Alter nicht erreicht, so kann durch 
den Zeitverlauf dieses Hindernis von selbst aufhören. 

y) Bei den übrigen Hindernissen, die durch Dispense be- 
seitigt werden können, ist Dispensation zu erwirkea 

Von den dispensierbaren, trennenden Hindernissen ist jedoch auszunehntfi 
die clandestinitas. Ist eine Ehe an einem Orte, wo das Tridentinische Dekwl 
^Tametsi" (c. 1 sess. XXIV de ref. matr.) Rechtskraft besitzt, ohne die triden« 
tinische Form, also ungültig geschlossen worden, so kann, die sanatio in radifC 
ausgenommen, eine convalidatio nicht anders bewirkt werden, als dadurch, dass 
die Ehe neuerdings und zwar in tridentinischer Fonn geschlossen wird; j^ 
doch könnte dies zur Vermeidung von Ärgernis, wenn die Ungültigkeit nicht 
öffentlich bekannt ist, heimlich geschehen. Verweigert ein Teil die kirchliche 
Trauung, so kann sanatio in radice verlangt werden ; weigern sich beide, so ist 
eine convalidatio nicht möglich. Wohnen jedoch die betreffenden Personen 
jetzt an einem nichttri dentinischen Orte, so wird die Ehe schon dadurch z» ' 
einer gültigen, dass daselbst der Konsens durch Worte, Zeichen oder durch 
eine den Konsens einschliessende Handlung, z. B. durch die copula cum animo | 
(affectu) conjugali, erneuert wird. S. Congr. Off. d. d. 31. Aug. 1887 (c'- ! 
Heiner, Eherecht pag. 250). ! 
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Die Requisite zur Erlangung der Dispense cf. § 45 — 50 
.g. 128 — 177. 

b) Sodann ist im allgemeinen notwendig, dass beide Teile 
bei der Konvalidation von der Nichtigkeit ihrer bisherigen 
Verbindung Kenntnis erlangen, weil eben beide den Kon- 
sens erneuern müssen. In den Dispensreskripten der 
Pönitentiarie wird die Klausel beigefügt : monito poenitente 
de necessaria secreta renovatione Consensus cum sua 
putata uxore aut suo putato marito, certiorato seu certiorata 
de nuUitate prioris consensus, sed ita caute, ut ipsius 
poenitentis delictum nusquam detegatur. 

Ist jedoch diese Benachrichtigung des anderen (unschuldigen) 
heteiles und die beiderseitige Konsenserneuerung mit grosser 
efahr verbunden, so genügt nach Erlangung der Dispense die 
illschweigende Konsenserneuerung durch Fortsetzung des ehe- 
;hen Verkehres. 

Die Pönitentiarie fährt fort: et quatenus haec certioratio 
>sque gravi periculo fieri nequeat, renovato consensu juxta re- 
ilas a probatis auctoribus traditas (cf. § 47 pag. 143). 

Der früher abgegebene Konsens ist zwar wirkungslos wegen des be- 
ihenden Ehebindernisses, allein naturrechtlich ist er gültig und auch noch 
rhanden und verbindet nach erlangter Dispense, wenn der Wille des anderen 
iles durch irgend ein Zeichen ausgedrückt ist. Konsenserneuerung von selten 
3 unwissenden (unschuldigen) Teiles ist nicht jure naturali, sondern bloss 
re positivo notwendig und davon kann aus triftigen Gründen Umgang ge- 
mmen werden. S. Alfons., Theol. mor. lib. VI. tract. VI. n. 1115: „Secunda 
atentia, quam tenent Salm., Sot., Sed. etc. etc. dicit, non esse opus, ut pars 
aara impedimenti moneatur de nullitate Matrimonii, sed sufficere, quod ab- 
ko impedimento, pars, quae conscia est de illo, consensum ab altera accipiat. 
"obatur secunda ratione: quia prior consensus, licet suo effectu caruerit ob 
ipedimentum a jure positivo appositum, tarnen de jure naturae fuit validus, 
im fuerit praestitus erga personam de jure naturae habilem ad contrahendum, 
; sapienter considerat Bened. XIV. Unde fit, quod cum removetur impedi- 
lentum per dispensationem, perseverante ex una parte primo consensu Con- 
igis ignorantis impedimentum virtualiter per usum Matrimonii nempe per 
Dpalam conjugalem, cohabitationem voluntariam et alia signa externa, quae 
X primo consensu procedunt: et accedente ex altera parte consensu interne 
ionjagis conscii impedimenti, expresso saltem per similia externa signa, tunc 
onsensus utriusque moraliter uniuntur et Matrimonium convalidant." 

Über die Erneuerung des Konsenses cf. § 47, pag. 144. 

cj Es müssen beide Teile den Konsens erneuern, renovatio 
consensus, ausdrücklich oder stillschweigend (cf. b. Anm.) 

d) Wenn das Hindernis öffentlich bekannt ist, so hat die 
Konsenserneuerung an tridentinischen Orten in der triden- 
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im Hause des Vaters), § 1747 (Einwilligung des Vaters zur Annahme 
Kindes an Kindesstatt), § 1777 (Benennung eines Vormundes ffir das 
§§ 1752—1854 (Anordnung gewisser Befreiungen des Vormundes), §§ 1858—18 
(Anordnung betreffs eines einzusetzenden Familienrates (§ 1899 Abs. 1 (E 
rufung des Vaters als Vormund über ein volljähriges Kind), (cf. Erler, 
scheidungsrecht § 20 pag. 78). 

§ 1702. ,War der Mutter dieNichtigkeit der Ehe bei derElii 
Schliessung bekannt, so hat sie in Ansehung des Kindes ni 
diejenigen Rechte, welche im Falle der Scheidung der alleil 
für schuldig erklärten Frau zustehen.*' 

Stirbt der Vater oder endigt seine elterliche Gewaltii 
einem anderenGrunde, so hat die Mutter nur das Recht unddi 
Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen; zur Vertretii 
des Kindes ist sie nicht berechtigt, der Vormund des Kindi 
hat, soweit der Mutter die Sorge zusteht, die rechtliche Siel 
lung eines Beistandes." 

Es steht also in diesem Falle, wenn die Mutter die Nichtigkeit der 
kannte, die Sorge für die Person des Kindes dem Vater zu; die Mutter 
jedoch das Recht, mit dem Kinde persönlich zu verkehren. 

§ 1703. «Gilt das Kind nicht als ehelich, weil beiden Ekl 
gatten die Nichtigkeit derEhe bei der Eheschliessang bekam 
war, so kann es gleichwohl von dem Vater, so lange erlebt 
Unterhalt, wie ein ehelichesKind verlangen. Das im § 1612 Abs.^ 
bestimmte Recht steht dem Vater nicht zu." 

Nach §1712 erlischt dieser Unterhaltsanspruch des Kindes nicht mit dett 
Tode des Vaters; es steht dem Kinde auch dann zu, wenn der Vater vor der 
Geburt des Kindes gestorben ist. Doch ist der Erbe des Vaters berechtigt» 
das Kind mit dem Betrage abzufinden, der dem Kinde als Pflichtteil gebühr« 
würde, wenn es ehelich wäre. Ein Recht auf Ausstattung u. dgl. bat iadtf 
das Kind nicht. 

§ 1704. „Ist die Ehe wegen Drohung anfechtbar und ange- 
fochten, so steht der anfechtungsberechtigte Ehegatte eines 
Ehegatten gleich, dem die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe* 
Schliessung unbekannt war." 

Es gelten somit hinsichtlich der Kinder die Vorschriften dieses Titels. 

§ 1723: „Ein uneheliches Kind kann auf Antrag seines 
Vaters durch eine Verfügung der Staatsgewalt für ehelich e^ 
klärt werden. 

Die EheHchkeitserklärung steht dem Bundesstaate zu, dem 
der Vater angehört; ist der Vater ein Deutscher, der keinem 
Bundesstaate angehört, so steht sie dem Reichskanzler zu. 

Über die Erteilung der einem Bundesstaate zustehenden 
EheHchkeitserklärung hat die Landesregierung zu bestimmen". 

In Bayern ist dieses Recht der Krone vorbehalten. Allerhöchste Ve^ 

Ordnung vom 24. Dezember 1899 zur Ausführung desB. G. B. und seiner Neben- 

gesetze (sog. Zuständigkeitsvexordnung^ (^.-\3i.Ne^\^i\^.-^\A'^^^ ^^.^,vm-1235. 
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In früherer Zeit wurde die sanatio in radice sehr selten gewährt. Das 
rpus juris canonici enthält einen Fall von Bonifaz VIII. in c. 9 X. ,de 
rortiis** IV. 19. ,Deus, qui ecclosiäm suam: Quia dispar est ritus in Livo- 
änsi Ecclesia de novo ad fidem catholicam conversorum a nostro propter 
&rmitatem gentis eiusdem concedimus, ut matrimoniis contractis cum relictis 
ätrum utantur, si tarnen fratribus decedentibus sine prole, ut semen defuncti 
xta legem Mosaicam suscitarent, cum talibus contraxerunt : ne tales sibi de 
letero, postquam ad fidem venerint, copulent, prohibentes.* Seit Benedikt XIV. 
ird diese sanatio sowohl für einzelne bestimmte Fälle, als auch für ganze 
lassen von Fällen angewendet. Vorzüglich greift sie dann Platz, wenn in 
Dzelnen Ländern während sehr verwickelter kirchlicher und politischer Zu- 
ände eine Menge an sich ungültiger Ehen geschlossen worden sind, welche 
mtlich wieder aufzulösen mit grossen Gefahren für das Seelenheil vieler ver- 
luden wäre. Pius VII. gab diese Dispensation für viele während der Revolu- 
mszeit in Frankreich ungültig 'geschlossener Ehen, und Pius IX. hat eine 
Iche am 17. März 1856 für die unter dem Bereiche der früheren Gesetz- 
buDg in Österreich mit verschiedenen Ehehindernissen eingegangenen Ehen 
geben. 

2. Damit die sanatio in radice gewährt werde, ist notwendig: 

a) dass das Hindernis ein positiv - kirchliches, dispensier- 
bares sei. Bei einem Hindernisse des Natnrrechtes (error, 
vis, aetas, condicio, impotentia, ligamen) und des posi- 
tiv-göttlichen Rechtes ist, wie keine Dispense, so auch 
keine sanatio in radice möglich. 

Dagegen ist die sanatio in radice möglich bei öffentlichen, wie geheimen, 
ipensierbaren Hindeiiiissen des kirchlichen Rechtes. Nach Entscheidung der 
CoDgr. Off. d. d. 6. Junii 1860 wird sie auch gewährt beim impedimentum 
Itus disparitatis (cf. Archiv f. k. K. R. VII. 278). Eine mit dem impedi- 
mtum ligaminis geschlossene Ehe kann ei*st vom Momente des Aufhörens 
les Ehehindemisses an geheilt werden. S. Congr. Poenit. d. d. 25. April 1890. 
'. Schnitzer, Eherecht, pag. 548, Anm. 8.) 

b) dass die geschlossene Verbindung mit beiderseitigem 
ehelichen Konsense eingegangen wurde. Es muss die 
äussere Form der Ehe bestehen und nicht etwa bloss 
ein Konkubinat beabsichtigt worden sein. 

Dass bei der Civilehe eine sanatio möglich ist, zeigt die Praxis des hl. 
tuhles, sowie die Erklärung der S. Congr. Off. d. d. 6. April 1892 (cf. Acta 
. Sed. XXVII. 242 ff). 

c) der früher gegebene Konsens darf inzwischen von keiner 
Seite zurückgenommen worden sein, sondern muss fort- 
dauern. Es darf deshalb auf keiner von beiden Seiten 
eine wider den Fortbestand der ehelichen Verbindung 
gerichtete Willeuserklärung stattgefunden haben. 

S. Congr. Poenitent. d. d. 25. April 1890. ^ dum modo consensus perse- 
-ret.* Wenn eine diesbezügliche Thatsache nicht vorliegt, so wird präsu- 
'i^rt, dass der gegebene Konsens virtualiter fortbestehe. Die habituelle oder 
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satores matrimonii prodnxerunt testes, firmiter asserentes, qaod 
mulier cum praedicto viro contraxerat matrimonium, consanguinenm viri 
dem solum cum sola, nudum cum nuda, in eodem lecto jacentem, ea [at 
baut] intentione, ut eam cognosceret carualiter, viderunt, multis lods secRÜiJ 
et latebris ad hoc commodis et horis electis. Consultationi tnae taliter reepoi*! 
demus, quod ex huiusmodi violenta et certa suspicione fomicatioiiis potttki 
sententia divortii promulgari: ita quidem, ut vir licentiam habeat, mortaaiflii 
ducendi aliam, muliere sine spe coDJugii remanente/ Küsse, Ümarmonge^ 
Geschenke, Liebesbriefe u. dgl. allein begründen jedoch eine zwingende Yo' 
mutung noch nicht. 

b) wenn beide Gatten mit beiderseitiger freiwilliger Übe^] 
einkunft in einen Orden eintreten, bezw. der Mann 
hl. Weihen empfängt. 

Und zwar ist das möglieh nicht bloss beim matn- 
monium ratum tantum, sondern auch beim matrimonium 
consummatum, ja selbst wenn aus der Ehe bereits Kind^ 
entsprossen sind, falls nur diese genügend versorgt sini 
cf. § 20 n. 3 pag. 43 u. § 21 u. 3 pag. 45. 

2. Die separatio perpetua muss durch das bischöfliche Ehe- 
gericht ausgesprochen werden. Eine eigenmächtige Trennung 
der Ehegatten, ohne Wissen des Ehegerichts, kann nur statt- 
finden wegen Ehebruchs, wenn die Schuld des einen Teiles 
öffentlich bekannt ist. Ist dagegen das Verbrechen geheim, so 
hat der unschuldige Gatte zwar pro foro interne das Recht, die 
Trennung zu vollziehen, allein es ist dies, solange nicht eiue 
Sentenz des Ehegerichts herbeigeführt ist, dringend zu wider- 
raten mit Rücksicht auf die öffentliche Ehre der Familie, be- 
sonders der Kinder. 



§ 72. 
Die Separatio temporalis. 

I. Die separatio perpetua kann abgesehen von beiderseitiger 
freiwilliger Übereinkunft der beiden Ehegatten zum Eintritt in 
einen Orden, bezw. zum Empfange der hl. Weihen, nur verfügt 
werden wegen Ehebruchs. Dagegen kann auf zeitweilige Trennung 
der ehelichen Gemeinschaft wegen verschiedener Ursachen durch 
das Ehegericht erkannt werden. Die wichtigsten sind: 

1. der sogenannte geistige Ehebruch (fornicatio spiritualis): 
Apostasie und Häresie. 

Auch wenn keine direkte Gefahr für den anderen Teil dadurch droht, 
kann auf zeitweilige Trennung erkannt werden. Droht aber auch für den 
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deren Teil Gefahr des Abfalles vom Glauben, so kann, selbst ohne richter- 
be Sentenz, und muss unter umständen die Trennung vorgenommen werden, 
ikehrt sich indes der abgefallene Gatte, so muss die eheliche Gemeinschaft 
eder hergestellt werden. 

2. Gefahr für das Seelenheil (periculum spirituale), wenn 
Q Teil dem anderen fortwährend Anlass zu schwerer Sünde 
t durch Verführung z. B. zu Sodomie, Ehebruch, Abfall vom 
lauben, Diebstahl u. s. w. 

Es gilt hier Mattb. 10, 36: „Inimici hominis domestici eius. Qui amat 
trem aut matrem plus quam me, non est me dignus, et qui amat lilium aut 
;am super me non est me dignus* und c. 18, 8, 9: ,Si manus tua vel pes 
IS scandalizat te, abscide euni et proiice abs te : bonum tibi est ad vitam in- 
sdi debilem vel claudum, quam duas manus vel duos pedes habentem mitti 
ignem aeternum. Et si occulus tuus scandalizat te, erue eum, et proiice 
s te, bonum tibi est, cum uno occulo in vitam intrare, quam duos occulos 
bentem mitti in gehennam ignis/ 

3. Gefahr für das leibliche Wohl (periculum temporale), 
jitliche Gefahr in Bezug auf Leben, Ehre, Güter und zwar : 

a) periculum vitae, wenn ein Gatte den anderen mit töd- 
lichem Hasse verfolgt, so dass begründete Gefahr für 
dessen Leben besteht, 

ß) periculum sanitatis, wenn die Gesundheit eines Teiles 
ernstlich bedroht ist z. ß. durch fortgesetzte Miss- 
handlung, Entziehung des notwendigen Lebensunter- 
haltes, ansteckende Krankheit des einen Teiles, wie 
Aussatz, dann Geistesstörung, Wahnsinn, Raserei. 

Eine nicht ansteckende, wenn auch langwierige und lebensgefährliche 
ankheit des einen Teiles ist kein Grund zur Trennung, im Gegenteil ist 
'ade hier dem gesunden Gatten die schönste Gelegenheit gegeben, die ehe- 
le Liebe zu beweisen. 

y) periculum famae, wenn ein Gatte schwerer Verbrechen 
beschuldigt ist und Gefahr besteht, dass auch der 
andere Gatte als Teilnehmer dieser Verbrechen an- 
gesehen wird und an seinem guten Rufe Schaden leidet. 

4. Lästiges Zusammenwohnen (molesta cohabitatio), wenn 
irch die Bosheit des einen Teiles fortwährend Streit und Zwistig- 
it besteht, wenn der eine Gatte den anderen fortgesetzt schwer 
isshandelt, oder beharrlich ungerecht ihm die eheliche Pflicht 
rweigert. 

5. Böswillige Verlassung (desertio malitiosa), wenn ein Gatte 
gen den Willen des anderen ohne gerechte Ursache sich ent- 
:nt. Derselbe kann aufgefordert werden, zurückzukehren. Will 

das nicht, so kann mit kirchlichen Zensuren gegen ihn vor- 
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c) wenn bei einem an sich dispensierbaren Hindernisse durch 
die Trennung der beiden Ehegatten schweres Ärgernis ' 
verhütet werden kann, 

so ist die Nichtigkeitserklärung der Ehe bei dem kirchlichen 

Ehegerichte zu veranlassen. 

Instr. Austr. § 114: ^Ecclesia, utpote fidei ac morum custos, matromonü 
invigilat sanctitati ac vinculo indissolubili. Quodsi catholicus homo in con- 
junctione vivat, quae, cum impedimentum dirimens ei obstet, matrimonii 
nomen perperam usurpet, ipsa ad veri matrimonii dignitatem elevari ant, 
quando id fieri nequeat, invalida pronuntiari ac dirimi debet 
Yicissim indissolubile matrimonii vinculum adversus omne ipsum sub invalidi- 
tatis praetextu dirimendi conamen magno vigore manuteneri debet.** 

2. Das Recht über die Gültigkeit oder Ungültigkeit einer 
eingegangenen Ehe zu entscheiden, steht nicht den Parteien, 
sondern ausschliesslich dem kirchlichen Richter zu. 

Trid. sess. XXIV. can. 12 de ref. matr. „Si quis dixerit, causas matri- 
moniales non spectare ad judices ecclesiasticos: anathema sit. Syllab. prop. 74 
und „Arcanum divinae sapientiae* cf. § 10, pag. 19/20. Instr. Austr. § 95: 
Causae matrimoniales ad judicem ecclesiasticum spectant, cui soli competit, de 
validitate matrimonii et obligationibus ex eodem derivantibus sententiam ferre. 
De effectibus matrimonii mere civilibus potestas civilis judicat." Die Staats- 
gewalt hat nur das Recht, über die rein bürgerlichen Wirkungen der Ehe za 
entscheiden. Instr. S. Gongr. Inquis. d. d. 20. Juni 1883 bei Santi-Leitner, 
prael. IV., pag. 291 ff. 

Eine kirchlich geschlossene Ehe darf darum von den Par- 
teien nicht eigenmächtig geschieden, bezw. für nichtig erklärt 
werden, selbst wenn das Hindernis z. ß. consanguinitas offen- 
kundig ist; vielmehr muss der Bischof in einem solchen Falle 
von Amts wegen einschreiten. 

So entschied schon Alexander III. (1159 — 1181) in c. 3. X. „de divortiis' 
IV. 19: flPorro de Comite Pontini, qui B. uxorem suam absque judicio Eccle- 
siae dimisit, quia eam cognatam fuisse uxoris defunctae proponit, prudentia tu j 
cognoscai quod si etiam parentela esset publica et notoria, absqno 
judicio Ecclesiae ab ea separari non potuit: quai*e ipsum ad eam 
recipiendam, quae petit restitutionem ipsius, districte compellas: quare sireci- 
pere noluerit, eum et superinductam vinculo excommunicationis adstringas- 
Praeterea de H., qui cognatam suam duxit uxorem, respondemus, quod non 
apparentibus accusatoribus et parentela manifesta seu publica existente (quod 
credilnle non est, nisi essent in primo gradu vel (secundo), tui officü 
interest, matrimonia illa adhibita gravitate dissolvere, quae 
illicite contracta noscuntur/ 

• • 

über das Verfahren cf. Eheprozess (cap. VI). 

3. Die Wirkung der Nichtigkeitserklärung ist die Zurück- 
führung aller Verhältnisse der Beteiligten auf den Zustand vor 
Abschliessung der Ehe. War die Ehe im guten Glauben (bona 
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selbst eines Ehebruches schuldig, so kann nunmehr der früher schuldige 
die Wiederherstellung fordern, da seine Schuld nun kompensiert ist. 
Zur Aussöhnung bedarf es keiner richterlichen Sentenz, sondern es 

cht die Wiedervereinigung der beiden Gatten bloss dem kirchh'chen Richter 

»zeigt zu werden. 

b) die eheliche Gemeinschaft muss wieder hergestellt werden 
a) wenn bei der separatio temporalis die Zeit, für welche 
sie gewährt war, abgelaufen ist, vorausgesetzt, dass 
auch die Ursache weggefallen ist, oder dass- Bürgschaft 
für die Sicherheit gegeben ist. 
ß) Hie und da kann auch eine Verpflichtung zur Wieder- 
herstellung der ehelichen Gemeinschaft ex caritate 
bestehen, wenn z. B. der ehebrecherische Teil seine 
Schuld aufrichtig bereut und sich gebessert hat. 

Diese Verpflichtung ist jedoch keine streng rechtliche, sondern bloss eine 

alische ex caritate. Die Trennung bezweckt überhaupt nur, den Schuldigen 

Besinnung zu bringen, und dem Unschuldigen Schonung zu gewähren, da 

licht verpflichtet werden kann, den Ehebrecher als Ehegatten zu behandeln. 

§ 74. 
Von der zweiten Ehe. 

1. Ist das Band der Ehe entweder durch den Tod des einen 
legatten, oder beim matrimonium ratum tantum durch feierliche 
'densprofess oder päpstliche Dispense aufgelöst worden, oder 

bei einer ungültig geschlossenen Ehe die NuUitätsseutenz 
folgt, so kann zu einer zweiten Ehe geschritten werden. 

Mit dem Ausdrucke „zweite Ehe, nuptiae secundae*' wird oft auch die 
belebe, goldene oder silberne Hochzeit, nach 25, 50, 60 und 70 Jahren ver- 
inden (cf. § 7 n. 6 pag. 15); im eigentlichen Sinne aber bedeutet nuptiae 
;undae eine zweite Eheschliessung. 

Einige kirchliche Schriftsteller der ersten Jahrhundei-te, wie Athenagoras, 
tian, Origenes, Tertullian, Irenaeus, Gregor von Nazianz sprechen sich 
ielnd über eine zweite Verheiratung aus , weil sie ein Zeichen von ünent- 
Itsamkeit sei ; allein die Kirche verwirft im allgemeinen eine Wiederverehe- 
aung nicht, wenn sie auch in einzelnen Fällen sich tadelnd ausspricht. 
10 C. 31 qu. 1 : „Quomodo virginibus ob fornicationis periculum concedit 
ptias et excusabile facit, quod per se non appetitur, ita ob eandem forni- 
ionem vitandam concedit viduis secunda matrimonia. Melius est enim, licet 
erum et tertium, unum virum nosse, quam plurimos, id est, tolerabilius est, 
'. homini prostitutam esse, quam multis.** c. 11 eiusdem causae: «Non 
nno bigamos, immo nee trigamo?, et si dici potest octogamos.** c. 12 c. e. 
eus masculum et feminam propagandi generis causa nuptiali castitate con- 
xit et secundas nuptias, quae in utroque Testamento permittuntur, licitas 
le monstravit." Das Florentinum sagt im Decretum pro Armenis; „Quoniam 
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nonnullis asseritur quartas nuptias tamquam condemnatas respnere, ne pee- 
catum, ubi non est, esse putetur, cum secundum Apostolum mortuo viro malier 
sit ab eins lege soluta et nubendi cui vult in Domino habeat facultatem, nee 
distinguat, mortuo primo vel secundo vel tertio: declaramus, non solu 
secundas, sed tertias et quartas atque ulteriores, si aliquod canonicum impdi' 
mentum non obstat, licite contrahi posse.** 

2. Es zieht jedoch die zweite Eheschliessung die Irregularität 
nach sich, d. h. der Mann ist für den eventuellen späteren 
Empfang der hl. Weihen irregulär (irregularitas ex bigamia). 

C. 1. X. „de bigamis non ordinandis*. I. 21: „Ut bigami, poenitentes, 
vel repudiatarum mariti ad sacerdotium non ascendant.** 

3. Bei der zweiten Eheschliessung unterbleibt gemeinrecht- 
lich die benedictio solemnis. (Brautsegen.) 

C. 1. X. „de secundis nuptiis IV. 21. „ Capellanum, quem benedictionem 
cum secunda constiterit celebrasse, ab officio beneficioque suspensum cam 
litterarum tuarum testimonio ad Sedem Apost. nullatenus destinare postponas.' 

Den Grund, warum die Kirche bei einer zweiten Ehescbliessung die bene* 
dictio selemnis verweigert, finden manche mit Petrus Lombardus und Thomas 
in einem gewissen defectus sacramenti, weil nämlich eine zweite Eheschliessung 
nicht so vollkommen die Verbindung Christi mit seiner Kirche darstelle, als 
die Verbindung eines Mannes und eines Weibes. Das kanonische Recht giebt 
als Grund an, dass die einmal (seil, bei der ersten Eheschliessung) empfangene 
benedictio auch für die weitere Eheschliessung fortdauere. 

C. 3. X. „de secund. nupt." IV. 21. von ürban III. „Vir autem vel mulier 
ad bigamiam transiens non debet a Presbytero benedici; quia, quum alia vice 
benedicti sint, eorum benedictio iterari non debet.** 

Daher wird auch gewohnheitsrechtlich in den meisten Diöcesen 
auch bei der zweiten Eheschliessung die benedictio solemnis er- 
teilt, ausser es ist die Braut Witwe und hat die benedictio also 
bereits empfangen, (cf. § 60 n. 3 pag. 255.) 

Die Frau gilt vorzugsweise als die Trägerin des Ehesegens. 

4. Eine sogenannte Trauerzeit kennt das kanonische Recht 
nicht; dagegen ist durch die bürgerlichen Gesetze eine Zeit be- 
stimmt, welche zwischen dem Tode des früheren Gatten und 
zwischen der zweiten Eheschliessung verflossen sein muss. 

Der Grund dieser Anordnung liegt darin 

a) damit auf diese Weise die Vaterschaft eines Kindes 
genau festgestellt werden kann, 

b) damit die vermögensrechtlichen Fragen geregeJt werden 
können. 

Das römische Recht bestimmte als Trauerzeit 10, später 12 Monate, das 
sog. Trauerjahr. Nov. 22. c. 22. „de his, qui sec. nupt. contrah." „Mulieres 
vero caveant tantum, ne intra anni spatium ad secundum veniant matrimoniam 
aut sciant, si . . . . fecerint et immaturas nuptias contraxerint, se poenas 
daturas esse.'* 
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Das Bürgerliche Gesetzbuch verordnet in § 1313 : „Eine Frau 
irf erst 10 Monate nach der Auflösung oder Nichtigkeits- 
klärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe eingehen, es sei 
)nn, dass sie inzwischen geboren hat. Von dieser Vorschrift 
inn Befreiung bewilHgt werden." 

Dieser § statuiert ein verbietendes I*Ibehindernis cf. § 40 le pag. 112. 
izüglich des Di spensations Verfahrens cf. § 44.4 pag. 127. 



ß) 

Die Ehescheidung nach dem Bürgerlichen Oesetzbuche. 

§ 75. 
Vorbemerkungen. 

1. Während nach dem kanonischen Rechte das Band einer 
iltig geschlossenen und konsummierten Ehe (raatrimonium ra- 
m et consummatum) einzig und allein durch den Tod des 
len Ehegatten aufgelöst werden kann, lässt das bürgerliche 
3setzbuch eine Trennung des Ehebandes ohne Rücksicht darauf, 
► die Ehe konsiunmiert worden ist oder nicht, auch aus anderen 
runden zu. Der Katholik kann von dieser Freiheit nur dann 
3brauch machen, wenn seine Ehe vom kirchlichen Richter 
?gen eines kanonischen trennenden Ehehindernisses für nichtig 
klärt worden ist, oder wenn beim matrimonium ratum tantum 
spensiert worden ist. 

2. N'ach dem bürgerUchen Gesetzbuche ist die Scheidung 
tr Ehe nur möglich durch gerichtUches Urteil. Zur Erwirkung 
nes dahin zielenden Urteiles dienen folgende Klagen: 

a) die Scheidungsklage, 

b) die Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft, 

c) die Anfechtungsklage, 

d) die Nichtigkeitsklage, 

e) die Klage auf Herstellung der ehelichen Gemeinschaft. 

f) Die Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nicht- 
bestehens einer Ehe zwischen den Parteien. 

3. Den Ehegatten steht jede dieser Klagen zu; ein beteiligter 
ritter oder der Staatsanwalt können nur die Nichtigkeitsklage 
heben, der beteiligte Dritte auch die Klage auf Feststellung 
js Bestehens oder Nichtbestehens. 
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Alle diese Elagearten sind im Interesse der beteiligten Eheleute gegeben, 
nur die Nichtigkeitsklage auch im Staatsinteresse; deshalb hat dieselbe der 
Staatsanwalt von Amtswegen zu erheben, während die anderen Klagen niemals 
von Amtswegen erhoben werden können. 

4. Die Scheidungsklage, die Klage auf Aufhebung der ehe- 
lichen Gemeinschaft und die Klage auf Herstellung der ehelichen 
Gemeinschaft setzen die Gesetzmässigkeit der Eheschliessuiig 
voraus und schöpfen ihren Inhalt aus dem Eheleben gültig ver- 
heirateter Eheleute ; die Anfechtungs- und Nichtigkeitsklage 
verneinen das Zustandekommen einer gültigen Ehe überhaupt 
und zielen darauf ab, die Gesetzwidrigkeit der Eheschliessung 
zur gerichtlichen Anerkennung zu bringen. 

5. Zuständig für alle diese Klagen ist ausschliesslich das 
Landgericht, bei welchem der Ehemann seinen allgemeinen 
Gerichtsstand hat. (§ 104, Abs. 1 der Civilprozessordnung.) Der 
allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohn- 
ort bestimmt. (§ 13.) Ist der Ehemann ein Deutscher und hat 
er im Inland e keinen allgemeinen Gerichtsstand, so kann die 
Klage bei dem Landgerichte erhoben werden, in dessen Bezirke 
er den letzten Wohnsitz im Inlande hatte. In Ermangelung eines 
solchen Wohnsitzes gilt die Hauptstadt des Heimatstaates als 
sein Wohnsitz; ist diese Hauptstadt in mehrere Gerichtsbezirke 
geteilt, so wird der als Wohnsitz geltende Bezirk von der Landes- 
justizverwaltung durch allgemeine Anordnung bestimmt. Das 
Gleiche gilt, sofern der Ehemann im Inlande keinen allgemeinen 
Gerichtsstand hat in dem Falle, dass der Ehemann die Reichs- 
angehörigkeit verloren, die Ehefrau sie aber behalten hat, oder 
dass beide Ehegatten die Reichsangehörigkeit verloren haben, 
der Ehemann aber eine andere Staatsangehörigkeit nicht er- 
worben hat. Sind beide Ehegatten Ausländer, so kann die 
Scheidungsklage im Inlande nur erhoben werden, wenn das in- 
ländische Gericht auch nach den Gesetzen des Staates zuständig 
ist, dem der Ehemann angehört. (§ 606 u. § 15 der Civil- 
proz.-Ord.) 

§ 76. 
Die Nichtigkeitsklagfe. 

1. Die Nichtigkeitsklage kann erhoben werden, wenn bei 
Abschluss der Ehe zwischen den Ehegatten ein öffentliches 
trennendes Ehehindernis nach §§ 1324 — 1328 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches bestand. 
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2. Gründe zur Erhebung der Nichtigkeitsklage bilden: 

a) die Verletzung einer wesentHchen Form. § 1324 d. B. 
G.B. cf. § 42 pag. 121 u. § 61 pag. 259 ff. 

b) Geschäftsunfähigkeit , Bewusstlosigkeit und Geistes- 
störung nach § 1325 d. B.G.B. 

c) Doppelehe nach § 1326 d. B.G.B. 

Dazu bestimmt § 1309: , Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor seine 
here Ehe aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist. 

Wird gegen ein Urteil, durch das die fi'ühere Ehe aufgelöst oder für 
htig erklärt worden ist, die Nichtigkeitsklage oder die Restitutionsklage er- 
)en, so dürfen die Ehegatten nicht vor der Erledigung des Rechtsstreites 
e neue Ehe eingehen, es sei denn, dass die Klage erst nach dem Ablaufe 
• vorgeschriebenen fünfjährigen Frist erhoben worden ist. 

d) Verwandtschaft und Schwägerschaft nach§ 1327 d. B.G.B. 

Verbotene Ehen: 

1. Eltern und Voreltern mit Kindern und Enkeln, 

2. Bruder mit Schwester, 

3. Halbbruder mit Halbschwester, 

4. Schwiegereltern mit Schwiegerkindern, 

5. Eltern der Schwiegereltern mit Schwiegerkindei-n, 

6. Stiefeltern mit Stiefkindern, 

7. Stiefeltern mit Kindern der Stiefkinder, 

8. Personen, von denen die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömm- 
lingen der anderen Geschlechtsgemeinschaft gepflogen hat 

a) ausser der Ehe oder in formell nichtiger, in das Heiratsregister 

nicht eingetragenen Ehe, 
ß) in einer für nichtig erk]äi*ten Ehe. 

9. Der Adoptierende mit dem Adoptivkinde oder dessen Abkömm- 
lingen. 

Nicht verbotene Ehen: 

1. Geschwister eines Ehegatten mit Kindern oder Enkeln desselben, 

2. Stiefkinder des einen Ehegatten mit Stiefkindern des anderen 
Ehegatten (sog. zusammengebrachte Kinder), 

3. Geschwister eines Ehegatten mit dem anderen Ehegatten nach 
Beendigung der Ehe, 

4. Stiefeltern mit den Ehegatten ihrer Stiefkinder nach Beendigung 
der Ehe (Stiefschwiegereltem mit Stiefschwiegerkindem), 

5. Eltern des Stiefvaters oder der Stiefmutter mit den Stiefkindern, 
(cf. Erler, Ehescheidungsrecht pag. 36.) 

e) Ehebruch nach § 1328 d. -B.G.B. 

Der Ehebruch muss in dem Scheidungsurteil als Grund der Scheidung 
stgestellt sein (§ 1312). Dagegen ist die Ehe mit dem Ehebrecher gültig, 
enn aus dem Scheidungsurteil nicht zu ersehen ist, dass wegen dieses Ehe- 
uches die frühere Ehe getrennt ist. (Entscheidung des Reichsgerichts Bd. 30 
•. 44 pag. 144, 145.) 

Wäre zwar Ehebruch erwiesen, die Ehe aber nicht geschieden, sondern 
rch den Tod oder durch Nichtigkeitserklärung aufgelöst worden, so würde 
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der Ehe zwischen den beiden £hebrechem nichts im Wege stehen (enigegei, 
den Bestimmungen des kanonischen Rechts cf. § 32 pag. 89 ff.)- 

3. Nach § 632 der Civilprozessordnung vom 30. Jan. 187T, 
bezw. 20. Mai 1898, kann die Nichtigkeitsklage erhoben werden: 

a) von jedem der beiden Ehegatten, 

b) vom Staatsanwalt (ex officio), 

c) bei Doppelehe auch von den früheren Gatten, 

d) von einem sonstigen Dritten nur dann, wenn für ihn 
von der Nichtigkeit der Ehe ein Recht oder von da 
Gültigkeit der Ehe eine Verpflichtung abhängt. 

Die von dem Staatsanwälte oder einem Dritten erhobene Klage ist gega 
beide Ehegatten, die von einem Ehegatten erhobene Klage ist gegen den 
anderen Ehegatten zu richten. 

Im Falle des Todes eines Ehegatten geht die Klage nicht 
auf die Erben über, sondern es ist der Rechtsstreit in Ansehung 
der Hauptsache als erledigt zu betrachten. (§ 628 der Civil- 
prozess-Ord.) 

4. Eine Verjährung der Nichtigkeitsklage gibt es nicht. 

5. Die rechtskräftige Nichtigkeitserklärung bewirkt, dass die 
Ehe als nicht geschlossen anzusehen ist. Sie hat indes nur die 
Bedeutung der Aufdeckung der wahren Beschaffenheit der von 
Anfang an nichtigen Ehe. Die vermeintlichen Ehegatten können 
also nach Belieben eine neue Ehe eingehen. 

Die mit einem Nichtigkeitsgrande behaftete Ehe muss solange als rechts* 
gültig angesehen werden, bis sie aufgelöst, oder die Nichtigkeitserklärong 
durch den Richter ausgesprochen ist. (R.G.E. Bd. 9 n. 57 pag. 212 — 214 und 
Bd. 28 n. 64 pag. 290—292.) 

Bezüglich der Kinder aus nichtigen Ehen gilt: 
Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Falle der Gültig- 
keit der Ehe ehelich sein würde, gilt als ehelich, sofern nicht 
beide Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheschliessung 
gekannt haben. 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung, wenn die Nichtig- 
keit der Ehe auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht 
in das Heiratsregister eingetragen worden ist. (§ 1699 d. B.G.B.) 

War dem Vater die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe- 
-schliessung bekannt, so hat er nicht die aus der Vaterschaft 
sich ergebenden Rechte. Die elterliche Gewalt steht der Mutter 
zu. (§ 1701 d. B.G.B.) 

Das Verhältnis des Kindes zu den väterlichen Verwandten 
wird indes dadurch nicht berührt. In Ansehung der Beerbung 
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s Kindes und seiner Nachkommen gilt der Vater als vor dem 
rblasser gestorben. 

War der Mutter die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe- 
hliessung bekannt, so hat sie in Ansehung des Kindes nur 
ejenigen Bechte, welche im Falle der Scheidung der allein für 
jhuldig erklärten Frau zustehen. Stirbt der Vater oder endigt 
)ine elterliche Gewalt aus einem anderen Grunde, so hat die 
[utter nur das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes 
1 sorgen; zur Vertretung des Kindes ist sie nicht berechtigt. 
i 1702 d. B.G.B.) 

§ 77. 
Die Anfechtungsklage. 

1 . Während auf das Bestehen einer nichtigen Ehe der Wille 
)s Ehegatten keinen Einfluss üben kann, hängt eine Ehe, 
siehe angefochten werden kann, in ihrem rechtlichen Bestände 
m dem Belieben des anfechtungsberechtigten Ehegatten ab. 
e Anfechtbarkeit beruht also auf der persönlichen Rücksicht 
ir die Parteien. 

Das Wesen der Anfechtbarkeit besteht darin, dass der Fortbestand eines 
chtsgeschäftes, das in seinen Folgen das Gerechtigkeitsgefühl verletzt und 
nit fehlerhaft ist, von dem Willen des Verletzten abhängig ist. 

2. Eine Ehe kann angefochten werden wegen eines der Elie 
tgegenstehenden privatrechtlichen Ehehindernisses (cf. § 43 
g. 124 ff.), also 

a) wegen Beschränktheit der Geschäftsfähigkeit nach § 1331. 

Geschäftsbeschränkt sind : 

a) Minderjährige, welche das 7. Lebensjahr vollendet haben (§ 116). 
ß) Entmündigte wegen Geistesschwäche, Verschwendung oder Trunk- 
sucht (§ 6). 
y) die nach § 1906 unter vorläufige Vormundschaft Gestellten. 

b) wegen Irrtums, sei es in Bezug auf die Eheschliessung 
selbst oder den Willensmangel dazu (nach § 1332) oder be- 
züglich der Person oder bestimmter persönlicher Eigen- 
schaften des anderen Ehegatten (nach § 1333). 

Über die in Frage stehenden persönlichen Eigenschaften, die einen 
ifechtungsgrund bilden, sind eine Menge Reichsgerichtsentscheidungen er- 
ngen: Geschlechtskrankheit stellt einen Anfechtungsgrnnd wegen Irrtums 
r (R.G.E. d. d. 28. April 1890), dagegen nicht auf gleicher Stufe mit Syphilis 
)hen leichtere Fälle von Geschlechtskrankheit (R.G.E. d. d. 16. Februar 1892), 
nen Anfechtungsgrund bildet die impotentia coSundi als einer wesentlichen 
genschaft der Person, wenn die Impotenz zur Zeit der Eheschliessung vor- 
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banden und dem Anfechtenden unbekannt war (R.G.E. d. d. 19. Februar 189& 
Bd. 34 n. 89 pag. 170f.). Der irrige Glaube des Ehemannes an die Jungfrüa- ■ 
lichkeit der zuvor nicht verheiratet gewesenen Ehefrau hat die Ungültigkeit 
der Ehe zur Folge (R.G.E. d d 23. März 1886 Bd. 17 n. 58 pag. 246). Die 
Unkenntnis des Ehemannes von dem Mangel der Jungfräulichkeit der Ebefrati 
ist als ein die Anfechtung begründeter Irrtum über eine wesentliche persön- 
liche Eigenschaft der Frau anzusehen. Der Ehemann braucht zur Begründung 
der Anfechtung nicht noch besonders darzuthun, dass er die Jongfräuhchkeit 
vorausgesetzt, deren Mangel also nicht gekannt habe, sondern es ist umge- 
kehrt Sache der beklagten Ehefrau, die Kenntnis des Mannes von ihrem Zu- 
stande einredeweise zu behaupten und zu beweisen. Eine Ausnahme tritt ein, 
wenn der Mann selbst der Frau schon vor der Ehe fleischlich beigewohnt hat 
In solchem Falle hat der Mann zu beweisen , dass er bei Eingehung der Ehe 
Gewicht darauf gelegt habe, dass die Frau nicht mit Dritten geschlechtlich 
verkehrt habe. Dies wird namentlich in Fällen anzunehmen sein, wo zur Zeit 
des ersten vorehelichen Beischlafes bereits ein Verlöbnis oder wenigstens die 
ernstliche Absicht, die Ehe zu schliessen, bestand, zumal wo solchen Falles 
nach Yolksanschauung die Hingabe der Braut an den Mann nicht als ent- 
ehrend angesehen wird. (R.G.E. d. d. 2. Mai 1890 Bd. 25 n. 40 pag. 192.) 
Der Anfechtungsgrund wurde in einem Falle trotz vorangegangenen Geschlechta. 
Verkehres zwischen den künftigen Eheleuten als gegeben erachtet, weil die 
Frau die Treue als Braut (es bestand bereits ein Verlöbnis oder doch die | 
ernste Absicht, die Ehe zu schliessen) gebrochen hatte. (R.G.E. d. d. 9. Dez. 
1898.) Entscheidend ist, ob aus in der sittlichen Natur der Ehe beruhenden 
Gründen anzunehmen ist, dass der die Ehe anfechtende Teil, wenn er zur Zeit 
der Eheschliessung von dem Fehltritt des anderen Teiles untenüchtet gewesen 
wäre, in die Eheschliessung nicht gewilligt haben würde, eine Frage, deren 
Beantwortung von der Würdigung der thatsächlichen Umstände des gegebenen 
Falles abhängt. (R.G.E. d. d. 28. Februar 1887 Bd. 17 S. 251 und 12. Ok- 
tober 1896.) (cf. Erler, Ehescheidungsrecht pag. 47, Reimer, Wegweiser durch 
die Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen pag. 69 ff.). 

Bei Anfechtung der Ehe wegen Irrtums über die geistige Gesundheit des 
anderen Ehegatten genügt der Nachweis nicht, dass der Beklagte mit der An- 
lage zur Geistesstörung erblich belastet, und vor, sowie während der Ehe 
vorübergehend in Geisteskrankheit verfallen sei. (R.G.E. d. d. 13. Januar 1891 
Bd. 27 n. 38 pag. 158.) 

c) wegen arglistiger Täuschung nach § 1334. 

Hier handelt es sich nicht um persönliche Eigenschaften des anderen 
Ehegatten, sondern um wesentliche Umstände, die den einen Ehegatten von 
Eingehung der Ehe abgehalten hätten. Und zwar ist nicht blosser Irrtum zur 
Anfechtung hinreichend, sondern es muss arglistische Täuschung vorliegen, die 
im ursächlichen Zusammenhange mit der Eingehung der Ehe stand. 

Eine derartige arglistische Täuschung, die einen Anfechtungsgrond der 
Ehe bildet, liegt in der arglistigen Yerschweigung des Umstandes, dass der 
andere Ehegatte schon einmal verheiratet und von seiner ersten Ehefrau ge* 
schieden war. (R.G.E. Bd. 5 n. 46 pag. 177.) 

Ist die Täuschung nicht von dem anderen Ehegatten verübt worden, so 
ist die Ehe nur dann anfechtbar, wenn dieser die Täuschung bei der Ehe* 
Schliessung gekannt hat. (§ 1334 Abs. 1 Satz 2 im B.G.B.) 
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Wer bei Eingehung einer Ehe dem anderen Teile ein gesetzliches Ehe- 
lindemis arglistig verschweigt, oder den anderen Teil zur Eheschliessung arg- 
istig mittels einer solchen Täuschung verleitet, welche den Getäuschten be- 
echtigt, die Gültigkeit der Ehe anzufechten, wird, wenn aus einem dieser 
arf&nde die Ehe aufgelöst worden ist, mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
»estraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des getäuschten Teiles ein. 
Beichsstrafgesetzbuch § 170) 

d) wegen Drohung nach § 1335. 

Auch hier muss die Drohung im ursächlichen Zusammenhange mit der 
Eingehung der Ehe stehen. Worin die Drohung besteht, ist an sich gleich- 
^Itig. Sie kann in der Androhung von Gewalt oder eines Verbrechens, oder 
Jines sonstigen Übels bestehen, sie kann durch Worte oder Geberden bewirkt 
nrerden. Wesentlich ist nur, dass ein Übel in Aussicht gestellt wird, das ge- 
eignet ist, die freie Willensbestimmung des Bedrohten in Bezug auf seinen 
E^ntschluss, die Ehe einzugehen, ganz oder teilweise auszuschliessen. Die 
Drohung muss indes widerrechtlich sein Die Drohung braucht nicht von 
Sem anderen Ehegatten ausgegangen sein, sondern sie kann auch durch einen 
Dritten erfolgt sein. 

Wer eine Frauensperson wider ihren Willen durch List, Drohung oder 
Gewalt entführt, um sie zur Unzucht zu bringen, wird mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren und, wenn die Entführung begangen wurde, um die Entführte 
zur Ehe zu bringen, mit Gefängnis bestraft. Die Verfolgung tritt nur auf 
Antrag ein. (Reichsstrafgesetzbuch § 236.) Hat der Entführer die Entführte 
geheiratet, so findet die Verfolgung nur statt, nachdem die Ehe für ungültig 
erklärt worden ist. (Reichsstrafgesetzbuch § 238.) 

e) wenn bei Wiederverheiratung im Falle der Todes- 
erklärung der frühere Ehegatte in Wirklichkeit noch 
lebt, nach § 1350. 

Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für tot erklärt worden 
ist, eine neue Ehe ein, so ist die neue Ehe nicht deshalb nichtig, weil der für 
tot erklärte Ehemann noch lebt , es sei denn , dass beide Ehegatten bei der 
Eheschliessung wissen, dass er die Todeserklärung überlebt hat. Mit der 
Schliessung der neuen Ehe wird die frühere Ehe aufgelöst. Sie bleibt auch 
dann aufgelöst, wenn die Todeserklärung infolge einer Anfechtungsklage auf- 
gehoben wird (§ 1348 d. B.G.B.). Die Auflösung tritt dann nicht ein, wenn 
die Eheleute bei der Eheschliessung wissen, dass der für tot erklärte Ehegatte 
die Todeserklärung überlebt hat, oder wenn die neue Ehe aus einem anderen 
Grunde, sei es Anfechtungs- oder Nichtigkeitsgrunde, nichtig ist. 

Jeder Ehegatte der neuen Ehe kann, wenn der für tot er- 
klärte Ehegatte noch lebt, die neue Ehe anfechten, es sei denn, 
dass er bei der Eheschliessung von dessen Leben Kenntnis 
hatte. Die Anfechtung kann nur binnen 6 Monaten von dem 
Zeitpunkt an erfolgen, in welchem der anfechtende Ehegatte er- 
fährt, dass der für tot erklärte Ehegatte noch lebt. Die An- 
fechtung ist ausgeschlossen, wenn der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte die Ehe bestätigt, nachdem er von dem Leben des 
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iür tot erklärten Ehegatten Kenntnis erlangt hat, oder wenn 
neue Ehe durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöst wordetf 
ist. (§ 1350.) 

Anmerknng: Dieser letztere Anfechtungsgrund kann grosse BedeatoQ|: 
erlangen für das Gewissensforum. Da nach § 1348 die neue Ehe bürge^ 
1 i ch nicht schon deshalb nichtig ist , weil der irrtümlicherweise für tot e^ 
kläi-te Ehemann noch lebt, dieselbe aber nach kanonischem Rechte gir 
keine Ehe ist, da ihr das impedimentum ligaminis entgegensteht, so ergiett 
sich für den katholischen Ehegatten der neuen Ehe die strenge Pflicht, die 
neue Ehe auf Grund des § 1350 anzufechten und auch bürgerlich deren 
lösung herbeizuführen. 

3. Die Anfechtungsklage kann nur von dem anfechtungs- 
berechtigten Ehegatten erhoben werden. Durch einen Vertreter 
kann sie nicht erfolgen. Ist der anfechtungsberechtigte Ehe- 
gatte in der Geschäftsfähigkeit beschränkt, so bedarf er nicht 
der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters. Der gesetzliche 
Vertreter kann nur mit Genehmigung des Vormundschafts- 
gerichtes die Ehe anfechten. 

Nur wenn der Ehegatte bei Abschliessung der Ehe in der Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt war und also deshalb (§ 1331) die Ehe angefochten 
werden soll, so ist dazu der gesetzliche Vertreter berechtigt (§ 1336 Abs. 2), 
solange die Geschäftsbeschränktheit des Ehegatten dauert. 

Auch in diesen Fällen (§ 1331) ist die Anfechtung ausgeschlossen, wenn 
der gesetzliche Vertreter die Ehe genehmigt, oder der anfechtungsberechiigte 
Ehegatte, nachdem er unbeschränkt geschäftsfähig geworden ist, die Ehe be* 
stätigt. Ist der gesetzliche Vertreter ein Vormund, so kann die Genehmigung, 
wenn sie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Ehegatten durch das Vor- 
mundschaftsgericbt ersetzt werden; das Vormundschaftsgericht hat die Ge- 
nehmigung zn ersetzen, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe im Interesse des 
Ehegatten liegt. (§ 1337.) 

Die Anfechtung der Ehe ist überhaupt ausgeschlossen, wenn 
der zur Anfechtung berechtigte Ehegatte nach Entdeckung des j 
Irrtums oder der Täuschung oder nach Aufhörung der Zwangs- 
lage oder nachdem er erfahren, dass der für tot erklärte Ehe- 
gatte noch lebt, die Ehe bestätigt. Diese Bestätigung, bezw. Ge- 
nehmigung braucht nicht ausdrücklich zu geschehen, es genügt 
stillschweigende Willenserklärung. 

Ferner ist die Anfechtung ausgeschlossen nach Auflösung 
der Ehe, es sei denn, dass die Auflösung durch den Tod des 
zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten herbeigeführt 
worden ist. (§ 1338.) 

4. Die Frist zur Geltendmachung der Anfechtungsklage be- 
trägt 6 Monate und beginnt 
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a) in den Fällen der Geschäftsbeschränktheit mit dem Zeit- 
punkte, in welchem die Eingehung oder die Bestätigung 
der Ehe dem gesetzlichen Vertreter bekannt wird oder 
der Ehegatte die unbeschränkte Geschäftsfähigkeit erlangt, 

b) in den Fällen des Irrtums oder der Täuschung mit dem 
Zeitpunkte, in welchem der Ehegatte den Irrtum oder 
die Täuschung entdeckt, 

c) im Falle des Zwanges mit dem Zeitpunkte, in welchem 
die Zwangslage aufhört, 

d) im Falle der Wiederverheiratung mit dem Zeitpunkte, 
in welchem der anfechtende Ehegatte erfährt, dass der 
für tot erklärte Ehegatte noch lebt. 

Mit dem Ablaufe der sechßmoDatlichen Frist ist die Geltendmachung des 
Anfechtungsgrundes ausgeschlossen. Als einzige Ausnahme gilt die Ver- 
hinderung durch Stillstand der Rechtspflege, durch höhere Gewalt oder Ver- 
tretungsmangel (§ 213, 216). Hat der gesetzliche Vertreter eines geschäfts- 
unfähigen Ehemannes die Ehe nicht rechtzeitig angefochten, so kann nach 
dem Wegfalle der Geschäftsunfähigkeit der Ehegatte selbst die Ehe in gleicher 
Weise anfechten, wie wenn er ohne gesetzlichen Vertreter gewesen wäre. 

5. Die Anfechtung der Ehe hat zur Folge, dass die anfecht- 
bare Ehe als von Anfang an für nichtig angesehen wird. Die 
Nichtigkeit einer anfechtbaren Ehe, die im Wege der Klage an- 
gefochten worden ist, kann, solange nicht die Ehe für nichtig 
erklärt oder aufgelöst worden ist, nicht anderweitig geltend ge- 
macht werden (§ 1343). 

Erst der durch die Anfechtungsklage anhängig gewordene Rechtsstreit 
hringt die Entscheidung darüber, ob die so angefochtene Ehe in Wirklichkeit 
anfechtbar im Sinne des Gesetzes ist. Erweist sich die Anfechtungsklage 
als begründet, und wird also daraufhin die Ehe durch Urteil für nichtig er- 
klärt, so ist mit der Rechtskraft des Urteils festgestellt, dass die angefochtene 
Ehe anfechtbar ist, also der nichtigen gleichsteht. Sie ist dann so anzu- 
sehen, als ob sie von Anfang an nichtig gewesen wäre. (cf. Erler, Ehe- 
scheidungsrecht pag. 61.) 

Bezüglich der allenfalls vorhandenen Kinder hat die An- 
fechtung der Ehe dieselben Wirkungen, wie die Nichtigkeits- 
klage, cf. oben § 75 n. 5 pag. 334. 

§ 78. 

Die Scheidungsklage und die Klage auf Aufhebung der ehelichen 

Gemeinschaft. 

I. 1. Während die Nichtigkeits- und Anfechtungsklage immer 
entweder ein trennendes oder verbietendes Ehehindernis voraus- 
setzen, das der Eingehung der Ehe im Wege stand, kann die 
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Scheidungsklage nur wegen schweren'Verschuldeng 
des einen Ehegatten erhoben werden. 

Im Gegensatze zum kanonischen Rechte , das das Band einer gültig ge- 
schlossenen konsummierten Ehe schlechthin für unauflösbar erklärt, und auch 
eine separatio quoad thorum et mensam nur aus gewichtigeren Gründen zo- 
lässt, ist nach dem Civilrechte jede Ehe vom Bande lösbar und den so ge« 
schiedenen Ehegatten eine Wiederverehelichung gestattet. 

Eine Scheidung der Ehe aus blosser Willkür ist auch nach dem B.G.6. 
ausgeschlossen; dass die Ehe nicht auf einseitiges, willkürliches Verlangen 
geschieden werden darf, ergiebt sich schon aus ihrer Natur, als eines Rechts- 
verhältnisses. Aber auch auf Grund gegenseitiger Einwilligung ist eine 
Scheidung nicht zulässig. Aus demselben Grunde kann weder einseitige, 
noch beiderseitige unüberwindliche Abneigung zur Scheidung 
führen. Grundsätzlich ausgeschlossen ist auch die Scheidung wegen körper- 
licher Gebrechen, jedoch zugelassen wegen Geisteskrankheit 
Religionswechsel bildet ebenfalls keinen Scheidungsgrund, (cf. Erler, Ehe- 
scheidungsrecht pag. 86.) 

2. Die Gründe, aus denen das B.G.B. die Klage auf Scheidung 
der Ehe zulässt, sind im einzelnen folgende: 

a) Ehebruch. (§ 1565. Abs. 1.) 

Die Yornahme unzüchtiger Handlungen ohne hinzukommende copula 
camalis ist nicht Ehebruch im Sinne des § 1565. Der Ehebruch besteht in 
der Vollziehung des Beischlafes eines Ehegatten mit einer anderen Person, als 
hrem Ehegatten. Nach R.G.E. d. d. 24. Sept. 1896 gehört zum vollendeten 
Ehebruch nicht bloss die äussere gegenseitige Berührung der Geschlechtsteile, 
sondern es muss mindestens der Anfang des Eindringens des männlichen 
Gliedes in den weiblichen Geschlechtsteil gemacht sein. (Bd. 38 n. 47 p. 181.) 
Es genügt jedoch die Vereinigung der Geschlechtsteile. Effusio und immissio 
seminis ist nicht erforderlich (R.G.E. d. d. 17. März 1881 Bd. 9 pag. 189, 190 
n. 47.) 

Das B.G.B. erkennt nur den wirklichen Thatbestand des Ehebrachs 
als Scheidungsgrund an; der blosse, wenn auch noch so dringende Verdacht, 
dass die eheliche Treue verletzt worden sei, genügt nicht. R.G.E. d. d. 8. Ok, 
tober 1886 (Bd. 14 pag. 355 in Staff.). Auch der versuchte Ehebruch bildet 
keinen Scheidungsgrund. Ausserdem muss der Ehebruch dem beklagten Gatten 
als Schuld angerechnet werden können. War die freie Willensbestimmang 
ausgeschlossen, also z. B. bei Zwang (Notzucht), Bewusstlosigkeit (z. B. in* 
folge hochgradiger Trunkenheit, R.G.E. d. d. 18. September 1886), Geistes- 
krankheit, so liegt kein Ehescheidungsgrund vor. 

Der Ehebruch wird, wenn wegen desselben die Ehe geschieden ist, an 
dem schuldigen Ehegatten, sowie dessen Mitschuldigen mit Gefängnis bis zu 
6 Monaten bestraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag -ein. (R.Str.6.B. 
§ 172) 

Der Thatbestand des Ehebruches kann nur dann angenommen und mit 
Strafe belegt werden, wenn die Verletzung der ehelichen Treue durch Voll- 
ziehung des Beischlafes nachgewiesen ist. (R.G.E. d. d. 8. Oktober 1886). 
Der strafrechtliche Begriff des Ehebruches ist erfüllt, wenn eine verheiratete 
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*erson mit eiper anderen Person als ihren Ehegatten den Beischhif vollzieht. 
R.G.E. d. d. 21. Juni 1889.) 

Bern wirklichen Ehehmche wird als Scheidaagsgrond gleichgeachtet 
lacb § 1565 Ahs. 1): 

a) Doppelehe. 
Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere 
Ihegatte sich des Ehebruchs oder einer nach §§ 171, 17ö des 
trafgesetzbuches strafbaren Handlung schuldig macht. 

§ 171 des R.St.G.6.: ,Eia Ehegatte, welcher eine neue Ehe eingeht. 
!Vor seine Ehe aufgelöst oder fflr nichtig erklSrt worden isi, ingleichen einer 
iverheirateten Person, welche mit einem Ehegatten, wissend, dass er ver- 
liratet ist, eine Ehe eingeht, wird mit Zuchthaus his zu 5 Jahren bestraft, 
nd mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs 
onaten ein. Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt mit dem Tage, an 
ilchem eine der beiden Ehen aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist." 

Die Doppelehe bildet also einen Nichtigkeitsgrund für die neue Ehe (cf. 
75 c pag. 333) und einen Scheidungsgrund für die alte Ehe. Letzterer ist 
bon dann vorhanden, wenn die neue Ehe überhaupt geschlossen ist. die 
msummierung derselben ist nicht notwendig; sie würde vielmehr für die 
:e Ehe auch noch den Scheidangsgrund des Ehebruches herbeiführen. 

ß) widernatürliche Unzucht. 

§ 175 des R.St.G.B. : „Die widernatürliche Unzucht, welche zwischen 
rsonen des männlichen Geschlechtes oder von Menschen mit Tieren begangen 
rd, ist mit Gefängnis zu bestrafen ; auch kann auf Verlust der bürgerlichen 
irenrechte erkannt werden.* Auch hier muss der Thatbestand der wider- 
türlichen Unzucht nachgewiesen sein, die blosse Vermutung, oder auch der 
wiesene Versuch bilden noch keinen Scheidungsgrund. (R.G.E. d. d. 13. Dez. 
dl.) 

Das Recht des Ehegatten, auf Scheidung zu klagen, ist aus- 
schlössen, wenn er dem Ehebruch oder der strafbaren Hand- 
ng zugestimmt oder sich der Teilnahme schuldig gemacht 
lt. (§ 1565. Abs. 2.) 

Diese Zustimmung kann vor oder nach der Begehung der unsittlichen 
indlung erfolgen und bedarf keiner besonderen Form. Die im Scheidungs- 
ifahren nicht, oder doch nicht mit Erfolg geltend gemachte Zustimmung 
nn im Strafverfahren nicht berücksichtigt werden. Sie bildet keinen die 
rafbarkeit des Ehebruches oder das Strafantragsrecht des gekränkten Ehe- 
fcten ausschliessenden Grund. Dasselbe gilt auch von der Verzeihung (R.G.E. 
d. 7. Juni 1886). Der Einwand, dass der beleidigte Ehegatte den begangenen 
lebruch verziehen habe, ist nicht geeignet, die Strafbarkeit desselben auszu- 
aliessen (R.G.E. d. d. 21. Juni 1889). Die Annahme, dass wegen der Ver- 
hung das ehebrecherische Leben straflos sei, schützt nicht vor Strafe (R.G.E. 
d. 10. Oktober 1893). 

Die Zustimmung, die nachfolgende Verzeihung oder die Teilnahme an den 
sittlichen Handlungen von Seiten des anderen Ehegatten schliessen also für 
>sen das Recht auf Scheidung aus; dagegen bildet es keinen Ausschliessungs- 
ind, wenn beide Ehegatten sich des Ehebruches schuldig gemacht hi^^en. 
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Die Kompensation des kanonischen Rechts kennt das 6. G.B. nicht 

b) Lebensnachstellung (§ 1566). 
Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere 

Ehegatte ihm nach dem Leben trachtet. 

Es genügt, wenn die verhrecherische Absicht des anderen Ehegatten 
nachgewiesen werden kann ; das Gesetz verlangt nicht, dass auch ein Versuch 
zur Ausführung des Verbrechens gemacht worde. Lebensgefährliche Misshand 
langen fallen indes nicht unter § 1566. 

c) Bösliche Verlassung (1566). 

Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere 
Ehegatte ihn böslich verlassen hat. Bösliche Verlassung liegt 
nur vor: 

a) wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Herstellung der 
häuslichen Gemeinschaft rechtskräftig verurteilt worden 
ist, ein Jahr lang gegen den Willen des anderen Ehe- 
gatten in böslicher Absicht dem Urteile nicht Folge 
geleistet hat. 

Dieser Scheidungsgrund kann nur geltend gemacht werden, wenn auf 
Grund der Verletzung der Verpflichtung zur ehelichen Lehensgemeinschaffc nach 
§ 1353 (cf. § 64, 4 pag. 298) ein Rechtsstreit geführt worden ist, der mit der 
Verurteilung des beklagten Ehegatten zur Wiederherstellung der ehelichen Ge- 
meinschaft geendet hat. Die bösliche Verlassung setzt immer räumliche 
Trennung voraus, es braucht jedoch nicht eine Entfernung in einen anderen 
Wohnort vorzuliegen. Die Trennung muss sodann aus freiem Willen des 
beklagten Ehegatten erfolgt sein und muss die Wiederherstellung der ehelichen 
Gemeinschaft in seiner Macht liegen. Trennung wegen Kriegsgefangenschaft, 
Straf haft, Erfüllung der Wehrpflicht, anhaltender Krankheit oder sonstiger 
Verhinderung bilden keinen Scheidungsgrund. Ebenso schliesst beider- 
seitiges Einverständnis zur Trennung die Klagestellung aus. 

Die Trennung, bezw. bösliche Verlassung muss den Charakter einer 
widerrechtlichen Handlung an sich tragen. 

Reisen, die der eine Ehegatte in Ausübung seines Berufes oder zur 
Wiederherstellung seiner Gesundheit macht, sind daher keine bösliche Ver- 
lassung. 

Giebt ein Ehegatte dem anderen rechtmässige Ursache zur Trennung, 
so ist diese nicht widerrechtlich. Körperliche Misshandlung bildet eine solche 
Ursache. Doch gehört zur Begründung der Klage ausser der Darlegung der 
böslichen Verlassung selbst nicht auch noch die Negative, dass der Verlassene 
sich vorher oder nachher nichts Erhebliches gegen den Verlasser habe zu 
Schulden kommen lassen. Dies hat vielmehr der Verlasser einzuwenden und 
zu beweisen (R.G.E. d. d. 19. April 1894 Bd. 33 n. 37 pag. 171). Bösliche 
Absicht der Ehefrau liegt nicht vor, wenn der Ehemann in seiner Wohnung 
eine Konkubine hält und die Ehefrau sich weigert, in die Wohnung ihres Ehe- 
mannes zurückzukehren, solange die Konkubine in der Wohnung des Mannes 
sei. (R.G.E. d. d. 8. Dezember 1887 und 12. JuH 1897 Bd. 20 n. 47 pag. 208 
bis 210.) 
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Ist also ein Ehegatte zur Herstellung der ehelichen Gemeinschaft ver- 
urteilt worden und er weigert sich ein Jahr lang, dem Urteile Folge zu leisten, 
so bildet diese Weigerung gegen d«n Willen des anderen Ehegatten jetzt einen 
Grund zur Scheidungsklage. 

ß) wenn ein Ehegatte sich ein Jahr lang gegen den 

Willen des anderen Ehegatten in bösHcher Absieht 

von der häuslichen Gemeinschaft fern gehalten hat 

und die Voraussetzungen für die öffentliche Zustellung 

seit Jahresfrist gegen ihn bestanden haben. 

Die Scheidung ist jedoch in diesem Falle unzulässig, wenn 

die Voraussetzungen für die öffentliche Zustellung am Schlüsse 

der mündlichen Verhandlung, auf die das Urteil ergeht, nicht 

mehr bestehen. 

Darin sind die Fälle der eigentlichen höswilligen Verlassung getroffen. 
Bier braucht kein urteil vorauszugehen, es genügt hier, dass der Aufent- 
halt des heklagten Ehemannes seit einem Jahre unbekannt ist 
oder dass eine Zustellung an ihn, wenn er im Auslande sich 
aafhält, unausführbar ist oder keinen Erfolg verspricht. 
(Yoraussetzungen für die öffentliche Zustellung nach § 203 der Civilprozess- 
ordoung.) Diese Voraussetzungen müssen auch noch während des Scheidungs- 
verfahrens fortbestehen. 

d) Schwere Pflichtverletzung, ehrloses und unsittliches Ver- 
halten (§ 1568). 
„Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere 
Ehegatte durch schwere Verletzung der durch die Ehe be- 
gründeten Pflichten oder durch ehrloses oder unsittliches Ver- 
halten eine so tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältnisses ver- 
schuldet hat, dass dem Ehegatten die Fortsetzung der Ehe nicht 
zugemutet werden kann. Als schwere Verletzung der Pflichten 
gilt auch grobe Misshandlung." 

Während die bisherigen Scheidungsgründe unbedingt waren, werden 
in § 1568 nur bedingte oder relative aufgeführt, die nur dann zur Ehe- 
scheidung hinreichend sind, wenn die darin gegebene Pflichtverletzung wirklich 
das eheliche Verhältnis zerrüttet hat, so dass dem anderen Ehegatten die 
Fortsetzung der ehelichen Gemeinschaft nicht mehr zugemutet werden kann. 
Die Beurteilung dieser Frage liegt im Ermessen des Richters. 

Das Gesetz führt nur einen einzigen Fall hier auf: 

a) Grobe Misshandlung; ausserdem dürfte hieher gehören: 
ß) Gefährliche Drohungen, Ehrenkränkungen, falsche A nschuldigungen, 
Unverträglichkeit und Zanksucht des einen Teiles, welche sich in 
vorsätzlichen, das Leben oder die Gesundheit des anderen Teiles 
gefährdenden Handlungen äussern, 
y) absichtliche Entziehung des Unterhaltes und hartnäckige Ver- 
weigerung der ehelichen Pflicht, 
6) Verletzung der Pflicht der ehelichen Lebensgemeinschaft, 
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e) Versuch des Ebebrucbes oder anderer die eheliche Treue ver- 
letzenden Handlungen, oder sonst unsittliche Handlungen, 

^) LebensD achstell ung auf nahe Verwandte des anderen Ehegatten, 

ij) Schuldbare Verweigerung der vorher zugesagten kirchlichen 
Trauung, 

S) Ergreifung eines schimpflichen Gewerbes, 

i) Unverbesserliche Trunksucht, 

k) Die Begehung eines entehrenden Vergehens oder Verbrechens and 
daraufhin erfolgte Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe. 

Massgebend für letzteren Punkt sind die Schwere des Verbrechens oder 
Vergehens an sich, die Höhe der erkannten Strafe, die damit verbundenen 
Ehrenfolgen, die Bildungsstufe und die sonstigen persönlichen Verhältuisse der 
Ehegatten, sowie deren Vorleben. (R.G.E. d. d. 19. Juni 1883 Bd. 9 n. 47 
pag. 191 ff.). Eine Verurteilung zu zweijähriger Zuchthausstrafe mit Aber- 
kennung der bürgerlichen Ehrenrechte wegen versuchten Verbrechens gegen 
die Sittlichkeit (§ 176 des R.St.G.B.) bildet einen Ehescheidungsgrund (R.G.E. 
Bd. 13 n. 46 pag. 196). 

Ist die Scheidungsklage auf Grund des § 1568 gestellt, er- 
scheint aber die Aussöhnung der Parteien nicht ausgeschlossen, 
so ist die Aussetzung des Verfahrens von Amts wegen anzu- 
ordnen (Civilprozessordnung § 620). 

e) Geisteskrankheit (§ 1569). 

„Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere 
Ehegatte in Geisteskrankheit verfallen ist, die Krankheit während 
der Ehe mindestens 3 Jahre gedauert hat und einen solchen 
Grad erreicht hat, dass die geistige Gemeinschaft zwischen den 
Ehegatten aufgehoben, auch jede Aussicht auf Wiederherstellung 
dieser Gemeinschaft ausgeschlossen ist." 

Dieser Ehescheidungsgrund ist der einzige, bei welchem nicht ein Ver- 
schulden des anderen Ehegatten vorliegen muss; denn es ist an sich gleich- 
gültig, ob die Geisteszerrüttung durch eigene Schuld herbeigeführt wurde oder 
nicht. 

Wegen Geisteskrankheit und Geistesschwäche kann die Entmündigung 
des Kranken herbeigeführt werden. Zur Begründung der auf Geisteskrankheit 
gestützten Ehescheidungsklage ist jedoch die vorgängige Feststellung des 
Grades der Geisteskrankheit im Wege des Entmündigungsverfahrens nicht er- 
forderlich. (R.G.E. d. d. 10. März 1892 Bd. 30 n. 55 pag. 184). Jedoch kann 
der Richter nicht auf Scheidung wegen Geisteskrankheit erkennen, bevor das 
Gericht einen oder mehrere Sachverständige über den Geisteszustand des Be- 
klagten gehört hat. (Civilprozessordnung § 623.) Die Geisteskrankheit muss 
drei Jahre seit Bestehen derEhe gedauert haben, die der Eheschliessnng 
vorausgegangene Geisteskrankheit kommt nicht in Betracht. Zu beachten ist 
hier noch, dass das Gesetz verlangt, dass jede Aussicht auf Wieder- 
herstellung der geistigen Gemeinschaft ausgeschlossen sei, nicht 
aber jede Aussicht auf Heilung. Wenn auch eine vollständige Heilung 
nie eintreten wird, wenn aber der Kranke soweit hergestellt werden kann, 
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dass eine geistige Gemeinscbaffc zwischen den Ehegatten möglich wird, so 
bildet Greisteskrankheit keinen Scheidongsgrund. 

3. Berechtigt zur Scheidungsklage ist nur der unschuldige 
Ehegatte. Das Recht auf Scheidung erlischt durch Verzeihung 
(§ 1570). 

Die Verzeihung kann von der Bedingung der Besserung abhängig gemacht 
vrerden. Erfolgt diese nicht, so kann zwar die Verzeihung, bezw. deren 
Rechtswirkung, nicht rückgängig gemacht werden, allein es können Thatsachen, 
die verziehen sind, auf die also eine Scheidungsklage nicht mehr gegründet 
werden kann, zur Unterstützung einer auf andere Thatsachen gegründeten 
Scheidungsklage geltend gemacht werden. (§ 1753.) 

4. Die Frist zur Erhebung der Scheidungsklage beträgt 
sechs Monate von dem Zeitpunkte an gerechnet, in dem der 
Ehegatte von dem Scheidungsgrunde Kenntnis erlangt. Die 
Hage ist ausgeschlossen, wenn seit dem Eintritte des Scheidungs- 
grundes 10 Jahre verstrichen sind. 

Die Frist läuft nicht, solange die häusliche Gemeinschaft der Ehegatten 
aufgehoben ist. Wird der zur Klage berechtigte Ehegatte von dem anderen 
Ehegatten aufgefordert, entweder die häusliche Gemeinschaft herzustellen, 
oder die Klage zu erheben, so läuft die Frist von dem Empfange der Auf- 
forderung an. Der Erhebung der Klage steht die Ladung zum Sühnetermine 
gleich. Die Ladung verliert ihre Wirkung, wenn der zur Klage berechtigte 
Ehegatte im Sühnetermine nicht erscheint, oder wenn 3 Monate nach der Be- 
endigung des Sühneverfabrens verstrichen sind und nicht vorher die Klage 
erhoben worden ist. (§ 1571.) 

Die Frist muss zusammenhängend verlaufen. Es ist nicht zulässig, die 
Zeiträume zwischen den einzelnen Unterbrechungen zusammenzurechnen. Hat 
also eine Wiedervereinigung der getrennt lebenden Ehegatten stattgefunden, 
so beginnt eine neue Frist. Ei*st wenn seit der letzten Unterbrechung der 
volle Zeitraum der Frist verlaufen ist, erlischt das Scheidungsrecht, (cf. Erler, 
Ehescheidungsrecht pag. 128.) Die 10jährige Ausschlussfrist dagegen läuft 
vom Eintritte des Scheidungsgrundes, unabhängig davon, ob der klageberechtigte 
Ehegatte Kenntnis von dem Scheidegrunde hatte oder nicht. 

Ein Scheidungsgrund kann, auch wenn die für seine Geltendmachung in 
§ 1751 bestimmte Frist (von 6, bezw. 3 Monaten oder 10 Jahren) verstrichen 
ist, im Laufe des Rechtsstreites geltend gemacht werden, sofern die Frist zur 
Zeit der Erhebung der Klage noch nicht verstrichen war. (§ 1572.) 

5. Die .Ehescheidung hat vor allem die Wirkung, 

a) dass das Band der Ehe vollständig und für immer 
gelöst wird. Die geschiedenen Eheleute dürfen sich 
anderweitig wieder verheiraten. 

Bezüglich der übrigen Wirkungen kommt es darauf an, ob die Schuld 
an der Ehescheidung einen Ehegatten allein oder beide trifft. Daher ist in 
dem Scheidnngsurteile auszusprechen, dass der Beklagte die Schuld an der 
Scheidung trägt. Hat der Beklagte Widerklage erhoben und wird auch diese 
für begründet erkannt, so sind beide £lhegatten für schuldig zu erklären. 
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Ohne Erhehung einer Widerklage ist auf Antrag des Beklagten auch der 
Kläger für schuldig zu erklären, wenn Thatsachen vorliegen, wegen deren da 
Beklagte auf Scheidung klagen könnte, oder falls sein Recht auf Scheidimg 
durch Verzeihung oder durch Zeitahlauf ausgeschlossen ist, zur Zeit des Ein- 
trittes des von dem Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes herechtigt 
war, auf Scheidung zu klagen. (§ 1574.) 

ß) Die geschiedene Frau behält den Familiennamen des 
Mannes. Sie kann aber auch ihren FamiUennamen 
wieder annehmen. War sie vor der Eingehung der 
geschiedenen Ehe verheiratet, so kann sie auch den 
Namen wieder annehmen, den sie zur Zeit der Ein- 
gehung dieser Ehe hatte, es sei denn, dass sie allein 
für schuldig erklärt ist. 

Die Wiederannahme des Namens erfolgt durch Erklärung gegenüber der 
zuständigen Behörde; diese Erklärung ist in öffentlich beglaubigter Form ab- 
zugeben. Ist die Frau allein für schuldig erkläi-t, so kann der Mann ihr die 
Führung seines Namens untersagen. Die Untersagung erfolgt durch Erklänmg 
gegenüber der zuständigen Behörde ; die Erklärung ist in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. Die Behörde soll der Frau die Erklärung mitteilen. Mit 
dem Verluste des Namens des Mannes erhält die Frau ihren Familiennamen 
wieder. (§ 1577.) 

y) Bezüglich der Unterhaltungspflicht geschiedener Ehe- 
gatten gilt: Unterhaltsberechtigt ist nur der un- 
schuldige Ehegatte, unterhaltspflichtig nur der 
allein für schuldig erklärte Ehegatte. Sind beide Ehe- 
gatten für schuldig erklärt, so findet ein Unterhalts- 
anspruch nicht statt. Im Falle der Scheidung wegen 
Geisteskrankheit wird der geisteskranke Ehegatte in 
Beziehung auf die Unterhaltsberechtigung dem un- 
schuldigen Ehegatten gleichgeachtet. (§ 1583.) 

Der allein für schuldig erklärte Mann hat der geschiedenen Frau den 
standesgemässen Unterhalt insoweit zu gewähren, als sie ihn nicht aus den 
Einkünften ihres Vermögens und, soferne nach den Verhältnissen, in denen 
die Ehegatten gelebt haben, Erwerb der Frau durch Arbeit üblich ist, aus dem 
Ertrag ihrer Arbeit bestreiten kann. 

Die allein für schuldig erklärte Frau hat dem geschiedenen Manne den 
standesgemässen Unterhalt insoweit zu gewähren, als er ausser stände ist, 
sich selbst zu unterhalten. (§ 1578.) 

Soweit der allein für schuldig erklärte Ehegatte bei Berücksichtigung 
seiner sonstigen Verpflichtungen ausser stände ist, ohne Gefährdung seines 
standesgemässen Unterhalts dem anderen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, 
ist er berechtigt, von den zu seinem Unterhalte verfügbaren Einkünften zwei 
Drittteile oder, wenn diese zu seinem notdürftigen Unterhalte nicht ausreichen, 
soviel zurückzubehalten, als zu dessen Bestreitung erforderlich ist. Hat er 
einem minderjährigen unverheirateten Kinde oder in Folge seiner Wiederver- 
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Wer bei Eingehung einer Ehe dem anderen Teile ein gesetzliches Ehe- 
idemis arglistig verschweigt, oder den anderen Teil zur Eheschliessung arg- 
big mittels einer solchen Täuschung verleitet, welche den Getäuschten be- 
;btigt, die Gültigkeit der Ehe anzufechten, wird, wenn aus einem dieser 
ünde die Ehe aufgelöst worden ist, mit Gefängnis nicht unter drei Monaten 
straft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des getäuschten Teiles ein. 
eich 88 traf gesetzbuch § 170 ) 

d) wegen Drohung nach § 1335. 

Auch hier muss die Drohung im ursächlichen Zusammenhange mit der 
ingefanng der Ehe stehen. Worin die Drohung besteht, ist an sich gleich- 
iltig. Sie kann in der Androhung von Gewalt oder eines Verbrechens, oder 
nes 8on8tigen Übels bestehen, sie kann durch Worte oder Geberden bewirkt 
erden. Wesentlich ist nur, dass ein Übel in Aussicht gestellt wird, das ge- 
gnet ist, die freie Willensbestimmung des Bedrohten in Bezug auf seinen 
ntschluss, die Ehe einzugehen, ganz oder teilweise auszuschliessen. Die 
rohung muss indes widerrechtlich sein Die Drohung braucht nicht von 
äoi anderen Ehegatten ausgegangen sein, sondern sie kann auch durch einen 
ritten erfolgt sein. 

Wer eine Frauensperson wider ihren Willen durch List, Drohung oder 
ewalt entführt, um sie zur Unzucht zu bringen, wird mit Zuchthaus bis zu 
ehn Jahren und, wenn die Entführung begangen wurde, um die Entführte 
ur Ehe zu bringen, mit Gefängnis bestraft. Die Verfolgung tritt nur auf 
Lutrag ein. (Reichsstrafgesetzbuch § 236.) Hat der Entführer die Entführte 
eheiratet, so findet die Verfolgung nur statt, nachdem die Ehe für ungültig 
rklärt worden ist. (Reichsstrafgesetzbuch § 238.) 

e) wenn bei Wiederverheiratung im Falle der Todes- 
erklärung der frühere Ehegatte in Wirklichkeit noch 
lebt, nach § 1350. 

Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für tot erklärt worden 
st, eine neue Ehe ein, so ist die neue Ehe nicht deshalb nichtig, weil der für 
ot erklärte Ehemann noch lebt, es sei denn, dass beide Ehegatten bei der 
^heschliessung wissen, dass er die Todeserklärung überlebt hat. Mit der 
Schliessung der neuen Ehe wird die frühere Ehe aufgelöst. Sie bleibt auch 
ann aufgelöst, wenn die Todeserklärung infolge einer Anfechtungsklage auf- 
ehoben wird (§ 1348 d. B.G.B.). Die Auflösung tritt dann nicht ein, wenn 
ie Eheleute bei der Eheschliessnng wissen, dass der für tot erklärte Ehegatte 
ie Todeserklärung überlebt hat, oder wenn die neue Ehe aus einem anderen 
rronde, sei es Anfechtungs- oder Nichtigkeitsgrunde, nichtig ist. 

Jeder Ehegatte der neuen Ehe kann, wenn der für tot er- 
:lärte Ehegatte noch lebt, die neue Ehe anfechten, es sei denn, 
lass er bei der Eheschliessung von dessen Leben Kenntnis 
latte. Die Anfechtung kann nur binnen 6 Monaten von dem 
Seitpunkt an erfolgen, in welchem der anfechtende Ehegatte er- 
fährt, dass der für tot erklärte Ehegatte noch lebt. Die An- 
echtung ist ausgeschlossen, wenn der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte die Ehe bestätigt, nachdem er von dem Leben des 
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Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten, sowie das Recht auf dn 
Voraus ist ausgeschlossen, wenn der Erblasser zur Zeit seines Todes «rf 
Scheidung wegen Verschuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt war od! 
die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaffc er- 
hoben haite. (§ 1933.) 

Q Sind die Ehegatten geschieden und ist einer von ihnen 
allein für schuldig erklärt, so kann der andere ver- 
langen, dass jedem von ihnen der Wert desjenigen 
zurückerstattet wird, was er in die Gütergemeinschaft 
eingebracht hat ; reicht der Wert des Gesamtgutes zur 
Rückerstattung nicht aus, so hat jeder Ehegatte die 
Hälfte des Fehlbetrages zu tragen. 

Als eingebracht ist anzusehen, was eingebrachtes Gut gewesen sein 
würde, wenn Errungenschaftsgemeinschaft bestanden hätte. Der Wert des 
Eingebrachten bestimmt sich nach der Zeit der Einbringung. 

Das im Vorausgehenden bestimmte Recht steht auch dem Ehegatten zu, 
dessen Ehe wegen seiner Geisteskrankheit geschieden worden ist. (§ 1478.) 

rj) Ist die Ehe aus einem der in den §§ 1565 — 1568 be- 
stimmten Gründen geschieden, so steht, solange die 
geschiedenen Ehegatten leben, die Sorge für die 
Person des Kindes, wenn ein Ehegatte allein für 
schuldig erklärt ist, dem anderen Ehegatten zu; sind 
beide Ehegatten für schuldig erklärt, so steht die. 
Sorge für einen Sohn unter sechs Jahren oder für 
eine Tochter der Mutter, für einen Sohn, der über 
sechs Jahre alt ist, dem Vater zu. Das Vormundschafts- 
gericht kann eine abweichende Anordnung treffen, wenn 
eine solche aus besonderen Gründen im Interesse des 
Kindes geboten ist ; es kann die Anordnung aufheben, 
wenn sie nicht mehr erforderlich ist. Das Recht des 
Vaters zur Vertretung des Kindes bleibt unberührt. 
(§ 1635.) 

Die Sorge für die Person des Kindes umfasst das Recht und die Pflicht, 
das Kind zu erziehen, zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen. 
Diese Sorge ist nicht zu vei*wechseln mit der Pflicht, dem Kinde den Unter- 
halt zu gewähren. 

Der Ehegatte, dem nach § 1635 die Sorge für die Person des Kindes 
nicht zusteht, behält die Befugnis, mit dem Kinde persönlich zu verkehren. 
Das Vormundschaftsgericht kann den Verkehr näher regeln. (§ 1636) Aach 
der schuldige Teil mu£s das Recht haben, sich durch eigene Wahrnebmmig 
von dem geistigen und leiblichen Wohle der Kinder in angemessenen Zwischen- 
räumen zu überzeugen und durch den persönlichen Verkehr einer völligen 
Entfremdung vorzubeugen. (R.G.E. d. d. 19. November 1897.) 
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Hat der Mann einem gemeinschaftlichen Kinde Unterhalt 
gewähren, so ist die Frau verpflichtet, ihm aus den Ein- 
mften ihres Vermögens und dem Ertrage ihrer Arbeit oder 
nes von ihr selbständig betriebenen Erwerbsgeschäftes einen 
gemessenen Beitrag zu den Kosten des Unterhalts zu leisten, 
weit nicht diese durch die dem Manne an dem Vermögen des 
indes zustehende Nutzniessung gedeckt werden. Der Anspruch 
s Mannes ist nicht übertragbar. Steht der. Frau die Sorge 
r die Person des Kindes zu und ist eine erhebliche Gefährdung 
s Unterhalts des Kindes zu besorgen, so kann die Frau den 
)itrag zur eigenen Verwendung für den Unterhalt des Kindes 
rückbehalten. (§ 1585.) 

II. 1. Der Ehegatte, der auf Scheidung zu klagen berechtigt 
, kann statt auf Scheidung, auf Aufhebung der ehe- 
3hen Gemeinschaft klagen. Beantragt der andere Ehe- 
tte, dass die Ehe, falls die Klage begründet ist, geschieden 
rd, so ist auf Scheidung zu erkennen. (§ 1575.) 

Die Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft entspricht der separatio a 
»ro et mensa des kanonischen Rechts. 

2. Berechtigt zur Klagestellung ist auch hier nur der ge- 
änkte Ehegatte. Ist der Scheidungsgrund verziehen oder 
3 Berechtigung zur Geltendmachung derselben im Scheidungs- 
rfahren erloschen, so kann dadurch auch nicht mehr die Klage 
f Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft begründet werden. 

Ist indes auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft er- 
nnt, so kann jeder der Ehegatten auf Grund des Urteils die 
heidung beantragen, es sei denn, dass nach der Erlassung 
!S Urteils die eheliche Gemeinschaft wiederhergestellt worden 
. (§ 1576.) 

3. Wird die eheliche Gemeinschaft aufgehoben, so treten 
e mit der Scheidung verbundenen Wirkungen ein; die Ein- 
übung einer neuen Ehe ist jedoch ausgeschlossen, 
ie Vorschriften über Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe 
iden Anwendung, wie wenn das Urteil nicht ergangen wäre. 

1586) 

Da die Ehe dem Bande nach fortbestehen bleibt, so bleiben auch die 
lichten der Eheleute fortbestehen. Solange die Scheidung nicht rechtskräftig 
sgesprochen ist, ist auch eine böslich verlassene Ehefrau die eheliche Treue 
halten verpflichtet. (R.G.E. d. d. 18. Februar 1895 Bd. 35 pag. 132.) 

III. Wird die eheliche Gemeinschaft nach der Aufhebung 
iederhergestellt, so fallen die mit der Aufhebung verbundenen 
'irkungen weg und tritt Gütertrennung ein. (§ 1587.) 



350 Die Klage auf HerstelluDg des ehelichen Lebens. 

Die Wiederherstellung der ehelichen Gemeinschaft erfolgt formlos di 
einfache faktische Wiedervereinigung. Der Standesbeamte hat für diesen 
einen Vermerk am Rande im Heiratsregister anzubringen. (R.Ges. 
5. Februar 1875 § 55 Abs. 2 in der Fassung des E.G. z. B. G. B. Art. 46. 



§ 79. 
Die Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens. 

1. Die Scheidungsklage, sowie die Klage auf AufhebuDg d€ 
ehelichen Gemeinschaft stützen sich auf eine schwere Pflicl 
Verletzung des einen Ehegatten. Handelt es sich um eine Pflicht 
Verletzung des einen Ehegatten nach § 1353 ff. (cf. § 64, 4 pag. 
bis 304), so hat der verletzte Ehegatte ein Recht auf Erfiüli 
dieser Pflichten zu klagen. Diese Klage führt, soweit Verpflic 
tungen aus persönlichen Beziehungen und Verhältnissen de 
Ehegatten in Frage kommen den Namen „Klage auf Herstellunj 
des eheüchen Lebens.*' 

2. Diese Klage geht meist der Scheidungsklage voraus, 
bösKcher Verlassung nach § 1567 Abs. 2 Ziff. 1 (cf. § 77 bildet] 
das darin ergangene Urteil die notwendige Voraussetzung für die' 
Scheidungsklage. 

Das Klagepetitum hat zu spezialisieren, welche Pflichten der klägeriscba 
Ehegatte erfüllt haben will, z. B. Leistung von Arbeiten im Hauswesen darch 
die Frau, Namensftihrung durch die Beklagte etc. etc. Wegen Verletzung der 
Pflicht des § 1360 (Unterhaltspflicht cf. § 64 pag. 303) kann die Klage aaf 
Herstellung des ehelichen Lebens nicht erhoben werden. 

3. Zur Klagestellung ist nur der verletzte Ehegatte berechtigt. 

4. Einer Verjährung unterliegt die Klage auf Herstellung 
des ehelichen Lebens nicht. (§ 194 Abs. 2 d. B.G.B.) 

Wie bei der Scheidungsklage, so muss auch hier, bevor der Termin zur 
mündlichen Verhandlung festgesetzt werden darf, ein Sühneversuch vor dem 
Amtsgericht vorausgehen (§ 608 der C.P.O.). In dem Sühnetermin mfissen 
die Parteien persönlich erscheinen; Beistände können zurückgewiesen werden. 
(§ 610 der CP.O.) Ein Sühne versuch ist nicht erforderlich, wenn der Aufent- 
halt des Beklagten unbekannt oder im Auslande ist, wenn dem Sühneversucbe 
ein anderes schwer zu beseitigendes Hindernis entgegensteht, ' welches von dem 
Kläger nicht verschuldet ist, oder wenn die Erfolglosigkeit des Sühneversachs 
mit Bestimmtheit vorauszusehen ist. Über das Vorhandensein dieser Voraos- 
Setzungen entscheidet der Vorsitzende des Landgerichts ohne vorgängige Ge- 
hör des Beklagten. (§ 611 der CP.O.) 

5. Die Wirkung der Klage auf Herstellung des ehelichen 
Lebens liegt in dem moralischen Druck, den sie auf den Verur- 
teilten ausübt. Eine Zwangsvollstreckung ist nach § 888 Abs. 2 
der CP.O. ausgeschlossen. 
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§ 80. 
Die Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nicht-Bestehens 

einer Ehe zwischen den Parteien. 

1. Die Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbe- 
stehens einer Ehe zwischen den Parteien ist der Nichtigkeits- 
klage nahe verwandt. Sie hat den Zweck, durch richter- 
liche Entscheidung festzustellen, ob zwischen den Parteien eine 
gesetlice Ehe besteht oder nicht, mit Wirkung für und gegen 
Alle. 

Sie ist eine Feststellungsklage im Sinne des § 256 G.P.O.; deshalb wird 
beim Kläger ein rechtliches Interesse an vor Feststellang vorausgesetzt. Ein 
solches wQrde dann nicht vorliegen, wenn der Kläger den gleichen Erfolg mit 
der Nichtigkeitsklage oder Anfechtungsklage erreichen könnte, (cf. Erler, Ehe- 
scheidongsrecht pag. 11.) 

2. Die Klage kann erhoben werden, wenn einer der Ehe- 
gatten ein rechtliches Interesse an dieser Feststellung hat, ins- 
besondere, um festzustellen, ob eine formgültige Ehe ge- 
schlossen wurde (§ 1317 und 1324 d. B.G.B.), ob eine zwischen 
den Parteien geschlossene Ehe durch Scheidung (§ 1564 ff.\ 
oder Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung (§ 1348) 
wieder aufgelöst oder für nichtig erklärt worden ist. 

3. Zur Klagestellung berechtigt ist jeder Ehegatte. 

4. Eine Verjährungsfrist giebt es nicht. 

5 Die Klage hat die Wirkung, dass das Bestehen oder Nicht- 
bestehen der Ehe für und gegen alle festgestellt wird. Das 
Urteil wirkt indes nur für und gegen die Parteien, bezw. deren 
Besitz- und Rechtsnachfolger. 

Anmerkung: In Österreich sind die Ehen der Katholiken unauflösbar, 
die Ehen der Angehörigen aller übrigen Religionsgenossenschaften lösbar. 

Mischehen zwischen Katholiken und Altkatholiken sind gleichfalls unauf- 
lösbar. (§111 des a. B.G.B.) Eine Scheidung von Tisch und Bett ist aner- 
kannt. Die Verpflichtung der Ehegatten, den Entschluss zur Scheidung ihrem 
Seelsorger mitzuteilen ist aufgehoben. (Ges. v. 31. Dez. 1868 § 1 cf. Schneider, 
Prtk. Kirchenrechtsquellen pag. 526.) 

In der Schweiz ist die Ehe dem Bande nach lösbar wegen Ehebruchs, 
Lebensnachstellung, schwerer Misshandlungen, tiefer Ehrenkränkung, Verurtei- 
lung zu einer entehrenden Strafe, böswilliger Verlassung aus Geisteskrank- 
heit. (Art. 46 des C.E.G.) Wenn keiner dieser Scheidungsgründe vorliegt, 
aber gleichwohl das eheliche Verhältnis als tief zerrüttet erscheint, so kann 
das Gericht auf gänzliche Scheidung oder auf Scheidung von Tisch und Bett 
erkennen. (Art. 47.) 



VI. Kapitel. 

Ehe-Prozess. 



§81. 
Der zuständige Richter. 

1. Alle Entscheidungen in Ehesachen der Gläubigen, soweit 
dieselben das Wesen der Ehe und die kirchlichen Rechtswirkungeu 
derselben berühren, gehören ausschliesslich dem kirch- 
lichen Richter zu; nur in Entscheidungen über die rein bürger- 
lichen Wirkungen der Ehe ist die weltliche Gewalt kompetent 

De fide ex Trid. XXIV. can. 12 de sacr. matr.: ,Si qais dixerit caasas matri- 
moniales non spectare ad judicem Ecclesiasticum, anathema sit.** Die Synode 
von Pistoja 1786 leugnete dieses Dogma, Pius VI. verurteilte ihre Lehre in 
seinem Schreiben ad Episcop. Motol. d. d. 17. Dez. 1788. Ebenso verwarf die 
entgegenstehende Ansicht Pius IX. in seiner Encyklika ,,Ad Apostolicae" d. d- 
2. Aug. 1851 und in der Konsistorialallokution d. d. 27. Sept. 1852. Syllab. Prep. 74: 
„Causae matrimoniales et sponsalia suapte natura ad forum civile pertineni' 

Instr. Austr. § 95: „Causae matrimoniales ad judicem ecclesiasticom 
spectant, cui soli competit de validitate mairimonii et obligationibus ex eodem 
perivantibus sententiam ferro. De effectibus matrimonii mere civilibus potes- 
tas civilis judicat." 

2. Der ordentliche Richter in erster Instanz in allen Ehe- 
sachen seiner Diöcesanen ist der Bischof. 

Von Anfang an galt, wie in allen kirchlichen Sachen Überhaupt, so auch in den 
Ehesachen der Bischof als der ordentliche Richter, judex Ordinarius (dioecesis). 
An diesem Rechte des Bischofs zur ausschliesslichen Kompetenz in allen Ehe* 
Streitigkeit ist durch kein Gesetz etwas geändert worden. Wohl aber war, 
besonders in Deutschland in vielen Kreisen eine bedeutende Schmälerung der 
bischöflichen Rechte auch auf diesem Gebiete vor sich gegangen durch die 
Entwickelung der Archidiakonalverfassuqg. In vielen Gegenden, ja dem grössten 
Teile DeatacblandB und anderer Länder Ykatlen d\« kxcViidiakone die bischöfliche 
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Jarisdiktion in Ehesachen innerhalb ihres Bezirkes mit grösserer oder geringerer 
Ausschliesslichkeit an sich gebracht. Hierdurch entstanden die grössten 
I^achteile, weshalb sich frühzeitig die Konzilien dagegen erhoben und bis zum 
Tridentinum sich ihre Verbote von Zeit zu Zeit wiederholen. Den Archidia' 
konen tbaten es nach andere Prälaten, die Pröbste der Kollegiatstifte, die als 
Gegengewicht gegen die Archidiakone geschaffenen oder wenigstens mit grösserer 
Jurisdiktion beliehenen decani rurales, ja wohl gar noch andere Geistliche und 
Laien. Gegen alle genannten Personen enthalten die Partikularsynoden zahl- 
reiche Verbote, sich in Ehesachen zu mischen. So verbietet die Syn. Pata- 
vien. i. J. 1284 allen Prälaten und Klerikern der Diöcese sich in Ehe- 
sachen zu mischen, ausser auf spezielles Mandat des apostolischen Stuhles oder 
des Bisch ofes. Nur dem decanus ecclesiae Pataviensis wird die gewohnheits- 
massige Jurisdiktion belassen. Die Syn. Ultraject. i. J. 1310 verbietet dasselbe 
den Dekanen, die Syn. Mogunt. i. J. 1310 allen Geistlichen; die Syn. Pragensis 
V. J. 1317 erklärt: „Cognitionem vero causarum Matrimonialium Plebani et de- 
cani i-urales sibi penitus noverint interdictam.** Die Konzilien von Bremen i. 
J. 1266, Speier in den Jahren 1478, 1480 und 1483 und Freising 1480 gehen 
gegen die Laien. Indessen wurde doch keine gründliche und dauernde Heilung 
geschaffen, bis endlich das Tiidentinum eingriff, (cf. Schulte, Eherecht pag. 443.) 

Dasselbe verordnet in c. XX. sess. XXIV. de ref. : „Ad haec causae 
matrimoniales et criminales non decani, archidecani aut ali 
orum inferiorum judicio, etiam visitando, sed episcopi tantum 
examini et jurisdictioni relinquantur (etiam si in praesenti 
inter episcopum et decanum seu archi diaconum, aut alios infe- 
riores super causarum istarum cognitione lis aliqua in qua- 
cumque instantia pendeat): Legati quoque, etiam de latere, 
Duntii, gubernatores ecclesiastici, aut alii, quarcumumque 
facultatum vigore, non solum episcopos in praedictis causis 
impedire aut aliquo modo eorum j urisdictionem iis praeeripere 
aut turbare non praesumant . . . Alios eorum processus ordi- 
nationesve nullius momenti sint, atque ad damni uatisfa ctio- 
nera partibus illati teneantur/ 

Die Instructio der S. Cong. Conc. d. d. 22. Aug. 1840 besagt: „Praeterea 
cum a S. Goncilio Tridentino (sess. 24. c. 20 de ref. § ad haec), ac etiam a s. 
m. Benedicto XIV. in const. „Dei miseratione § 4) causarum matrimonialium 
cognito quibusvis judicibus inferioribus, non obstante quovis privilegio ac prae- 
scriptione, fuerit sublata, ac Episcoporum tantum examini et jurisdictioni reser- 
vata etiam prae abbatibus vere Nullius, licet cardinalitia dignitate fulgentibus 
juxta S. Congregationis resolutiones, hinc tutius erit, ut nedum sententia pro- 
feratur sed etiam acta processus per Episcopum vel per ecclesiasticam perso- 
nam specialiter ab eo delegandam conficiantur.** 

3. Der Generalvikar bedarf zur Kompetenz in Ehesachen 
an sich nicht der besonderen Ermächtigung des Bischof es; sede 
vacante geht die Gewalt des Bischofes auf das Kapitel, bezw. 
den Kapitelsvikar über. 

Die Ansicht, dass der Generalvikar auf Grund eines mandatum generale 
zur Entscheidung von Ehesachen kompetent sei, ist nach Reiffenstuehel, Sanchez, 
SchmaJzgraber die Sententia communior et pro\)a\)\\\OT ; ^eöio«^ sXfeVevi*'^ ^\^ 

Englmann-Stingl, Eherechi. ^ 
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letzten Worte der oben citierten Instructio S. Cong. Conc. d. d. 22. Aug. 1840 
entgegen (special iter ab Episcopo delegandam) cf. Gasparri, tract. can. IL n. J 
1167 pag. 337. 

4. Im allgemeinen ist als judex Ordinarius der Bischof des Do- 
mizils zu betrachten, weil durch das Domizil das Unterthanenver- 
hältnis zum Bischöfe begründet wird. Gehören die Ehegatten 
verschiedenen Diöcesen an, so imterstehen sie dem Bischöfe, in 
dessen Diöcese der Mann seinen Wohnsitz hat. Das Quasidomizil 
ist in dieser Hinsicht dem Domizil gleich zu achten. Bei Wohn- 
sitzlosen ist der Bischof zuständig, in dessen Diöcese sie sich ge- 
rade aufhalten. Bei Mischehen ist der Bischof zuständig, in dessen 
Diöcese der katholische Teil sein Domizil hat. (S. Congr. off. 
d. d. 2. Juli 1892 Archiv f. k. K. Bd. 69 pag. 359.) Sobald die 
gerichthche Vorladung zugestellt ist, wird durch Domizilsver- 
änderung die Kompetenz des Bischofes nicht mehr berührt. 

Instr. Austr. § 96: „Conjuges in causis matrimonialibas sabsunt Epis- 
copo, in cuius dioecesi maritus domiciliam habet. Exceptioni locus est, si con- 
jugale vitae consortium aut per separationem a thoro et mensa aut per deser- 
tionem malitiosam a marito patratam sublatum sit. Priori casu quaelibet pars 
jus accusandi contra alteram ipsi competens coram Episcopo dioecesis, ubi haecce 
domicilium habet, exercere debet. Posteriori casu uxor apud Episcopum, intra 
cuius dioecesim domicilium eins situm est, actionem instituere potest. Post- 
quam citatio judicialis intimata est, mutatio quoad conjugum domicilium facta 
mutationem respectn judicis competentis minime operatur.*^ 

5. Wird die Zuständigkeit des Ehegerichtes von Seiten einer 
Partei angefochten, so hat dieselbe binnen zehn Tagen ihre 
Einwände anzubringen. Werden diese für unbegründet erachtet, 
so steht ihr die Berufung an die nächst höhere Instanz frei. 
Wird indes von der höheren Instanz für die Kompetenz des 
angestrittenen Ehegerichtes entschieden, so ist die Sache vor dem- 
selben zu führen. 

Wird eine wirklich begründete Klage von einem dazu be- 
rechtigten Kläger vorgebracht, so kann sie der Bischof an sich 
nicht zurückweisen; in diesem Falle könnte sich der Kläger an 
die S. Congr. Concilii wenden, (cf. Gasparri, tract. can. II. 1170 
pag. 343.) 

Instr. Austr. § 103: „Si conjuges vel nuptuiientis, qui io causis matri- 
in onialibus citantur, competentiam tribunalis impugnare posse autumant, eidem 
intra deoem post citationem intimatam dies exceptiones suas exponere debent 
Quando reclamatio pro non fundata declaratur, liberum eis est, ad instantiam 
proxime superiorem appellationem dirigere.** § 104: Competentia, quam im- 
pugnarunt, per tribunal superius confii'mata contendentes coram primae actioniB 
judice causam dicant oportet.** 
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6. In zweiter Instanz ist zuständig der Erzbischof, bezw. 
LS Metropolitangericht. 

Instr. S. Congr. Off. d. d. 20. Juni 1883 ad Patriarchas, Archiep., Epsicopos 
tuum Oiientalium. § 25: ,,Si prima sententia a curia episcopali lata fuerit, 
pellatio fiet ad curiam patriarehalem; si vero a curia patriarchali ea prodierit 
pellabitur ad. S. Sedem. Jtem ad eandem S. Sedem appellatio erit semper 
deuda, quoties primae duae sententiae inter se conformes non fuerint nisi 
rtibus placuerit causam ad ipsam S. Sedem ab initio et immediate 
Ferre. ** 

Instr. Aust § 101: ,, Appellatio ab Episcopo dioecesis ad Metropolitam pro- 
iciae ecclesiasticae, a Metropolita vero ad Sanctam dirigitur Sedem. Idem locum 
bet, quando res secundum legis ecclesiasticae tenorem ad quartam instan- 
m devolvi potest vei debet. Causas, quas Metropolita vel Espiscopus exemptus 
prima instantia cognovit, in secunda quoque a Sede Apostolica judicantur.'^ 

In Bayern bildet die erste Instanz der Diöcesanbischof oder 
IS von ihm bestellte Ehegericht (Konsistorium). Die zweite In- 
mz bilden die beiden Metropolitangerichte München -Frei sing 
id Bamberg. Von dem Erkenntnisse des erzbischöflichen Kon- 
itoriums München -Freising aber gehen die Appellationen an 
s vom Papste durch apostolisches Dekret vom 15. Januar 1851 
5 zweite Instanz delegierte Konsistorium Augsburg und von den 
itscheidungen des erzbischöflichen Konsistoriums Bamberg an 
s als zweite Instanz vom Papste delegierte Ehegericht Würz- 
rg. Als päpstlich delegierte dritte Instanz besteht für die 
)pellationen von den Entscheidungen des Metropolitikums 
inehen- Freising und der pästlich Delegierten zweiter Instanz 
igsburg das Metropol itikum Bamberg, und umgekehrt für die 
)pellationen von den Erkenntnissen des Metropolitikums Bam- 
rg und der päpstlich delegierten zweiter Instanz Würzburg das 
^tropolitikum München -Freising (cf. Silbernagel, Verfassung 
d Verwaltung pag. 354.) 

7. Die höchste Instanz ist der hl. Stuhl. Nach der Instr. 
Orient. (§ 25) und ad Americ. (§ 26) ist der hl. Stuhl dann 

zugehen, wenn die Urteile der ersten zwei Instanzen diver- 
^ren, falls die Parteien nicht vorziehen, ihre Sachen gleich un- 
ttelbar beim hl. Stuhle vorzubringen. 

Der vom Papste eingesetzte ordentliche Gerichtshof für die 
itscheidungen in Ehesachen bildet die S. Congr. Concilii, in 
izelnen die Missionsländer betreffenden Fällen die S. Congr. de 
op. Fide, wenn nicht der Papst ausserordentliche Richter zur 
itscheidung eines speziellen Falles beruft. 

9 

23* 
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Bened. XIV. Constit. ,Dei miseratione" d. d. 3. Nov. 1741. § 13: .Quoad 
causas vero, quae Romae disceptandae sunt, cum earum cognitio in prima 
instantia ad S. R. E. Cardinalem in praefata Urbe, eiusque suborbiis et districta 
Vicarium Nostrum in spiritnalibus pro tempore spectet, mandamus et jabemas, 
ut omnia et singula, quae in aliis causis extia Romanam curiam pertractandis 
praescripta fuemut, nempe ut Judicium peragatur citato et audito defensore 
matrimonii ab eodem Cardinali Yicario deputato, aliaque, ut supra, omDia 
serventur, tum etiam in aliis causis, quae in prima instantia ex consenso 
partium, vel in secunda per appellationem ad Sedem Apostolicam, ommisso 
medio, interpositam vel in tertia Romam deferuntur, quas omnes jadicari 
volumus vel in Congregatione S. R. E. Cardinalium super interpretatione et 
executione Goncilii Tiidentini, vel in causarum Palatii, Nostri Auditorio, dam- 
modo Nobis et Romano Pontifici pro tempore jnstis ex causis non videatar 
particularis Congregatio S. R. E. Cardinalium, vel Romanae curiae Praelatoram 
deputanda. Cum autem causa super matrimonii nullitate agitabitur in dicta 
Congregatione S. R. E. Cardinalium Concilii Tridentini interpretnm, defensor 
matrimonii a Cardinali Praefecto eiusdem Congregationis, si vero in Palatii 
Nostri Auditorio ab Auditore decano praefati tribunalis, si demnm in GoDgre- 
gatione particulari, a persona eiusdem Congregationis dignitore deputetor." 






§82. 
Die Zusammensetzung des Ehegerichtes. | 

1. Zur EntscheiduDg der dem Bischöfe vorgelegten Ehe- \ 
Streitigkeiten ist eiu eigenes Gericht eingesetzt. Trid. sess. XXV j 
c. 10 de ref. Dasselbe setzt sich zusammen: | 

a) aus dem Vorsitzenden, Richter, Offizial (judex, actorum 
moderator), 

b) aus zwei bis sechs Räten (consiliarii), '^ 

c) einem Sekretär, (notarius, cancellarius), 

d) dem Verteidiger (defensor matrimonii). 

Instr. Austr. § 97: „Episcopus in tractandis causis matrimonialibus utitur 
tribunali, quod ex praeside et consiliariis ad minimum quatuor constare debet- 
Nee tamen ultra sex consiliariorum numerus facile ascendat. Adjungatur eis- 
dem secretarius nee non vir idoneus, qui aliquo tribunalis consiliario, ne 
munere fungatur, praepedito eius locum teneat. Cougruum erit, eundem nd 
sessiones, quibus ad suppleuduni necessarius haud est, qua assessorem absqae 
suffragii jure admittere. Quando propter magnum dioecesis ambitum commode 
fieri haud possit, ut praeses negotiis juxta instructionis huius tenorem ipsi in- 
cumbentibus solus fungatur, adjungatur eidem, qui vices eius teneat.'' 

2. Die einzelnen Glieder des Ehegerichtes ernennt der Bi- 
schof, der sie jederzeit wieder entsetzen oder suspendieren 
kann. 

Instr. Austr. § 98 : „Episcopus membra tribunalis matrimonialis nominat 
et quando ßnia ratio exigere ipsi videatur, a collato munere vel suspendij:, vel 
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xemovet. Vires seiiget debitis dotibus praeditos, et quibus nulla ex parte ex- 
ceptionis nota opponi possit/ 

3. Der Richter muss iin kanonischen Rechte hinreichende 
Kenntnisse besitzen. Er handelt als judex delegatus im Auf- 
trage des Bischofes und kann darum seine Gerichtsbarkeit nicht 
subdelegieren ; wohl aber kann er Kommissäre zur Vornahme ein- 
zelner gerichtlicher Akte ermächtigen. Der Richter ist der Vor- 
sitzende des Ehegerichtes, er leitet als solcher den ganzen Pro- 
zess und ordnet alles an, was sich auf den Eheprozess bezieht, 
wie die Citation der Parteien und Zeugen, die Gewährung von 
Fristen u. dgl. 

Bened. XIV. in der Const. „Dei miseratione" d. d. 3. Nov. 1741. § 4: 
, .... in posterum causae nonnisi personis congrua juris peritia et neces- 
sario probitatis spectataeque fidei munitis praesidio committentur.'^ Instr. S. 
Gongr. Off. d. d. 20. Junii 1883 ad Orient.: § 4 : „Accasatione recepta munus mo- 
deratoris actorum Episcopus vel ipse sibi assumet, vel suum Vicarium Gene- 
ralem, aut alium probum et expertum virum e clero ad illud delegabit.* 
§ 7: ^Moderatoris actorum erit tribunal convocare, pai-tes et testes citare, ut 
in Judicium compareant; terminos dilationis concedere, quoties rationabiliter ab 
iis qui jus habent, petantur; edere decreta et ordinationes pro regulari et 
recta actorum compilatione. Quae omnia scripto erunt exaranda et in actis 
ipsis recensenda." 

4. Zur Führung der Protokolle wird dem Vorsitzenden ein 
Sekretär (notarius, cancellarius) beigegeben, welcher die Akten 
niederzuschreiben und die Zeugenaufnahmen aufzuzeichnen hat. 
Derselbe kann auch Laie sein, doch geziemt es sich, auch 
hiermit einen Kleriker zu betrauen. Die Akten sind, mit Aus- 
nahme des Zeugenverhörs in lateinischer Sprache abzufassen. 

Instr. S. Congr. Off. (supra cit) § 4: ,Similiter alium virum designabit 
(Episcopus), qui cancellarii officio fungens, quidquid ad causam pertinet, in 
acta referet, ac nominatim interrogationes examinandis faciendas, carumque 
responsiones scripto consignet.* 

Instructio S. Congr. Conc. d. d. 22. Aug. 1840: „Cum itaque in huiusmodi 
causis non de jure alterutrius partis tantum, sed praecipue de sacamentali 
vinculo dissolvendo agatur, processus acta non ad instar aliorum judiciorum, 
praesertim civilium, sed juxta sacros canones, citatam s. m. Bened. XIV. 
constitutionem, et praesenteni instructionem erunt efformanda. Ea itaque non 
vernaculo sed latino sermone erunt conscribenda, exceptis tamen excipiendis, 
nimirum articulis, interrogatoriis, responsionibus ad ea, et peritorum relationibus 
praesertim vero decreta et sententia, quae juxta priscos mores erit conficienda, 
latina lingua exarabuntur.** 

5. Bezüglich des defensor matrimonii ist bestimmt: 

a) Bei jedem Ordinariate soll ein eigener defensor matri- 
monii ein für allemal aufgestellt werden. Der Bischof 
hat das Kecht ihn zu berufen, ebenso ab^t vyx3Ä\\ ^\fö$i.^^ 
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ZU entfernen und durch einen anderen zu ersetzen. Er 
soll sein persona idonea und zwar 
a) aus dem Clerus, wenn möglich, 
ß) juris scientia pariter et 
y) vitae probitate praedita. 

Bened. XIV. Const. „Dei miserat.** § 5: „Ut ab omnibus et singulis loco- 
rum Ordinariis in suis respective dioecesibus persona aliqüa idonea eligatur 
et, si fieri potest, ex ecclesiastico coetu, juris scientia et vitae probitate 
praedita, quae matrimoniorum defensor nominabitur, cum facultate tarnen eam 
suspendendi vel removendi, si justa causa adfuerit, et substituendi nliam aeque 
idoneani, et iisdem qualitatibus ornatam : quod etiam fieri poterit quotiescumque 
persona ad matrimoniorum defensioncm dcsiinata, cum se oocasio agendi ob- 
tulerit, erit legitime impedita.** Ebenso die Instr. S. Congr. Conc. d. d. 20. JudI 
1883 in § 5. 

b) Vor Amtsantritt hat derselbe vor dem Ehegericht einen 
Eid auf das hl. Evangelium zu leisten, dass er sein Amt 
gewissenhaft verwalten wolle; diese Vereidigung ist bei 
jedem NuUitätsprozesse zu wiederholen. 

Instr. S. Cong. Conc. § 8. „Defensor matrimonii, antequam munus sibi 
commissum suscipiat, coram actorum moderatore juramentum praestabit tactis 
sanctis Evangeliis de munere suo diligenter et incorrupte adimplendo, spondens 
se omnia voce et scripio deductuim, quae ad validitatem matrimonii sustinen- 
dam conferre judicaverifc. Const. „Dei miseratione* § 7; „defensor, cum ei 
munus huiusmodi committetur, juramentum praestabit fideliter officium suum 
obeundi, et quotiescumque contigerit, ut in judicio adesse debeat pro alicuius 
matrimonii validitate tuenda, rursus idem juramentum praestabit.** Instr. Austr. 
§ 125: „Defensor matrimonii et in muneris ingrossu et quoties matrimonii 
cuiusdam valorem tuen dum suscipit, jurare tenetnr, se oninia, quae 
ad matrimonium vinculum servandum facere possunt, diligenter exploraturum et 
ad ipsum tuendum fideliter adhibituium fore.** Die Eheprozessordnung des 
Bistums Kulm schreibt folgenden Kid vor : „Ich schwöre zu Gott dem All- 
mächtigen und Allwissenden, dass ich in Sachen betreffend die Nichtigkeitser- 
klärung der zwischen N. N. und N. N. bestehenden Ehe die Pflichten eines 
defensor matrimonii treu und gewissenhaft erfüllen und insbesondere alles 
mündlich und schriftlich hervorheben werde, was für die Gültigkeit dieser Ehe 
sprechen kann. So wahr mir Gott helfe, und sein hl. Evangelium. Amen, 
(cf. Schnitzer, Eherecht pag. 560 Anm. 3.) 

c) der defensor matrimonii muss ex officio bei Strafe der 
Nichtigkeit des ganzen Verfahrens zu allen eigentlichen 
richterhchen Verhandlungen beigezogen werden und 
müssen ihm alle Akten und Beweisstücke mitgeteilt 
werden. 

Instr. S. Congr. Conc. § 8: „Hie defensor matrimonii a moderatore acto- 
rum citandus erit ad quaelibet acta, ne vitio nnllitatis concidant; eidem 
scmper et quandocumque acta processus, etsi nondum publicati, erunt 
communicanda, semper et quandocumque oius scripta recipienda atque novi 
ermini, eo flagitante prorogandi, ut ea scripta perficiat atque exhibeat." 



Die Zusamihensetzung des Ehegerichtes. 359 

Const. ,Dei miseratione'* § 7: ,,qaae(niinque vero, defeDSore non legitime 
citato aut intitnato, in jadicio peracta faennt, nuUa irrita cassa declaramus, ac 
por nullis cassis ac irritis haheri volumus, perinde ac si citata et intimata non 
esset ea pars, cuius citari intererat, et quam juxta legum et canonum prae- 
scripta ad legitimam judicii validitatem citari aut intimari omnino necessa 
riam erat.* 

d) Seine Aufgabe ist es, ex officio alles zu untersuchen 
und mündlich und schrifthch geltend zu machen, wa^ 
für die Gültigkeit des Ehebandes spricht. 

Const. ,Dei miseratione* § 6: ,Ad officium defensoris matrimoniorum 
spectahit in Judicium venire, quotiescumque contigerit matrimoniales causas 
super validitate vel nullitate coram legitimo judice disceptari, eumque oportehit 
in quolibet actu judiciali citari, ad esse examini testium, voce et scriptis matri- 
monii validitatem tueri eaque omuia deducere, quae ad matrimonium sustinendum 
necessaria censebit.* 

Instr. S. Conc. § 9: „Quodsi ob peculiares circumstantias matrimonii 
defensor singulis actis interesse nequiverit, absoluto processu, eadem ipsi tra- 
dantm', ut eas exarare queat animadversiones, quas tuendae matrimonii vali- 
ditati necessarias judicaverit; si alia acta suggesserit, haec conficiendo omnino 
erunt; si ex jam confectis deprehenderit alias adesse personas tesiimonio 
ferendo idoneas et oppoi-tunas nondum examinatas bas examini subjiciendas pro- 
ponet.* 

e) Hat die erste Instanz für die Ungültigkeit des Ehebundes 
• entschieden, so hat der defensor innerhalb der gesetz- 
lichen Frist entweder von Amts wegen Berufung einzu- 
legen, wenn keine der Parteien es thut, oder derjenigen 
Partei sich anzuschliessen, welche Berufung ergriffen 
hat. Wird auf Gültigkeit der Ehe erkannt, und es appel- 
liert keine der Parteien, so hat sich der defensor dabei 
zu beruhigen. 

Const. ,Dei miseratione'^ § 8: „Cum igitur coram Ordinario, ad quem 
causas huiusmodi cognoscere pertinet, controversia aliqua proponetur, in qua 
de matrimonii validitate dubitabitur, et existentibus in judicio vel uno ex con- 
jugibus, qui pro nullitate matrimonii, vel ambobus, quorum alter pro validitate, 
alter vero pro nullitate actionem intendat, defensor matrimonii partes omnes 
officii sui diligenter adimpleat. Itaque si a judice pro validitate [matrimonii 
judicabitur, et nuUus sit^ qui appellet, ipse etiam ab appellatione se abstineat. 

f) Der defensor matrimonii soll seines Amtes unentgeltlich 
walten, bezw. aus den Gerichtsgefällen entschädigt werden. 

Const. „Dei miseratione" § 12: „Defensor autem matrimonii, quem ad 
munus suum gratis obeundum pro amore Dei et proximi utilitate et Pkclesiae 
reverentia in Domino exhortamur, si operam suam sine mercede aut salario 
aliqua ex causa exhibere recusaverit, ab ipsius causae judice ei constituatur, 
et ab ea parte, quae pro validitate matrimonii agit, si ipsi facultas sit, sol- 
vatur, sin minusa judice primae vel secundae vel terliae instantiae respective 
subministrabitur, qui pecunias ex mulctis suorum tribunalium redactas vel redi- 
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gendas et in opera pia erogandas, in huiusmodi sumptus insumere potenmi 
Cum vero jndices causae erunt judices commissarii, qui neque forum habent, 
et coDsequenter neque pecuniam ex mulctis collectam, volumus ac mandamus, 
ut defensori matrimonii satisiiat ex pecunia mulctarum illius Episcopi, in caias 
dioecesi judex coramissarius juxta Sedis Apostolicae mandatum Judicium 
exercebit." 

Nach einem Beschlüsse der S. Congr. Conc. d. d. 12. Juni 1869, mit ge- 
ringen Änderungen am 10. Dezember 1884 erneuert, gebührt dem defensor 
'^matrimonii nichts pro causis, quae tractantur oeconomi = ce et ex officio, cum 
voto theologi et canonistae. (cf. Schnitzer Eherecht, pag. 561 Anm. 1.) 

6. Der defensor matrimonii braucht nicht beigezogen zu 
werden : 

a) wenn das Eheband selbst nicht in Frage kommt, also 
bei Verlöbnis oder Scheidungsklagen; 

b) wenn es sich um eine Ehe handelt, die an einem sicher 
tridentinischen Orte nicht in tridentinischer Form einge- 
gangen wurde. 

S. Congr. Conc. d. d. 29. Januar 1853 in una Trevirensi. 

c) wenn es sich handelt de probanda liberta status in casu 
incertae mortis coujugis pro adeundis nuptiis alteri 
permittendis. 

S. Congr. Conc. d. d. 14. Dezember 1889 in una Wratislaviensi. 

7. Bezüglich der consultores bestimmt die Const. „Dei mi- 
seratione" nichts besonderes. Dieselben sind entweder bloss Bei- 
sitzer mit beratender Stimme, oder sie haben auch beschliessende 
Stimme und bilden dann mit dem Vorsitzenden ein Richter- 
kollegium. Tm letzteren Falle muss bei Stimmengleichheit in 
Nullitätssachen stets für die Gültigkeit der Ehe entschieden 
werden, während sonst die Stimme des Vorsitzenden den Aus- 
schlag giebt. 

§83. 
Ankläger und Zeugen im Eheprozesse. 

1. Das Ehegericht beschäftigt sich mit einer Ehesache nur 
auf Grund einer vorschriftsmässig eingereichten Klage (actio), die 
nur von einer rechtlich hierzu fähigen Person erhoben werden 
kann. 

S. Congr. Conc. Instr. d. d. 20. Juni 1883. § 1: Ut in tribunali ec- 
clesiastico causa aliqua matrimonialis tractanda suscipiatur, necesse est, ut 
contra matrimonium regularis et juridica accusatio praecessent ; quae nunquam 
erit admittenda, nisi proficiscatur a persona vel personis^ quae communi jure 
habiles ad accusandum habeantur. Efcenim in quibusdam irapedimentis ipsi 
conjuges tantum uti accusatores admittuntur, in aliis, qui sunt iisdem sanguine 
prop'mqui, vel etiam quilibet de populo*, ac tandem ex officio etiam inqui- 
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o fieri potest, et quandoque debet, quando praesertim contra alicuius matri- 
nii validitatem simplex denuntiatio facta fuerit, aut fama, fandamentum 
-itatis praeseferens, de alicuius impedimenti existentia divulgata sit." 

2. In der Regel muss die Klage schriftlich eingereicht werden; 
rd sie mündlich vorgebracht, so sind die Kläger zu Protokoll 

nehmen. Die Klageschrift muss eine genaue Darlegung des 
ichverhalts bieten und zugleich die Zeugen namhaft machen, 
Ten sich der Richter zur Feststellung des Thatbestandes be- 
eilen kann. 

Tnstr. S. Congr. Conc. § 2: ^Ista accusatio coram logitimo Ordinario eccle- 
istico fieri debet, et quideni in scripto; si oretenus facta fuerit, judicialis red- 
nda erit jiixta regulas communi jure traditas, scilicet efficiendo, ut accusator 
mrepetat coram tribunali, et a cancellario in actis redigatiir." § 3: ^In ea, 
aeter accuratam facti expositionem, ennaranda erunt omnia adjuncta ncces- 
ria et omnia iudicia concurrentia; judicandi et nominandi festes de re instructi, 
hoc modo fundamenta accusationis cognoscanfcur et via tribunali sternatur 
'ritati detegendae." 

3. Berechtigt zur Klagestellung, bezw. Anrufung des Ehe- 
?richtes, sind: 

a) ausschliesslich beide Ehegatten, bezw. jeder von beiden: 
a) wenn die Ehe für nichtig erklärt werden soll propter 

impedimentum impotentiae (occultae). Hier ist zur 
Klagestellung sowohl der fähige (potens), als unfähige 
(impotens) Gatte berechtigt, sonst jedoch niemand. 
Die beiden Gatten könnten eben in diesem Falle auch 
wie Bruder und Schwester zusammenleben, cf. § 16 
pag. 35 f. 

Iristr. S. Congr. Conc. § 45: ^Ad impugnandum ex capite impotentiae 

ttrimonium solummodo conjuges admittuntur, quibus ipsis solummodo hoc factum 

^'nitum esse potest et ipsi tantummodo de bac re solliciti esse debenf Instr. 

str. § 118. „Propter impotentiam matrimonium consummandi, nisi notoria 

conjuges fantum matiimonium accusare possunt/ 

ß) w^enn es sich um Dispensation vom matrimonium ra- 

tum et non consummatum handelt; 
y) bei Klagen über Gültigkeit von Sponsalien. 

b) Bloss der eine unschuldige Ehegatte hat das Recht der 
Klagestellung : 

a) bei den Hindernissen error, vis et mctus. 

Instr. Austr. § 116: „Propter errorem et coactionera injustam ca tantum 
i, quae in on'ore versata aut cui consensus coactione injusta extortus est, 
rimonium accusare potest. Jure suo excidit, quando, postquam errorem 
ovisset aut metus, qualis ad matrimonium irritandum sufficiat, cessavisset, 
itura conjugale voluntarie ac scienter praestiterit vel etiam, quin circum- 
itia ista probari possit, conjugale vitae consortium per sex menses volun- 
ö continuaverih* 
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ß) beim impedimentum conditionis, wenn die Bedingung 

nicht erfüllt wurde. 
Instr. Austr. § 117: ^Quando matrimonium sub conditione contrahere 
per exceptionem concedatur, matrimoniam propter conditionem non impletam 
ab eo tantum conjuge accusari potest, qui neqne in conditionem posüum 
adesse falso asseveraverit aut, quod haud existat, dolo reticuerit neque, o» 
conditio irapleatur, sua culpa impedierit. Renuntians conditioni accusandi jm 
se exult." 

y) beim impedimentum aetatis immaturae. 

Instr. Austr. § 119: „In valorem matrimonii, cni impedimentum impa- 
bertatis obstat, pubertate irapleta super eins tantum, qui matrimonii couiracti 
tempore impuber fuerat, conjugis petitione inquirendum est.** 

d) beim impedimentum raptus. 

Instr. Austr. § 120 : »Propter impedimentum raptus raptor advei-sus matri- 
monium reclamare nequit. Rapta, quae raptui consentit, suo matrimonium 
accusandi jure in exordio libertatis plene recuperatae utatur : alias non amplius 
audiatur." 

e) beim impedimentum ligaminis. 

Instr. Austr. § 121. „Impedimento ligaminis mutatione facti sublato, 
quando una pars, dum invalidas celebraret nuptias, impedimenti existentiam 
absque sua culpa ignoraverit, altera, quae impedimenti conscia fuerat, matri- 
monium accusandi jure haud patitur." cf. c. 1. X. ,de eo, qui ducit* IV. 7. 

Q Ebenso steht das Recht der Klagestellung dem un- 
schuldigen Ehegatten zu, wenn es sich handelt um 
die separatio a thoro et mensa wegen eines Ver- 
gehens des anderen Gatten und 
f]) bei Sponsalien, deren Erfüllung der andere Teil ver- 
weigert oder durch Eingehung einer Ehe mit einer 
dritten Person missachtet, 
c) Jedem Katholiken steht das Klagerecht zu bei den Hin- 
dernissen juris publici. (cf. § 12. pag. 27.); beim im- 
pedimentum coguationis ist es zunächst Sache der Eltern, 
die Klage zu erheben. Ausgeschlossen sind von diesem 
allgemeinen Klagerechte : 

a) Exkommunizierte; 

ß) diejenigen, welche aus der Anklage ein schnödes Ge- 
werbe machen, indem sie Geld zu erpressen suchten, 
für den Fall, dass sie die Anzeige unterliessen. 

c. 5.x. „qui matrimon. accusare** IV. 18 von Innoc. III. „SignificanteM- 
de Canula nostro est Apostolatui declaratum, quod cum N. duxisset legitime in 
uxorem, S. mater ipsius nisa est matrimonium accusare, ut ab eo pecuniam 
e xtorqueret et licet intellectu isuo prava non possent opera respondere, nihilomi- 
nus vult habere pecuniam, ut ab accusatione desistat. Cum igitur non sit 
malitiis hominum indulgendum: mandamus, quatenus si est ita, ipsum ab accu- 
satione matrimonii repellentes, e\dem axi^eT "Vioc, Ä\\«\i\\\«!^ \Tsv^^TL«t\^ 
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y) Diejenigen, welche zur Zeit der Proklamationen das 
Hindernis verschwiegen haben, ausser sie hatten keine 
Kenntnis von der Vornahme der Proklamationen. 

c. 6. X. eiusdem tit: ,Ciim in tua dioecesi. Si vero post contractum 
matrimonium aliquis appareat accusator, cum non prodierit in publicum, quando 
iMmna secunduni consuetudinem in Ecclesiis edebantur, utrum vox suae debeat 
accusationis admitti merito qaneri potest. Super quo sie duximus distinguendum, 
quod si tempore denuntiationis praemissae, is, qui jam conjunctos im- 
petit, extra dioecesim existebat, vel alias denuntiatio non potuit 
ad eins notitiam per venire, utputa si nimiae infirmitatis fervore labo- 
lans, sanae mentis patiebatur exilium; vel in annis tarn teneris constifcutus, 
quod ad coraprehensionem talium eius aetas sufficere non valebat, seu alia 
causa legitima fuerit impeditus, eins accusatio debet audiri. Alioquin cum ratio- 
nabiliter praesumatur, quod denuntiationeni publice factam idera existens in 
ipsa dioecesi minime ignoravit, tamquam suspectus est procul dubio repellen- 
dus: Nisi proprio firmaverit juramento, quod postea didicerit ea, quae obiecerit 
et ad hoc ex malitia non procedat: quia tunc etiam si didicisset ab illis, qui 
denuntiationis tempore siluerunt, claudi non debet eidem aditus accusandi : quo- 
Diaro etsi ab impetitione huiusmodi culpa de silentio tali contracta illos ex- 
eladeret, iste tamen amoveri nequiret, cum culpabilis non existat/ 

Instr. Austr. § 115: ,,Matrimonium impugnandi jus, in quantum haud 
expresse ad conjuges restringatur, competit catliolico cuivis exceptis iis, qui 
sua hac in re commoda quaerere suspecti sint, vel quamvis matrimonium con- 
trahendum esse sciverint ac proclamationes debito modo institutae essent, im- 
pedimentum absque legitima excusations silentio presserint/ 

d) In allen jenen Fällen, in denen nicht einer oder beide 
Ehegatten ausschliesslich das Recht der Klagestellung 
haben, hat das Ehegericht ex officio einzuschreiten, so- 
bald dazu durch die Offenkundigkeit des Falles, durch 
Anzeige oder sonst ein hinlänglicher Grund geboten ist. 

Instr. Austr. § 122: „Omnibus casibus et propter omnia impedimenta, 
quorum respectu jus accusandi conjugibus aut uni ipsorum haud privative 
competit, tribunal matrimoniale ex officio procedere debet, quamprimum aut 
notorietate facti aut denuntiationibus aliove modo sufficiens suppeditet causa.* 

4. Eine Verjährung des Klagerechtes tritt nicht ein, weil 
eine ungültige Ehe eben nicht durch langjährigen Bestand oder 
durch Verjährung gültig gemacht werden kann. 

5. Als Zeugen in Ehesachen können alle zugelassen werden, 
welche von der Sache Kenntnis haben und deren Glaubwürdig- 
keit nicht verdächtig ist. 

Instr. Austr. § 165: „Quod a duobus testibus, quibus nulla exceptio in 
lege fundaia opponi potest, distincte ac confoimiter deponitur, in quantum 
haud alia testimonia fide digna aut circunistantiae, quae praesumptionem gravem 
stabiliant, lefragentur, de regula qua pleno probatum ccnseri debet. Verum 
quando de circumstantia agitur, a qua valor mah'Imonii dependet, minime sufficit, 
relationem vel factum, quo testimoniorum veracitaa in d\\\)\\mv 'VQCtX.wx, ^"s\sicQ5ö. 
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haud esse, sed oportet probatam sit, eos intemeratae probitatis et snppositioni, 
quasi perjurio conscientiam gravare possint, locum haud esse.* 

Eltern und Verwandte der Ehegatten werden als Zeugen 
zugelassen, ausser es wäre nach der Eigentümlichkeit des Falles 
anzunehmen, dass sie parteiisch seien. 

cf. c. 3. X. „qui matrimonium acc* VII 18. Instr. Austr. § 155. ^Consanguinei 
conjugum a testimonio pro matrimonio aut contra illud ferendo tum iantnm 
excludendi sunt, quando ex individua casus natura peculiares oriantur rationes, 
eos de partium studio suspectos habere. 

6. Früher wurden gemeinrechtlich in Ehesachen für die 
Glaubwürdigkeit der streitenden Eheteile sieben Zeugen für jede 
Partei verlangt, (testimonium septimae manus.) Jetzt ist das nur 
mehr notwendig beim impedimentum impotentiae oder wenn 
der Nichtvollzug der Ehe behauptet wird. S. Gongt. Conc. 
d. d. 14. Juni 1894 (Acta S. Sed. XXVII. 152, 153). 

Arancini bemerkt (ActaS. Sed. VI. pag. 515: „Tnterpretes sacrorum cano- 
num valde accurate scripsei*unt de numero testium, qui appellantur septima 
manus, id est auxilium septom testium ex utraque parte propinquonim Tel 
vicinorum, quorum testimonium in veteri methodo tractandi huiusmodi causas, 
erat auxilium praecipuum ad judicandum. Sed in praesenti disciplina animad- 
verti eiusmodi testimonium septimae manus universim quidem requiri a 8. 
Congr., sed nunquam auimadverti S. Congr. exigere adamussim Septem ex 
una parte et Septem ex alia, neque distinguero, ut interpretes faciunt, qnando 
sit satis habere eos testes ex una tantum parte. Requirit universim testi- 
monium septimae manus, id est aliquem numerum sive propinquorum sive 
vicinorum sive amicorum aliorumve, qui praesumantur rem melius, de qua 
agitur, cognoscere." (cf. Gasparri, tract. can. II. n. 1187 pag. 357.) 

7. Die Zeugen haben ihre Aussagen persönlich und münd- 
hch zu machen; ist der Kläger arm; so sind dieselben, wo- 
möglich auf den Nachmittag eines Sonn- oder Feiertages nach 
dem Pfarrorte vorzuladen, damit keine Kosten entstehen. 

Instr. Austr. § 159: „Testimonium personaliter ferendum est; scripta 
absentium testimonia probationem haud faciunt, sed praesumptionem tantum 
fundant* . 

§84. 

Das Verfahren im Eheprozesse, 

1. Nachdem die Klage schriftlich beim Ehegerichte einge- 
reicht ist, beginnt dasselbe seine Thätigkeit mit der Beweis- 
aufnahme. Die Präsumption steht immer für die Gültigkeit 
der Ehe, darum muss das vorhandene Hindernis genau be- 
wiesen werden. 

Instr. Austr. § 147: „Praesumptio stat pro valore matrimonii; impedimen- 
tum plene prohari debet." 
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2. Vor jedem Verhöre sind die zu vernehmenden Personen 
zu vereiden, nachdem sie über die Heiligkeit des Eides genügend 
belehrt worden sind. Die Zeugen sind einzeln zu vernehmen; 
der Sekretär hat das Datum jedes Verhörs, die Vereidigung, 
Vor- und Zunamen, Alter, Stand und Heimat der Zeugen aufzu- 
zeichnen. Nach jedem Verhör, auch wenn ein und dieselbe 
Person mehrmals zu vernehmen ist, sind die gegebenen Fragen 
und Antworten deutlich vorzulesen und sind die Zeugen auf- 
merksam zu machen, dass es ihnen freistehe, ihre Aussagen 
abzuändern oder zu ergänzen. Sodann hat der Zeuge das Pro- 
tokoll mit seinem Namen, oder wenn er des Schreibens unkun- 
dig ist mit einem Kreuze zu unterzeichnen ; ebenso unterzeichnen 
der Vorsitzende des Ehegerichtes und der defensor matrimonii. 

Instr. S. Congr. Conc. d. d. 20. Juni 1883. § 10: ,Constituto tribunali 
baec actorum conficiendorum ratio tenenda erit. Ab omnibus et singulis testimonium 
dicturis moderat or actorum ante omniajur amen tum exiget de veritate dicenda, et 
81 res ita postulet, etiam de secreto servando, praemissa congrua monitione de jura- 
menti sanctitate, praescrtim si examinandi itides sint et ignari. Juramentum erit 
praestandum tactis sanctis Evangeliis, et in singulis examioibus eodem modo 
repetenduni.** § 11 : „Qui examiui subjiciendi sunt, seorsum semper audiantur. 
Ferro cancellarius adnotabit diem, meusem et annum cuiuslibet examinis nee 
non singulorum nomen, cognomen, aetatem, conditionera, statum et patriam et 
ctiam quod juramentum revera praestiterint." § 12 : Post quodlibet exanien- 
etiamsi eadem persona pluries illi subjicienda sit, cancellarius clara et intelli- 
gibili voce coram eadem legat inlerrogationes et responsiones, facta eidem 
facultate variandi aut declarandi, quidquid ei visum fuerit: deinde ipse exami- 
natus subscribat, et si fuerit illitteratus, faciet hoc siguum Cruf eis; ac deni- 
qae moderator actorum et defensor validitatis matrimonii apponent suam sub- 
scriptionem, et cancellarius de actu rogabit.** 

3. Für den Fall, dass Zeugen wegen zu weiter Entfernung nicht 
vorgeladen werden können, so hat der Vorsitzende beim NuUitäts- 
prozesse unter Mitwirkung des defensor matrimonii den Sachverhalt, 
um den es sich handelt, die Fragepunkte, sowie die Namen der 
betreffenden Zeugen dem Bischöfe ihres Wohnortes mitzuteilen, 
damit dieser nach vorausgegangener Vereidigung sie entweder 
selbst vernehme oder vernehmen lasse. Ist einer der Zeugen 
bereits verstorben, so ist der Totenschein den Akten beizulegen. 
Die Glaubwürdigkeit der Zeugen ist durch den Pfarrer oder 
sonst eine vertrauenswerte Person zu bestätigen und dieses 
Zeugnis gleichfalls zu den Akten zu legen. 

instr. S. Congr. Conc. § 13: „Si aliquando contingat examinandos apud 
exteras et forsan longinquas regiones versari, nee tribunali se sistere posse, a 
moderatore actorum accurata factorum et circurastantiarum, quorum cognitio 
et confirmatio requiritur, expositio erit facienda, q^uae eotiC\wxL^\h& Q>\f^vc\!QSA& 
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interrogationibus, de senteDtia quoque defeDsoris matrimooii, et indicatis exa- 
minandomm nominibus, ad Ordinarium loci, in quo commorantur, mittantar, 
ut ille sive per se, sive per suum Vicarium Generalera, sive per alium virum pro- 
bam et expertum, e clero eligendum, eos examini subjiciat juxta datas iuter- 
rogationes, requisito prius juramento de veritato dicenda, et ceteris servatis, 
quae supra praescripta sunt. Si vero contigerit aliquem examini subjicieDdum 
e vita migrasse, mortis documentum inter acta recenseatur/ § 14: ^QuoadsiD- 
gulos in Judicium vocatos vel vocandos actorum moderator inquirere debebit 
probitatem et eredibilitatem, et ad hoc curabit, ut ab oorum parochis, sin minus 
a personis Hde dignis litterae testimoniales exbibeantur, quae etiam in actis 
erunt referendae.* 

4. Bezüglich der Zeugenvernehmungen gilt im allgemeinen: 

a) die Namen der Zeugen der einen Partei sind der anderen 
Partei bekannt zu geben, welche eventuell gegen deren 
Zulassung Einwendungen (exceptiones) vorbringen und 
deren Vereidigung, jedoch nicht deren Vernehmung 
anwohnen kann. 

Cf. c. 21 X. ,de accusat.* V. 1. und c. 52. X. „de testibus* IT. 19. 

b) Dem defensor matrimonii steht es frei, weitere Zeugen ex 
officio vorzuladen und weiteres Beweismaterial zu fordern; 
jedoch muss er die Namen der von ihm vorgeladenen 
Zeugen der Gegenpartei bekannt geben. 

c) Die den Zeugen vorzulegenden Fragen werden vom 
defensor matrimonii ausgearbeitet und verschlossen dem 
Sekretär übergeben, welcher sie erst bei der Vernehmunji; 
selbst öffnet. Das Verhör selbst leitet der Vorsitzende. 

Instr. S. CoDgr. Conc. d. d. 22. Aug. 1840: ^Praefinita die in citatione 
comparebit instans pro nullitate, et tuac defensor matrimonii tradet interroga- 
toria clausa et obsignata cancellarro seu notario, aperienda, illo postulante, 
ex judicis decreto iu actu examinis, super quibus interrogandus erit conjax 
instans pro nullitate. Tis ea addet etiam in actu examinis ex officiis judex, 
quae ex responsionibus magis apta conspiciet ad veritatem eruendam sive in 
declarationem responsionum datarum, sive super novis circumstantiis resultanti- 
bus, quod erit intelligendum etiam de aliis interrogatoriis, super quibus ceteri 
omnes de re instructi erunt examinandi." 

d) jede Partei hat das Recht dem defensor matrimonii 
einzelne Pnnkte vorzuschlagen, über die sie die Ver- 
nehmung der Gegenpartei oder eines Zeugen wünscht; 
der defensor hat diese Vorschläge zu beachten. 

Instr. S. Congr. Conc. d. d. 20. Juni 1883 § 16: .Quaelibet pars exa- 
mini subjeeta poterit vel illico post examen, vel etiam deinceps, antequam 
Processus claudatur, proponere, si velit, articulos, super quibus alter conjax wt 
examinandus; et quatenus etiam ab hoc articnli proponantur, erititeruro citandas 
conjux, qui prinius fuerat examinatus, ut super articulis ab altero propositis 
audiatur. * 
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e) Jede Partei uod jeder Zeuge kann überdies noch alle 
jene Punkte, die er für zweckdienlich zur Entscheidung 
des Falles hält, schriftlich beim Ehegerichte einreichen, 
(cf. Gasparri, tract. can. IL n. 1196 pag. 361 f.) 

5. In erster Linie ist der Kläger (actor) zu vernehmen, 
elcher seine Klage eingehend und sorgfältig zu begründen 
nd die Personen zu nennen hat, die über den Sachverhalt 
Qterrichtet sind. 

Tnstr. .1883 § 15: „Inter examinandos primo loco venit ille, qui accu- 
itionem contra matrimonium movit. Ab isto exquirendnm erit> ut clare 
stincteque exponat accusationis titulum; facta omnia fideliter et religiöse 
marret, eorum probationes afferat; circumstantias et indicia exponat, quao 
)1 ex propria scientia cognoverit, vel ex aliorum relatione didicerit; et denique 
iminet testes, quos de re instructos sciverit, vel saltem reputaverit." 

6. An zweiter Stelle kommen die Gatten. Dieselben sind 
amer und zwar einzeln zu vernehmen. Unter gewissen Um- 
änden sind dieselben aufzufordern, gewisse ihre Ehe betreffende 
okumente vorzuweisen, deren Vorzeigung protokolliert wird, 
ei Übereinstimmung der Aussagen der Gatten ist zu prüfen, 
) nicht eine Verabredung vorliege. 

Instr. 1883. § 16: „Secundo loco yeniunt conjuges ipsi, qui semper, et 
orsum audiri debent, ut unusquisque sua jura tueri, et rationes et de^uctioues, 
facta allata ant rejicere aut explicare queat . . . Juxta casuum diversitatem 
conjugibus inquirendum erit, ut si quae documenta habeant ad suum matri- 
)niuni, vel ad conjugalem vitae consuetudinem spectantia, ea exhibeant, in 
ta recensenda. Quae documenta cuiuscumque generis sint, et a quocumque 
hibeantur, semper erunt recipienda; et cancellarius adnotare debebit diera, 
msem et annum, nee non nomen iilius, a quo exhibita fuerunt. § 17. ,Si 
ibo conjuges concordes in depositionibus fuerint, moderator actorum et defen- 
r matrimonii sedulo inspiciant, utrum inter eosdem coUusio intercesserit. 
>c in casu singula argumenta contra eoram depositiones ex processu resul- 
tttia distincte iisdem objiciantur, ut fraude, si qua fuerit, detecta, veritas, 
oad fieri possit, dilucide appareat.** 

7. Auf die Gatten folgen die anderen Zeugen, die gleich- 
lls einzeln zu vernehmen sind. 

Instr. 1883 § 18: ,Post conjuges citandi erunt testes inducti, servata 
rum examinandorum ratione superius descripta, et exquisitis ab iisdem iis noti- 
), de quibus instructi existimantnr. Tnterrogationes singulis faciendae, prout 
msationis titulus, aut allata f actorum et circumstantiarum congeries, vel ipsa 
itium indoles atque capacitas requirere videatur, sagacitati atque prudentiae 
ideratoris actorum et defensoris vinculi relinquuntur, qui illas concinnare, 
a^ere aut imminuere poterunt, dummodo tarnen semper ea omnia inquirantur, 
ae ad rectum proferendum Judicium aut necessaria aut opportuna censeantur.*^ 

8. Um das Beweismaterial zu vervollständigen, können und 
dssen zuweilen — (impedimentum impotentiae) — Sachverständige 
gezogen werden. Dazu sind zwei rechtscha&ew^, \\xi^^T\Ämöökfc^ 
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in ihrem Fache erprobte Männer, bezw. Frauen auszuwählen, 
welchen der Vorsitzende im Einverständnis mit dem defensor 
die geeigneten Fragen vorlegt und die etwa nötigen Belehr- 
ungen giebt. 

Instr. 1840: „Singulorum testium ahsoluto examine, dao saltem ex cele- 
briorihns civitatis pbysici, medicinam et chirurgiam callentes, seligantur, corpus 
viri iuspecturi super eius potentia ad coäandum cum muliere maxime virgine; 
nee ille physicus praetereundus qui forsan antea fuerit adhibitus ad viri incom- 
moda medenda. Animadvertendum autem, ut mediis utantur licitis et honestis, 
et perscrutandum praecipue, utrum illius virilia sint juxta naturae leges acca- 
rate conformata; niminim an penis naturalem habeat dimensionem, promptam- 
que erectionem ad coäundum necessario duraturam; an aliqno morbo fuerit 
afifectus, a quanto tempore et cuiusnam characteris; an fimbriae compactae 
et consistentes, seu potius flaccidae lassaeque sint; an testes sani, naturah'sqae 
magnitudinis, et utrum aliquo vitio laboraverint vel adhuc laborent : quo in 
casu morbi characterem et causas investigabunt ; an verus, vel recens, naturalis 
vel acquisitus, et an curabilis nee absque salutis pericolo. 

Quibus Omnibus diligenter inspectis, singola sub juramento scripto tradent 
et quid ipsi sentiant de viri impotentia an acquisita vel iagenita, absoluta vel 
relativ a tantum, iugenue fateantur nuUaque relicta ambigendi ratiooe. 

Corpus insuper mulieris, sed maxime illius genitalia membra a duabos 
saltem obstetricibus in arte et praxi peritioribus ac bonis moribus imbutis 
inspiciantur, adbibito prius muliens balneo, si necessario praemittendum phy- 
sici et ipsae judicaverint. Accurate observabunt signa integritatem mulieris 
constituentia, nimirum conformationem partium, juncturam, duritiem, mgosi* 
tatem et colorem ; an hymen sit integrum vel confractum in totum vel in partes: 
hoc in casu an et qua naturali causa seu potius e congressu extranei corporis 
contigerit; an myrtiformes carunculae inveniantur, earumque magnitudiDenit 
numerum et conformationem, aliaque signa ab arte tradita integritatem ant 
corruptionem mulieris constituentia sedulo inspiciant. Deinde unaquaeque se* 
orsum singula quae reppererint, sub sacramento judici, et a cancellario scripto 
fideliter tradenda distincte exponat, et quid ipsae sentiant de illius integritate 
declarent. 

Earumdem depositiones praedictis physicis examinandae tradantur, ut de- 
cernant, num mulier adhuc integra habenda sit atque matrimonium non con- 
summatum judicandum. 

Verum si aliquod dubium adhuc explicandum supersit, upportunis ab 
ipsis physicis concinnatis interrogationibus, iterum obstetrices examinentur, et 
si nihilominus anceps peiitorum Judicium permanserit, corpus mulieris ab ipsis 
inspiciatur, astante vero matrona antiquae virtutis, nullique exceptioni obnoxia 
et ab Ordinario designanda. Expleta inspectione Judicium dabnnt pbysici, 
singulasque proferent rationes, quibus ipsorum sententia innititur/ 

Instr. 1883: § 49: Istae obstetrices a duobus saltem peritis, uno medico, 
altero chirurgo, erunt instruendae de recognoscendo statu pbysico mulieris, 
prout medicinae legalis praecepta f erunt .... Quodsi in aliquibus locis ob- 
stetrices peritae non habeantur et inspectio corporis mulieris omnino necessaria 
judieetur, haec medicis peritis et honestate atque aetate ^i^avibus committatnr, 
ßleut iisdem esset committenda, s\ obsexNÄ.t\oi[i%Ä «\i 0(^«\ft\>rvK^^\A lajctAA con- 
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dadentes non reperirentur. In iis autem casibus matrona honesta jurejurando 
ad secretum obligata ipsi inspectioni semper assistat. 

Facile poiTo patet, quam sancte in omnibus hninsmodi inspectionibus 
cavendam sit, ne quidquam agatur, quod diyinae legi et castitatis virtuti ad- 
versetur. 

Quodsi ob singulares locorum circumstantias impossible aut valde difficile 
iQiquando fuerit, ut dao medici periti et duae obstetrices item peritae repe- 
riantor, tolerari potent, ut unus tantum medicns et una obstetrix adhibeatur. 
Garandum tarnen in hoc casu, ut relationes utriusque examinandae subjiciantur 
daobus aliis medica et chirurgica scientia doctis ibidem yel alibi commoran- 
tibus, ut fide jurata Judicium suum super eas proferant, num scilicet iisdem 
Sit fidendum et num ipsae exhibeant motiva, quae sententiae ferendae solide fun- 
damento sint. 

Haec mulieris inspectio ommittenda erit, si ea vidua sit« aut constiterit, 
post separationem a conjuge, cum quo Iis est, aut etiam ante, cum alio viro 
commercium habuisse. 

Medici et obstetrices, quantum ßeri poterit, inter catholicos eligantur; si 
yero ex his haberi nequeant, tolerari poterit, ut acatholici adhibeantur, dummodo 
tarnen aliunde constet eos esse probos et honestos, neque a spiritu catholicae 
religioni infenso duci/ 

8. Bevor nicht die Untersuchung abgeschlossen ist, darf mit 
Ausnahme des defensor matrimonii, niemanden auch nicht den 
Ehegatten und ihren Verteidigern Einsicht in die Akten gestattet 
werden. 

Instr. 1883 § 19: ,Quae in actis coutinentur nemini, ne ipsis quidem 
conjugibus eorumque defensoribus erunt communicanda ante processus publi- 
cationem, uno excepto matrimouii defensore, cui liberum erit semper et quan- 
documque acta inspicere et examinare.** 

9. Sobald es der Vorsitzende und der defensor für ange- 
zeigt halten, wird das Beweisverfahren geschlossen und die 
Hauptverhandlung anberaumt. Der hierüber zu fassende Be- 
schluss ist vom Vorsitzenden, vom defensor und Sekretär zu 
unterzeichnen. Von da ab stehen die Prozessakten den Par- 
teien und ihren Verteidigern zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
Die Parteien können sich beliebige Verteidiger wählen; werden 
hierbei neue Belege erbracht, so sind dieselben dem defensor vor- 
zulegen. Zur Erbringung von eventuellen Einwänden gegen 
die Akten ist ihnen ein Termin von acht Tagen zu gewähren. 

Instr. 1883 § 20: „Quatenus vero actorum moderatori aut defensori ma- 
trimonii nulla alia probatio requirenda videatur, finis imponatur probationum 
collectioni, et processus publicetur, edito hac super re decreto, ab ipso modera- 
tore, a defensore matrimonii et a cancellario subscribendo.** § 21: «Publicato 
processu locus fiet defensionibus, quas partes ad sua jura tuenda voluerint 
allegare, facta iisdem facultate adhibendi eos defensores, quos maluerint imo 
praemonendae erunt de hoc jure, ut lata sententia injustae contra eam incu- 
sationi aut reclamationi aditua praecludaiur. A\\egat\OTie& «a\.^Tcv ^\ ^\\^\^t&. 

Englmann-Stingl, Ehereeht. ^^ 
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gendas et in opera pia erogandas, in huiusmodi sumptus insumere potenmi 
Cum vero judices causae erunt judices commissarii, qui neque forum habent, 
et coDsequenter neque pecuuiam ex mnlctis coUectam, volumus ac mandanius, 
ut defensori matrimonii satisiiat ex pecnnia mulctarum illius Episcopi, in cuius 
dioecesi judex coramissarius juxta Sedis Aposiolicae mandatum jodicium 
exercebit/ 

Nach einem Beschlüsse der S. Congr. Conc. d. d. 12. Juni 1869, mit ge- 
ringen Änderungen am 10. Dezember 1884 erneuert, gebührt dem defensor 
^matrimonii nichts pro causis, quae tractantur oeconomi = ce et ex officio, cum 
voto theologi et canonistae. (cf. Schnitzer Eherecht, pag. 561 Anm. 1.) 

6. Der defensor inatrimoDÜ braucht nicht beigezogen zu 
werden : 

a) wenn das Eheband selbst nicht in Frage kommt, also 
bei Verlöbnis oder Scheidungsklagen; 

b) wenn es sich um eine Ehe handelt, die an einem sicher 
tridentinischen Orte nicht in trid eutinischer Form einge- 
gangen wurde. 

S. Congr. Conc. d. d. 29. Januar 1853 in una Trovirensi. 

c) wenn es sich handelt de probanda liberta status in casu 
incertae mortis coujugis pro adeundis nuptiis alteri 
permittendis. 

S. Congr. Conc. d. d. 14. Dezember 1889 in una Wratislaviensi. 

7. Bezüglich der consultores bestimmt die Const. „Dei mi- 
seratione" nichts besonderes. Dieselben sind entweder bloss Bei- 
sitzer mit beratender Stimme, oder sie haben auch beschliessende 
Stimme und bilden dann mit dem Vorsitzenden ein Richter- 
kollegium. Tm letzteren Falle muss bei Stimmengleichheit in 
Nullitätssachen stets für die Gültigkeit der Ehe entschieden 
werden, während sonst die Stimme des Vorsitzenden den Aus- 
schlag giebt. 

§83. 
Ankläger und Zeugen im Eheprozesse. 

1. Das Ehegericht beschäftigt sich mit einer Ehesache nur 
auf Grund einer vorschriftsmässig eingereichten Klage (actio), die 
nur von einer rechtlich hierzu fähigen Person erhoben werden 
kann. 

S. Congr. Conc. Instr. d. d. 20. Juni 1888. § 1: Ut in tribunali ec- 
clesiastico causa aliqua matrimonialis tractanda suscipiatur, necesse est, ut 
contra matrimonium regularis et juridica accusatio praecesseiit; quae nunquam 
erit admittenda, nisi proficiscatur a persona vel personis, quae communi jure 
habiles ad accusandum habeantur. Efcenim in quibusdam irapedimentis ipsi 
conjuges tantum uti accusatores admittuntur, in aliis, qui sunt iisdem sanguine 
propinqui, vel etiam quilibet de populo; ac tandem ex officio etiam inqui- 
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acht, oder ein längeres Zusammenleben die Erbitterung nur 
och steigern würde. 

Instr. Austr. § 211: „Conjux, qui separationem obtinere desiderat, ante 
nia parochum adeat suuin. Hie utramquo partem vocabit et cuncta, quae 
iX Dei et foederis conjngalis dignitas suppeditat, motiva graviter simul et 
ter adhibebit, ut conjugale vitae consortium intactum servetur.** 

§ 85. 
Die Berufung und die zweite Instanz. 



^ 1 Lautet das Urteil in erster Instanz auf Gültigkeit der Ehe 
Wmid beruhigen sich die Ehegatten damit, so hat der defensor matri- 



• monii dasselbe zu thun und die Sache gilt als beendet. Wurde 
r*" aber in erster Instanz auf Ungültigkeit der Ehe erkannt, so hat 
-der defensor, auch wenn die Parteien sich mit dem Urteil zu- 
frieden geben, ex officio an die höhere Instanz zu appellieren 
und er kann dazu vom Bischöfe oder von der höheren Instanz 
gezwungen werden, cf. § 82 n. 5. c. pag. 358. 

Instr. 1883 § 23: „Judex si pro validitate matrimonii sententiam dixerit, 
et nemo ex conjugibus contra eam appellaverit, neque defensor matrimonii 
appellabit, et causa finita censeatur. E contra, si matrimoniura nullum fuisso 
decreverit, quanivis conjuges judicio praelati acquieverint, defensor matrimonii 
appellationem facere debebit, et novam sententiam ab alio tribunali postulare: 
quam appellationem primus judex impedire nulla umquam ratione poterit. 
Interim nullatenus permittetur partibus novas nuptias inire. Quamvis appel- 
latione interponendae nuUi fatales dies vinculi defensori statuti sint, cnrandum 
tarnen, ut quantocius id fiat. Quodsi defensor ipse hoc munus neglexerit, 
compelli ad id poterit vel a suo Episcopo, vel etiam ab illo, apud quem de jure 
appellatio esset facienda/ 

2. Sobald Berufung eingelegt ist, hat der Ordinarius, der 
in erster Instanz entschieden hat, alle Prozessakten an die höhere 
Instanz zu übersenden. 

Instr. 1883 § 25: „Facta appollatione Episcopus seu Ordinarius, qui primam 
sententiam protulit, eam remitiere debebit unam cum integre processu, cete- 
risque omnibus ad causam iterum judicandam pertinentibus ad tribunal, ad 
quod appellatum est.*' 

3 Das Instanzgericht prüft zunächst die Akten der ersten 
Instanz und stellt die ihm nötig scheinenden Erhebungen und 
Vernehmungen an, um allenfallsige Zweifel zu lösen. Das Ver- 
fahren ist hierbei das gleiche, wie bei der ersten Instanz. 

Instr. 1883 § 26 : „Hoc (seil, tribunal, ad quod appellatum est) omnia 
a primo tribunali peracta diligenter examinabit, atque ea omnia peraget, 
quae necessaria videbuntur, ut defectus suppleantur, dubia elucidentur, et 
errores corrigantur. Hunc in finem, praesente semper vinculi defense re in curia 
constituto vei specialiter delegato, conjuges examinabit, in.vestigatiQn.es iustituet 
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circa documenta priori tribunali ezhibita, testes a quibus novas informationes 
hauriri possint, iterum audiet. Imo poterit etiam praescribere, ut novas qro- 
cessus ex integro cenficiatur. 

Verum quatenus validae desint rationes novum processum exigendi, 
consultius erit, praesertim si personarum et löcorum circumstantiae id sua- 
serint, ut processu jam expleto utatur, indictis tarnen ulterioribus investi- 
gationibus, quas necessarias judicaverit. Quodsi novum processum facicndani 
esse censuerit, methodus supra descripta servanda erit. Si vero aliqua tantum 
nova acta adjungenda, vel novi aliquid investigandum censuerit, semper tarnen 
defensor matrimonii adesse debebit, vel saltem nova haec eidem communicanda 
erunt, ut pro munere suo ea expendere et quatenus opus esse duxerif, proprias 
animadversiones illis opponere valeat.* 

4* Nach sorgfältiger Prüfung der Akten und Beendigung 
des neuen Beweisverfahrens wird der defensor aufgefordert, zu 
erklären, ob er noch etwas anzuordnen, bezw. zu erinnern habe; 
ist dies nicht der Fall, so erfolgt nach Vernehmung einiger 
rechtskundiger Männer die Urteilsverkündigung. 

Instr. 1883 § 27: , Expleto examine primi processus et imposito fine 
novis investigationibus, judex appellationis, debebit exquirere a defensore 
matrimonii, utrum aliquid adhuc babeat deducendum aut inquirendum ; et 
quatenus se nil amplius habere dixerit, aditis prius modo, quo supra declara- 
tum est, aliquibus viris in scientia juris peritis sententiam pronuntiabit^ 
omnia servando, quae pro tribunali primae instantiae praescripta fuerant." 

5. Bezüglich weiterer Appellationen gilt: 

a) Lautet auch das Urteil der zweiten Instanz auf Gültig 
keit der Ehe, so kann der die Gültigkeit bestreitende Teil 
sich an den hl. Stuhl wenden. 

Instr. 1888 § 28 : „Quando utraque sententia conformis pro validitate 
conjugii pronuntiata sit, sciat tamen pars impugnans matrimonium, sibi adhuc 
omnino patere appellationem ad Apostolicam Sedem.* 

b) Haben beide Instanzen für die Nichtigkeit der Ehe 
entschieden und glauben weder die Ehegatten, noch der 
defensor matrimonii Berufung ergreifen zu sollen, so 
können die Ehegatten, falls ihnen nicht ein anderes 
Hindernis entgegensteht, zu einer neuen Ehe schreiten. 
Jedoch ist zu beachten, dass Urteile über das Band der 
Ehe nie Rechtskraft erlangen, d. h. sie können 
jederzeit auf Grund neuer Beweismomente angefochten 
und umgestossen werden, selbst wenn die Ehegatten sich 
unterdessen anderweitig verheiratet haben sollten. 

Instr. 1883 § 28 : Si poro in secunda aeque ac in prima sententia 
nullum ac irritum matrimonium judicatum fuerit, et ab ea pars vel defoDSor 
pro sua conscientia non crediderit appellandum, in potestate et arbitrio con* 
jugum sit, novas nuptias contrahere, dummodo alicui eorum ob aliquod impe- 
djmentum vel Icgitimam causam \d 've\.\\.\mv \iQ\i «ä.. '^Q\ft%k\A.<& tamen post 
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Iteram sententiam conformem, ut supra, conjugibus facta intelligatur, salvo 
ieroper et firmo remanente jure seu privilegio causarum matrimonialium, quae ob 
:uiuscumque temporis lapsum numquam transeunt in rem judicatain, sed si nova 
res quae non deducta vel ignorata fnerit, detegatur, resumi possunt et rursus in ju- 
dicialem controversiam revocari. Quod si a secunda sententia super nuUitate vel 
altera pars appellaverit, vel defensor matrimonii ei, salva conscientia, acquies- 
cendum non putet, quia sibi vel manifeste injusta vel aliunde invalida videatur, 
re tota ad S. Sedem delata, interim firma remaneat utrique conjugi prohibitio 
ad alias transeundi nuptias/ 

Wenn Ehegatten, deren Ehe in erster Instanz für nichtig 
erklärt worden ist, ohne das Urteil der zweiten Instanz abzu- 
warten, eine neue Ehe schhessen, so sollen sie getrennt werden 
und es soll gegen sie mit den kirchlichen Strafen, wie gegen 
Bigamisten vorgegangen werden. 

Constit: «Deimiserat.** §9: «Appellatione a prima sententia pendente, vel 
etiam nulla obmalitiam vel oscitantiam vel collusionem defensoris et partium ioter- 
posita, si ambo vel unus ex conjugibus, novas nuptias celebrare ausus fuerit,'volu- 
mus ac decernimus, ut non solum serventur, quae adversus eos, qui matrimonium 
contra interdictum Ecclesiae contrahunt, statuta sunt, praesertim, ut invicem 
a cohabitatione separentur, quoadusque altera sententia super nuliitate emana- 
verit, a qua intra decem dies non sit appellatum vel appellatio interposita 
deserta deinde fuerit; sed ulterius ut contraheus vel contrahentes matrimonium 
huiusmodi omnibus poenis contra polygames a sacris canonibus et constitutinoi- 
bus Apostolicis constitutis omnino subjaceant, quas in eos, quatenus opus sit, 
motu, scientia ac potestate simili^rursus statuimu8,decernimus ac renovamus." 

Daraus darf jedocb noch nicht der Schluss gezogen werden, als sei eine 
solche Ehe schon ohne weiteres ungültig. Instr. Austr. § 119: «I^^r se liquet, 
coDJuges, antequam fioalis nullitatis sententia lata sit, ad novum contrahendum 
matrimonium nullatenus admitti debere. Quamvis autem conjunctio ante sen- 
tentiam finalem inita numquam nonillicita valde sit, imo iisdem ac polygamia 
poenis ecclesiasticis subjaceat, tamen, si processus, qni agitatur, nullitatis de- 
claratione terminetnr, nee aliud quidpiam praepropere copulatis obstet impedi- 
mentum, pro vero reputari debet matrimonio.* 

c) Wurde im Falle der Nullitätssentenz der beiden ersten 
Instanzen an die dritte appelliert und entscheidet aucli 
diese für die Nichtigkeit der Ehe, so ist eine weitere 
Appellation nicht mehr möglich. Hat dagegen die 
dritte Instanz für die Gültigkeit entschieden, so kann 
die unteriiegende Partei noch eine vierte, definitive 
Entscheidung herbeiführen. 

Instr. Austr. § 181: ,Si prima instantia matrimonium invalidum declaret, 
matrimonii defensor ex officio appellare debet. Si secundae instantiae Judicium 
pariter invaliditatem pronuntiet, defensor matrimonii, nisi prostantes invalidi- 
tatis probationes omne dubium secludant, causam ad tertiam instantiam deferre 
tenetur. Invaliditatis sententia per tertiam quoque instantiam lata, ulterior 
appellatio institui nequit. Si validitatem ea pronuntiet, actori liberum est 
peiere, ut quarta conatituatur instantia et hmua aeiil^xiW«^ ^«^ ^wsJöä V^vcir 
da est" 
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d) Hat das Urteil in erster Instanz auf Nichtigkeit, in 
zweiter auf Gültigkeit der Ehe gelautet, so kann die unter- 
legene Partei appellieren. Unterlässt sie das, so hat sich 
auch der defensor matrimonii damit zu beruhigen und die 
Sache gilt für erledigt. Wird indes appeUiert und die dritte 
Instanz entscheidet für die Gültigkeit, so giebt es dagegen 
keine weitere Appellation. Lautet das Urteil auf Nich- 
tigkeit, so muss der defensor noch die Entscheidung 
einer vierten und letzten Instanz herbeiführen. 

Instr.- Austr. § 182 : „Quando in prima et tertia instantia adversus 
matrimonium, in secunda autem pro eo sententia feratur, matrimonii incambit 
defensoni, quartam petere instantiam." 

e) Entscheidet die erste Instanz für die Gültigkeit, die zweite 
für die Nichtigkeit der Ehe, so dquss der defensor ex 
officio Berufung ergreifen. Bestätigt die dritte Instanz 
das Urteil der ersten, so gilt die Sache für erledigt; 
erkennt indes die dritte Instanz gleichfalls auf Nichtig- 
keit, so muss der defensor noch an eine vierte appellieren, 
deren Entscheidung dann massgebend ist. 

6. Was die Kosten des Verfahrens in Ehesachen anlangt, 
so wird der Prozess in erster und den weiteren Instanzen un- 
entgeltlich (more pauperum) geführt, wenn der Kläger arm ist, 
was durch ein Zeugnis des Pfarrers, bezw. Bischofs nachzuweisen 
ist. Ist der Kläger vermögend, so werden Kosten berechnet, 
jedoch verschieden, je nach der Verschiedenheit der Fälle und 
der Ausdehnung, die der Prozess nimmt. Bei der S. Gongr. 
Conc. betragen die Auslagen in Nichtigkeitsklagen durchschnittlicli 
2000 Lire, wenn die Sache zweimal, 1600—1700 Lire, wenn sie 
einmal zur Verhandlung kommt. Das Honorar der Advo- 
katen ist nicht eingerechnet und ist eigens zu vereinbaren. Bei 
der S. Congr. Off. und de Prop. fide sind die Kosten geringer; 
die Advokatenkosten abgerechnet, pflegen sie nicht ganz lOOO 
Lire zu betragen, (cf. Gasparri, tr. can. IL n. 1207 pag. 372.) 

§ 86. 
Vereinfachung des Verfalirens. 

Falls das impedimentum cultus disparitatis, ligaminis, con- 

sanginitatis, affinitatis ex copula licita, cognationis spiritualis, 

clandestinitatis an tridentinischen Orten unzweifelhaft und offen- 

kundig Yorliegt^ so darf der BiscYiol \\Ti\.^Y k\x^%^x^dcÄ\»&%\vx\^ der 
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jsbeÄÜglichen Vorschriften der Konstitution Benedikt XIV. 
)ei miseratione" die mit diesen Hindernissen ohne kirchliche 
spense geschlossenen Ehen in aussergerichtlichem Verfahren, 
)ch unter Beiziehung eines defensor matrimonii, für nichtig er- 
ären, ohne dass es einer Berufung an die zweite Instanz oder 
lies zweiten gleichlautenden Urteils bedürfte. S. Congr. Off. 
d. 20. März und 5. Juni 1889 (Ada S. Sed. XXVI. 638 f.) 
Congr. Off. d. d. 2. Juli 1892 (ibid. 753). (cf. Schnitzer, Ehe- 
tcht, pag. 566.) 

Das Dekretam der S. Congr. Off. d. d. 5. Juni 1889, das diese Verfügung 
ifift, gilt für die ganze Kirche, wie die S. Congr. Off. d. d. 16. Februar 1894 
isdrücklich erklärt hat. (Acta S. Sed XXVII. 142.) 



VII. Kapitel. 

Die „Civil-Ehe". 



§87. 
Begriff und Einteilung. 

1. „Civilehe" heisst eine lediglich Dach den bürgerlichen 
Gesetzen (oder in einer von der Staatsgewalt vorgeschriebenen 
Form) und zwar vor dem weltlichen Beamten eingegangene ehe- 
liche Verbindung zweier Personen verschiedenen Geschlechtes zu 
ungeteilter Lebensgemeinschaft. 

Die Civilehe unterscheidet sich von der kirchlichen Ehe nicht bloss dadurch, 
dass gegenüber der von der Kirche zur Gültigkeit der Eheachliesung vorge- 
schriebenen Form eine andere lediglich auf staatlicher Anordnung und Mitwirkung 
beruhende Form gesetzt ist, sondern auch dadurch, dass das Zustandekommen 
der Ehe überhaupt von den durch blosse Staatsgesetzgebung festgesetzten 
Erfordernissen bedingt ist. Es wird bei der Civilehe der kirchlichen Gesetzgebung 
und Gerichtsbarkeit eine staatliche gegenübergestellt und diese, soweit es von 
der Staatsgewalt abhängt, allgemein und ausschliesslich geltend gemacht bei 
der obligatorischen Civilehe, während bei den anderen Arten der Civilehe der 
staatlichen und kirchlichen Gesetzgebung gewissermassen gleiche Geltung von 
Seiten der Staatsgewalt beigelegt wird. 

2. Es giebt drei Arten der „Civilehe": 

a) Die obligatorische oder Zwangscivilehe, welche allgemein 
geboten ist, so dass vom Staate keine andere Verbindung 
als bürgerlich gültig anerkannt wird, als nur eine solche, 
welche in der staatlich vorgeschriebenen Form vor dem 
weltlichen Beamten eingegangen wurde. Dabei ist die 
kirchliche Eheschliessung dem Gewissen der Kontrahenten 
überlassen. Sie besieht se\\. Vi^*^ Vxi ^\^\\Vx<$ÄßJi^ in Bei- 
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gien und Holland, seit 1875 in der Schweiz, seit 1876 
im deutschen Reiche, in den Donaufürstentümern, seit 
1895 auch in Ungarn. 

b) Die fakultative oder freigestellte Civilehe, wo den Kon- 
trahenten von Seiten des Staates die freie Wahl ge- 
lassen ist, ob sie ihre Ehe vor der Earche oder in der 
staatlichen Form eingehen wollen. Sie besteht in Eng- 
land und Nordamerika. 

c) Die subsidiäre oder Notcivilehe, welche nur für solche 
Fälle gestattet ist, wo eine kirchliche Eheschliessung nicht 
zustande kommen kann und zwar: 

a) relative Notcivilehe für Ehen zwischen sogenannten 
Dissidenten, die keinem bestimmten Religionsbekennt- 
nisse, bezw. keiner vom Staate anerkannten Religions- 
gesellschaft angehören. (Sie bestand seit 1868 in 
Bayern für die sogenannten Deutschkatholiken.) 

ß) absolute Notcivilehe für die Ehen zwischen Christen 
und Juden und überhaupt für den Fall, dass von 
Seiten des zuständigen Pfarrers die kirchliche Trauung 
verweigert wird. (So seit 1868 in Österreich für den 
Fall, wo ein kirchliches Ehehindernis vorliegt, das 
nicht auch zugleich ein bürgerliches ist, und in 
Spanien seit 1875.) 

Zuerst kam die Civilehe während der blutigen Heligions- und politischen 
eitigkeiten in den Niederlanden auf — als fakultative Civilehe, da die 
e entweder vor dem reformierten Geistlichen oder als Civilehe eingegangen 
rden musste, somit also für die Protestanten fakultativ, für die Katholiken 
jegen obligatorisch war. Am 1. April 1580 in Holland und Westfries- 
n d eingeführt, wurde sie durch die Eheordnung vom 18. März 1856 auf die 
nzen Niederlande ausgedehnt; später 1795 wurde sie als obligatorische 
rilehe in der bat avischen Republik eingeführt und auch im bürger- 
ben Gesetzbuche vom Jahre 1833 beibehalten. 

In England wurde die obligatorische Civilehe während der grausamen 
rtigen Verfolgung durch das Gesetz vom 24. August 1653 eingefiüirt und 
in auch auf Schottland und Irland ausgedehnt. Sie stiess beim Volke 
F grossen Widerstand und verschwand von selbst bald wieder. Im Jahre 1753 
rde zur bürgerlichen Gültigkeit der Ehe in England durchweg die Vornahme 
• Trauung durch einen anglikanischen Geistlichen gefordert; endlich 1836 
rde die fakultative Civilehe für alle Engländer eingeführt, so dass statt 
r Trauung durch einen anglikanischen Geistlichen auch durch Eingehung 
er Civilehe die Ehe bürgerlich gültig wird, oder die Trauung einer gesetzlich 
ärkannten katholischen Trauungskirche, wo der kirchlichen Trauung der 
rilstandesbeamte anwohnt. Auch in Nordamerika ist die fakultative Civil- 
5 eingeführt. 
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In Frankreich wurde die Civilehe zuerst als fakultativ für die Prote- 
stanten eingefühi-t durch das Edikt vom 28. Novemher 1787, da ihnen die 
Eheschliessung entweder vor dem katholischen Pfarrer oder vor dem könig- 
lichen Richter freigegeben wurde; während der Revolution wurde dann dorch 
das am 20. September 1792 publizierte Gesetz die obligatorische Civilebe 
eingeführt und auf die eroberten Länder ausgedehnt. 

In Belgien wurde die Civilehe im Gefolge der französischen Revolation 
eingeführt und dauerte sie dort auch nach der Verfassung von 1830 fort; ebenso 
wurde in den Rbeinlanden (Rheinbayern, Rheinpreussen und Rheinhessen) mit 
dem französischen Recht auch die französische Civilehe eingeführt. 

In Frankreich selbst blieb es auch nach der Restauration bei der 
Civilehe. Nur die Ehescheidung wurde durch das Gesetz vom 8. Mai 1816 
aufgehoben und blieb es trotz der Gegenbestrebungen, bis sie durch die jetzige 
Republik (1885) wieder eingeführt wurde. 

In Deutschland brachte die sog. deutsch-katholische Bewegung seit 
1846 für die sog. Dissidenten die Notcivilehe, so für Baden 1846, Preussen 
1847, Bayern 1868; ebenso hatte die Bewegung des Jahres 1848 und die Nach- 
wirkung der die Civilehe verlangenden Frankfurter Grundrechte die Einfuhrung 
der Civilehe in manchen Ländern zur Folge. So in Anhalt, Kurhessen und 
Frankfurt 1850 obligatorisch ; Oldenbuig 1855 fakultativ ; Württemberg 1855 als 
Notcivilehe, ebenso in Baden 1860 (wo sie indes schon seit 1846 für die 
Dissidenten bestand); Hamburg 1861 fakultativ; Hannover 1867 als Notcivilehe. 
Am 9. März 1874 wurde sie in Preussen und durch das Personenstandsgesetz 
vom 6. Februar 1875 für das ganze deutsche Reich obligatorisch. Das Bürger- 
liche Gesetzbuch hat hierin keine Änderung gebracht. 

In Österreich besteht durch das Ehegesetz vom 25. Mai 1868 (Art. II) 
die Notcivilehe, wenn der Seelsorger das Aufgebot oder die Trauung verweigert 
In Ungarn wurde erst 1895 die obligatorische Civilehe eingeführt. 

In der Schweiz wurde die Civilehe obligatorisch eingeführt durch Ge- 
setz vom 23. Mai 1875, in Italien 1866; in Spanien besteht die Notcivil- 
ehe seit 1875. 



§88. 
Allgemeine Würdigung der „Civilehe". 

1. Die Päpste haben sich wiederholt gegen die Civilehe 
ausgesprochen; denn: 

a) Die Civilehe ist an sich ein Abfall von der christlichen 
Auffassung der Ehe, eine prinzipielle Verleugnung des 
wesentlich kirchlich-religiösen Charakters der Ehe, eine 
Institution, mit deren Einführung vom Christemtume als 
der Basis der staatlichen Ordnung abgegangen wird; 
sie leugnet den Zusammenhang zwischen Zeit und Ewig- 
keit und ist somit eine Profanation der Ehe. 

Sie behandelt die Ehe als ein rein bürgerliches Ver- 
hältnis, als einen bloaserv C^n^S^otAx^V» -visÄ ^Vi%tcehiert 
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von dem religiösen Momente derselben, verletzt also die 
Heiligkeit der Ehe. Allerdings hat die Ehe bürger- 
liche Folgen und untersteht sie rücksichtlich dieser 
bürgerlichen Wirkungen der bürgerlichen Gesetzgebung, 
aber sie ist deshalb nicht ein rein bürgerliches Verhältnis 
und sollte nicht bloss als ein solches vom Staate be- 
handelt, verweltlicht, säkularisiert werden, 
b) Die Ehe ist keine staatliche Institution, sondern eine 
vom Urheber der Natur, von Gott, angeordnete und von 
Jesus Christus, dem göttlichen Wiederhersteller der 
Menschheit, zum Sakramente erhobene Einrichtung. 
„Der eheliche Bund ist kein Werk und keine Erfindung 
des Menschen. Gott selbst, der oberste Urheber der 
Natur, hat gleich von Anfang an vermittels dieses Bundes 
die Fortpflanzung des menschlichen Geschlechtes und 
die Einrichtung der Familie angeordnet; und in dem 
neuen Bunde der Gnade wollte er den ehelichen Bund 
dadurch adeln, dass er ihm das göttliche Siegel eines 
Sakramentes aufdrückte. Deshalb ist die Ehe nach christ- 
lichem Rechte, was das Wesen und die Heiligkeit des 
ehelichen Bundes betrifft, ein wesentlich heiliger und 
religiöser Akt, dessen Anordnung natürlich der rehgiösen 
Gewalt zusteht und zwar nicht vermöge einer Delegation 
von selten des Staates oder eines Zugeständnisses der 
Fürsten, sondern kraft eines Beschlusses des göttlichen 
Stifters des Christentums und des Urhebers der Sakra- 
mente." (Leo XIII. an die Bischöfe der Kirchenprovinzen 
Turin, Vercelli und Genua d. d. 1. Juni 1879.) 

Die Ehe ist die sittliche Grundlage der häusUchen 
Gemeinschaft, w^elche der Staat zur Voraussetzung hat. 
Die FamiUe ist das Fundament der staatlichen Gesell- 
schaft. Die Familie und die Ehe, welche ihre Grund- 
lage ist, sind schon vor dem Staate. Die Ehe besteht 
als naturrechtliches und göttliches Jnstitut mit Rechten 
und Pflichten, die durch das natürliche und positiv 
göttliche Gesetz bestimmt sind und ihre nähere Bestim- 
mung durch die Kirche erhalten. 

Nach dem normalen Verhältnisse zwischen Kirche 
und Staat nun wird es Aufgabe des Staates sein, die 
durch Natur und Offenbarung und durch die Kirche 
bestimmten und geheiligten Rechte dev ^V\^ tm ^tioX«^ 
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ohlatae faerint, communicandao erunt defeDsori vincali matrimonialis, ui 
expendere, et qaatenus matrimonii validitatem impugnent refutare valeat. 

Instr. Aastr. § 176: „Ahsoluto processu prohatorio conjuges et quicoi 
matrimoDium accusaverit, nee non defensor matrimonii moneantur de eo, 
pollent jure, in hucusqae acta animadvertendi. Exceptiones^si qua$ 
beant,intra octiduum proponant. Ratione domicilii interesse habei 
terminus protrahi potest; ita tamen, ut major qaam necessaria sit, mora 
concedatur.* 

10. Nachdem der defensor die schriftliche Erklärung a 
geben hat, dass er einer weiteren Feststellung oder Unters 
ung nicht bedürfe, wird die Sache zwei oder drei rechts 
digen Männern (consiliarii) mitgeteilt und nach Anhörung i 
Urteils das Erkenntnis gefällt. Das Urteil ist schriftlich 
zufertigen, hat kurz die festgestellten Thatsachen zu begrür 
und wird mit der Unterschrift des Richters und Sekr 
und dem Siegel der bischöflichen Kurie den Parteien ai 
händigt. 

Instr. 1883 § 22: ^Omnibus, ut supra, peractis ad sententiam pi 
tiandam veniendum erit. Quod ut ab Ordinario seu eius delegato rite fii 
primis a defensore matrimonii exquiri debet declaratio, sibi nihil amplii 
ducendum aat inquirendum superesse: deinde integra causa duobus aut 
viris peritis, si haberi possint, examinanda subjiciatur, et nonnisi audito < 
voto, sententia proferatur. Haec in scriptis erit exaranda, in eaque 
num momenta, quibus innititur, ex processu deprompta exponantur, succinci 
dem, sed ita tamen, ne quidpiam essentiale ommitatur. Sententia subscri 
judicis et secretarii, nee non sigillo curiae episcopalis munita partibus erit 
ficanda per curiae appositorem, relicto iisdem illius exemplari, de quo in sc 
fides erit facienda.** 

Nach einer Entscheidung der S. Congr. Conc. d. d. Juni 1894 kai 
Zuziehung der beiden Sachverständigen (theologus et canonista) auch unter] 
werden. (Acta S. Sedis XXVII. pag. 153.) 

11. Bei der Klage auf separatio a thoro et mensa ist 
Verfahren im allgemeinen das gleiche. Die Klage wird ir 
Regel von dem berechtigten Ehegatten vor dem Pfarrer i 
meldet. Dieser versucht, die Parteien zu versöhnen. Er 
sich das als erfolglos, so sind die Ehegatten zu Protoko 
nehmen und dieses mit einer Charakteristik der Eheleute 
ihrer notorischen Verhältnisse etc. etc. dem Ehegericht v< 
legen, welches sodann ex officio einen weiteren Sühnever 
anordnet. Schlägt auch dieser fehl, so wird das Prozes 
fahren eingeleitet. Hat eine faktische Trennung der Eheg 
bereits stattgefunden, so müssen sich die Gatten vor Begini 
Prozesses wieder vereinigt haben ; jedoch kann der Richter 
provisorische Trennung dekretieren, bezw. gestatten, wenr 
Heil des Leibes oder der Seele des eiuen Teiles dies notw< 
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icht, oder ein längeres Zusammenleben die Erbitterung nur 
ch steigern würde. 

lostr. Austr. § 211 : „Conjux, qui separationem obtinere desiderat, ante 
nia parocbum adeat snum. Hie utramque partem vocabit et cuncta, quae 
: Dei et foederis conjugalis dignitas snppeditat, motiva graviter simul et 
laoter adhibebit, ut conjugale vitae consortium intactum servetur.** 

§ 85. 
Die Berufung und die zweite Instanz. 

1 Lautet das Urteil in erster Instanz auf Gültigkeit der Ehe 
id beruhigen sich die Ehegatten damit, so hat der defensor matri- 
onii dasselbe zu thun und die Sache gilt als beendet. Wurde 
)er in erster Instanz auf Ungültigkeit der Ehe erkannt, so hat 
ir defensor, auch wenn die Parteien sich mit dem Urteil zu- 
ieden geben, ex officio an die höhere Instanz zu appellieren 
id er kann dazu vom Bischöfe oder von der höheren Instanz 
jzwungen werden, cf. § 82 n. 5. c. pag. 358. 

Instr. 1883 § 23: „Judex si pro validitate matrimonii sententiam dixerit, 
nemo ex conjugibns contra eam appellaverit, neque defensor matrimonii 
»pellabit, et causa ünita censeatur. E contra, si matrimonium nullum fuisso 
screverit, quamvis conjuges judicio praelati acquieverint, defensor matrimonii 
>pellationem facere debebit, et novam sententiam ab alio tribunali postulare : 
lam appellationem primus judex impedire nuUa umquam ratione poterit. 
iterim nullatenus permittetur partibus novas nuptias inire. Quamvis appel- 
tione interponendae nulli fatales dies vinculi defensori statuti sint, ciirandum 
men, ut quantocius id fiat. Quodsi defensor ipse hoc munus neglexerit, 
»mpelli ad id poterit vel a suo Episcopo, vel etiam ab illo, apud quem de jure 
)pellatio esset facienda.** 

2. Sobald Berufung eingelegt ist, hat der Ordinarius, der 
i erster Instanz entschieden hat, alle Prozessakten an die höhere 
istanz zu übersenden. 

Instr. 1883 § 25: „Facta appellatione Episcopus seu Ordinarius, qui primam 
utentiam protulit, eam remitiere debebit unam cum integre processu, cete- 
$que Omnibus ad causam iterum judicandam pertinentibus ad tribunal, ad 
lod appellatum est.** 

3 Das Instanzgericht prüft zunächst die Akten der ersten 
istanz und stellt die ihm nötig scheinenden Erhebungen und 
ernehmungen an, um allenfallsige Zweifel zu lösen. Das Ver- 
hren ist hierbei das gleiche, wie bei der ersten Instanz. 

Instr. 1883 § 26 : „Hoc (seil, tribunal, ad quod appellatum est) omnia 
primo tribunali peracta diligenter examinabit, atque ea omnia peraget, 
ae necessaria videbuntur, ut defectus suppleantur, dubia elucidentur, et 
•eres coiTigantur. Hunc in finem, praesente semper vinculi defensore in curia 
astituto vel specialiter delegato, conjuges examinabit, inveatigationes instituet 
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circa documenta priori tribunali ezhibita, testes a quibus novas informationes 
hauriri possint, iteram andiet. Jmo poterit etiam praescribere, ut novus qro- 
cessus ex integre cenficiatur. 

Verum quatenus validae desint rationes novum processum exigendi, 
consultius erit, praesertim si personarum et löcorum circumstantiae id sua- 
serint, ut processu jam expleto utatur, indictis tarnen ulterioribus investi- 
gationibus, quas necessarias judicaverit. Quodsi novum processum facicndam 
esse censuerit, methodus supra descripta servanda erit. Si vero aliqua tantum 
nova acta adjungenda, vel novi aliquid investigandum censuerit, semper tarnen 
defensor matrimonii adesse debebit, vel saltem nova haec eidem commuDicanda 
erunt, ut pro munere suo ea expendere et quatenus opus esse duxerit, proprias 
animadversiones illis opponere valeat." 

4' Nach sorgfältiger Prüfung der Akten und Beendigung 
des neuen Beweisverfahrens wird der defensor aufgefordert, zu 
erklären, ob er noch etwas anzuordnen, bezw. zu erinnern habe; 
ist dies nicht der Fall, so erfolgt nach Vernehmung einiger 
rechtskundiger Männer die Urteilsverkündigung. 

Instr. 1883 § 27: , Expleto examina primi processus et imposito fine 
novis investigationibus, judex appellationis, debebit exquirere a defensore 
matrimonii, utrum aliquid adhuc habeat deducendum aut inquirendum ; et 
quatenus se nil amplius habere dixerit, aditis prius modo, quo supra declara- 
tum est, aliquibus viris in scientia juris peritis sententiam pronuntiabit, 
omnia servando, quae pro tribunali primae instantiae praescripta fueraot." 

5. Bezüglich weiterer Appellationen gilt: 

a) Lautet auch das Urteil der zweiten Instanz auf Gültig- 
keit der Ehe, so kann der die Gültigkeit bestreitende Teil 
sich an den hl. Stuhl wenden. 

Instr. 1883 § 28 : „Quando utraque sententia conformis pro validitate 
conjugii pronuntiata sit, sciat tarnen pars impugnans matrimonium, sibi adhuc 
omnino patere appellationem ad Apostolicam Sedem.* 

b) Haben beide Instanzen für die Nichtigkeit der Ehe 
entschieden und glauben weder die Ehegatten, noch der 
defensor matrimonii Berufung ergreifen zu sollen, so 
können die Ehegatten, falls ihnen nicht ein anderes 
Hindernis entgegensteht, zu einer neuen Ehe schreiten. 
Jedoch ist zu beachten, dass Urteile über das Band der 
Ehe nie Rechtskraft erlangen, d. h. sie können 
jederzeit auf Grund neuer Beweismomente angefochten 
und umgestossen werden, selbst wenn die Ehegatten sich 
unterdessen anderweitig verheiratet haben sollten. 

Instr. 1883 § 28 : Si poro in secunda aeque ac in prima sententia 
nullum ac irritum matrimonium judicatum fuerit, et ab ea pars vel defensor 
pro sua conscientia non crediderit appellandum, in potestate et arbitrio con- 
jugum sit, novas nuptias contrahere, dummodo alicui eorum ob aliquod imp€- 
dtmentum vel Jegitimam causam id velilxxxxv wö\i ^\t. Potestas tarnen post 
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L'am sententiam conformem, ut supra, conjugibus facta intelligatur, salvo 
per et firmo remanente jure seu privilegio causarum matrimonialium, quae ob 
iscumque temporis lapsum numquam transeunt in rem judicatain, sed si nova 
quae non deducta vel ignorata fuerit, detegatur, resumi possuot et rursus in ju- 
alem controversiam revocari. Qnod si a secunda sententia super nullitate vel 
■ra pars appellaverit, vel defensor matrimonii ei, salva conscientia, acquies- 
dum non putet, quia sibi vel manifeste injusta vel aliunde invalida videatur, 
tota ad S. Sedem delata, icterim firma remaneat utrique conjugi prohibitio 
alias transeundi nuptias/ 

Wenn Ehegatten, deren Ehe in erster Instanz für nichtig 
därt worden ist, ohne das Urteil der zweiten Instanz abzu- 
rten, eine neue Ehe schhesseu, so sollen sie getrennt werden 
d es soll gegen sie mit den kirchlichen Strafen, wie gegen 
^amisten vorgegangen werden. 

Constit: „Deimiserat." §9: „Appellatione a prima sententia pendente, vel 
an nulla ob malitiani vel oscitantiam vel coUusionem defensoris et partium inter- 
ita, si ambo vel unus ex conjugibus, novas nuptias celebrare ausus fuerit,* volu- 
3 ac decernimus, ut non solum serventur, quae adversus eos, qui matrimonium 
tra interdictum Ecclesiae contrahunt, statuta sunt, praesertim, ut invicem 
ohabitatione separentur, quoadusque altera sententia super nullitate emana- 
it, a qua intra decem dies non sit appellatum vel appellatio interposita 
erta deinde fuerit; sed ulterius ut contrahens vel contrabentes matrimonium 
usmodi Omnibus poenis contra polygames a sacris canonibus et constitutinoi- 
Apostolicis constitutis omnino subjaceant, quas in eos, quatenus opus sit, 
bu, scientia ac potestate simili^rursus statuimus,decernimus ac renovamus.* 

Daraus darf jedoch noch nicht der Schluss gezogen werden, als sei eine 
:he Ehe schon ohne weiteres ungültig. Instr. Austr. § 119: ,Per se liquet, 
juges, antequam fiaalis nullitatis sententia lata sit, ad novum contrahendum 
trimonium nullatenus admitti debere. Quamvis autem conjunctio ante sen- 
tiam finalem inita numquam nonillicita valde sit, imo iisdem ac polygamia 
nis ecclesiasticis subjaceat, tamcn, si processus, qni agitatur, nullitatis de- 
ratione terminetur, nee aliud quidpiam praepropere copulatis obstet impedi- 
ntum, pro vero reputari debet matrimonio. ** 

c) Wurde im Falle der Nulhtätssentenz der beiden ersten 
Instanzen an die dritte appelliert und entscheidet auch 
diese für die Nichtigkeit der Ehe, so ist eine weitere 
Appellation nicht mehr möglich. Hat dagegen die 
dritte Instanz für die Gültigkeit entschieden, so kann 
die unterliegende Partei noch eine vierte, definitive 
Entscheidung herbeiführen. 

Instr. Austr. § 181: ,Si prima instantia matrimonium invalidum declaret, 
trimonii defensor ex officio appellare debet. Si secundae instantiae Judicium 
iter invaliditatem pronuntiet, defensor matrimonii, nisi prostantes invalidi- 
is probationes omne dubium secludant, causam ad tertiam instantiam deferre 
letur. Invaliditatis sententia per tertiam quoque instantiam lata, ulterior 
Deilatio institui nequit. Si validitatem ea pronuntiet, actori liberum est 
:ere, ut quarta constituatur instantia et huiua seiii^iiW^k ^«^ ^w^\% V^wcl- 
eat" 
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d) Hat das Urteil in erster Instanz auf Nichtigkeit, in 
zweiter auf Gültigkeit der Ehe gelautet, so kann die unter- 
legene Partei appellieren. Unterlässt sie das, so hat sich 
auch der defensor matrimonii damit zu beruhigen und die 
Sache gilt für erledigt. Wird indes appelhert und die dritte 
Instanz entscheidet für die Gültigkeit, so giebt es dagegen 
keine weitere Appellation. Lautet das Urteil auf Nich- 
tigkeit, so muss der defensor noch die Entscheidung 
einer vierten und letzten Instanz herbeiführen. 

Instr.' Austr. § 182: „Quando in prima et tertia instantia adversus 
inatrimoniam, in secunda aatem pro eo sententia feratur, matrimonii incumbit 
defensoni, qnartam petere instantiam.' 

e) Entscheidet die erste Instanz für die Gültigkeit, die zweite 
für die Nichtigkeit der Ehe, so muss der defensor ex 
officio Berufung ergreifen. Bestätigt die dritte Instanz 
das Urteil der ersten, so gilt die Sache für erledigt; 
erkennt indes die dritte Instanz gleichfalls auf Nichtig- 
keit, so muss der defensor noch an eine vierte appellieren, 
deren Entscheidung dann massgebend ist. 

6. Was die Kosten des Verfahrens in Ehesachen anlangt, 
so wird der Prozess in erster und den weiteren Instanzen un- 
entgelthch (more pauperum) geführt, wenn der Kläger arm ist, 
was durch ein Zeugnis des Pfarrers, bezw. Bischofs nachzuweisen 
ist. Ist der Kläger vermögend, so werden Kosten berechnet, 
jedoch verschieden, je nach der Verschiedenheit der Fälle und 
der Ausdehnung, die der Prozess nimmt. Bei der S. Congr. 
Conc. betragen die Auslagen in Nichtigkeitsklagen durchschnittlich 
2000 Lire, wenn die Sache zweimal, 1600 — 1700 Lire, wenn sie 
einmal zur Verhandlung kommt. Das Honorar der Advo- 
katen ist nicht eingerechnet und ist eigens zu vereinbaren. Bei 
der S. Congr. Off. und de Prop. fide sind die Kosten geringer; 
die Advokatenkosten abgerechnet, pflegen sie nicht ganz 1000 
Lire zu betragen, (cf. Gasparri, tr. can. IL n. 1207 pag. 372.) 

§ 86. 
Vereinfachung des Verfahrens. 

Falls das impedimentum cultus disparitatis, hgaminis, con- 
sanginitatis, affinitatis ex copula licita, cognationis spiritualis, 
clandestinitatis an tridentinischen Orten unzweifelhaft und offen- 
kundig vorliegt, so darf der Bischof unter Ausserachtlassung der 
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ibeÄÜglichen Vorschriften der Konstitution Benedikt XIV. 
)i miseratione" die mit diesen Hindernissen ohne kirchliche 
pense geschlossenen Ehen in aussergerichtlichem Verfahren, 
h unter Beiziehung eines defensor matrimonii, für nichtig er- 
ren, ohne dass es einer Berufung an die zweite Instanz oder 
es zweiten gleichlautenden Urteils bedürfte. S. Congr. Off. 
d. 20. März und 5. Juni 1889 (Ada S. Sed. XXVI. 638 f.) 
Congr. Off. d. d. 2. Juli 1892 (ibid. 753). (cf. Schnitzer, Ehe- 
ht, pag. 566.) 

Das Dekretam der S. Congr. Off. d. d. 5. Juni 1889, das diese Verfügung 
t, gilt für die ganze Kirche, wie die S. Congr. Off. d. d. 16. Februar 1894 
drücklich erklärt hat. (Acta S. Sed XXVII. 142.) 



VII. Kapitel. 

Die „Civil-Ehe". 



§87. 
Begriff und Einteilung. 

1. „Civilehe" heisst eiue lediglich nach den bürgerlichen 
Gesetzen (oder in einer von der Staatsgewalt vorgeschriebenen 
Form) und zwar vor dem weltlichen Beamten eingegangene ehe- 
liche Verbindung zweier Personen verschiedenen Geschlechtes zu 
ungeteilter Lebensgemeinschaft. 

Die Civilehe unterscheidet sich von der kirchlichen Ehe nicht bloss dadurch, 
dass gegenüber der von der Kirche zur Gültigkeit der Eheschliesung vorge- 
schriebenen Form eine andere lediglich auf staatlicher Anordnung und Mitwirkung 
beruhende Form gesetzt ist, sondern auch dadurch, dass das Zustandekommen 
der Ehe überhaupt von den durch blosse Staatsgesetzgebung festgesetzten 
Erfordernissen bedingt ist. Es wird bei der Civilehe der kirchlichen Gesetzgebung 
und Gerichtsbarkeit eine staatliche gegenübergestellt und diese, soweit es von 
der Staatsgewalt abhängt, allgemein und ausschliesslich geltend gemacht bei 
der obligatorischen Civilehe, während bei den anderen Arten der Civilehe der 
staatlichen und kirchlichen Gesetzgebung gewissermassen gleiche Geltung von 
Seiten der Staatsgewalt beigelegt wird. 

2. Es giebt drei Arten der „Civilehe": 

a) Die obligatorische oder Zwangscivilehe, welche allgemein 
geboten ist, so dass vom Staate keine andere Verbindung 
als bürgerlich gültig anerkannt wird, als nur eine solche, 
welche in der staatlich vorgeschriebenen Form vor dem 
weltlichen Beamten eingegangen wurde. Dabei ist die 
kirchliche Eheschliessung dem Gewissen der Kontrahenten 
überlassen. Sie besteht seit 1792 in Frankreich, in Bei- 



Begriff und Erateilung der ,Civil-Ehe«. 377 

gien und Holland, seit 1875 in der Schweiz, seit 1876 
im deutschen Reiche, in den Donaufürstentümern, seit 
1895 auch in Ungarn. 

b) Die fakultative oder freigestellte Civilehe, wo den Kon- 
trahenten von Seiten des Staates die freie Wahl ge- 
lassen ist, ob sie ihre Ehe vor der Earche oder in der 
staatlichen Form eingehen wollen. Sie besteht in Eng- 
land und Nordamerika. 

c) Die subsidiäre oder Notcivilehe, welche nur für solche 
Fälle gestattet ist, wo eine kirchliche Eheschliessung nicht 
zustande kommen kann und zwar: 

a) relative Notcivilehe für Ehen zwischen sogenannten 
Dissidenten, die keinem bestimmten Religionsbekennt- 
nisse, bezw. keiner vom Staate anerkannten Religions- 
gesellschaft angehören. (Sie bestand seit 1868 in 
Bayern für die sogenannten Deutschkatholiken.) 

ß) absolute Notcivilehe für die Ehen zwischen Christen 
und Juden und überhaupt für den Fall, dass von 
Seiten des zuständigen Pfarrers die kirchliche Trauung 
verweigert wird. (So seit 1868 in Österreich für den 
Fall, wo ein kirchliches Ehehindernis vorliegt, das 
nicht auch zugleich ein bürgerliches ist, und in 
Spanien seit 1875.) 

Zuerst kam die Civilehe wäbreDd der blutigen Heligions- und politischen 
reitigkeiten in den Niederlanden auf — als fakultative Civilehe, da die 
e entweder vor dem reformierten Geistlichen oder als Civilehe eingegangen 
rden musste, somit also für die Protestanten fakultativ, für die Katholiken 
^egen obligatorisch war. Am 1. April 1580 in Holland und Westfries- 
n d eingeführt, wurde sie durch die Eheordnung vom 18. März 1856 auf die 
nzen Niederlande ausgedehnt; später 1795 wurde sie als obligatorische 
nlehe in der batavischen Republik eingeführt und auch im bürger- 
hen Gesetzbuche vom Jahre 1833 beibehalten. 

In England wurde die obligatorische Civilehe während der grausamen 
rtigen Verfolgung durch das Gesetz vom 24. August 1653 eingeführt und 
nn auch auf Schottland und Irland ausgedehnt. Sie stiess beim Volke 
f grossen Widerstand und verschwand von selbst bald wieder. Im Jahre 1753 
rde zur bürgerlichen Gültigkeit der Ehe in England durchweg die Vornahme 
• Trauung durch einen anglikanischen Geistlichen gefordert; endlich 1836 
rde die fakultative Civilehe für alle Engländer eingeführt, so dass statt 
r Trauung durch einen anglikanischen Geistlichen auch durch Eingehung 
er Civilehe die Ehe bürgerlich gültig wird, oder die Trauung einer gesetzlich 
3rkannten katholischen Trauungskirche, wo der kirchlichen Trauung der 
rilstandesbeamte anwohnt. Auch in Nordamerika ist die fakultative Civil- 
3 eingeführt. 
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In Frankreich wurde die Civilehe zaerst als fakultativ für die Prote- 
stanten eingeführt durch das Edikt vom 28. November 1787, da ihnen die 
Eheschliessung entweder vor dem katholischen Pfarrer oder vor dem könig- 
lichen Richter freigegeben wurde; während der Revolution wurde dann durch 
das am 20. September 1792 publizierte Gesetz die obligatorische Civilehe 
eingeführt und auf die eroberten Länder ausgedehnt. 

In Belgien wurde die Civilehe im Gefolge der französischen Revolation 
eingeführt und dauerte sie dort auch nach der Verfassung von 1830 fort; ebenso 
wurde in den Rheinlanden (Rheinbayern, Rheinpreussen und Rheinhessen) mit 
dem französischen Recht auch die französische Civilehe eingefühi-t. 

In Frankreich selbst blieb es auch nach der Restauration bei der 
Civilehe. Nur die Ehescheidung wurde durch das Gesetz vom 8. Mai 1816 
aufgehoben und blieb es trotz der Gegenbestrebungen, bis sie durch die jetzige 
Republik (1885) wieder eingeführt wurde. 

In Deutschland brachte die sog. deutsch-katholische Bewegung seit 
1846 für die sog. Dissidenten die Notcivilehe, so für Baden 1846, Preussen 
1847, Bayern 1868 ; ebenso hatte die Bewegung des Jahres 1848 und die Nach« 
Wirkung der die Civilehe verlangenden Frankfurter Grundrechte die Einführung 
der Civilehe in manchen Ländern zur Folge. So in Anhalt, Kurhessen und 
Frankfurt 1850 obligatorisch ; Oldenburg 1855 fakultativ ; Württemberg 1855 als 
Notcivilehe, ebenso in Baden 1860 (wo sie indes schon seit 1846 für die 
Dissidenten bestand); Hamburg 1861 fakultativ; Hannover 1867 als Notcivilehe. 
Am 9. März 1874 wurde sie in Preussen und durch das Personenstandsgesetz 
vom 6. Februar 1875 für das ganze deutsche Reich obligatorisch. Das Bürger- 
liche Gesetzbuch hat hierin keine Änderung gebracht. 

In Österreich besteht durch das Ehegesetz vom 25. Mai 1868 (Art 11) 
die Notcivilehe, wenn der Seelsorger das Aufgebot oder die Trauung verweigert 
In Ungarn wurde erst 1895 die obligatorische Civilehe eingeführt. 

In der Schweiz wurde die Civilehe obligatorisch eingeführt durch Ge- 
setz vom 23. Mai 1875, in Italien 1866; in Spanien besteht die Notcivil- 
ehe seit 1875. 



§88. 
Allgemeine Würdigung der „Civilehe". 

1. Die Päpste haben sich wiederholt gegen die Civilehe 
ausgesprochen; denn: 

a) Die Civilehe ist an sich ein Abfall von der christlichen 
Auffassung der Ehe, eine prinzipielle Verleugnung des 
wesentlich kirchlich-religiösen Charakters der Ehe, eine 
Institution, mit deren Einführung vom Christejitume als 
der Basis der staatlichen Ordnung abgegangen wird; 
sie leugnet den Zusammenhang zwischen Zeit und Ewig- 
keit und ist somit eine Profanation der Ehe. 

Sie behandelt die Ehe als ein rein bürgerliches Ver- 
hältnis, als einen blossen C^n'^S^otAx^V» -visÄ «ijötrahiert 
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von dem religiösen Momente derselben, verletzt also die 
Heiligkeit der Ehe. Allerdings hat die Ehe bürger- 
liche Folgen und untersteht sie rücksichtlich dieser 
bürgerlichen Wirkungen der bürgerlichen Gesetzgebung, 
aber sie ist deshalb nicht ein rein bürgerliches Verhältnis 
und sollte nicht bloss als ein solches vom Staate be- 
handelt, verweltlicht, säkularisiert werden, 
b) Die Ehe ist keine staatliche Institution, sondern eine 
vom Urheber der Natur, von Gott, angeordnete und von 
Jesus Christus, dem göttlichen Wiederhersteller der 
Menschheit , zum Sakramente erhobene Einrichtung. 
„Der eheliche Bund ist kein Werk und keine Erfindung 
des Menschen. Gott selbst, der oberste Urheber der 
Natur, hat gleich von Anfang an vermittels dieses Bundes 
die Fortpflanzung des menschlichen Geschlechtes und 
die Einrichtung der Familie angeordnet; und in dem 
neuen Bunde der Gnade wollte er den ehelichen Bund 
dadurch adeln, dass er ihm das göttliche Siegel eines 
Sakramentes aufdrückte. Deshalb ist die Ehe nach christ- 
lichem Rechte, was das Wesen und die Heiligkeit des 
ehelichen Bundes betrifft, ein wesentlich heiliger und 
religiöser Akt, dessen Anordnung natürlich der rehgiösen 
Gewalt zusteht und zwar nicht vermöge einer Delegation 
von Seiten des Staates oder eines Zugeständnisses der 
Fürsten, sondern kraft eines Beschlusses des göttlichen 
Stifters des Christentums und des Urhebers der Sakra- 
mente." (Leo XIII. an die Bischöfe der Kirchenprovinzen 
Turin, Vercelli und Genua d. d. 1. Juni 1879.) 

Die Ehe ist die sittliche Grundlage der häuslichen 
Gemeinschaft, welche der Staat zur Voraussetzung hat. 
Die Familie ist das Fundament der staatlichen Gesell- 
schaft. Die Familie und die Ehe, welche ihre Grund- 
lage ist, sind schon vor dem Staate. Die Ehe besteht 
als naturrechtliches und göttliches Jnstitut mit Rechten 
und Pflichten, die durch das natürliche und positiv 
göttliche Gesetz bestimmt sind und ihre nähere Bestim- 
mung durch die Kirche erhalten. 

Nach dem normalen Verhältnisse zwischen Kirche 
und Staat nun wird es Aufgabe des Staates sein, die 
durch Natur und Offenbarung und durch die Kirche 
hesümmten und geheiligten Rechte dev ^Vv^ "lm ^^^«^ 
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und nötigenfalls mit seinem Arme zu schützen, da ja 
der Staat der Schützer des Rechtes sein soll; zugleich 
wird der Staat die Aufgabe haben, die in seine Sphäre 
gehörigen bürgerlichen Folgen der Ehe zu regeln. Das 
wäre das richtige Verhältnis. 

Indem daher der Staat nur das mit der Ehe ver- 
bundene bürgerliche Moment anerkennt, das höhere, 
massgebende und religiöse aber dem Gutdünken des 
einzelnen überlässt, ermöglicht er die Entartung der 
Ehe, da manche aus Unglauben und Feindseligkeit gegen 
die Kirche, andere aus Leichtsinn und Eitelkeit das 
religiöse Moment ganz vernachlässigen werden oder doch 
können. Wenigstens ist durch die Civilehe von selten 
des Staates die gänzliche Vernachlässigung und Miss- 
achtung der Kirchengesetze und des religiösen Moments 
der Ehe ermöglicht und legalisiert. 

c) Ferner leidet bei der Civilehe die Unauflöslichkeit 
der Ehe, indem die Scheidung vom Bande in ver- 
schiedenen Fällen von den weltlichen Gerichten vor- 
genommen wird, wo nach dem göttlichen und kirchlichen 
Rechte eine solche unstatthaft ist. 

d) Ohnehin fehlt bei der Civilehe zumeist die Gültig- 
keit der Ehe, weil das impedimentum clandestinitatis 
entgegensteht und oft noch andere kirchliche Ehehinder- 
nisse obwalten, die das Civilgesetz nicht berücksichtigt. 

2. Für die Civilehe führt man an: 
a) Die Civilehe beabsichtige die richtige Scheidung 
von Kirche und Staat. 

Allein das ist nicht die richtige Scheidung, wo der 
Staat eine Sache, die an sich etwas eminent Religiöses 
ist und ihm nur in ihren bürgerlichen Verhältnissen 
und Wirkungen untersteht, ganz und gar regelt, sodass 
sie auch ohne das religiöse Moment in seinen Augen 
rechtmässig und gültig ist Das Prinzip der Trennung 
von Kirche und Staat, als deren notwendige Folge schon 
die Verfasser des Code civil die Civilehe ansahen, ist 
überhaupt nicht das Normale und erweist sich besonders 
hier als falsch und verderblich ; denn es beraubt die Ehe 
ihrer Heiligkeit und Würde, die ihr nur durch die Re- 
Jigion zu teil weideii Vaxm. ^^V wxx^ Vi^^tÄht in anderen 



Allgemeine Würdigung der „Civilehe". 381 

Verhältnissen dieses Prinzip grundsätzlich nicht, obwohl 
man sich ihm allgemach annähert. 

b) Man beruft sich ferner auf die gehörige Führung 
und Überwachung der Civilstandslisten, wozu 
die Civilehe notwendig sei, zumal der Staat keiner Ehe 
bürgerliche Wirkungen geben könne, die ohne sein 
Wissen geschlossen werde. 

Allein für das letztere war, bei uns wenigstens, schon 
gesorgt durch das zur EheschUessung und Trauung not- 
wendige Verehelichungszeugnis. Die Führung des Civil- 
standsregisters machte keineswegs die Civilehe notwendig; 
diese geschah in Bayern ohne die Civilehe ganz be- 
friedigend und zweckentsprechend. Und auch wenn 
man den Pfarrern die Führung der Civilstandsregister 
abnehmen und eigene Civilstandesbeamte aufstellen wollte, 
so war die Civilehe nicht notwendig, sondern es würde 
die Anzeige und Bescheinigung über die vor dem Pfarrer 
eingegangene Ehe genügt haben. In die Civilstands- 
register gehören ja auch die Geburten und Sterbefälle, 
die gleichfalls bürgerliche Folgen und Wirkungen haben; 
zum Eintrag genügt die Anzeige darüber, ohne dass der 
Staat dem Menschen Leben und Tod giebt; es würde 
also auch bei der Ehe die Anzeige genügen, ohne dass 
der Staat ihr Sein und Leben zu geben brauchte. 

c) Als Hauptgrund führt man an die Gewissensfreiheit, 
die Gleichheit Aller vor dem Gesetze und die 
Unabhängigkeit der bürgerlichen Rechte der 
Ehe von dem Religionsbekenntnisse. Man sagt, 
es wäre eine Verletzung der Gewissensfreiheit, Ungläubige 
zur kirchlichen Trauung zu zwingen, darum schreibe 
der Staat allen eine gleiche bürgerhche Form der Trau- 
ung vor und mache von dieser die bürgerlichen Wirk- 
ungen der Ehe abhängig und überlasse die kirchliche 
Trauung dem Gewissen eines jeden. Die bürgerliche 
(Civil-)Trauung beschwere niemand im Gewissen, auch 
das christliche Volk könne dazu ohne Gewissensverletzung 
angehalten werden und so sei keiner gekränkt; alle 
seien gleich vor dem Gesetze und die bürgerlichen Rechte 
der Ehe von dem Religionsbekenntnisse unabhängig. 

Dieser Grund scheint gewichtig zu sein und die 
Verteidiger der Civilehe betrachten dies a\a «vw^vx ^^^^'Sföö. 
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Vorzug der Civilehe. Etwas ist daran. In einem Staate, 
wo verschiedene religiöse Bekenntnisse bestehen, wo 
neben den christlichen Hauptkonfessionen (Katholiken, 
Lutheraner, Reformierte) auch die sogenannten Dissidenten 
Deutsch • Katholiken, Freigemeindler, Lichtfreunde und 
dergl. wohnen, die vom positiven Christentume abge- 
kommen sind, kann die Staatsgewalt, nachdem sie ein- 
mal dem Irrtume gleiche Berechtigung, wie der Wahr- 
heit, eingeräumt hat, leicht durch diese Gründe dahin 
gedrängt werden, die Civilehe einzuführen. Würde sie 
auf der kirchlichen Eingehung der Ehen solcher Dissi- 
denten nach den Grundsätzen der katholischen Kirche 
oder der protestantischen Konfession bestehen, so wäre 
das von seilen des Staates allerdings eine Verletzung 
der garantierten Gewissensfreiheit. Eigene vom Staate 
anerkannte Religionsdiener haben die Freigemeindler bei 
uns nicht (mehr). Der religiösen Eingehung der Ehe 
vor solchen Religionsdienern ist auch bei dem unchrist- 
lichen Charakter dieser Sekten fast das Ignorieren der 
religiösen Beziehung der Ehe im politischen Leben noch 
vorzuziehen. Aber dadurch kann sich der Staat offen- 
bar nur veranlasst sehen, die relative Notcivilehe 
für die Dissidenten als ein quasi notwendiges Übel, 
oder doch als das kleinere Übel einzuführen. Schlimmer 
wäre die sogenannte absolute Notcivilehe (bei Trau- 
ungsverweigerung), da sie auch den Katholiken trotz des 
Ungehorsams gegen die Kirche die Eheschliessung unter 
Verachtung der kirchlichen Autorität ermöglicht. Sie 
ist, wie die fakultative Civil ehe direkt gegen die 
Kirche gerichtet, während die obligatorische 
Civilehe die Kirche gewissermassen bloss 
ignoriert. 

Insofern ist darum die fakultative Civilehe ein 
grösseres Übel. Denn der Staat gestattet dann die Civilehe 
eben allen jenen Christen, die mit Verachtung ihrer Religion 
eine Ehe ohne deren Weihe und Segen schliessen wollen. 
Wo freilich Glaube und christliches Ehrgefühl herrscht, 
würde von der fakultativen Civilehe kein Gebrauch ge 
macht werden, aber der Weg wäre geöffnet, es wäre ein 
Lockmittel, eine gefährliche Schlinge für Leichtfertige 
gegeben. Die fakultalWe CWVV^W. iat darum im gewissen 
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Sinne noch schlimmer als die obligatorische, weil eben, 
wer die Civiltrauung wählt, gewiss die kircliHche nicht 
suchen wird, was bei der obligatorischen noch nicht der 
Fall ist. Während darum die Kirche die fakultative 
Civilehe unbedingt verwerfen muss, kann sie die obhga- 
torische mit nachfolgender kirchlicher Trauung zuge- 
gestehen; denn hier verhält sich der Katholik bloss 
passiv; durch das Gesetz gezwungen, erscheint er vor 
der Civilbehörde, um die bürgerliche Anerkennung seiner 
Ehe zu erlangen, die er vor der Kirche nach den kirch- 
lichen Vorschriften schliessen will. 

Doch überhaupt lag die Civilehe nicht im Interesse 
und im Wunsche der weitaus grössten Mehrheit des 
Volkes und zwar nicht nur der Katholiken, sondern 
auch der Protestanten. 

3. Die Civilehe befreit übrigens die Kirche von manchen 
beengenden staatlichen Vorschriften, z. B. über Proklamationen, 
Trauung bei gemischten Ehen u. s. w. 

Conflikte, wie sie im verflossenen .labrhundort in manchen Ländern, be- 
sonders über die gemischten Ehen entstanden (z. H. in Preussen 1837, in 
Bayern und Württemberg kurz vorher) sind dadurch verhütet. 

Ist die Civilehe geschlossen, dann gelten für die kirchliche 
Eheschliessung lediglich die kirchlichen Vorschriften. 
Denn mit der Civilehe ist im Punkte der Ehe eine Trennung 
des kirchlichen und des bürgerlichen Gebietes gesetzt. 

4. Die Vornahme des Civilaktes kann aber allerdings aus 
Gehorsam gegen das bestehende Staatsgesetz ohne Gewissens- 
verletzung — ohne Sünde — geschehen und muss in Rück- 
sicht auf die dadurch bedingte Anerkennung der Ehe von selten 
des Staates und der bürgerlichen Legitimität der Kinder ge- 
schehen. 

Darum haben zwar die Bischöfe im allgemeinen sich gegen die Einführung 
der Civilehe erklärt und dadurch pflichtgemäss die Rechte der Kirche zu 
wahren versucht; aber nachdem die Civilehe einmal eingeführt ist, haben die 
Bischöfe ihre Pfarrer angewiesen, nicht eher die kirchliche Trauung vorzu- 
nehmen, als bis ihnen der Nachweis des Civilaktes eingehändigt ist. 

5. Die Vornahme der Civiltrauung muss der kirchlichen 
Eheschliessung vorausgehen und dies muss und kann vom 
Pfarrer beachtet werden: 

a) nicht bloss wegen der ihm angedrohten Strafe (of. § 60, 
pag, 245), sondern auch 

b) aus Gehorsam gegen das weltliche Gesetz^ das hier 
ohne Sünde erfüllt werden kann. 
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c) aus Rücksicht auf das Wohl der Kontrahenten und 
deren Kinder, die sonst nicht als Eheleute und als 
legitime Kinder vor dem Staate gälten, 

d) gemäss den oberhirtlichen Weisungen, die Be- 
achtung der weltlichen Vorschriften den Pfarrern zur 
Pflicht zu machen. 

6. Dass es den Gläubigen erlaubt ist, die Civilehe vor- 
zunehmen, wo sie vom Staate vorgeschrieben ist, hat auch der 
apostolische Stuhl wiederholt erklärt, da die Rücksicht auf die 
Kontrahenten und die Kinder dies notwendig macht und der 
Ehe sonst die bürgerlichen Wirkungen versagt sind ; nur soll es 
in der rechten Intention geschehen. 

§ 89. 

Verhältnis der ,,Civilehe^^ zur kirchlichen Gesetzgebung. 
Erlauhtheit und Giiltigkeit der Civilehe. 

1. Da die Ehe im neuen Bunde Sakrament ist und das An- 
ordnungsrecht über die hl. Sakramente Sache der Kirche ist, so 
kann die Frage über die gültige und erlaubte Eheschhessung 
unter Gläubigen nur nach den kirchlichen Vorschriften beant- 
wortet werden. 

Trid. sess. XXIV de sacram. matr. c. 1, 3, 4, 12, 

2. Bezüglich der Erlaubtheit der Civilehe gilt demnach: 

a) Der Katholik darf weder von der fakultativen , noch 
von der Notcivilehe Gebrauch machen. Dagegen ist 
ihm die obligatorische Civilehe gestattet, wenn er als- 
bald darauf die kirchliche Trauung folgen lässt, welche 
für ihn der von Gott und der Kirche gültige Ehe- 
schliessungsakt ist, während er die Civilehe lediglich als 
einen für die bürgerlichen Wirkungen der Ehe not- 
wendigen Akt vornim.mt. 

b) Ausnahmsweise w^äre auch die fakultative Civilehe 
da, wo sie für die Kathohken den Charakter einer 
obligatorischen Civilehe annimmt, vorbehaltlich der 
alsbald nachfolgenden kirchlichen Trauung, statthaft. 

c) Unerlaubt ist die obligatorische und die den Charakter 
einer solchen an sich tragenden fakultativen Civilehe, 
welche mit Umgehung der kirchlichen Trauung einge- 
g*angen wird (blosse CW\\e\iei — m^tvYVÄOwivim mere civile). 
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Während die obligatorische Civilehe unter den erwähnten Voraus- 
setzungen erlaubt ist und ohne Verletzung des katholischen Gewissens statt- 
finden kann, muss die fakultative Civilehe, abgesehen davon, dass sie für 
die durch das Trident. Dekret Tametsi Gebundenen zugleich ungültig ist, im 
allgemeinen als unerlaubt bezeichnet werden, da hier kein zwingendes Staats 
gesetz vorliegt und die kirchliche Trauung zur Erlangung der bürgerliclien 
Wirkungen der Ehe genügt. Die Notcivilehe aber pflegt ohnehin nur für 
solche Fälle gewährt zu sein, in welchen eine kirchliche Eheschliessung 
schlechthin unmöglich oder doch unerlaubt ist, und kann darum für den Ka- 
tholiken nie als statthaft erscheinen. 

Erlaubt könnte eine andere Art der Civilehe ausser der obligatorischen, 
insbesondere die fakultative, nur dann erscheinen, wenn das Staatsgesetz ausser 
der Civilehe nur die akatholische Trauung zur Erlangung der bürgerlichen 
Anerkennung der Ehe zulassen, die katholische Trauung aber ausschliessen 
würde. Denn bei solcher Alternative würde für den Katholiken die fakulta- 
tive Civilehe den Charakter einer obligatorischen annehmen und somit erlaubt 
sein, da er die akatholische Trauung nicht wählen darf. 

Die fakultative Civilehe hat nämlich verschiedene Nuancen, da ausser der 
bürgerlichen Eheschliessung entweder allen Staatsangehörigen die kirchliche 
Eheschliessung vor ihrem Religionsdiener mit [den bürgerlichen Wirkungen 
offen gelassen sein kann oder nur den Angehörigen der anerkannten Kon- 
fessionen, oder zwar allen Staatsangehörigen, aber nur vor dem Geistlichen 
einer Religionsgesellschaft (der Staats- oder Ehe -Kirche). 

Daher hat in Anbetracht des irländischen Gesetzes, wonach eine nicht 
entweder vor dem protestantischen Geistlichen oder vor dem weltlichen Be- 
amten (öffentlicher Notar, Registrar) eingegangene Ehe zwischen einem Katho- 
Uken und einem Neokonvertiten oder Akatholiken bürgerlich ungültig seih 
sollte, das Provinzialkonzil zu Dublin i. J. 1853 erklärt, dass in diesem Falle 
die Kontrahenten zur Vermeidung der gesetzlichen Nachteile sich vor dem 
öffentlichen Beamten, nicht aber vor dem akatholischen Minister sistieren dürfen 
(non ut vere contrahant matrimonium, sed ut incommoda, quae a lege pro- 
veniunt, evitent.) Conc. Prov. Dublinense a. 1853. Decr. 22. (Conc. Coli. Lac. 
Tom III. p. 808 b.) Auch die sog. fakultative Civilehe, welche vom Jahre 
1580 an in einigen niederländischen Staaten eingeführt wurde und vom Jahre 
1656 an für die ganzen Niederlande einige Zeit bestand, hatte, da nur die 
Wahl zwischen der Trauung durch einen reformierten Geistlichen oder der 
Eingehung einer Civüehe vor dem Magistrate gelassen wurde, für die Katho- 
liken den Charakter einer obligatorischen Civilehe — nur für die Reformierten 
war sie eine wahrhaft fakultative Civilehe; weshalb Benedikt XIV. unter 
solchen umständen die Vornahme des Civilaktes vorbehaltlich der alsbald 
nachfolgenden katholischen Trauung für statthaft erklärt. (Const. „Redditae 
sunt Nobis" d. d. 17. Sept. 1746.) 

3. Die Vornahme des Civilaktes vor dem weltlichen Be- 
amten ist also erlaubt unter der Bedingung, dass 
a) dieser Civilakt streng durch das weltUche Gesetz zur 
Gültigkeit der Ehe auf bürgerUchem Gebiete gefordert 
wird, so dass ohne denselben der Ehe die bürgerliche 
Anerkennung und die bürgerlichen Wirk\iug;eiL ^^Y^-iÄ.*^ 

Englmann-Stinglf Ebereebt. ^ 
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werden, also wenn ein diesbezügliches zwingendes Staats- 
gesetz, resp. die obligatorische Civilehe besteht, 

b) dass die Kontrahenten dabei die Absicht haben, die kirch- 
liche Eheschliessung, wo es nicht vorher möglich ist, 
doch alsbald nachher vorzunehmen, so dass also nickt 
beimCivilakt selbst die wirkliche Eheschlies- 
sung beabsichtigt, noch der eheliche Konsens 
geleistet wird, sondern nur die Erfüllung der ge- 
setzlichen Vorschrift aus Gehorsam gegen die weltliche 
Obrigkeit erfolgt, der zum Zustandekommen der Ehe 
erforderliche Konsens aber erst bei der kirchlichen Trau- 
ung geleistet wird. 

Wenn freilich die Erfüllung der gesetzlichen Vorschrift eine thatsächliche 
Verläugnung des katholischen Glauhens oder eine unerlaubte communicatio in 
sacris cum haereticis vel schismaticis in sich schlösse, wäre sie unerlaubt. 
Bei uns ist das nicht der Fall. Es darf also vor dem Standesbeamten die 
vorgeschriebene Erklärung zu dem Zwecke geschehen, um die bürgerlichen 
Wirkungen der Ehe sicher zu stellen, nicht aber diesem rein bürgerlichen Akte 
als solchem ein Einfiuss auf das Zustandekommen und den Bestand der Ehe 
selbst zugeschrieben werden. Bis zur erfolgten kirchlichen Trauung müssen 
darum die Kontrahenten, da ihre, wenngleich in solcher Weise erlaubt ge- 
schlossene Civil - Verbindung keine kirchlich gültige Ehe ist und sie vor Gott 
und der Kirche noch keine Eheleute sind, getrennt bleiben und sich wie Verlobte 
verhalten und ist ihnen jeder eheliche Umgang verboten. Auch gilt diese 
letzte Vorschrift nicht nur für die durch das trid. Dekret Gebundenen, sondern 
auch für die nicht darunter Stehenden, da auch sie die kirchliche Trauung 
suchen müssen — diese freilich nur als Erfordernis der Erlaubtheit, auch sie 
haben also den Konsens bei der kirchlichen Trauung zu leisten. 

Würde vor dem Civilbeamten selbst die Ehe zu schliessen intendirt und 
also der eheliche Konsens selbst geleistet, so wäre das da, wo das 
Tridentinum gilt, so\^ohl unerlaubt als auch ungültig (propter impedimentum 
clandestinitatis), wo es nicht bindet, wäre es unerlaubt, wenngleich hier die 
Ehe gültig wäre. Wo also das Tridentinum gilt, kann ausser im oben be- 
sprochenen Notfalle die Civilehe, auch wenn der eheliche Konsens vollständig 
da ist, niemals eine kiichlich gültige Ehe sein, sie ist vor Gott and der Kirche 
merus concubinatus. (Leo XIII. „Arcanum divinae.'*) 

Während also die obligatorische Civilehe unter den angegebenen Um- 
ständen erlaubt ist und ohne Verletzung des katholischen Gewissens statt- 
finden kann, ist die fakultative und die Not-Civilehe für Katholiken stets uner- 
laubt, hier drängt eben das St^atsgesetz nicht, sondern es eröffnet bloss die 
Möglichkeit, den Weg zur Civilehe und darum ist diese für die durch das 
Tridentinum Gebundenen stets zugleich ungültig. Die Notcivilehe ist ohnehin 
nur für die Fälle einer kirchlich unmöglichen oder unerlaubten Eheschliessung 
bestimmt. 

4. Bezüglich der Gültigkeit der blossen Civilehe gilt: 
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a) Die blosse Civilehe ist da, wo das tridentinische Dekret 
Tainetsi bindet, kirchlich ungültig, weil ihr jedenfalls 
das impedimentum clandestinitatis entgegensteht, wenn 
auch kein anderes trennendes Hindernis bestehen sollte. 

b) Wo das Tridentinum nicht bindet, ist die vor dem 
Standesbeamten geischlossene Ehe auch eine kirchlich 
gültige Ehe in dem Falle, dass kein trennendes Ehe- 
hindernis besteht, und der eheliche Konsens vorhanden 
ist, jedoch bleibt sie immerhin unerlaubt und sündhaft. 

c) Ausnahmsweise würde auch von den dem Tridentinum 
unterstehenden Gläubigen in dein besonderen Falle, wo 
die Beiziehung des parochus proprius physisch 
oder moralisch unmöglich ist (§59 n. 13, pag. 234 f.) 
und demnach die Eheschliessung überhaupt vor zwei 
Zeugen gültig ist, im Moment der Vornahme des Civil- 
aktes vor den dabei Anwesenden — wenigstens zwei — 
Zeugen eine kirchlich gültige Ehe geschlossen werden 
können. 

Der Civilakt als solcher kann nach den Grundsätzen des katholischen 
chenrechtes niemals eheschliessende Kraft hahen, welche er allerdings nach 
testantischer Auffassung hat; denn nach letzterer ist „der Civilakt in die 
lle des Eheschliessungsaktes eingetreten '^ und es musste demnach der prote- 
ntischen kirchlichen Trauung, welche hisher zugleich Eheschliessungsakt war, 
sprechend dem veränderten Inhalt eine veränderte Form gegehen werden. 
. Eud. Sohm, das Recht der Eheschliessung aus dem deutschen und kano- 
chen Rechte geschichtlich entwickelt, Weimar 1875 pag. 2 ff.) 

5. Vor dem Civilstandesbeamten sollen sich daher die 
äubigen aus Gehorsam gegen das Staatsgesetz stellen mit 
)r Intention, dass sie die bürgerliche Ceremonie (und bloss 
ese) erfüllen wollen, um so der kirchlich einzugehenden Ehe 
re bürgerlichen Wirkungen und Rechte zu sichern. 

Benedikt XIV. sagt in seinem Breve: ,,Redditae sunt nobis" d. d. 17. Sept. 
16: „Die Katholiken, die an das Trident. gebunden sind, sollen wissen, dass 
, indem sie sich vor der weltlichen Behörde zur Ehefeier stellen, einen rein 
rgerlichen Akt üben, wodurch sie ihren Gehorsam gegen das weltliche Ge- 
■,z beweisen, dass aber da keine Ehe von ihnen geschlossen werde.^' Ebenso 
IS VI. Ad Eppum Lucens. d. d. 28. Mai 1793: „Illui semper pro occulis 
beant iideles, quando coram civili magistratu contrahant, nullum ab ipsis tunc 
atrahi matrimonium, sed actum mere civilem poni, unice destinatum, ut 
ilibus potiantur effectibus." 

Die Intention, die Ehe selbst einzugehen oder eine vor Gott gültige Ehe 
schliessen, ist der kirchlichen Eingehung vorzubehalten und bei derselben 
ein zu hegen. Haben die Kontrahenten diese Intention bei ihrer Erklärung 
r dem Civilstandesbeamten, so sündigen sie. 

25* 
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Solches kann vorkommen, teils aus Trotz gegen die Kirche, teils aus 
Gleichgültigkeit und Unwissenheit, wenn sich nämlich die Kontrahenten aus 
solchen Ursachen mit der hlossen Civilehe begnügen und doch eine wahre 
Ehe beabsichtigen. 

Bezüglich des Vorhandenseins oder Nichtvorhandenseins des Konsenses 
wird die Präsumption bei der blossen Civilehe für das Vorhandensein sprechen; 
bei nachfolgender kirchlicher Trauung aber wird zu präsumieren sein, dass bei 
dem Civilakt der Konsens selbst nicht geleistet werden wollte. Die Thatsache 
der nachgesuchten oder unterlassenen kirchlichen Trauung ist also das Kri- 
terium für die Intention der Nupturienten, die im ersteren Falle auf eine 
blosse Ceremonie, im letzteren auf eine wirkliehe Eheschliessung gerichtet ist. 

Die Schwierigkeit bezüglich der Intention, resp. die Gefahr, dass etwa 
vor dem Standesbeamten der eheliche Konsens geleistet werde, würde ver- 
schwinden, wenn die kirchliche Trauung vor dem Civilakte stattfinden könnte. 
Dadurch würden auch die Nachteile verschwinden, welche für den Fall ein- 
treten können, dass etwa nach der Civilehe die kirchliche Trauung nicht folgt 
oder nicht folgen kann. Vom kirchlichen Standpunkte aus ist daher die vor- 
ausgehende Trauung, bei welcher auch die religiöse Bedeutung der Ehe und 
das Recht der Kirche klarer und entschiedener anerkannt und die Unabhängig- 
keit des Empfanges des hl. Sakramentes der Ehe vom Staate und von den 
Anforderungen eines bureaukrati sehen Formalismus besser gesichert wäre, sehr 
zu wünschen; wo immer dies möglich ist (z. B. in Italien), soll die kirchliche 
Trauung vorher gesucht werden, wie dies Benedikt XIV. („Redditae sunt 
Nobis**), Pius VI. (d. d. 28. Mai 1793), die Instr. S. Congr. Poenit. d. d. 15. Jan. 
1866 und Leo XIII. (Ad eppos prov. Turin etc. etc. d. d. 1. Juni 1879) raten. 
Allein fast überall, wo die obligatorische Civilehe eingefühi't ist, muss diese 
der kirchlichen Trauung vorangehen, und in diesem Falle ist daher dahin zu 
trachten, dass die letztere möglichst bald nachfolge. 



§90. 
Einiluss der ,,Giyilehe^^ auf die canonisehen Ehehindemisse. 

1. Die kirchlichen Ehehindernisse bleiben für das Forum 
der Kirche und des Gewissens alle in Kraft. Das Civilgesetz 
geht auch hierin einen anderen Weg; es ignoriert die kirchlichen 
Ehehindernisse und statuiert eigene, darunter manche, welche 
auch die Kirche hat, andere, welche die Kirche nicht kennt. 

2. Die Civilehe als solche begründet kein kirchliches Ehe- 
hindernis ; sie ist ein rein bürgerlicher Akt, der als solcher kirch- 
liche Wirkungen nicht hat; jedoch wirkt sie als eine Art im- 
pedimentum prohibens in dem Sinne, dass 

a) da, wo die obligatorische Civilehe vor der kirchlichen 
Eheschliessung erfüllt werden muss, dieses Gesetz zu 
beachten ist, um die Kontrahenten und den Pfarrer 
vor den gesetzlichen Nachteilen zu bewahren, 
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ß) dass der Pfarrer einer durch die Civilehe mit einer 
anderen verbundenen Person den Abschluss von Spon- 
salien oder einer Ehe nicht gestatten kann, solange 
nicht diese Verbindung civilrechtlich wieder gelöst ist. 
(cf. Santi-Leitner, prael. IV., pag. 428). 

3. Wenn indes bei Gelegenheit der Civilehe eine wirkliche 
üheschliessung und die Konsummation einer so geschlossenen 
Svilehe stattfindet, so kommen folgende kanonische Ehehinder- 
lisse in Frage: 

a) Das impedimentum affinitatis entsteht an Tridentinischen 
Orten bis zum zw^eiten Grade, weil affinitas illegitima vor der 
Kirche; an nichttridentinischen Orten jedoch, wo die 
formlose Ehe gültig ist, wenn der eheliche Konsens zu- 
stande kommt, bis zum vierten Grade (affinitas legitima). 

b) Das impedimentum criminis ex matrimonio attentato et 
consummato, ex adulterio cum sponsalibus de prae- 
senti. Aus der Entscheidung der S. Congr. Off. d. d. 
22. Dez. 1880, wonach Majoristen, welche eine Civilehe 
eingehen, der Exkommunikation, welche auf die atten- 
tatio matrimonii gesetzt ist, verfallen, ist zu folgern, dass 
die Civilehe das impedimentum criminis bewirkt. Ausser- 
dem ist aber auch die Civilehe an sich schon ein Akt, 
der die Absicht der Eheschliessung, bezw. des Ver- 
sprechens dazu erkennen lässt. 

c) Das impedimentum ligaminis entsteht da, wo das Triden- 
tinum nicht bindet, wo also die Ehe gültig geschlossen 
werden kann; wo das Tridentinum gilt, entsteht dieses 
impedimentum nicht. 

d) Das impedimentum publicae honestatis entsteht an 
tridentinischen Orten aus der Civilehe nicht. 

Auf die Anfrage des Bischofs von Nola d. d. 18. Mai 1875: ,An actus, 

li vulgo audit matrimonium civile, pariat impedimentum justitiae publicae 

»nestatis?* entschied die S. Congr. Conc. d. d. 13. März 1879: „Negative et 

nsulendum Sanctissimo, ut id declarare ac statuere dignetur*, worauf Leo XIII. 

d. 17. März 1879 dieser Entscheidung seine Bestätigung erteilte. 

e) In Bezug auf das impedimentum professionis religiosae 
und ordinis sacri verfallen Majoristen und Professen mit 
feierlichen Gelübden, welche eine Civilehe eingehen, der 
Exkommunikation (Eppo reservata) cf. § 20 n. 4, Anm. 
pag. 43. 
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4. In Bezug auf die Dispensation von kanonischen Ehe- 
hindernissen gilt bezüglich der Civilehe: 

Wenn um kirchliche Dispense in Ehehindemissen 
a) vor der kirchlichen Trauung nachgesucht wird und 

a) vor Abschluss des Civilaktes, so kommt es 
darauf an, ob für den Fall einer Dispensverweigerung 
die Eingehung einer blossen Civilehe intendiert, bezw. 
zu befürchten ist oder nicht. 

aj Die Indention oder die Befürchtung einer blossen 
Civilehe kann auf einer von den Nupturienten 
in dieser Beziehung kundgegebenen Äusserung 
(Absicht über Gesinnung, Intention) beruhen oder 
bloss nach dem Dafürhalten des Pfarrers bestehen. 
In keinem dieser beiden Fälle ist die Erwähnung 
dieser Befürchtung oder der kundgegebenen Inten- 
tion zur Gültigkeit der Dispense notwendig, 
sie kann jedoch als causa motiva erwähnt werden. 

Eine Erforschung oder Befragung der Kontrahenten über eine solche In- 
tonation ist indes nicht angezeigt und soll unterbleiben. Instr. S. Congr. de 
Prep. Fide d. d. 9. Mai 1877 n. 13. „Periculum matrimonii civilis: Probabile 
periculum, quod illi, qui dispensationem petunt, ea non obtenta, matrimonium 
dumtaxat civile, ut aiunt, celebraturi sint, esse legitimam dispensandi causam." 

ßi) Wo eine Intention auf blosse Civilehe oder solche 
Befürchtung nicht besteht, ist zur Erwähnung 
der Civilehe natürlich auch kein Anlass. In dem 
Falle jedoch, dass der beabsichtigten Eheschliesung 
ein bürgerliches Hindernis im Wege steht und 
darin bereits Dispensation von der Civilbehörde 
erteilt wurde, kann diese bereits erlangte bürger- 
liche Dispense als Dispensgrund angeführt werden. 
(cf. Feije, de disp. pag. 625 und 679). 
ß) Wenn nach Einreichung des Dispensgesuches oder noch 
vor der Exekution desselben die Civilehe einge- 
gangen wird, so wird dadurch die Dispense nicht hin- 
fällig und ist ein ^Perinde valere^' nicht erforderlich, 
selbst wenn es in der schlimmen Absicht geschah, 
jedes weitere Hindernis zu beseitigen und sich von 
den Auslagen für das Dispensbreve zu befreien. S. 
Congr. Poenit. d. d. 2. April 1839. Derartige Kon- 
trahenten handeln zwar unrecht, auf die Gültigkeit 
der Dispense jedoch hat es keinen Einfluss, ebenso 
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wenig, als wenn der Abschluss des Civilaktes etwa 
ohne Schuld der Kontrahenten, z. B. deswegen ge- 
schehen wäre, weil man das Eintreffen der Dispense 
früher erhofft hatte und der Termin für den Civilakt 
also anberaumt worden war. 
y) Wenn nach Abschluss der Civil ehe um Dispense 
behufs Vornahme der kirchlichen Trauung nachgesucht 
wird, so wird dieser Umstand im Dispensgesuche immer 
zu erwähnen sein, zumal derselbe in den meisten Fällen 
zur schnelleren und leichteren Erlangung der Dispense 
beizutragen geeignet ist. Es sind hierbei drei Fälle 
zu unterscheiden: 

«i) Wenn eine blosse Civilehe mit Verschmähung 
der kirchlichen Trauung eingegangen wurde, so 
ist dieser Umstand immer anzuführen, wenn 
auch nicht notwendig zur Gültigkeit der Dis- 
pense. P^ine solche Civilehe bildet eine causa 
urgentissima für die Gewährung der Dispense; 
es liegt vor periculum animae, seil, periculum in- 
continentiae vel perseverantiae in statu peccati seu 
concubinatus (also eine causa turpis), somit zu- 
gleich magnum periculum scandalorum. 

Is ist also dieser Umstand von grossem Belang für die Erwirkung der 
je und die Anführung derselben im Dispensgesuche nicht zu unterlassen, 
als causa iinalis, sei es zur Verstärkung des Hauptgrundes. 

/?i) Wenn die Civilehe zwar in der Absicht einge- 
gangen wurde, die kirchliche Trauung folgen zu 
lassen, aber mit der Absicht, dadurch die Dis- 
pensation für die kirchliche Trauung leichter 
zu erlangen, so geziemt es sich, diesen Umstand 
anzugeben, allein zur Gültigkeit der Dispense 
braucht die mala intentio nicht erwähnt zu werden. 

erartige Bittsteller sündigen zwai*, aber pro foro externo ist eine Nach- 
ng darüber vor Einreichung des Gesuches und eine Erwähnung im Ge- 
3elbst nicht notwendig. S. Congr. Poenit. d. d. 18. April 1831 ad Vic^ 
ivernens. 

/i) Wenn die Civilehe ohne böse Absicht, vielmehr 
mit der guten Absicht, die kirchliche Trauung 
folgen zu lassen eingegangen wurde, aber z. B. 
jetzt erst vor der Trauung ein Ehehindernis sich 
herausstellt, so ist die Erwähnung der geschlossenen 
Civilehe zwar zur Gültigkeit der Dispense nicht not- 
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wendig, wohl aber ist sie zweckmässig und zur Er- 
langung der Dispense sehr förderlich. Zugleich ist 
in diesem Falle rätlich, den Umstand hervorzu- 
heben, dass die Civilehe in guter Absicht und 
ohne Schuld eingegangen wurde, weil dadurch 
der Auferlegung einer Busse vorgebeugt wird. 

Wird nämlich die Civilehe bloss allgemein angeführt und das Vorhanden- I 
sein einer erlaubten Absicht , resp. das Nichtvorhandensein einer Schuld, sieht 
ausdrücklich erwähnt, so wird eine Schuld präsumiert und im Dispensreskripte 
eine Busse auferlegt. Eine etwa zur Civilehe erlangte Dispensation in einem 
bürgerlichen Ehehindemisse kann hier gleichfalls zur Verstärkung der causa 
angeführt werden. 

b) Wenn nach der kirchlichen Trauung erst um Dis- 
pense nachgesucht wird, also ein matrimonium invalide 
contractum vorhanden ist, so ist die Erwähnung der 
gleichfalls vorher eingegangenen Civilehe als solcher 
nicht notwendig, soll aber zur Verstärkung des Haupt- 
grundes — ja wohl auch als Hauptgrund selbst — an- 
geführt werden, da ja die Kontrahenten, wenn ein nach 
dem Civilgesetze nicht anerkanntes rein kirchliches Ehe- 
hindernis besteht, vom Staate als Eheleute erachtet 
werden, und dieser Umstand von grossem Gewicht zur 
Erlangung der Dispense ist und daraufhin, zumal wenn 
schon Kinder geboren sind, selbst wenn die Ehe mala 
fide ex utraque parte geschlossen wurde, heutzutage be- 
reitwilliger als ehedem dispensiert wird. Die S. Congr. 
Poenit. antwortete am 8. April 1831 auf die Anfrage : „Utrum 
in supplicibus libellis pro dispensatione impedimentorum 
dirimentium, pro iis, qui civiliter jam contraxerint, 
necesse sit inquirere ac consequenter declarare, an ora- 
tores talia patrarint ad dispensationem facilius obtinen- 
dam?" „Negative; nam illa inten tio oratorum, licet mala, 
non tamen irritat dispensationem et idcirco debent ora- 
tores quidem peccatum confiteri, si reapsa mala fide 
hoc fecerunt, non est tamen necessarium in eandem in- 
quirere, quod attinet ad forum externum. (cf. Schneider, 
fortes nov. pag. 124 nota.) 
5. Auch bei bischöflichen Dispensen kann die Civilehe als 
Dispensgrund angeführt werden z. B. zur Dispense von den Pro- 
klamationen, wenn diese wegen Kürze der Zeit bis zur Ein- 
gehung der Civilehe nicht mehr stattfinden können; zur Dis- 
pense vom tempus clausum, wenn da die Civilehe stattfindet. 
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Freilich sollte rechtzeitig die Anmeldung beim Pfarrer und die Fest- 
»etzung des Tages der Civilehe geschehen, damit solche Dispensen unnötig wären. 

§91. 
Einlluss der Civilehe auf Sponsalien« 

1. Die Civilehe hat nicht die Kraft von Sponsalien; beim 
Civilakte werden verba de praesenti gebraucht, während die 
Sponsalien eine promissio de futuro sind. Darum entsteht auch 
aus der Civilehe nicht das impedimentum publicae honestatis, 
welche gültige Sponsalien hervorbringen. S. Congr. Conc. d. d. 
13. März 1879. (cf. § 90 n. 3d pag. 389.) 

2. Wohl aber hat die Civilehe rückwirkende Kraft auf be- 
L^eits geschlossene Sponsalien. Wenn nämlich nach Abschluss 
gültiger Sponsalien ein Brautteil eine Civilehe mit einer 
Jritten Person eingeht an einem tridentinischen Orte, so werden 
iadurch zwar die Sponsalien nicht aufgelöst; jedoch erhält 
n diesem Falle der andere Brautteil das Recht, von den Spon- 
jalien einseitig zurückzutreten wegen Verletzung der Verlöbnis- 
;reue (cf. § 56 2 /J. pag. 196). S. Congr. Conc. d. d. 27. Juh 
1867. An nichttridentinischen Orten, wo auch beim Civilakte 
3ine gültige Ehe geschlossen werden kann, werden die Spon- 
salien durch das eintretende impedimentum ligaminis aufgelöst. 

Will jedoch an tridentinischen Orten der andere Teil nicht zurücktreten, 
3o bleibt das Verlöbnis bindend und verliert es seine bindende Kraft nicht 
iurch den Umstand, dass der untreue Teil sich in eine Lage versetzt hat, 
welche ihm die Erfüllung seiner Pflicht moralisch unmöglich macht. Der ver- 
lassene Teil kann nicht zum Verzicht auf sein Recht angehalten werden, und 
der untreue Teil kann, da er nach dem Staatsgesetze als rechtmässiger Ehe- 
gatte erachtet wird, nicht zur Haltung der früheren Sponsalien angehalten 
werden, da hierdurch moralisch Unmögliches von ihm verlangt würde. Wenn 
jedoch der Ungetreue in sich geht und die kirchliche Trauung nachsucht, so 
würde ihm nur mögliche Entschädigung der verlassenen Braut aufzuerlegen 
und auf die diesfalls kundgegebene Bereitwilligkeit desselben eine oberhirtUche 
Erklärung über die unter solchen Umständen aufzunehmende Nichtverbindlich- 
keit der Sponsalien (Dispensation im weiteren Sinne genannt) zu veranlassen sein 

§92. 

Einfluss der Ciyilelie auf die kirchliche Trauung. 

1. Die kirchliche Trauung hat seit Einführung der Civilehe 
in der bürgerlichen Rechtsordnung keine Bedeutung 
mehr. Der Staat kennt die Ehe nur an, wenn sie vor dem 
Standesbeamten geschlossen ist, die kirchliche Trauung über- 
lässt er dem Gewissen der einzelnen Kontrahenten. 
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2. Umgekehrt hat der Civilkontrakt eine Wirksamkeit in 
der kirchliclien Rechtsordnung insofern nicht, als dadurch eine 
vor der Kirche gültige Ehe nicht zustande kommt (die bereits 
besprochenen Fälle in nichttridentinischen Ländern natürlich 
ausgenommen), wohl aber übt er, hierin in Bayern an die Stelle 
des vormaligen Verehelichungszeugnisses tretend, auf die kirch- 
liche Trauung einen Einfluss insofern aus, als dessen Mangel 
faktisch einem Eheverbote^ d. h. einem verbietenden Ehehinder- 
nisse, gleichkommt. 

Es ist dies zwar kein eigentliches impedimentum prohibens, aber in seineo 
Wirkungen kommt es einem solchen gleich. § 67 des Gesetzes ,über die Be- 
urkundung des Personenstandes" d. d. 6. Febr. 1875 sagt: „Ein Geistlicher 
oder anderer Religionsdiener, welcher zu den religiösen Feierlichkeiten einer 
Eheschliessung schreitet, bevor ihm nachgewiesen ist, dass die Ehe vor dem 
Standesbeamten geschlossen sei, wird mit Geldstrafe bis zu 300 Mk. oder mit 
Gefängnis bis zu 3 Monaten bestraft. Eine strafbare Handlung ist nicht vor- 
handen, wenn der Geistliche oder der Religionsdiener im Falle einer lebens- 
gefährlichen, einen Aufschub nicht gestattenden Erkrankung eines der Verlobten 
zu den religiösen Feierlichkeiten der Eheschliessung schreitet.** cf. § 60 2. 
pag. 245. 

3. Was den Einfluss der Civilehe auf die Pfarrmatrikeln 
betrifft, so ist zu bemerken: 

Die selbständige Führung von Civilstandsregistern , d. h. 
von Listen der Geburten, Heiraten und Todesfälle geschieht 
nunmehr durch die vom Staate bestellten Standesbeamten und 
es können Geistliche dazu nicht genommen werden (Gesetz vom 
6. Februar 1875 § 1 u. 3); jedoch bleibt den mit dieser Führung 
bisher betraut gewesenen Behörden die Berechtigung und Ver- 
pflichtung, über die bis zur Wirksamkeit dieses Gesetzes einge- 
tragenen Geburten, Heiraten und Sterbfälle Zeugnisse zu er- 
teilen. (§ 73 d. G.) 

Es fällt also w^eg die Herstellung eines Duplikates, die Anzeige an die 
hürgerlichen Behörden und die periodischen Auszüge aus den Matrikeln über 
Einträge, welche seit dem 1. Jan. 1876 gemacht wurden. 

Bezüglich der Führung der Pfarrmatrikeln tritt also jetzt wieder der 
frühere Zustand ein. Denn dieselben sind ursprünglich rein kirchliche 
Bücher, gemäss kirchlicher Vorschriften zu kirchlichen Zwecken geführt. (Trid. 
sess. XXIV. c. 1 und 2 de ref. matr., Rit Rom.) In neuerer Zeit (in Bayern 
seit 1803, in Preussen wohl schon nach dem A. L. R. pars II. Tit. 11 § 481 ff, 
und § 501 ff.) wurden sie zugleich zu staatlichen Zwecken benutzt, zugleich 
als bürgerliches Standesregister geführt und über ihre Einrichtung und Führong 
weltliche Anordnungen erlassen, waren also gemischte Register. Durch das 
Civilstandesgesetz vom 6. Febmar 1875 wurde also der ursprüngliche Zustand 
wiederhergestellt und die Pfarrmatrikeln wieder rein kirchliche Bücher. 
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Darum sind auch die Pfarrmatrikeln, welche ihre Bedeutung für die Kirche 
1 fernerhin unverändert beibehalten, in der bisherigen Weise mit 
r Sorgfalt fortzuführen. 

Es sind dabei die bisherigen Verordnungen einzuhalten, und namentlich 
l auch künftig den fremden Pfarrämtern zur Evidenthaltung der Matrikeln 
jene Mitteilungen zu machen, welche bisher angeordnet waren: 
So sind 

a) die ausserehelichen Geburten von Kindern, deren Mütter 
einer fremden Pfairei angehören, dem Pfarrer des Heimatsortes 
der Mutter mitzuteilen; (Ord. Erl. d. d. 30. März 1876.) 
ß) Die Trauungen sind demjenigen Pfarrer, in dessen Bezirk die 
Kontrahenten das Heimatrecht besitzen (falls nämlich nicht dieser 
selbst die Trauung vornahm) behufs Eintragung in die Trau- 
matrikel anzuzeigen und eine beglaubigte Abschrift der Beschei- 
nigung des Standesbeamten über den Civilkontrakt zu übermachen, 
während das Original immer bei dem trauenden Pfarrer hinterlegt 
bleibt. (Ordinär. Erl. d. d. 23. Dezember 1868 Abs. 4 V. Bl. 
pag. 92) ; 
/) Trauungen gemischter Ehen sind dem Pfarramte des ersten 
Ehe Wohnsitzes mitzuteilen (Ord. Erl. d. d. 31. Dezember 1873 
V. Bl. pag. 207); 

d) Die Kinder, die aus einer blossen Civilehe stammen, erhalten 
in der Taufmatrikel die Bezeichnung: „ex civiliter conjunctis." 

Sollten solche Kinder gar nicht zur Taufe gebracht werden, so 
sollen sie soviel, als möglich in einem Anhange zur Taufmatrikel 
verzeichnet werden. 

e) Die blossen Civiltrauungen ohne kirchliche Trauung sollen zwar 
nicht in die Trauungsmatrikel, aber doch in einem gesondert zu 
führenden Buche verzeichnet werden: „Vormerkbuch über Civil- 
verbindungen." In der Sterbematrikel ist ebenfalls das Verhältnis 
einer solchen Civilverbindung auszudrücken: „Sohn und Tochter 
aus der Civilverbindung des M mit der N*, oder bei der Gattin: 
„N geb. Y, in Civilverbindung mit M." 

Nach § 16 Abs. 2 des Civilstandesgesetzes ist im amtlichen Interesse 
Einsicht in die Register gebührenfrei zu gewähren. 

§ 93. 
liiiiluss der Civilehe auf die kirchliche Ehegerichtsharkeit. 

1. Die kirchliche Ehegerichtsbarkeit verlor durch Einführung 
Civilehe ihre bisherige Bedeutung in bürgerlicher Beziehung. 

geistlichen Ehegerichte haben fortan nur als forum con- 
'ntiae, mere ecciesiasticum für die dieselben als solches an- 
ennenden Glieder der Kirche Geltung, aber ihr Spruch ist 
bürgerlicher Beziehung von keiner Wirkung. Die Einholung 
1 Beachtung der Entscheidungen der bischöflichen Ehegerichte 
also jetzt lediglich Gewissenssache der Parteien. 
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Nach Trid. sess. XXIV. can. 12 de sacr. matr. gehören Ehesachen Tor 
die kirchlichen Gerichte. Das war auch im bayerischen Konkordate Art. XII c 
ausdrücklich anerkannt. Nur die bürgerlichen Folgen der Ehe waren den 
weltlichen Gerichten zur Entscheidung anheimgegeben, für alle eigentlichen 
Ehesachen aber waren nur die geistlichen Gerichte kompetent und deren Er- 
kenntnisse mit voller Wirksamkeit für das bürgerliche und politische Leben 
anerkannt. Bayr. Landrecht, Tl. 1. K. 6 § 49. Concord. art. Xll c ; Religionsedikt 
§ 64 d. 

Die ausschliessliche geistliche Gerichtsbarkeit in Ehesachen der 
Katholiken hörte in einigen Teilen Deutschlands schon um Anfang des 19. Jahr- 
hunderts infolge der französischen Herrschaft und Einführung des franzö- 
sischen Rechtes auf, so am Rhein (auch in der Rheinpfalz) und im damaligen 
Königreich Westphalen; für ganz Preussen wurde sie durch Gesetz vom 
2. Januar 1849 für aufgehoben erklärt. Auch in manchen anderen Ländern 
galten gewisse beschränkende Bestimmungen, besonders für Mischehen (Württem- 
berg, Sachsen, Weimar). 

Nach § 75 des Civilstandesgesetzes sind jetzt in streitigen Ehe- und Ver- 
löbnissachen die büi'gerlichen Gerichte ausschliesslich zuständig. Eine geist- 
liche oder eine durch die Zugehörigkeit zu einem Glaubensbekenntnisse bedingte 
Gerichtsbarkeit findet nicht statt. § 15 Abs. 3 des „Reichs-Gerichtsverfassnngs- 
gesetzes" vom 27. Januar 1877 besagt : „Die Ausübung einer geistlichen Ge- 
richtsbarkeit in weltlichen Angelegenheiten ist ohne bürgerliche Wirkung. 
Dies gilt insbesondere bei Ehe- und Verlöbnissachen." 

2. Für den Gewissensbereich wird indes das Recht und die 
Thätigkeit der geistlichen Ehegerichte durch das Civilgesetz 
nicht berührt und bleiben die KathoUken in ihrem Gewissen 
und vor der Kirche an die Grundsätze des kathohschen Ehe- 
rechtes, wie bezüglich der Eingehung, so auch bezüglich der 
Auflösung der Ehe gebunden. Sie sollen daher ihre Klagen auf 
Nulhtät oder Separation zunächst vor das kirchliche Gericht 
bringen. 

Da der § 26 des Civilstandesgesetzes lediglich bürgerliche Wirkungen 
im Auge haben kann, so können die Gläubigen bei allen Ehe- und 
Verlöbnissachen, soferne es sich nicht bloss um rein vermögensrechtliche 
Fragen handelt, erst nach erfolgter kirchlicher Entscheidung sich 
im Gewissen beruhigen. 

Auch wenn Eheleute bereits das weltliche Gericht um die Verhandlung ihrer 
Ehestreitigkeiten angegangen haben, soll der Pfarrer eine Aussöhnung zustande zu 
bringen suchen, wodurch das bürgerliche Verfahren sein Ende erreichen würde. 

3. Als Kläger kann ein Katholik ohne Verletzung seiner 
kirchlichen Pflicht nur dann beim weltlichen Gerichte auftreten, 
wenn der Klagegrund ein solcher ist, dass daraufhin auch das 
kanonische Recht eine Nullitätserklärung oder eine zeitweise 
Trennung von Tisch und Bett gestattet. 

Insofern nicht solche Klagegründe vorliegen, aus welchen das kanonische 
Recht entweder die Nichtigkeitserklärung der Ehe oder die zeitliche Scheidung 
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Tisch und Bett gestattet, versündigt sich der klagende Teil durch seine 
ge schwer und kann die vom weltlichen Gerichte etwa zugelassene Tren- 
g vor Gott, vor der Kirche und dem Gewissen nicht bestehen. 

4. Ist bloss ein Eheteil an das weltliche Gericht gegangen 
d wird der andere als Beklagter dorthin citiert, so kann 
zterer mit gutem Gewissen dem Kläger dort Rede stehen, 
rd. Erl. d. d. 7. Dezember 1875.) 

5. Bei Ehedissidien muss der Pfarrer womöglich eine Aus- 
anung zu bewirken und so einem etwaigen Scheidungsprozess 
rzubeugen suchen. 

Der Pfarrer soll die streitenden Ehegatten an die am Altare gelobten 
ichten erinnern. Wenn keine Aussöhnung erreicht wird, und eine Eheschei- 
igsklage beim weltlichen Gerichte beabsichtigt ist, so ist dem klagenden 
le, wenn er Katholik ist, das Bedenkliche seines Schrittes vorzustellen und 
daran zu erinnern, dass durch die bürgerliche Trennung das von Gott ge- 
ipfte Band nicht gelöst wird und eine anderweitige Ehe gültig nicht einge- 
igen werden kann. 

6. Nach der erfolgten Entscheidung des weltlichen Gerichtes 
id die kathoUschen Gatten im Gewissen verpflichtet, die Ent- 
tieidung des geistlichen Gerichtes zu erholen und sich danach 

richten. 
Hat das weltliche Gericht entweder die Trennung von Tisch und Bett 
3r auch die Scheidung vom Bande ausgesprochen, so bedürfen die nur bürger- 
li Getrennten, um ohne Gewissensverletzung getrennt leben zu können, 
irzu der Ermächtigung der Kirche und hat daher der Pfarrer unter genauer 
Erlegung des Sachverhaltes und der Gründe der separatio a thoro et mensa 

das bischöfliche Ehegericht zu berichten und dessen Entscheidung abzu- 
irten. Die in solcher Weise durch das bischöfliche Ehegericht von Tisch 
d Bett geschiedenen Eheleute können, nachdem sie durch geeignete Beleh- 
Qg im erforderlichen Falle erkannt haben, dass ihre gültig geschlossene Ehe 
ch fortdauert, und wenn sie sonst einen christlichen Lebenswandel führen,. 

den Gnadenmitteln der Kirche teilnehmen. 

7. Hat das welthche Gericht die Nichtigkeit der Ehe 
isgesprochen und also die Ehe vom Bande gelöst ohne 
anonischen Grund, so dauert das Band einer kirchlich 
iltigen Ehe nichts destoweniger fort. Nur wenn ein matri- 
onium ratum tantum necdum consummatum durch das welt- 
3he Gericht aufgelöst wird, so wäre auch eine kirchliche Auf- 
sung möglich. Eine kirchUch gültige konsummierte Ehe 
inn durch keine weltUche Gewalt aufgelöst werden. 

8. Da die christUche Ehe nach göttlichem Rechte unauf- 
slich ist, und daher zu Lebzeiten des anderen Gatten eine 
eitere Ehe nicht bestehen kann, so ist der in einer kirchhch 
iltigen Ehe stehende Gatte, welcher auf eine Scheidungssentenz. 
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des weltlichen Gerichtes hin zu Lebzeiten seines legi- 
timen Gatten eine andere Ehe (Civilehe) schliesst, resp. atten- 
tiert und konsummiert, vor Gott und der Kirche des Ehebruchs 
schuldig — Rom. 7, 2; Matth. 19, 6. S. Congr. Poenit. d. d. 
15. Januar 1866: „fore vere adulterium.*' — er verletzt das gött- 
liche Gebot der Monogamie und macht sich vor Gott und der 
Kirche der Polygamie schuldig und verdient nicht nur von den 
kirchlichen Gnadenmitteln, sondern auch aus der kirchlichen 
Gemeinschaft ausgeschlossen zu werden. 

Eine solche zweite Ehe zu Lebzeiten des ersten legitimen Gatten ist un- 
gültig, ja kann auch nach dem Tode des ersten Gatten nicht ohne Dispensation 
vom impedimentum criminis ex matrimonio attentato et consummato revalidiert 
werden, (cf. Instr. Fast. Eustad. ad. pag. 352.) 

Will also ein von kirchlich gültiger Ehe bloss civiliter geschiedener 
Katholik zu einer neuen Ehe, oder ein lediger Katholik zu einer Ehe mit einer 
von kirchlich gültiger Ehe geschiedenen Person schreiten, so wäre er mit aller 
Kraft der Belehrung davon abzuhalten und ihm vorzustellen, dass er durch 
solche gewissenlose Missachtung der* Grundsätze und Pflichten seiner Religion 
sich selbst von der Kirche und ihren Gnadenmitteln ausschliesst. Bleibt die 
Warnung ohne Erfolg, so ist der Fall an die bischöfliche Stelle zu berichten 
und die Entscheidung über die weiter zu ergi-eifonden Massregeln abzuwarten. 
(Ord. Erl. von Speier d. d. 2. April 1881 n, 350. Rottenburger Ord. Erl. d. d. 
12. November 1875 , pag. 10). Jederzeit ist indes in einem solchen Falle die 
kirchliche Gültigkeit der ersten Ehe einer näheren Untersuchung zu unter- 
ziehen. 

§ 93. 
Folgen einer blossen Civilehe. 

1. Die blosse Civilehe ist im Geltungsbereiche des 
Tridentinischen Dekrets Tametsi keine kirchhch gültige 
Ehe und kann auch, da in der Regel mala fides der Kon- 
trahenten vorliegt, nicht als Putativehe erachtet werden. Sie 
berechtigt daher nicht zur Geschlechtsgemeinschaft, die nur in 
der Ehe erlaubt ist. Da nun aber zwischen beiden Civileheleuten 
ein fortdauerndes Zusammenleben mit Geschlechtsgemeinschaft 
stattfindet, und eine gültige Ehe kirchlich nicht besteht, so ist 
faktisch ein Konkubinat vorhanden, als welches daher die blosse 
Civilehe in päpstlichen Erlassen und Synodaldekreten bezeichnet 
wird. Vom Standpunkte der Moral unterliegt dies keinem Zweifel 
und sind blosse Civileheleute wie Konkubinarier zu behandeln. 

Wenn aber gleichwohl thatsächlich ein Konkubinat vorliegt und die 
materiellen Voraussetzungen eines solchen gegeben sind, so verhält es sich 
doch, ungeachtet der bestehenden mala fides der Kontrahenten, anders in 
formeller Hinsicht. In dieser Hinsicht hindert manches, die blosse Civilehe 
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1 juristisch als Konkubinat zu bezeichnen. Und zwar nicht bloss der Um- 
d, dass sie bürgerlich als rechtmässige Ehe gilt, so dass sie pro foro civili 
t als Konkubinat bezeichnet werden darf. Auch vom Standpunkte des 
blichen Rechtes steht der Bezeichnung als Konkubinat manches entgegen: 

a) beim Abschluss und der Konsummation einer blossen Civilehe hegen 
die Kontrahenten den affectus maritalis, nicht einen blossen aifectus 
concubinarius ; 

b) es ist der natürliche consensus maritalis vorhanden und daher 

c) eine blosse Civilehe der sanatio in radice fähig, was beim Konku- 
binate nie der Fall ist. 

Die Civilehe ist in fieri — im Moment ihres Abschlusses kein Konkubinat, 
dern vermöge des beiderseitig erklärten Consensus maritalis ein matrimo- 
m invalid um clandestinum. Sie ist dies aucii in ihrem Fortbestande, aber 
leich gestaltet sie sich durch die nicht erlaubte Übung der Geschlechtsge- 
inschaft thatsächlich zu einem Konkubinate und sind die beiden Teile 
• Konkubinarier vom Standpunkte der Moral aus anzusehen und zu behan- 
Q. Denn der Umstand, dass der consensus mantalis fortbesteht und sie 
ie einen affectus maritalis, nicht concubinarius hegen, kann sie von der 
luld nicht befreien. Instr. S. Poenit. d.d. 15. Januar 1866: „Derjenige wäre 
Wirklichkeit ein Konkubinarier (verus concubinarius), welcher lediglich auf 
md des Civilaktes auf der Ehegemeinschaft beharren würde.'* 

Plus IX. 1852 und 1866 bezeichnet die blosse Civilehe als ,,merus con- 
)inatus turpis atque exitiabilis,'' Leo XIII. nennt sie „legalis concubinatus." 

2. Was die praktische Behandlung einer solchen blossen 
vilehe anlangt, so gelten für blosse Civilkontrahenten dieselben 
'undsätze, wie für öffentliche Sünder (Konkubinarier). Es - 
iht daher die blosse Civilehe nach sich: 

a) Ausschluss vom Empfange der hl. Sakramente. 

Bezüglich des Sakramentsempfanges kommen bei blossen Civileheleuten 
I Grundsätze in Anwendung, welche für publice indigni gelten. Bedingung 
er Zulassung ist Sinnesänderung, wahre aufrichtige Beichte, SUbnung des 
^ebenen Ärgernisses durch Rückkehr zum Gehorsam gegen das Kirchengesetz 
d demnach Eingehung einer kirchlich gültigen Ehe, soweit das möglich i^t 

S. Congr. Poenit. Instr. d. d. 15. Januar 1860: „Absolutione indigDum 
ie, donec resipiscat ac praescriptionibus ecclesiae se subjicieos ad poeniten- 
m revertatur" Pins VI. d. d. 5. Oktobr 179'1 

Bei Todesgefahr genügt zwar der m dieser Beziehung von Zeugen glaub- 
rdig kundgegebene Wille oder Vorsatz, um die hl Sterbsakramente 
pfangen zu können. Conc. prov. Albiense a. 1850. Dec. V^II. n. 2: „Via- 
nm Omnibus in periculo mortis versantibus adminlfitrandum, etiam peccato- 
US publicis, modo signa dent poenitentiae et f»candalum pro viribui» m\% 
)arent.*' (cf. Coli. Lac. tom IV. pag. 434b; Bezüglich d<;r hint. Eucharistie 
^ das Rituale Romanum (in tit. IV. cap. 1. n. h)'. „An;endi »unt publici 
ligni, quales sunt . . . concubinarii ... et alii eiu>i %üiiHx\% publici peccatoreHt 
ii de corum poenitentia et emendatione constet, et publico Kcaudalo primo 
tisfecerint." Dazu bemerkt (ßOHWti ftb^'ologie morale. od. JV, IL pag. «^1, ß, 
.) : „Ainsi on exclut de la comraanion ... *4** ceux, qul vivent puhlit^ueuieni 
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dans Tadultäre ou dans le concubinage, ainsi que les pers<?nnes, qui ne sont j 
mariees que civilement." 

b) Ausschliessung von der Mitwirkung bei Spendung der 
hl. Sakramente der Taufe und Firmung als Paten. 

Die Synoden von Reims 1849 (tit. V. c. 3. n. 2.), Tour 1849 (decret. 
17, n. 1 und 2) Albiense 1850 (tit. V. decr. 2. n. 6.), Lyon 1850 u. s. w.; ebenso 
das Pro vinzial- Konzil von Köln 1860 verbieten die Zulassung blosser Civil- 
ebeleute zum kirchlichen Ehrenamt als Paten. Reg. Ord. Erl. vom 7. Dez. 
1875: y,Civileheleute sind auch nicht als Paten zuzulassen/' 

c) Ausschliessung von den Segnungen der Kirche und den 
SakramentaHen, insbesondere der Vorsegnung der Wöch- 
nerin, (benedictio muheris post partum), auf die nur die 
in einer kirchlich rechtmässigen Ehe gebärenden Frauen 
Anspruch haben. 

S. Congr. Conc. d. d. 18. Juli 1859 (Acta S. Sed. I. 349). Ord. Erl. d. d. 
7. Dez. 1875: „die Vorsegnung von Wöchnerinnen in einer Civilehe ist un- 
erlaubt.'* 

d) Ausschluss vom kirchlichen Begräbnisse, wenn sie un- 
bussfertig sterben. 

Ord. Erl. d. d. 7. Dez. 1875: , Sterben sie (seil, blosse Civileheleute) in 
unbussfertigem Zustande, ohne vorher wenigstens in glaubwürdiger, durch 
Zeugen zu erhärtender Weise den Willen kundgegeben zu haben, ihre Ver- 
bindung in eine kirchlich gültige Ehe umzuwandeln , so muss ihnen auch das 
kirchliche Begräbnis unter den nämlichen Voraussetzungen verweigert werden, 
wie solches bei öffentlichen und notorischen Sündern der Fall ist. 

Conc. prov. Albiense a. 1850 Tit. VII. decr. IV. (pag. 437 c): ,Deneganda 
est sepultura ecclesiastica concubinariis publicis, quales sunt civiliter tan- 
tum matrimonio juncti, meretricibus publice notis , usurariis infamatis, 
quos poenituisse non constat. Quoad ceteros peccatores publicos, 
qui catholicam fidem professi, non positive confiteri renuerunt, et subitanea 
aut improvisa moHe oppressi sunt, cum possit praesumi eos fuisse con- 
trito s et voluisse confiteri, sepultura ecclesiastica eis deneganda non videtur.' 

Bei blossen Civileheleuten wird also wie bei den nach ihnen genannten 
öffentlichen Sündern, um das kirchliche Begräbnis gewähren zu können, ver- 
langt, dass Bussfertigkeit bestehe, Zeichen der Reue gegeben seien; bei den 
übrigen öffentlichen Sündern aber darf bei plötzlichem Tode die Reue präsu- 
niert und daraufhin das kirchliche Begräbnis gewährt werden. Auf den übrigen 
französischen Provinzial-Konzilien des vorigen Jahrhunderts werden die Civil- 
eheleute nicht unter denen genannt, denen das kirchliche Begräbnis zu ver- 
weigern ist, während sie vom Patenamte ausdrücklich ausgeschlossen sind. 

e) die Kinder aus einer blossen Civilehe sind kirchlich 
illegitim. Dies ist selbst dann der Fall, wenn etwa, was 
indes nicht leicht anzunehmen ist, ein Teil in bona fide, 
nämlich in dem guten Glauben, eine kirchlich gültige 
Ehe einzugehen, die Civilverbindung geschlossen hätte. 
Denn damit eine im guten Glauben geschlossene Ehe 
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als matrimonium putativum die Legitimität der Kinder 
zur Folge habe, wird die Abschliessung der Ehe in facie 
ecclesiae, d. h. in tridentinischer Form, erfordert. 

Diese Wirkung der blossen Civilehe für die Kirche hat Benedikt XIV. in 
: Konstitution „Redditae sunt Nobis" d. d. 17. Sept. 1746 eigens hervorge- 
ben; ebenso die S. Gongr. Conc. d. d. 31. Juli 1867. 

Wo indes das Trid. nicht bindet, formlose Ehen also gültig sind, sind 
i Kinder aus einer solchen formlosen Ehe legitim und tritt für die vorher 
sengten unehelichen Kinder die Legitimation ein. 

Kinder aus einer blossen Civilehe sind also in allen kirchlichen Ange- 
;enheiten von den bloss den rechtmässigen kirchlich legitimen Kindern zu- 
)henden Rechten, z. B. in Bezug auf den Empfang hl. Weihen und Erlang- . 
g von Kirchenämtern ausgeschlossen. Wo daher bei der Taufe die Sitte 
steht, dass uneheliche Kinder absque populi concursu et sine organi vel 
ris campani sonitu getauft werden, soll dies auch bei Kindern aus einer 
)ssen Civilehe geschehen. S. Congr. d. d. 31. Juli 1867. (cf. Verord.-Bl, 
68 pag. 18.) 

Solche Kinder sind in die Taufmatrikel mit der Bezeichnung „ex civiliter 
njunctis** aufzuführen. Werden Kinder irgendwie verbundener Eltern nicht 
r Taufe gebracht, so sind sie gleichwohl nach Thunlichkeit in einem eigenen 
ihang zu verzeichnen. Uneheliche Kinder werden durch eine nach- 
Igende blosse Civilehe, ihre natürlichen Eltern selbstverständlich bloss 
o foro civili legitimiert und sind auch im Taufbuche als bloss pro 
ro cinli legitimiert zu bezeichnen. Kirchenrechtlich können sie als der 
ohlthat der Legitimation teilhaftig nicht gelten ; erst durch die nachfolgende 
rchliche Trauung werden sie dies und ist dann im Tauf buche beizusetzen: 
urch nachgefolgte Ehe der Eltern am ... . (Traunngsmatrikel Fol. . . . ) 
ich pro foro Ecclesiae legitimiert, (cf. Ord. Erl. d. d. 7. Dez. 1875.) 

Dagegen übt das Ungehorsarasverhältnis der Eltern zur Kirche keinen 
eiteren Einfluss auf die Kinder aus und sind diese, z. 6. vom Empfange der 
. Sakramente, wenn anders die allgemeinen Voraussetzungen dafür nicht 
bleu, nicht etwa wegen der Unwürdigkeit ihrer Eltern auszuscbliessen. 
*ropter parentum indignitatem non repellantur pueri." 

f) für Kleriker in den höheren Weihen und für Ordens- 
professen mit feierliehen Gelübden und solchen der Ge- 
sellschaft Jesu mit einfachen Gelübden hat die Civilehe 
für sie und die sich mit ihnen Verbindenden die ex- 
communicatio latae sententiae Episcopo reservata zur 
Folge. (Const. ^Apostolicae Sedis^ n. 1.) 

Diese Strafe ist überhaupt auf jeden Versuch eines Majoristen oder 

.'ofessen, eine Ehe einzugehen, gesetzt — matrimonium contrahere praesu- 

entes nee non omnes cum aliqua ex praedictis personis matrimonium con- 

ahere praesumentes — und tritt nach der Entscheidung der S. Congr. Off. 

d. 22. Dez. 1880 auch bei der blossen Civilehe ein. 

Englmann-Stingl, Eherecht. 26 
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§ 95. 
Verhalten des Pfarrers gegenüber der ,,Ciyilehe^^. 

Das Institut der Civilehe legt den Seelsorgern manche neue 
Pflichten auf, um den hieraus drohenden Gefahren des Seelen- 
heiles der Gläubigen zu steuern und die Eheschliessung bei den 
Gläubigen nach den Grundsätzen der hl. katholischen Kirche 
aufrecht zu erhalten : 

1. Die Pfarrer und Seelsorger sollen die ihnen unterstellten 
Gläubigen in Predigt und Christenlehre gründlich über das hl. 
Sakrament der Ehe im Gegensatze zur Civilehe in sorgfältig ge- 
wählten, genauen Ausdrücken belehren, (cf. Beschlüsse der 
preussischen Bischöfe auf der Zusammenkunft zu Fulda im Juni 
1874; Regensb. Ord. Erlass d. d. 7. Dezember 1875, München 
Ord. Instr. d. d. 6. November 1875.) 

Insbesondere 'sind die Gläabiger immer und immer wieder auf folgende 
Punkte aufmerksam zu machen: durch die vom weltlichen Gesetze geforderte 
Abschliessung des Civilkontraktes vor dem Givilstandesbeamten (Civilehe) 
kommt (bei uns) eine gültige Ehe nicht zustande, sondern letztere kann nor 
vor dem PfaiTer und zwei Zeugen unter Beobachtung der kirchlichen Vor- 
schriften geschlossen — und dadurch das hl. Sakrament der Ehe empfangen 
Averden. Nach Abschluss der Civilehe können darum die Kontrahenten sich 
noch nicht als Eheleute betrachten und als solche zusammenwohnen, sondern 
haben sich nur als Verlobte zu verhalten und möglichst bald die kiich- 
liche Trauung nachholen. Da der Civilkontrakt als eine staatliche Anordnung 
nur Folgen für das bürgerliche Leben hat, so können solche Kontrahenten, 
welche sich mit dem Civilakte begnügen und keine kirchliche Ehe schliessen, 
von der Kirche nicht als Eheleute angesehen und behandelt werden, auch ver- 
fallen sie den kirchlichen Strafen, (cf. § 94, pag. 398.) 

2. Die Pfarrer sollen dahin wirken, dass die Gläubigen den 
Civilkontrakt nicht eher abschliessen, als bis der Pfarrer ihnen 
erklärt hat, dass die kirchliche Trauung stattfinden könne; die 
Nupturienten sollen daher stets zuerst beim Pfarrer 
sich verloben, damit ein etwaiges Ehehindernis zuvor behoben 
oder bei ündispensierbarkeit desselben die Brautleute rechzeitig 
durch Anwendung aller zulässigen Mittel zum Abstehen von 
ihrem Vorhaben veranlasst werden können. 

Wenn erst nach Festsetzung des Termines für die Civiltrauung die Mel- 
dung beim Ffarramte geschieht, so soll dies ohne Verzug die Einleitung für 
die kirchliche Trauung treffen, beim Vorhandensein eines kirchlichen Ehe- 
hindernisses aber auf entsprechende Hinausschiebung des Termines für die 
Civiltrauung bis zur Hebung des Hindernisses, falls es dispensabel ist, dringen 
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3. Wo ZU befürchten ist, dass Brautleute sich mit einer 
blossen Civilehe begnügen oder eine gemischte Ehe ohne die 
kirchlich verlangten Bedingungen eingegangen werde, haben die 
Pfarrer sich von allen bürgerlichen Eheverkündigungen (An- 
kündigung des staatlichen Aufgebotes an der Gemeindetafel 
während zweier Wochen) rechtzeitig Kenntnis zu verschaffen 
und durch seelsorgliche Einwirkung die Brautleute zur Ein- 
gehung einer kirchUch gültigen und erlaubten Ehe zu ver- 
anlassen. 

Hiezu wird sich der Mitwirkung der christlichen Eltern der Brautleute 
am besten zu bedienen sein. 

4. Es ist nach Möglichkeit dahin zu trachten, dass die kirch- 
liche Trauung ohne Aufschub nach dem Civilakte, am gleichen 
Tage vormittags stattfinden könne. Daher sollen womöglich die 
kirchlichen Proklamationen spätestens gleichzeitig mit dem bürger- 
lichen Aufgebote beendet werden. Ohnehin sind auch die 
Standesbeamten angewiesen, sich dafür vorzusehen, dass die 
kirchliche Trauung noch an demselben Tage, wie der Ab- 
schluss des Civilaktes vorgenommen werden kann. (Ord. Instr. 
d. d. 7. Dezember 1875.) 

Concil. prov. Burdigal. anno 1850 Tit. III. c. 7 n. 5: 

„Ne matrimonium effectibus civilibus careat, volumus ut ea omnia ser- 
ventur, quae lex coram raagiBtratu fieri praecipit parochis tarnen commen- 
tantes, ut publicis et privatis monitionibus omni ope et opera fideles ayeii;ant 
ab ineundo praemature et periculose actu illo civili, ante diem, quo nup- 
tiae coram Ecclesia sunt celebrandae." (CoU. Lac. Tom. lY. p. 575du. 576 a.) 

Bei einer ärztlich bescheinigten lebensgefährlichen Erkrankung 
eines oder beider Kontrahenten, welche einen Aufschub der Eheschliessung 
nicht gestattet, kann nach § 50 Abs. 2 des Civilstandesgesetzes des Standes- 
beamte ohne Aufgebot die Civiitrauung vornehmen und zwar ist für einen 
solchen Fall die Eheschliessung ausserhalb des Amtslokales des Standesbe- 
amten zulässig. (Yollz. Instr. d. d. 5. Dez. 1875 III. D. 2.) In diesem Falle 
kann auch der Pfarrer nach beigebrachter Bescheinigung des Standesbeamten 
sofort trauen, wenn anders kein sonstiges bekanntes Ehehindernis entgegen- 
steht und die Brautleute das herkömmliche juramentum libertatis canonicae 
geleistet haben; denn das Eheverbot wegen Mangels der Proklamationen cessiert 
hier, falls Erholung der oberhirtlichen Dispense nicht mehr möglich ist. (Ord. 
Erl. d. d. 7. Dez. 1875. In der Münchener Ord. Instr. d. d. 26. Nov. 1875 
(in. Abs. 6) werden die Seelsorgsvorstände ermächtigt, in solchen Fällen die 
Dispensation von den drei kirchlichen Aufgeboten zu erteilen, sobald die Be. 
scheinigung des Civilstandesbeamten vorgelegt und von den Brautleuten der 
herkömmliche Eid de Übertäte status geleistet worden ist. 

5. Blosse Civileheleute hat der Pfarrer an die Nacbholung 
der kirchlichen Trauung zu mahnen und sie dazu zu bestimmen 
zu suchen. Entschliessen sie sich dazu, so gelten im allgemeinen 

26* 
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die Regeln über die Konvalidation ungültiger Ehen. (cf. § 66, 
pag. 312 ff.) 

Der Pfarrer hat stets vorher dein Ordinariate Bericht zu erstatten; er 
soll die Brautleute mahnen, sich bis zur kirchlichen Eheschliessung des ge- 
schlechtlichen Umgangs zu enthalten; er hat nach allenfalsigen Ehehioder 
nissen zu forschen und den Empfang der hl. Sakramente der Busse und Eu- 
charistie von Seiten der Brautleute zu veranlassen. 



§ 96. 

Koiiyalidation einer blossen Ciyilehe und ihre Behandlung ii 

articulo mortis contrahentium. 

1. Die Civilehe wird konvalidiert oder zu einer kirchlich 
gültigen Ehe gemacht durch Abschluss der Ehe in Triden- 
tinischer Form, d. h. durch beiderseitige Konsenserklärung 
vor dem parochus proprius und wenigstens zwei Zeugen. 

Dabei ist jedoch vorausgesetzt, dass kein anderes trennendes Ehehinder- 
nis zwischen den Civileheleuten besteht; denn ist ausser dem impedimentam 
clandestinitatis noch ein anderes impedimentum vorhanden, so muss vorher 
Dispensation in demselben erlangt werden und kann erst nach erlangter Dis- 
pensation die Konsenserklärung in der Tridentinischen Form stattfinden. 

2. Besteht kein anderes Hindernis, so bedarf es einer 
Dispensation nicht, sondern nur der Erfüllung der tridentinischen 
Form, da das imped. clandestinitatis nicht durch Dispensation 
behoben wird, weil eine solche für einen einzelnen Fall nicht 
gegeben zu werden pflegt. 

3. Jedoch ist ferner notwendig zur Erlaubtheit der kirch- 
hchen Eheschliessung, dem tridentinischen Gebote über die 
Proklamationen zu genügen oder Dispensation hiervon zu erlangen. 

Denn da der Civilehe die kirchlichen Proklamationen nicht vorangingen 
und das bürgerliche Aufgebot nicht als Ersatz der kirchlichen Proklamationen 
erachtet werden kann, so wäre die Trauung ex defectu proclamationum un- 
erlaubt. / 

Die wirkliche Vornahme der Proklamationen wird jedoch, wie sehr sie 
auch zur Sübnung des gegebenen Ärgernisses dienen möchte, in der Regel 
nicht angezeigt, sondern Dispensation davon zu gewähren sein, wozu die für 
die Kontrahenten zu befürchtende Beschämung und Unannehmlichkeit, dann 
das durch den Aufschub der Trauung zu befürchtende periculum animae, seil, 
periculum incontinentiae hinlängliche Gründe sind. Es greift hier die gleiche 
Erwägung, wie bei gewöhnlichen Konkubinarlren Platz. 

Conc. prov. Alban. anno 1703 Pars II. cap. 8 n. 4 : „Publicis concubi- 

nariis resipiscentibus aliquando et in sacra coire anhelantibus connubia promp- 

tior servetur iiidulgentia in dispensandis denuntiationibus, ut qui demum jugu- 

lata libidine fugam arripiant, opportunis citissimisque auxiliis ad victoriam 

provebantur.'^ (Coli, Lac. Tour. 1. pag. ^Q%\>V 
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Sollten die Civileheleute etwa bisher bereits als kirchlich verbundene 
Eheleute in der öffentlichen Meinung gegolten haben, z. B. aus einer fernen 
Gegend, wo sie die Civilehe eingingen, eingewandert sein, so wäre wegen des 
aus dem Aufgebote entstehenden Aufsehens und Ärgernisses, sowie in Rück- 
sicht auf die Ehre der Kontrahenten die Dispensation vom Aufgebote gerade- 
zu geboten. 

Die Eingehung einer kirchlich gültigen Ehe soll überhaupt den Civilehe- 
leuten nach Thunlichkeit erleichtert werden; schon aus diesem Grunde wird 
regelmässig Dispensation vom Aufgebote zu gewähren sein, zumal wenn das 
Kichtvorhandensein von Ehehindernissen feststeht. In dieser Beziehung sagt 
Gösset (th^ülogie morale, t. II. n. 776 pag. 526): «On dispense aussi, m^me 
de toute publication, les personnes, qui ne sont mariees que civilement, pour 
les d^terminer plus faeiiement ä se marier en face de l'^glise, lorsqu'on sait 
d*ai]leurs, qu'il n'ya pas d'empSchement canonique ä lern* mariage: on cherche 
ä les remener ä Dieu par tous les moyens possibles.» 

4. Hinsichtlich des Verfahrens gögen Civileheleute und 
Konkubinarier auf dem Sterbebette bezüglich der Klandestinität 
entschied die S. Congr. Inquisitionis d. d. 13. Dezember 1899 
auf die Anfrage eines Bischofes; „Per dekreta S. R. et U. In- 
quisitionis dierum 10. febr. 1888 et 1. martii 1889 S. V. benigne 
facultatem fecit locorum Ordinariis, Parochis communicabilem, 
etiam per habitualem subdelegationem, qua urgente mortis 
periculo dispensare valeant cum iis, qui juxta leges civiles 
sunt conjuncti, aut alias in concubinatu vivunt, super impedi- 
mentis quantumvis publicis, matrimonium jure ecclesiastico diri- 
mentibus, excepto S. Presbyteratus Ordine et affinitate lineae 
rectae ex copula licita proveniente, ut morituri in tanta temporis 
angustia in facie Ecclesiae rite copulari et propriae conscientiae 
consulere valeant. 

Jamvero quaestio hac in re exorta est inter viros theologos, 
utrum vi praedictarum facultatum, liceat Episcopo, data necessi- 
tate, dispensare etiam ab impedimento clandestinitatis: aliis 
quidem affirmantibus, quia nulla de eo fit exceptio in generali 
concessione : aliis vero negantibus, quia finis concessionis est, ut 
morituri rite in faciem Ecclesiae copulentur, quod importare 
servandam esse, saltemquoadsubstantiam formarum solemnitatem 
a Tridentino sub nullitate praescriptam. 

Hisce praehabitis Episcopus orator S. V. enixe efElagitat, 
ut definire pro sua benignitate non dedignetur: 

Utrum in citatis decretis vere comprehendatur etiam facultas 
dispensandi ab impedimento clandestinitatis: adeo, ut e. g. 
Parochus, ab Episcopo habitualiter delegatus, possit in sua 
Paroecia vel conjungere non suos sed exltaiieoÄ \w^\ ^^^w ^^^- 



406 Eonvalidation einer blossen «Civilehe** und 

tentes, dispensando a praesentia Parochi proprii, ad quem nulli- 
mode valeat haberi recursus ; vel etiam coujungere suos, sed sine 
testibus, pariter dispensando ab eorum praesentia cum omnino 
non sint, qui testium munere fungi possint/* 

„Affirmative** und Leo XIII. bestätigte d. d. 15. Dezember 
1899 diese Entscheidung, (cf. § 47, pag. 151.) (V. Bl. 1900, 
pag. 59.) 

För die Regensburger Diözese ist indes die Subdelegation nicht für die 
Pfarrer gegeben, (cf. V.-Bl. 1899. Beilage IV, pag. 4.) 

5. Am 8. Juli 1899 entschied die gleiche S. Congr. Inquisit. \ 
folgende dubia: 

a) Wird der Pfarrer oder sonst ein Priester zu einem 
sterbenden Katholiken gerufen, der mit einem Ungläubigen 
in blosser Civilehe lebt, und er trifft ihn bereits fast 
ganz besinnungslos, ist indes nachgewiesen, dass derselbe 
geistlichen Zuspruch verlangt, Zeichen der Reue gab, 
indem er z. B. das Kreuz küsste, oder sonst ^fromme 
Übungen vornahm, so kann das kirchliche Begräbuis 
gewährt werden, jedoch ohne besondere Feierlichkeiten 
(vetitis tamen ecclesiasticis pompis et solemnitatibus 
exequiarum). In ausserordentlichen Fällen ist an das 
Ordinariat zu berichten und dessen Weisung zu befolgen. 

b) Ist der Kranke bereits gänzlich besinnungslos, so kann 
ihm die absolutio sub conditione gegeben werden, wenn 
er Katholik war. (cf. S. Alfons., theol. mor. lib. VI. n. 483. 

c) Ist der Kranke noch bei Besinnung und sind Kinder da, 
die getauft sind und nach dem Civilgesetz als legitim 
gelten, so kann von den obwaltenden Hindernissen nach 
Massgabe der Vollmacht vom 20. Februar 1888 dispen- 
siert, und unter den notwendigen Bedingungen der ehe- 
liche Konsens erneuert, d. h. eine kirchlich gültige Ehe 
geschlossen werden, (cf. § 47, pag. 149.) 

d) Sind die vorhandenen Kinder nicht getauft, besteht aber 
begründete Hoffnung, dass dieselben für die katholische 
Religion gewonnen werden können, so sind diese zu 
taufen. Besteht diese Hoffnung nicht, so muss von der 
Taufe, die natürlich nur datis cautionibus vorgenommen 
werden könnte, den articulus mortis derselben ausge- 
nommen, Umgang genommen werden. Der Pfarrer soll 
Sorge tragen, dass derartige Kinder für die katholische 
Religion gewonnen werden. 
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e) Dies gilt auch für den Fall, dass die Mutter dieser Kinder 

Jüdin war. (ef. V. Blatt 1898, pag. 87.) 

Ist die Civilehe aufgelöst, besteht also de facto ein Kon- 

binat im Sinne der Kirche nicht, so finden die \'^ollniacht<>n 

m 10. Februar 1888 keine Anwendung. S. Congr. Off. d. d. 

Mai 1899 und 17. September 1890. (Verord. Bl. 1899, pag. 105.) 

Anmerkung: In folgenden Fällen ist an das Ordinariat zu berichten: 

a) wenn bei gemischten Ehen die Konsenserklärung bloss vor dem 
Civilstandesbeamten stattfindet; 

b) wenn Personen, welche sich in das Ausland begeben haben, von 
dort Qder überhaupt aus der Fremde zurückkehren, nachdem Hio 
dortselbst ihre Eheerklärung vor dem bürgerlichen Standosbeaniton 
abgegeben, oder zwar eine kirchliche Ehe, aber nicht in einer zwoifi^l- 
los gültigen Weise geschlossen haben; 

c) wenn ein Katholik mit einer geschiedenen Person zu Lebzoiton 
des anderen Eheteils eine (Civil-) Ehe eingeht und über die Oültig- 
keit der ersten Ehe ein Zweifel besteht; 

d) wenn katholische Eheleute getrennt leben — sei oh infolge oiiioA 
Urteils des weltlichen Gerichtes oder ohne ein solches; 

e) wenn jemand auf Grund einer gerichtlichen TodcHorklUrting dim 
anderen Eheteils eine neue Ehe eingehen will; 

f) wenn ein Katholik mit einer ungetauften Person eine Ehe nin- 
gegangen hat; 

g) wenn bisher in Civilverbindung Lebende zur kirchlichen T r n ti - 
ung, wo solche möglich ist, zu schreiten bereit sind; 

h) wenn katholische Eltern ihre Kinder nicht mehr zur Ta lifo hrinKfin; 

i) wenn Katholiken ihre Verstorbenen bloss civilit«r beerdigen lunnt^u; 

k) überhaupt, so oft über die Art des Vergebens gegenüber naumtf 
durch die Ausführung des Civiistandesge^ctzes eriUtf^hmidfin Ver- 
hältnissen bei den Pfarrern begründete Zweifel llb^T bftMond«r« 
Schwierigkeiten entstehen. ^Ord. Erl. d. d. 7. Oez. l'^l^t.) 



Anhang. 

FormularienJ) 

a) für Dispensgesuohe. 

1. 

Bittgesuch an das Generalvikariat zur Erlangung der Dispense vom 

imped. consang. in quarto gradu. 

Revereodissimo Vicariatui Generali pro oratoribus N, N. et N. N. 
parochianis meis submisse expono, oratores matrimonialiter conjungi 
optare, quum oratrix jam vigesimum quartum aetatis suae annum exce- 
dens virum paris conditionis, cui nubere posset, non invenerit. Sed 
quia quarto consanguinitatis gradu a communi stipite aequaliter pro- 
veniente invicem conjuncti sunt, ut ex apposito schemate rite formato 
patet, desiderium suum adimplere non possunt sine special! dispensati- 
onis gratia. Quare Beverendissimo Vicariatui Generali oratorum, qui 
revera pauperes sunt, humillimas preces pro opportato dispensationis 
remedio enixe commendat etc. 

Auf der Rückseite der Bittschrift kommt der Stammbaum zu stehen, wie 
solcher auf S. 53 sich findet. 

2. 

Dispensgesuch vom 3. Gcade der Blutsverwandtschaft bezw. 

Schwägerschaft. 

Reverendissime, ac Clementissime D. D. Episcope! 
Exponitur humiliter Reverendissimo ac Giemen tissimo D. D. Epis- 
copo pro parte devotorum Oratorum Andrae N. et Christinae N. de 



1) Die nachfolgenden Formularien sind teils der „Instructio Pastoralis 
Eystettenaia'^ , teils anderen be^yahrten k\x\.0T%Ti feii\.Tiwsi\xvc\i., 
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parochia . . . hujus Dioecesis . . ., quod ipsis alias scientibus se tertio 
coDsanguinitatis, (vel affinitatis) gradu a communi stipite aequaliter 
proveniente, invicem esse conjunctos (vigore annexi Schematis) non 
quidem sub spe facilius obtinendi dispensationem, sed solum fragilitate 
carnis devicti sese carnaliter cognoverint. Cum autem, nisi matrimonium 
inter eos contrahatur, dicta mulier diffamata, et innupta remaneret, 
gravia exinde scandala possent verisimiliter exoriri, cupiunt matri- 
monialiter invicem copulari. Sed quia obstante praedicto impedimento 
desiderium suum hac in parte adimplere non possunt absque special! 
gratia dispensationis; idcirco humiliter supplicant Oratores (qui re vera 
pauperes existunt) quatenus dementia Vestra secum, ut publice servata 
forma Con. Trid. matrimonium invicem contrahere, ac in eo postmodum 
teraanere libere et licite valeant, dispensare, prolemque susceptam (si 
adsit) ac suscipiendas legitimas decernere dignetur: Quam gratiam 
Deus etc. 

Ist die Yersündignng ohne Kenntnis des Hindernisses geschehen, dann 
sage man : 

Exponitur . . . Quod ipsi alias ignorantes aliquod impedimentum 
inter eos existere, quominus possent matrimonialiter copulari, carnis 
fragilitate deviliti se carnaliter cognoverint; ex tunc vero ad eorum per- 
venerit notitiam, se tertio, et quarto consanguinitatis gradibus esse con- 
junctos, vel affinitatis gradibus se attinere (prout liquet ex annexo 
schemate) cum autem, nisi matrimonium inter eos coutrahatur, dicta 
mulier etc. ut supra. 

Ist aber die copula in der Absiebt gepflogen, um leichter Dispens zu er- 
halten, dann sage man: 

Exponitur . . . Quod ipsi alias scientibus se tertio consanguini- 
tatis gradu aequali esse conjunctos, sub spe facilius obtinendi dispen- 
sationem sese carnaliter cognoverint; 

oder wenn nur ein Teil diese Absicht gehabt hätte: 

Quod ipsi alias scientibus se . . . esse conjunctos (vel se attinere) 
praefatus Orator sub spe facilius obtinendi dispensationem Oratriceni, 
similem spem non habentem, carnaliter cognoverit. Cum autem . . . 
(Zur Gültigkeit der Dispense ist indes die Angabe der intentio mala 
nicht mehr notwendig, cf. § 49 pag. 106.) 

3. 

Dispensgesuch vom Hindernisse der Schwägerschaft im 3. Grade. 

Reverendissimo Vicariatui Generali expono humiliter nomine oratorum 
vidui N. N. et N. N. in parochia mea habitantium, quod, quum oratrix 
vigesimum quartum aetatis suae annum excedens virum paris conditi- 
onis, cui nubere possit, usque adhuc non invenerit, oratores praefati 
matrimonio conjungi cupiant. Quia vero tertio affinitatis gradu lineae 
transversae aequali se invicem attinent, ut ex ad]ecto schemate rite 
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formato liquet, desiderium suum adimplere non possunt sine sp 
dispensationis gratia. Quare Keverendissimo Vicariatui Generali h 
lime supplicant, ut, legis ecclesiastica venia eis elementissime 
matrimonium servata forma Concilii Tridentini in facie Ecclesiae 
et postmodum in eo libere et licite vivere valeant. 

4. 

Dispensgesuch vom Hindernisse des crimen occultum. 

Titius et Caja vivente adhuc prima Titii eonjuge carnaliter 
cognoverunt, sibi fidem invicem dederunt de matrimonio inter se 
trahendo, si uxor Titii praemoreretur : qua modo mortua, neutro t 
Oratorum in ejus mortem machinante, matrimonium inter se contr: 
desiderant. Cum autem impedimentum criminis ex adulterio et 
missione proveniens sit occultum ; et nisi matrimonium inter eos 
trahatur, periculum immineat scandalorum aut perseverantiae in pec 
ideo ad haec evitanda et pro conscientiae suae quiete supplicant h 
lime, ut Reverendissimus Vicariatus generalis gratiam dispensal 
sibi elementissime impertiri dignetur. Pro qua gratia etc. 

5. 

Dispensgesuch vom Hindernisse der geistlichen Verwandtscha 

N. N. et N. N. matrimonii vinculo conjungi exoptant. Quia 
orator prolem dictae oratricis, ex alio viro susceptam olim de 
fönte levavit (oder in sacramento Confirmationis tenuit), voti sui 
potes fieri non possunt, nisi — . Hinc etc. 

6. 

Dispensgesuch vom votum perpetuae castitatis. 

Caja, virgo laica, emisit votum castitatis. Verum quum 
adsit (timendum sit) periculum incontinentiae, nisi nubat, Reverend!; 
Vicariatui Generali per me humillime supplicat, ut opportunum 
pensationis remedium sibi procurare sedulo studeat. Pro qua be: 
täte gratias maximas aget Rev. Vic. Gen. etc. 

7. 

Bittgesuch um restitutio juris petendi debitum propter votum sii 

castitatis emissum ante matrimonium. 

Titus emisit votum simplex castitatis perpetuae: exinde 
uxorem duxit ad praesens viventem (et successive matrimonium 
summavit). Cum autem de suae promissionis transgressione plur 
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[dokat, ei ob periculimi incoodneDtuie debitum (OQJii^)o Hciiie' <'xi|^N(v 
weae desideiet: ideo pro quiete suae cou$cientiiie Rev«r^ndi$$iii)<H^ 
CSfimentiae veelrae hmnilliiiie supplicat pro opportuno nnu^iio di$)>im« 
ntionis. 

8. 

Bittgesuch um Wiedererlangung des jus petendi debitum, das wegen 
eines geheimen Incestes mit der verschwägerten Persen verloren 

gegangen. 

Sempronios, vesana libidine victus, sororem suae uxtiris oarnalitor 
cogDovit, ac propterea amisit jus petendi debitum iH>nju}n^K\ Tum 
totem de hoc libidinis excessu, qui occultus est, plurimum doloHt« ao 
debitum conjugale ob incontinentiae pcriculum licite exigero |h>$so do»i> 
deret, cumque omnem reeidendi occasionem abstulerit, idiH) hutinllime 
petit, ut gratia dispensationis sibi desuper impertiatur. Pro qua 
gratia etc. 

9. 

Dispensgesuch von einem geheimen Hindernisse pro foro interno: 

Reverendissime Vicariatus! 

■ 

Sempronia, ignara impedimenti, in facie Ecclc^iac, et praonnuHii« 
denuntiationibus, bona ßde contraxit matrimoniuni cum vlro, ii ci^juN 
fratre (vel filio) prius carnaliter fuerat cognita. (Juare cum ahK()Uc 
scandalo separari nou possinl, et periculum incontinei)tino aut ^ravin 
diffamationis subsit, marito putativo impodimenti piano inncio: Inno 
Bupplicat humiliter pro celeri remedio dispenyatioiii» Hupcr hujunmodi 
impedimento penitus occulto . . . 

10. 

Dispensgesuch vom impedimentum criminis occultum In matrJmonlo 

jam contracto. 

Titus et Caja, viva prima oratori« uxore, carnaliter ho cognovcrant, 
ßibique mutua fidem matrimonii futuri dederant, mI oratorin lixor |M'ftf«* 
'öoreretur. Qua mortua, neutro tamcen in cjuH niorlom inaclilnnittr, 
Patrimonium in facie ecclesiae contraxcrunt inqH;r]iin(;ntuin ignorantPR' 
"uum autem impedimentum criminiH ex adult^^rio et proiniHdiunr« niatri« 
'^ODÜ proveniens sit occultum, et gravia Hcandala vx divortio nU\\ tirttf^nda 
^tiniillime supplicant etc. — 

Dispensgesuch an die Datarie« 

fisLnciiHHiwH I'ater! 

Exponitur humiliter Sanctitati Vefttraf, Oeorgiiim N. f»f AiiiiftHl 
K. Dioecesanos N. et parochiano^ wtß^ in nPVMUfUß ^rtnUt (*t)iin^h^{iUi\- 
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tatis lineae transversae aequalis esse coDJunctos, ut ex apposito a tei^ 
schemate colligitur. Cum autem ambo scientes sese praedicto con- 
sanguinitatis gradu esse eoDJunctos, non quidem sub spe facilius im- 
petrandi dispensationem, adeo familiariter conversati sint, ut ex eo orta 
sit suspicio licet falsa, quod se earnaliter cognoverint, (oder : ut copula 
earnalis re ipsa interoesserit, sponsaque impraegnata existat), et cum 
nisi matrimonium inter eos contrahatur, illa graviter diffamata atque 
innupta remaneret, aliaque gravia scandala verisimiliter orirentur: cupiunt 
oratores praedicti, invicem matrimonialiter jungi. Quoniam vero desi- 
derium eorum absque sedis apostolicae dispensatione adimpleri non potest, 
humillime per me supplicant, ut Sanctitas Vestra iisdem, qui vere 
pauperes sunt et miserabiles, et de suo labore manuum et industria 
tantum vivunt, gratiam dispensationis in impedimento praedicto clemen- 
tissirae largiri dignetur. Pro qua gratia gratias maximas aget ea qua 
par est reverentia et devotioue Sanctitati Vestrae etc. 

12. 

An die Pönitentiarie. 

Eminentissimo ac Reverendissimo Domino Domino S. R. E. Cardinali 

Majori Poenitentiario. 

Exponitur humillime Eminentiae Vestrae pro parte oratorum Titii 
et Cajae laicorum, quod matrimonium contrahere Intendant, sed quod 
Titius conjugatus Cajam, vivente adhue propria uxore Sempronia, caroa- 
liter cognoverit copula perfecta, sibique invicem fidem dederint de matri- 
monio inter se contrahendo, si Sempronia uxor Titii praemoreretur, quae 
etiam per venenum per Titium propinatum praemortua est. Cum autem 
ex praemissis impedimentum criminis sit exortum, et exinde matri- 
monium nee licite nee valide contrahere possint, supplicant oratores 
pro gratia dispensationis super isto impedimento criminis quo non obstante 
publice servata forma Concilii Tridentini matrimonium inter se contra- 
here, et in eo postmodum licite et libere remanere valeant prolemque 
legitimam decernendo, quia impedimentum omnino occultum, et urgeat 
perseverantia in peccato, quin etiam scandalum grave, si matrimonio 
legitime copulari nequeant. Quare pro conscientiae suae quiete, de 
praemissis summe dolentes, Eminentiae Vestrae humiliter supplicant, ut 
super his de opportune remedio auctoritate apostolica providere dignetur. 

13. 

Bittgesuch an das Generalvilcariat um Besorgung einer Dispense beim 

apostol. Stuhle. 

Georgius N. et Anna N. Dioecesani N. et parochiani mei secundo 
consanguinitatis gradu lineae transversae aequali conjuncti, (vel: Titus 
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et Caja Dioec. N. et parochiani mei impedimento criminis irretiti), matri- 

monium inire desiderant. Quum vero, nisi ab Apostolica Sede veniam 

legis ecclesiasticae adipiscantur, voto suo potiri nequeant, Reverend issimo 

Yicariatui Generali ea omnia, quibus ad hanc gratiam obtinendam opus 

est hisce literis annexa transmitto, cum oratorum precibus meas con- 

jungens, ut Reverendissimus Vicariatus Generalis a Sede Apostolica 

dispensationis gratiara maxima qua poterit industria eis impetrare 

dignetur. 

14. 

Dispensgesuch von einem geheimen Ehehindernisse in einem dringenden 

Falle vor Abschluss der Ehe. 

Reverendissime Vicariatus I 

Cajus Dioecesis N., postquam Titiam carnaliter cognoverat, ignarus 
impedimenti sponsalia de futuro contraxit cum Sempronia sorore et 
ad nuptias publice celebrandas diem jam praeparavit Quare cum 
impedimentura, in cujus notitiam modo devenit, sit omnino occultum, 
et donec dispensatio a Sede Apost. adveniat, nuptiae sine gravi diffa- 
mationis periculo, ex variis suspicionibus proveniente, ac sine scandalis 
exinde orituris, differi nequeat; idcirco humiilime supplicat Reverendissimo 
Ordinario pro clementissimo remedio dispensationis. 

15. 

Bittgesuch um Sanierung einer im Notfalle erteilten Dispense. 

Cajus, dioeceseos N. postquam Titiam carnaliter cognoverat, ignarus 
impedimenti sponsalia contraxit cum sorore Titiae, et ad nuptias cele- 
brandas jam diem dcterminavit, convivium indixit, convivas invitavit, 
cunctaque alia praeparavit. Quare cum impedimentum, in cujus notitiam 
modo devenit, esset omnino occultum, et donec dispensatio a Curia 
episcopali afferetur, nuptiae sine gravi diffamationis periculo ex variis 
suspicionibus ac sine scandalis exinde orituris dififerri non possent; 
idcirco nuptiae celebratae sunt et nunc humiilime supplico, ut ipse 
Reverendissimus Vicariatus generalis pienam gratiam dispensationis quam 
celerrime impertiri dignetur. Pro qua gratia etc. 

16. 

Formular einer „Dispensatio in radice'^ 

Illustrissirae ac Reverendissime Domine. 

Carolus Müller et Maria Feyd, parochiani mei, praemissis de more 
publicationibus quin detectum fuerit impedimentum, matrimonium die 
26. Januarii 1898 in facie Ecclesiae bona fide cum vero ac sincero 
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ütriuBque consensu, qui asseritur adbuc perseverare, contraxerunt, ae 
successive consummarunt prole inde suscepta. 

Obstat vero impedimentum publicum consanguinitatis in quarto 
aequali gradu collaterali, ut videre est in chemate heic adnexo. 

Uterque contrahens a paucis diebus nullitatis matrimonii conscius 
existit, sed vir nullomodo ad renovandum consensum coram parocho 
et testibus adduci potest (hier wird der Grund angeführt, weshalb 
nicht). 

Quare oratrix Maria Feyd, ad consulendum cou seien tiae suae, ac 
coujugem gratiarum matrimonii participem reddere prolemque legitimare 
cupiens, humillime supplicat Amplitudini Vestrae, ut sanationem in radice 
praefati matrimonii a sancta Sede Apostolica procurare dignetur. 

Omni qua par est. 



17. 

Form eines Protokolles vor der Verehelichung eines Heimatlosen. 

Verhandelt im Pfarrhause zu N., den . . achtzehnhundert . . . 

Vor dem unterzeichneten N. N , in Assistenz des N. N. . . . 

als Protokollführer, erschien heute N. N., welcher sich mit N. N. aus 
hiesiger Pfarrei verlobt hat, um als Heimatloser zufolge kirchlicher 
Vorschrift über seinen Personenstand die notwendigen Eröffnungen zu 
machen. Nachdem derselbe zur Aussage der Wahrheit ernstlich eimahnt 
worden war, erklarte er wie folgt: 

Ich heisse K. N. bin aus N. gebürtig, . . . Jahre alt, katholischer 
Religion und meines Gewerbes (Standes) ein . . . Ich bin zu N. ge- 
tauft worden, worüber ich den Taufschein hiermit vorlege (oder: besitze 
jedoch keinen Taufschein, weil u. s. w.) Meine Eltern N. N. und 
N. N. sind (waren) wohnhaft in meinem Geburtsorte und mein Vater 
ist (war) . . . daselbst. Ich bin bereits seit . . . von meinem Geburts- 
orte abwesend, war inzwischen jedoch vorübergehend . . . Wochen zu 
Hause (bin in dieser Zeit auch nicht dorthin zurückgekehrt). Ich habe 
in dieser Zwischenzeit zu N. . . . Wochen und in N. . . . Monate in 
Arbeit gestanden, und kann ich mich hierüber, sowie über meine .sitt- 
liche Führung durch Zeugnisse ausweisen. 

Nach Vorlage dieser Zeugnisse, welche für die Wahrheit der 
vorhergehenden Angaben sprechen, erklärt Deponent ferner, dass er 
nie verheiratet gewesen sei (dass er früher verheiratet gewesen, seine 
Frau N. N. aber zu N. im Jahre . . . gestorben sei, und legt darüber 
die amtlichen Zeugnisse vor). Nachdem hierauf Deponent auf die Ehe- 
hindernisse, welche etwa noch sonst einer beabsichtigten Verbindung 
entgegenstehen mochten, aufmerksam gemacht worden war, erklärt der- 
selbe, dass ihm kein solches Hindernis bekannt, und dass er bereit sei, 



Anhang. 415 

dies und alle im vorhergehenden abgegebenen Erklärungen eidlich zu 
\ erhärten. 

Vorgelesen und genehmigt am Tage wie oben. 

(Folgen die Unterschriften.) 



18. 

Formular eines Protokolls über den von Heimatlosen abgelegten Eid 

de statu libero. 

Verhandelt im Pfarrhause zu N., den 20. Nov. 1899. Da das 
bochwürdigste bischöfliche Ordinariat unterm 15. d. M. gnädigst zu 
entschliessen geruht hat, die von N. N. aus N. und von N. K. aus 
N. nachgesuchte priesterliche Trauung zu gestatten, jedoch so, dass der 
domizillose Bräutigam vorher in Gegenwart zweier Zeugen den Eid, 
dass er noch ledig sei, ablegen solle, so hat man von Pfarramts wegen 
unterm heutigen morgens 9 Uhr den Verlobten in das Pfarrhaus be- 
rufen und in Gegenwart von zwei Zeugen nach vorausgegangener ein- 
geschärfter Warnung vor einem falschen Eide das vorgeschriebene 
juramentum de statu libero ablegen, und dass dies geschehen sei, von 
dem Verlobten sowohl als den zu gleicher Zeit anwesenden Zeugen 
dieses Protokoll unterschreiben lassen. 

N. N. Bräutigam. 
N. N. Braut. 
N. N. als Zeuge. 
N, N. als Zeuge. 

Concl. Reponatur ad registraturam parochialem. 



19. 

Ersuchschreiben Proklamationen betreffend: 

a. 

An den Pfarrer des Bräutigams, wenn die Ehe vor dem 

Pfarrer der Braut geschlossen wird. 

PI. Reverende Domine! 

Placeat Tibi, Reverende Domine! in ecclesia tua parochiali ter 
proclamare matrimonium futurum honesti juvenis etc. Petri N., filii 
legitimi Jacobi N. et honestae Mariae N., habitantis in K parochiae 
tuae, cum Anna N., filia legitima Pauli N. et Barbarae N., parochiana 
mea, ut, si nullum detegatur impedimentum canonicum, connubio jun- 
gantur. Qua de re suo tempore certiorem me facere velis. 



416 Anhang. 



b. 



An den Pfarrer des Bräutigams, wenn vor diesem die Ehe 

geschlossen werden soll. 

8ponsalia ab honesto juvene Josepho N., filio legitimo Petri X 
et Margaritae N., parochiano tuo, cum honesta Catarina N., filia legi- 
tima Pauli N. et Susannae N., parochiana mea, coram me inita, Tibi, 
Keverende Frater hisce signifioo, ut in ecclesia tua parochiali consuetas 
denuntiationes facias. De quIbuB iisdem pro mea parte factis, atque^ 
si quod forte detegatur impedimentum canonicum, in tempore certiorem 
Te facere non omittam. 

c. 

An den Pfarrer der Braut, wenn die Ehe vor dem Pfarrer 
des Bräutigams geschlossen werden soll. 

Inita coram me sponsalia inter honestum juvenem Bernardum N., 
filium legitimum Jacobi N. et Magdalenae N., parochianum meum, et 
honestam Apolloniam N., filiam legitimam Andreae N. et Helenae K., 
parochianam tuam, tibi, Reverende Frater, hisce significo, ut pro tua 
parte consuetas promulgationes facias. De quibus peractis ac de im* 
pedimento, si quod fortasse lateat, aut detectum fuerit, me in tempore 
certiorem facias esto rogatus. 

20. 

Dispensgesuch vom Aufgebot. 

Reverendissime Vicariatus ! 

Vincentius N. in parochia N. habitans, et Rosa N., parochiana 
mea, jam diu sponsalia contraxerunt, variis vero impedimentis obstan- 
tibus nuptias facere non potuerunt. Quibus tamen sublatis, quum ex 
diuturniore matrimonii dilatione gravissima damna oratoribus eorumque 
rei domesticae immineant, Reverendissime Vicariatui Generali humillime 
supplicant, ut super tribus proclamationibus gratiosissime dispensare 
dignetur. Quam benignitatem ut oratoribus, nullo impedimento canonico, 
quantum mihi constare potest, obstrictis, impertiat, süas cum illorum 
precibus conjungens Reverendissimum Vicariatum Generalem submisse 
orat obsequiosissimus N. N. pärochus. 

b. 

Anderes Formular: 

N. N. et N. N. parochiani mei matrimonium inire cupientes, propter 
diuturnam nimiamque familiaritatem in suspicionem carnalis consuetu- 
dinis venerunt, Quare Reverend\s8\m\xm N \e«iV\«\\vm Qk^v^x^^^ 
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imillime rogant, ut super una (duabus etc.) promulgatione, praesertim 
istante tempore clauso, gratiosissime eis veniam legis ecclesiasticae dare 
ignetur. 

c. 

Dispensgesuch von der geschlossenen Zeit. 

N. N. incola in loco N. cum N. N. ex loco N. sponsalia contraxit 
et cum illa matrimonialiter jungi desiderat. Cum autem ob praesens 
tempus vetitum nuptiae fieri nequeant, oratoribus vero ex dilatione 
matrimonii incommodum tale et tale eveniret; hinc praedicti oratores 
humillime supplicant, quatenus Reverendissimus Vicariatus gratiosissime 
dispensare dignetur, ut (absque trinis proclamationibus) absque solem- 
nitate hoc tempore vetito matrimonialiter jungi possint. Quam gratiam 
oratores suis ad Deum precibus demereri studebunt. Ita humillime 
exponit etc. 

21. 

Zeugnisse in Ehesachen. 

a. 

Bescheinigung über geschehene Proklamation 

— Ledigschein — 

Sponsalia inter honestum juvenem (v. viduum) Joannem N. sutorem 
et publicam virginem (v. honestam viduam) Aunam N. parochianam 
meam inita tribus distinctis vicibus in ecclesia hujate parochiali rite 
denunciata fuisse, nullumque impedimentum canonicum ex parte prae- 
dictae sponsae innotuisse sub consueto parochiali sigillo ac propriae 
manus subscriptione testor. 

N. die 6. Novemb. 1899. 

(L. S.) N. N. parochus. 

b. 

Entlassschein. 

Ad instantiam sponsorum honesti juvenis Conradi N. et publicae 
virginis Elisabethae N. parochianorum meorum iisdem licentia contra- 
hendi matrimonium juxta formam s. s. Concilii Tridentini in parochia 
N., ac proinde Curato ejusdem loci vel de ejus licentia alteri sacerdoti, 
illi assistendi facultas hisce conceditur. 

N. die 5. Novemb. 1899. 

(L. S.) N, N. parochus, 

Englmünn-Siingl, Ebereeht. ^ 
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c. 



Bescheinigung über geschehene Proklamation — 
Ledigschein — zugleich mit Entlassschein. 

Sponsalia inter honestum juvenem Josephum N. . . . parochianum 
meuni, et honestam virginem Caeciliam N. . . . in parochia N. habi- 
tantem inita rite denuntiata esse in ecclesia nostra parochiah', nullumque 
impedimentum canonicum innotuisse; praeterea sponsum ad connubium 
in parochia sponsae aut alibi pro arbitratu contrahendum a me hisce ; 
dimissum esse, consueto sigillo parochiali apposito meaque ipsius manus i 
eubscriptione testor. I 

1 

d. 

Dasselbe nebst Zeugnis über geschehene Beichte. 

Peractis tribus denuntiationibus matrimonii a Rudolphe N. . . . 
parochiano meo, cum Theresia N. . . . parochiana tua ineundi, quum 
nemo huic connubio se opposuerit aut ullo modo contradixerit, neque 
impedimentum canonicum quod sciam existat: sponsum illum, sacra- 
mentis Poenitentiae et Eucharistiae jam refectum, ut cum sponea 8ua 
a te, Reverende Frater, aut ab alio approbato sacerdote tuo perraissu 
matrimonii vinculo conjungatur, ad Te dimitto, dimissumque hisce attestor 
litteris, sigillo parochiali obsignatis meaque manu subscriptis. 

e. 
Ledigschein (litterae commendatae). i 

I 

Praevia dispensatione in trinis proclamationibus a Reverendissimo 
Vicariatu Generali N. concessa, nuUum intercessit impedimentum, quo- 
minus matrimonium inter praenobilem, doctissimum et eximium Dominum 
N. N. praenobilem domicellam N. N. (sive pudicam virginem N. N.) 
parochianam meam jungi possit. Id quod sub consueto sigillo paro- 
chiali eta 

f. 
Entlassschein nach Dispens vom dreimal. Aufgebote. 

Praevia dispensatione a Reverendissimo Vicariatu Generali facta 
super trinis denuntiationibus sponsalium inter praenobilem Dominum 
N. N. parochianum meum et praenobilem virginem N. N. initorum, 
nullum ex parte praedicti sponsi impedimentum canonicum innotuisse, 
et insuper Dominum sponsum a me hisce dimitti, ut a te plurimura 
Reverende Domine vel de tua licentia ab alio sacerdote servatis ser- 
vandis matrimonio jungi in Domino possit, sub consueto sigillo parochiali 
et propriae manus subscacvp\Aoii^ \fc%\.Qit, 
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g- 
Entlassschein nach Dispens vom zweimaligen 

Aufgebote. 

Ex gratiosa dispensatione Re.verendissimi Vicariatus generalis spon- 
ia, inter honestum juvenem N. N. parochianum meum ac pudicam 
ginem N. N. inita, una vice loco triam denuntiata fuisse, nee im- 
limentum aliquod canonicum innotuisse, proinde sponsum hisce 
Qissum esse, ut a plurimum Reverendo Domino parocbo N. N. vel 
ejus licentia ab alio sacerdote matrimonialiter copulari possit, manu 
3pria et sigillo parochiali consueto testor. 

h. 

Ledigschein, wenn vom zweimaligen Aufgebot dis- 
pensiert ist. 

Una loco trium ex dispensatione Keverendissimi Vicariatus generalis 
muntiatione facta sponsalium inter honestum juvenem N. N. et pudi- 
im virginem N. N. parochianam meam nullum impedimentum cano- 
icum ex parte praedictae sponsae innotuisse etc. (Fortsetzung wie 

ben.) 

1. 

Intlassschein, wenn von Proklamation und zugleich von 
einem anderen Hindernisse dispensiert ist. 

Dispensatione super impedimento consanguinitatis (in gradu tertio 
neae transversae aequalis), et altera dispensatione a Reverendissimo 
icariatu Generali prius obtentis super tribus proclamationibus matri- 
onii inter Matthiam N. . . in parochia N. habitantem, et Christianam 
. . . parochianam meam contrahendi, nullum mihi innotuisse impedi- 
eotum canonicum; itaque sponsam a me dimitti, ut a plurimum 
jverendo Domino Parocho N. in N. cum sponso suo matrimonialiter 
puletur, hisce solito sigillo parochiali obsignatis meaque manu sub- 
'iptis litteris attestor. 

k. 

Zeugnis über geschehene Trauung. 

Conradum N. et Paulam N. in parochia mea habitantes, praemissis 
luntiationibus praescriptis, publice in facie Ecclesiae a me parocho 
.... matrimonialiter copulatos esse, hisce litteris testimonialibus 
estor, sigillo parochiali obsignatis etc. 

1. 

Zeugnis über den Bestand einer gültigen Ehe. 

Infrascriptus Rector ecclesiae parochialis loci N. Dioecesis N. fidem 
jio ac testor N. et N, parochianos meos anno mvWeamo oc>J«i%^TÄfös«S!i^ 
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. . . mensis . . . die . . . matrimonium in facie ecclesiae servatisque 
servandis contraxisse, ut constat ex registro matrimoniorum ejusdem 
ecclesiae parochialis. 

22 a. 

Dispensgesuch vom impedimentum mixtae religionis. 

Keverendissime ac Illustrissime Domine ac Pater! 

N. N. acatholicus et N. N. parochiana mea matrimonium inire 
eupiant. Quum conditionibus ab Ecclesia praescriptis de amovendo 
a catholica conjuge perversionis periculo, de conversione conjugis acatho- 
lici ab ipsa pro viribus procuranda, praesertim vero de uni versa prole 
utriusque sexus in catholica religionis sanctitate educanda opportunis 
cautionibus ab utraque parte esse satisfactum videatur, (prout apposita 
hisce litteris acta publica testantur) humillime rogo, ut, data super im- 
pedimento mixtae religionis dispensatione, huic matrimonio assistendi 
facultas mihi concedatur. 

b. 
Hochwürdigster Herr Bischof! 

Gnädigster Herr! 

Der katholische, ledige N. N., . . Jahre alt, Schuhmacher von 
hier, beabsichtigt trotz seelsorglicher Abmahnung, mit der gleichfalls 
ledigen, protestantischen und . . Jahre alten N. N. von ... die Ehe 
einzugehen, und bittet gehorsamst um gnädige Grewährung der Dispense 
von dem Ehehindernisse der Konfessionsverschiedenheit, nachdem er und 
seine protestantische Braut die katholische Kindererziehung mittelst des 
vorgeschriebenen notariellen Vertrags (Reverses) sichergestellt haben. Da 
(hier können auch Dispensgründe angegeben werden — Gefahr des Abfalls 
vom Glauben, prot Trauung, Schwangerschaft der Braut, Ärgernis u.s. w.) 
die Brautleute besagtes Versprechen ernstlich gemeint und auch kein 
Grund zur Annahme vorliegt, dass sie dasselbe nicht halten werden, 
so erlaubt sich gehorsamst Unterzeichneter, obige Bitte zu befürworten. 

Bischöflicher Gnaden 

ehrfurchtsvollst gehorsamster 
N. N. 

c. 

Revers. 

Verhandelt N., den . . . 1898. 

Wir unterzeichneten Brautpersonen N. N., katholisch, von N., und 
N. N., protestantisch, von N., erklären hiermit vor dem kath. Pfarramt 
und zwei Zeugen N. N. und N. N. frei und ungezwungen an Eidesstatt: 
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1. Sämtliche zu erhoffenden Kinder beiderlei Geschlechts sollen 
* nach römisch-katholischem Ritus getauft und in der römisch- katho- 
;hen Religion erzogen werden; 

2. die Trauung soll nur in der katholischen Kirche vollzogen 
rden ; 

3. der protestantische Bräutigam (die protestantische Braut) ver- 
ficht, der zukünftigen katholischen Gattin (dem zukünftigen katho- 
chem Gatten) kein Hindernis in der gewissenhaften Ausübung der 
lichten der kathol. Religion in den Weg zu legen oder sie auf irgend 
le Weise vom kathol. Glauben abwendig zu machen. 

Die kathol. Braut (der kathol. Bräutigam) verspricht, den Pflichten 
r hl. kathol. Religion nachkommen und sich bestreben zu wollen, 
rch frommen Lebenswandel und gutes Beispiel den protestantischen 
itten (die protestantische Gattin) von der Wahrheit der katholischen 
)ligion zu überzeugen. 

V. G. ü. 

N. N. Bräutigam. 

N. N. Braut. 

N. N. I 7 

So geschehen vor dem katholischen Pfarramt N. am . , . 

(L. S.) N. N., Pfarrer. 



b) Verfahren in Sponsalienklagen ^). 

1. 
Für Fälle unberechtigter Einsprache. 

Protokoll. 

Aufgenommen bei der Pfarre N., am 14. Juli 1898. 

Gegenwärtig die Gefertigten. 

Gegenstand : 

Es erscheint Rosalia Mader, katholisch, led. St., 23 Jahre alt, 
enstmagd, wohnhaft in N., und giebt an: 

Ich habe vor zwei Jahren im Fasching die Bekanntschaft 
des Michael Loser, welcher kath., led. St., nach meiner Meinung 
jetzt 30 Jahre alt, Bauerssohn in N. ist, gemacht. Es ist dem- 
selben gelungen, mich zu Falle zu bringen; infolgedessen habe 
ich ein Kind geboren, welches noch am Leben ist. Ich habe 
den Michael Loser wiederholt angegangen, für das von ihm mit 



1) Nach Dworzak, Aus den ErfahrungeD eines Untersuchungsrichters 
Ehestreitsachen pag. 8. 
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mir erzeugte uneheliche Kind zu sorgen, er hat mich immer 
auf die Zeit vertröstet, bis er sein eigener Herr sein werde. 
Jetzt hat er von seinem verstorbenen Vater die Bauernwirt- 
schaft geerbt und will, wie hier in N. allgemein bekannt ist^ 
in nächster Zeit die Margarethe Stubenvoll heiraten. Ich erhebe 
gegen jede Verehelicbung des Michael Loser so lange Einsprache, 
bis er sein mit mir erzeugtes uneheliches Kind versorgt haben 
wird. 
Hat Ihnen Michael Loser die Heirat versprochen und haben Sie 
das Versprechen angenommen? 

Michael Loser hat wohl öfter gesagt: ich werde dich nicht 
verlassen, — aber die Heirat hat er mir ausdrücklich nicht 
versprochen. 
Hierauf wurde die Rosalie Mader belehrt, dass dem Michael Loser 
weil er angeblich mit ihr ein uneheliches Kind erzeugt habe, die be- 
absichtigte Verehelichung mit einer anderen Frauensperson nicht unter- 
sagt werden könne. 

Wegen Austragung der Alimentsforderung für ihr uneheliches Kind 
wurde Klägerin an das betreffende weltliche Gericht gewiesen. 
Vorgelesen, richtig befunden und gefertigt. 
N. N., Pfarrer. Rosalia Mader. 



2. 

Verzichtleistung auf Eheabschluss. 

Protokoll. 

Aufgenommen in der Pfarre N., am 20. Juli 1898. 

Gegenwärtig die Gefertigten. 

Gegenstand : 

Es erscheint Josepha Mayer, katholisch, ledig, 25 Jahr alt, Hand- 
arbeiterin, wohnhaft in N., und giebt an: 

Ich habe im Dezember 1897 den Johann Müller, katholisch, 
ledig, beiläufig 30 Jahre alt. Schneidergeselle, jetzt wohnhaft 
in N., kennen gelernt; er hat mir die Ehe angetragen, und wir 
haben in Gegenwart meiner Mutter, Anna Mayer, und memes 
gewesenen Vormundes Franz Grün einander am 25. März 1898 
formlich die Ehe versprochen. Johann Müller ist gleich bei 
seiner Heimats-Behörde um die Heiratsbewilligung mit mir ein- 
geschritten, und wir sind nach Erlangung derselben bereits in 
der Pfarre N., in deren Sprengel damals auch Johann Müller 
wohnte, dreimal kirchlich aufgeboten worden (oder auch : Zeugen 
habe ich für das gegenseitig gegebene Eheversprechen nicht. 
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jedoch kann es Johann Müller nicht läugnen) ; (vielleicht kommt 
hinzuzusetzen: ich habe mich in vertrauten, sündhaften Umgang 
mit ihm eingelassen, und ich befinde mich im Zustande der 
Schwangerschaft.) 

Zu meinem Staunen hörte ich ihn, der mich seit drei Wochen 
nicht mehr besuchte, gestern in der Pfarre N. mit einer in N. 
wohnhaften Schneiderswittwe kirchlich aufbieten, und er erklärte 
meiner Mutter, die ihn noch gestern persönlich zur Rede stellte, 
dass er mit der genannten Wittwe ein gut eingerichtetes Ge- 
Schaft erheirate, und daher mich, weil ich kein Vermögen besitze, 
nicht heiraten werde. 

Ich erhebe daher Einsprache gegen die beabsichtigte Ver- 
ehelichung des Johann Müller mit einer anderen Frauensperson. 
Bestehen Sie darauf, dass Johann Müller Sie heirate? 

■ Einen so falschen Mann will ich selbst nicht mehr heiraten, 
jedoch soll er noch vor der Verehelich ung sich über die Ali- 
mentationskosten für mein anzuhörendes Kind ausgleichen (oder: 
mir den Schaden ersetzen, den ich in Anhoffhung meiner 
baldigen Verehelichung durch Ankauf von Wäsche u. dgl. er- 
litten habe). 
Vorgelesen, richtig gefunden und gefertigt: 

Josepha Mayer. 
Klägerin wurde belehrt, dass bei dem Umstände, als sie von dem 
be versprechen zurückzutreten erklärt hat, der beabsichtigten weiteren 
erehelichung des Joseph Mayer aus dem Grunde des angeblich 
tischen beiden geschlossenen Ehe Verlöbnisses kein Ehehindernis im 
'^ege stehe. 

Wegen Austragung ihrer angeblichen Geldforderungen oder Kindes- 
limentations- Ansprüche wurde Klägerin an das betreffende weltliche 
Bricht gewiesen. 

N. N., Pfarrer. 

3. 

Bericht an das Ehegericht in Sponsalienklagen ^). 

Hochwürdigstes, f ürsterzbischöf liches Ehegericht ! 

Am 25. Juli 1897 hat Josepha Meier, katholisch, ledig, 25 Jahre 
fc, wohnhaft in Wien, Landesstrasse Nr. 27, gegen die beabsichtigte 
erehelichung des Johann Müller, kathol., ledig, Schneidergesellen, 
)hnhaft in dem Sprengel der Pfarre Maria Rotunda, in der inneren 
adt, Sonnenstrasse Nr. 14, in Wien mit einer gewissen Anna Grün, 
shneidermeisterswittwe, Leopoldstrasse 30, in Wien — Einsprache er- 



1) Nach Dr. Karl Dworzak, Aus den ErfahruDgen eines üntersuchungs- 
ihters in Ehestreiteachen. Wien 1867. pag. 16. 
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hoben, weil zwischen ihr und Jobann Müller nicht nur seit circa einem 
Jahre eine nähere Bekanntschaft bestehe, sondern ihr derselbe auch 
am 25. März 1863 die Ehe versprochen und sie dieses Versprechen 
angenommen habe. 

Da Josepha Meier darauf bestand, dass Johann Müller sie ehe- 
liche, so hat der gehorsamst Gefertigte beide Parteien für den 27. Juli 
1897 zu einer gemeinschaftlichen Besprechung vorgeladen. 

Die von dem gehorsamst Gefertigten zuerst an Johann Müller 
gerichteten Vorstellungen und Ermahnungen waren eifolglos; er erklärte, 
dass er leichtsinnig der Josepha Meier die Ehe versprochen, da weder 
er, noch sie ein Vermögen zum Anfang eines Geschäftes besässen ; mit 
seiner jetzigen Braut, Anna Grün, hoffe er gut versorgt zu sein. Für 
das anzuhoffende Kind der Josepha Meier werde er das leisten, was 
ihm das weltliche Gericht zur Zahlung auferlegen werde, sonst sei er 
ihr nichts schuldig. 

Josepha Meier besteht, ungeachtet der ihr gemachten Vorstellungen 
auf der Verehelichung mit Johann Müller. 

Der gehorsamst Gefertigte bringt diesen Sachverhalt zur Kenntnis 
des hochwürdigsten fürsterzbischöflichen Ehegerichtes mit der schliess- 
liehen Bemerkung, dass er bis auf weitere hohe Weisung den Johann 
Müller weder trauen, noch demselben einen Verkündschein ausfolgen 
werde. 

Ehrerbietigst gehorsamst 

N. N., Pfarrprovisor. 

c) in Ehescheidungssachen« 

1. 
Bitte um Einleitung des Verfahrens zur Separatio a toro et mensa.^) 

Hoch würdigstes Bischöfliches Ehegericht! 

Betreff: Bitte der Jobanna Ast, Gastwirtin in Winden, gegen Karl 
Ast, Gastwirt in Winden, um 8cheidung von Tisch und Bett. 

Ich Unterfertigte, Johanna Ast, Gastwirtin in Winden, finde 
mich genötigt, um Bewilligung der Scheidung von Tisch und 
Bett von meinem Gatten, Karl Ast, zu bitten: 

a) weil er sich seit Jahren in hohem Grade der Trunkenheit 
ergeben ; 

b) durch Nachlässigkeit im Geschäftsbetriebe und Ver- 
schwendung unseren Vermögensstand herabgebracht hat, 

c) mich durch gröbliche Schimpf werte und unbegründete Be- 
schuldigungen, als führte ich ein unehrbares Leben, fort- 
während kränkt, und 



J) Nach Dworzak pag. S^. 
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d) mich bereita mehnnab in gefährlicher Weise misshandeh hat. 
Ich hitte daher um Eünleitong einer Verhandlong und um 
Scheidung Ton meinem Gatten. 

Grehorsamst 

Johanna Ast. 

2. 

Voriadong der Parteten.^) 

Vom Bischöflichen Ehegerichtskommissariat Winden. 

An N. N. in Winden. 

Vorladung. 
Sie werden hiermit angewiesen, behufs eh^erichtlicher Eon- 
Vernehmung als Kläger (Beklagter, Zeuge) in der Ast'scheu 
Ehescheidungssache am Sonntag, den 24. Juli 1899 um 2 XThr 
nachmittags bei dem bischöflichen Eh^erichts-Kommissariate in 
Winden, im Pfarrhauae zu Winden, unter Vermeidung der ge- 
setzlidien Folgen, persönlich zu erscheinen, und diese Vorladung 
bei dem Unterfertigten vorzuweisen. 
Winden, am 15. Juli 1899. 

Der bischöfliche Ehegerichtskommissär : 

N. N. 

3. 

Protokoll Ober einen Sühneversuch in Ehescheidungsangelegeniieiten.') 

Protokoll 
aufgenommen im Pfarrhause zu Winden am 7. Juli 1899. 

Divortialsache der Johanna 
Ast von Winden gegen ihren 
Ehemann Karl Ast 
Gegenwärtig : 
Meier, Pfarrer als Kommissär, 
Müller, Kooperator als Schrift- 
führer, 
Karl Ast, 
Johanna Ast 

Zufolge hohen Auftrages des hochwürdigsten 
Bischöflichen Ehekonsistoriums N., als Ehe- 
gericht I. Instanz, vom 28./30. Juni d. J. wurden 
die Gastwirtseheleute Karl und Johanna Ast 
von Winden vom nebenbezeichneten Pfarrer als 



1) Nach Dworzak pag. 82. 

^) Nach Krick, Haadbuch der Verwaltung dea Val\L. ^«ctwiÄa ^v*^ ^^^' 
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Kommissär vorgeladen, um mit ihnen einen er- 
neuten Sühneversuch vorzunehmen. 

Dieselben sind auch erschienen und erklären 
auf die an sie gerichteten eindringlichen Vor- 
stellungen und Mahnungen zur Versöhnung, 
wie folgt: 

Ich Karl Ast bin gerne bereit, mit meinem 
Eheweibe wieder in Frieden zusammenzuleben, 
wenn dieselbe 

Das Eheweib hingegen erklärte: 
Ich Johanna Ast kann mich zu einer Wieder- 
vereinigung mit meinem Ehemanne nicht herbei- 
lassen aus den in meiner an das hochwürdigste 
Bischöfliche Ehegericht gerichteten EJiage ange- 
führten Gründen. 

Als Zeugen für die Wahrheit meiner An- 
gaben nenne ich unseren Nachbar Josef 6ehr, 
Schmiedmeister und Johann Wittl, Wagner, 
sowife dessen Ehefrau Maria Wittl. Ich beharre 
daher auf meinem Antrage auf Erwirkung der 
oberhirtlichen Scheidungsbewilligung. 

Hierauf wurde das Protokoll verlesen, genehmigt und unterzeichnet: 

Karl Ast, 
Johanna Ast, 
j Meier, Pfr, als bischöfl. Kommissär. 

Müller, Koop. als Schriftführer. 



KommissionsbeschluBS. 

Vorstehendes Protokoll wird nach geschehener Abschriftnahrae an 
das hoch würdigste bischöfliche Konsistorium eingesendet. 

Meier, Pfr., Kommissär, 
Müller, Koop., Schriftführer. 
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4. 



Protokollarische Vernehmung der Zeugen in Ehescheidungs- 

angelegenheiten.^) 

Protokoll 
aufgenommen im Pfarrhause zu Winden am 28. Juli 1899. 

)ivortialsache der Ast'schen 
jastwirtseheleute von Winden. 

Gegenwärtig : 
leier, Pfarrer, als Kommissär, 
lüller, Kooperator, als Schrift- 
führer. 

In Sachen Johanna Ast, Gastwirtin von 
Winden, gegen ihren Ehemann Karl Ast wegen 
Ehescheidung ist dem nebenbezeichneten Pfarrer 
durch Dekret des Hochwürdigsten Bischöflichen 
Ehekonsistoriums N. mit Anschluss der Frage- 
stücke und Beweisartikel das Zeugenverhör 
übertragen worden. 

Da nun bei der zur Vornahme desselben 
auf heute vormittags anberaumten Tagfahrt die 
zu diesem Zwecke vorgeladenen Zeugen er- 
schienen sind, so wurde letzteren nach vor- 
gängiger Erinnerung an die Wichtigkeit des 
Eides und die schlimmen Folgen des Meineides 
der vorgeschriebene Zeugeneid abgenommen und 
sodann jeder Zeuge einzeln über die anher mit- 
geteilten Fragestücke und Beweisartikel folgender- 
massen verhört: 

Erster Zeuge. 
Ad generalia: 
. Wie Zeuge heisse?, woher?, wie (ADtworten des Zeugen.) 

alt? welchen Standes und welcher 

Religion? 
'. Ob Zeuge mit einer der beiden (Antworten des Zeugen.) 

Parteien verwandt oder sonst 

befreundet sei, oder ob zwischen 

Zeugen und einer der beiden 

Parteien eine Feindschaft be- 
stehe ? 



^) Nüch Krick, Pfarr Verwaltung pag. 6b4. 
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3. Ob Zeuge von jemanden unter- (Antworten des Zeugeo.) 
richtet sei, wie und was er hier 
aussagen solle? 

4. Ob ihm nicht in Rücksicht seiner (Antworten des Zeugen.) 
Zeugschaft eine Belohnung ver- 
sprochen worden sei? 

5. Ob Zeuge sonst einen Nutzen (Antworten des Zeugen.) 
oder Schaden von dieser Zeug- 
schaft zn erwarten habe? 

Ad specialia: 
Folgen die einzelnen Fragestücke (Antworten des Zeugen.) 

und Beweisartikel, über welche der 
Zeuge vernommen werden soll. 

Geschlossen, vorgelesen und genehmigt: 

Josef Gehr, Schmiedmeister. 

Kommissionsbemerkung: 

Der Zeuge Gehr hat unbedenklich (oder schwankend) deponiert, 

Zweiter Zeuge. 

Ad generalia: 

Wie oben. 

Ad specialia: 
Nach Anweisung. 

Geschlossen etc. etc. wie oben. 

Bischöfliche Konsistorialkommission : 
j Meier, Pfr., als Kommissär, 

Müller, Koop., als Aktuar. 

5. 

Zeugeneid ^). 

Der Eid, welcher vor einem zwischen zwei brennenden Kerzen 
stehendem Kruzifixe mit aufgehobenen drei Fingern der rechten Hand 
abzulegen ist, lautet also: 

Ich N. N. schwöre bei Gott, dem Allmächtigen und Allwissenden, 
einen körperlichen Eid, dass ich über alles, worüber ich werde ver- 
nommen werden, nach bestem Wissen und Gewissen die reine Wahrheit 
aussagen und wissentlich weder etwas hinzusetzen, noch weglassen, noch 



et Schnitzer, Eherecht pag. ^^T. 
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rschweigen werde, so wahr mir Gott helfe und all seine Heiligen. 
Qen. 

Bei Protestanten wird gesagt: „So wahr mir Gott helfe und sein 
Evangelium." 

6. 

Begleitungsbericht des Untersuchungskommissärs ^). 

Hochwürdigstes bischöfliches Ehegericht! 

Das gehorsamst gefertigte Kommissariat wurde durch hohen Erlass 

)m mit der Führung der Voruntersuchung bezüglich der von 

. N. gegen seine Ehegattin N. erhobenen Klage auf Scheidung von 
isch und Bett beauftragt. 

Indem dasselbe die diesfallsigen Akten unter Rückschluss der 
ommunikate pflichtschuldigst in der Anlage unterbreitet, glaubt es 
dfügen zu sollen, dass der vom Kläger namhaft gemachte Zeuge N. N. 
cht ausfindig gemacht werden konnte, indem er vor mehreren Monaten 
n seiner Heimat sich entfernte und über seinen dermaligen Auf- 
thaltsort niemand Auskunft wusste. 

Die Aussagen jener Personen, deren Vernehmung erfolgte, schienen 
m gehorsamst gefertigten Kommissariat so unbedeutend, dass es eine 
Dnfrontation derselben mit den Gatten nicht zweckentsprechend er- 
htete. 

Unter den von der Beklagten namhaft gemachten Entlastungs- 
ligen dürften N. N. und N. N. als minder zuverlässig anzusehen 
n, da sie wiederholt in gerichtliche Untersuchung wegen Verbrechen 
s Betruges gezogen und einmal auch wegen falscher Zeugenaussagen 
gestraft worden waren. 

Kläger erfreut sich allgemein des Rufes eines ehrenhaften und 
edliebenden Mannes und zeigte sich auch während der Vorunter- 
chung stets als ein ruhiger und wahrheitsliebender Mann, während 
jklagte wiederholt sich in Widersprüche verwickelte und nur schwer 
n den Ausbrüchen der Leidenschaftlichkeit während des Verhöres 
rückzuhalten war. 

Bischöflich es Untersuchungskommissariat. 

N. N. 
(L. S.) Untersuchungskommissär, 

7. 

Übermittelung eines Toleranz-Dekretes. 

Das bischöfliche Konsistorium N. 

vermacht dem Herrn Pfarrer G. Meier in Winden anliegendes Toleranz- 
ikt für Karl Ast und Johanna Ast mit dem Auftrage, dieselben 

1) Jbid. 688. 



430 Anhang. 

vorzuladen, ihnen die zustandige Urkunde nach vorgangiger wortdeut- 
licher Vorlesung und Erklärung mit der Mahnung auszuhändigen, dass 
sie auch im Zustande des Getrenntlebens sich jeder Abneigung oder 
üblen Nachrede enthalten und gewissenhaft die standesgemässe Keusch- 
heit beobacht-en. 

Über die Extradierung der Urkunden ist unter Zuziehung eines 
geistlichen Aktuars, (widrigenfalls des Schullehrers), ein kurzes Protokoll 
abzufassen und dieses von Karl Ast und Johanna Ast unterschrieben 
und amtlich gefertigt mit kurzem Vollzugsberichte portofrei hierher ein- 
zusenden. 

Im übrigen wird der Herr Pfarrer nicht verfehlen, beide Eheleute 
seelsorglich zu überwachen, auch während des Getrenntlebens bei sich 
ergebenden Gelegenheiten auf Wiederaussöhnung derselben hinzuwirken 
imd wenn sie sich wiedervereinigen oder wenn die ihnen bewilligte 
Trennungsfrist abgelaufen ist, amtlichen Bericht anher zu erstatten. 

N., den 15. Oktober 1899. 



8. 

Toleranzedikt. 

Das bischöfliche Konsistorium N. 
bewilligt den Karl Ast und der Johanna Ast auf deren gemeinsam 
gestellte, von dem zuständigen Pfarramte begutachtete Bitte, dass die- 
selben wegen der zwischen ihnen zur Zeit bestehenden Missverhältuisse 
und Abneigung der Gemüter, welche ein friedliches und gedeihliches 
Zusammenleben nicht ermöglichen, auf 2 Jahre (Monate) nach Woh- 
nung, . Tisch und Bett sich trennen und also getrennt leben, falls sie 
nicht schon früher sich freiwillig wiederum vereinigen, oder das bischöf- 
liche Konsistorium ein anderes zu beschliessen sich veranlasst sehen 
sollte. 

Durch dieses Zugeständnis wird aber weder eine Scheidung auf 
bestimmte oder unbestimmte Zeit, noch weniger die Trennung der Ehe 
vom Bande ausgesprochen, sondern es wird vielmehr den getrennt leben- 
den Ehegatten erklärt, dass sie im Gewissen verbunden bleiben, sich 
die eheliche Treue zu halten und alles anzuwenden, was ihre Wieder- 
vereinigung herbeiführen und befördern kann ; und dass dieses Toleranz- 
edikt gesetzlich und thatsächlich von ihrer Seite aufgehoben und wider- 
rufen sein soll, sobald dieses Auseinanderleben zu pflichtwidrigem 
Betragen, besonders durch Verletzung der ehelichen Treue, von einem 
oder dem anderen Eheteile missbraucht werden wollte. 

Gegeben im bischöflichen Ehegericht zu N., den 15. Oktober 1899. 
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9. 

Protokoll über die Bekanntgabe des Urteils^). 

Praes: die Unterfolgten: Winden, den 20. Oktober 1899. 

Nach vorgängiger Vorladung erscheinen die Eheleute Karl und 
Johanna Ast von Winden, um das in der Ehegerichtssitzung vom 
15. Oktober ds. Jrs. erlassene Urteil, betreffend Scheidung von Tisch 
und Bett, zu vernehmen. • Dasselbe wurde ihnen langsam und deutlich 
vorgelesen und entsprechend erklärt. 

Beide erklärten sich damit einverstanden. (Oder: Der Beklagte 
erklärte, sich nicht dabei beruhigen zu wollen; er lege hiermit Apel- 
lation ein.) 

Vorgelesen, genehmigt, unterzeichnet: 

Karl Ast. Johanna Ast. 

A. u. s. 

Jos. Meier, Pfarrer. 

Alois Fichtl, Lehrer als Schriftführer. 

10. 

Protokoll über die Wiedervereinigung zweier entzweiter (oder bereits 
quoad torum et mensam geschiedener) Ehegatten^). 

Protokoll 

über die Wiedervereinigung der Schrötter'schen Eheleute. 
Aufgenommen im Pfarrhause zu Breiten thal, am 15. Jan. 1900. 

Praes: Bauer, Pfr. 

Jerstl, Koop. als Sekretär. 

Michael Schrötter. 

Anna Schrötter. 

Überzeugt von dem nachteiligen Einflüsse, den das Ehescheidungs- 
^uch der Schrötter'schen Eheleute auf den gesamten Familienstand 
:m Falle einer erfolgenden Scheidung haben müsste, unternahm der 
Drtspfarrer einen wiederholten Sühneversuch, und veranlasste die Ehe- 
frau Anna Schrötter zur Zurücknahme ihrer Klage. Dieselbe gab den 
Gemachten Vorstellungen Gehör und verzichtet hiermit auf Fortsetzung 
Ihrer Klage, jedoch ausdrücklich nur unter folgenden Bedingungen: 

1. Dass die verdächtige Person Walburga Langmeier für 

immer vom Hause entfernt werde und aller Umgang mit ihr 

unterbliebe; 



i) Nach Bangen, iütr. IV. pag. 94. 

^) Nach Eberl, Ehescheidung und Ehescheidungsprozess 1854. pag. 117; 
cf. Fuchs, Ehescheidungsprozess. pag. 107. 
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2. dass ihr Ehemann Michael Schrötter die Gesellschaft seiner 
bisherigen Wirtshausgenossen, die ihn zum Spiel und zur 
Nachtschwärmerei Anlass gaben, gänzlich meide, und 

3. als ein wahrhaft christlicher Ehegatte in der Folge durcii 
Besuch des Gottesdienstes und durch ehrbaren Wandel seine 
Kinder und Hausgenossen erbaue u. s. w. 

Der Ehemann Michael Schrötter gelobt aufrichtige Besserung und 
treue Beobachtung der gestellten Bedingungen, worauf beide nach Vor- 
lesung des Protokolles und erhaltener Ermunterung zur versöhnenden 
Liebe eigenhändig unterschrieben. 

Michael Schrötter, 

Anna Schrötter, geb. Scharf. 

Kommissionsbeschluss : Vorstehendes Protokoll wird in den Pfarr- 
akten aufbewahrt und in Abschrift dem hochwürdigsten Konsistorium 
mitgeteilt. 

Breitenthal, den 15. Januar 1900. 

G. Bauer, Pfr. 
(L. S.) F. Ferstl, Kooperator als Aktuar. 

11. 

Bericht über die erfolgte Wiedervereinigung zweier entzweiter 

Ehegatten ^). 

Breiten thal, den 15. Januar 1900. 

Hoch würdigstes bischöfliches Konsistorium! 

Betreff: Zurücknahme der 
Schrötter'schen Ehescheidungsklage. 

Das hochwürdigste bischöfl. Ehegericht hat in der Schrötter'schen 
Ehescheidungsklage auf den 15. ds. Mts. Termin augesetzt und die 
beiden Eheleute durch Erlass vom 9. Januar ds. Jrs., praes. am 10. eisud.! 
vorgeladen. Allein den vereinten Bemühungen des Unterfertigten und 
den Eltern des Schrötter'schen Eheweibes ist es gelungen, eine Wieder- 
vereinigung zu erzielen, in deren Folge die bereits angezeigte Ehescheidungs- 
klage hiermit zurückgenommen wird. 

Da sich übrigens die Klagestellerin nur unter gewissen Bedingungen 
hierzu verstand, lege ich dieselben hiermit in Abschrift dem hoch- 
würdigsten Ehegericht gehorsamst vor und verharre mit schuldiger Ehr- 
erbietung 

dem hochwürdigsten bischöflichen Konsistorium 

ehrerbietigst gehorsamster 
(L. S.) G. Bauer, Pfr. 



1) Eberl pag. 116; Fuchs pag. 106. 
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12. 

Protokoll Über die erfolgte Wiedervereinigung zweier durch ehegericht- 
liches Urteil getrennter Ehegatten^). 

Protokoll. 
Aufgenommen im Pfarrhause zu Winden, am 19. März 1900. 
Praes.: Die Gefertigten. 

Es erscheinen in Begleitung ihrer beiden Väter die Eheleute Karl 
und Johanna Ast, welche durch ehegerichtliches Urteil vom 15. Oktober 
1899 von Tisch und Bett geschieden worden, und erklären, dass die 
Klägerin Johanna Ast sich am 13. ds. Mts. mit ihrem Ehegatten Karl 
Ast vollkommen ausgesöhnt und auf sein ihm zustehendes Recht längerer 
Absonderung verzichtet habe, sowie sie auch gegenwärtig förmlich darauf 
verzichte, und dass die beiden Ehegatten infolge dieser Aussöhnung 
bereits am 14. ds. Mts. die eheliche Gemeinschaft wieder aufgenommen 

Vorgelesen, richtig befunden und unterschrieben: 
Karl Ast Johanna Ast, geb. Fried. 

Eduard Ast. Sebastian Fried. 

Joh. Meier, Pfr. 
Alois Fichtl, Lehrer als Aktuar. 

13. 

Bericht über die Wiedervereinigung durch ehegerichtliches Urteil 

getrennter Ehegatten ^). 

Hoch würdigstes bischöfliches Ehegericht! 

Laut anruhenden Protokolls haben sich die durch ehegerichtliches 
Urteil vom 15. Oktober 1899 zeitweilig von Tisch und Bett geschie- 
denen Eheleute Karl und Johanna Ast unterm 14. März d. J. wieder 
ausgesöhnt und die eheliche Gemeinschaft wieder aufgenommen, worüber 
anmit pflichtschuldiger Bericht erstattet wird. 
Winden, den 19. März 1900. 

Das Katholische Pfarramt Winden 
Johann Meier, Pfr. 

14. 

Schreiben an die Sachverständigen, behufs Erklärung über die 

Annahme des Mandates^). 

Ew. Hoch wohlgeboren werden hiermit höflichst ersucht, binnen 
— Tagen vom Empfange dieser Zuschrift gerechnet, anher anzuzeigen. 



1) Nach Schnitzer, Eherecht pag. 639. 

2) Ibidem. 

3) Nach Schulte, Darstellung des Eheprozesses pag. 318. 
Englmann-Stingl, Ehereclit. 28 
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ob Sie bereit seien, in einer hierselbst anhängig gemachten Klage auf 
Nichtigkeit einer Ehe auf Grund von Impotenz der Frau nach vor- 
heriger Vereidigung durch den dazu kommittierten Ehegerichtsrat, die 
Untersuchung der Ehefrau vorzunehmen und infolge derselben sowohl 
den Befund, wie nach Anleitung einer schriftlich mitzuteilenden Instruk- 
tion ein motiviertes Gutachten schriftlich abzugeben. Ausser Ihnen bat 
das Ehegericht Herrn Medizinalrat Dr. N. N. als Sachverständigeu 
ausgewählt. 

Prag, den 25. Januar 1900. 

Fürsterzbischöfl. Ehegericht. 

15. 

Verfügung an die Parteien behufs Erklärung über die Person des 

Sachverständigen ^). 

Sie werden hiermit davon benachrichtigt, dass in der Sitzung 
vom 20. Januar 1900 die beiden Herren doctores medicinae N. N 
und N. N. als Sachverständige bestellt worden sind, um die Unter- 
suchung über das Vorhandensein des behaupteten Unvermögens in 
Ihrer Person vorzunehmen. Zugleich werden Sie aufgefordert, inner- 
halb — Tagen nach Empfang dieser Zustellung schriftlich oder münd- 
lich in hiesiger Kanzlei etwaige gesetzmässige Einwendungen gegen die 
Person der benannten Sachverständigen anzuzeigen, widrigenfalls deren 
Vereidigung nach Ablauf obiger Frist erfolgen wird. 

Prag, den 25. Januar 1900. 

Fürsterzbischöfl. Ehegericht. 

16. 

Eid der Sachverständigen^}. 

Ich N. N. schwöre zu Gott, dem Allmächtigen und Allwissenden, 
dass ich das von mir geforderte Gutachten meiner Kenntnis und Er- 
fahrung gemäss nach sorgfältiger Prüfung unparteiisch und gewissen- 
haft abgeben werde. So wahr mir Gott helfe und sein hl. Evangelium. 
Amen. 

17. 

Nichtigl(eitserl(lärung einer Ehe.^) 

Wir durch Gottes Erbarmung und des Apostolischen 

Stuhles Gnade Bischof von N haben durch Unser Ehegericht 

(I. Instanz, Metropolitan-Ehegericht, Unser durch päpstliches Breve vom 



1) Ibidem pag. 819. 

2) Schulte pag. 322. 

3) Schulte pag. 324. 
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28. November 1899 delegiertes Ehegericht II, III. Instanz) in Sachen 
Georg Schrötter, wohnhaft in Breitenthal, Klägers (Appellanten) gegen 
Maria Schrötter, geb. Fried, wohnhaft in Berg, Beklagte (Appellatin), 
beide katholisch, wegen Nichtigkeit der Ehe in der Sitzung vom 
15. Januar 1900, bei welcher zugegen waren: als Vorsitzender N. N., 
als Räte: N. N. und N. N. den Akten gemäss für Recht erkannt, dass 

1. die zwischen dem katholischen Georg Schrötter und de 
katholischen Maria Fried am 18. Februar 1896 vor dem 
katholischen Pfarrer in Breitenthal nach Vorschrift des hl. Kon- 
zils von Trient abgeschlossene Verbindung wegen des bei der 
Eheschliessung vorhanden gewesenen trennenden Hindernisses 
eines absoluten physischen Unvermögens der Frau als von An- 
fang an nichtig zu erachten, demnach hiermit auf den Antrag 
des Mannes die anscheinende Ehe für null und nichtig zu er- 
klären, 

2. vom Tage der Rechtskraft dieses Erkenntnisses an jedes Zu- 
sammenleben der anscheinenden Ehegatten unerlaubt und zu 
verbieten, 

3. vom Tage der Rechtskraft dieses Erkenntnisses an der Kläger 
Georg Schrötter die Befugnis habe, den Gesetzen gemäss eine 
anderweitige Ehe einzugehen, 

4. Die Kosten etc. etc. 

Von Rechts wegen. 

Anmerkung: Hierauf folgt unter der Überschrift „Gründe" die 
arstellung der hauptsächlichsten Motive der richterlichen Entsch eidung 



18. 

Urteil auf Gültigkeit einer angefochtenen Ehe.^) 

Wir (u. 8. w. wie oben 17) haben den 

Akten gemäss für Recht erkannt, dass die zwischen dem katholischen 
Adam Zwic.kl und der katholischen Hertha Wein am 27. September 
1898 vor dem katholischen Pfarrer in Mannsdorf nach Vorschrift des 
hl. Konzils von Trient abgeschlossene Verbindung für eine rechte und 
gültige Ehe zu erachten, derselben das behauptete Hindernis der 
Schwägerschaft nicht entgegengestanden, demgemäss Kläger mit seinem 
Antrage: „genannte Verbindung wegen des bei deren Eingehung ob- 
schwebenden Hindernisses der Schwägerschaft für nichtig zu erklären", 
abzuweisen, endlieh der Kläger Adam Zwickl in die Kosten zu ver- 
urteilen sei. 

Von Rechts wegen u. s. w. wie 17. 



1) Nach Schulte pag. 326. 
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19. 

Verfügung, womit eine Erkenntnis insinuiert wird.^) 

In der Anlage erhalten Sie das Urteil auf die von Ihnen gegen 
Ihre Ehefrau angestellte Klage auf Nichtigkeit der mit derselben am 
20. März 1899 geschlossenen Ehe wegen physischen Unvermögens zu- 
gestellt. 

Es steht Ihnen frei, gegen dasselbe binnen der Notfrist von zehn 
Tagen die Berufung an das Metropolitanehegericht München einzu- 
legen. Zugleich wird Ihnen eröffnet, dass der Verteidiger des Ehe- 
bandes verpflichtet ist, von Amts wegen die Berufung einzulegen. 

Bischöfliches Ehegericht N. 

20. 

Verfügung auf die Einlegung der Berufung (litterae testimoniales, 

apostoli. ^) 

Der von Ihnen gegen das diesseitige Erkenntnis vom 20. Mai 1900, 
welches unterm 25. Mai 1. J. insinuiert ist, am 1. Juni 1900 recht- 
zeitig eingelegten Berufung wird hiemit Folge gegeben. Sie werden 
demgemäss darauf hingewiesen, dass Sie binnen der Frist von dreissig 
Tagen, vom Empfange dieses Schreibens gerechnet, die Appellations- 
beschwerde bei dem Hochwürdigsten Metropolitanehegerichte München 
anbringen müssen, widrigenfalls angenommen wird, Sie hätten auf die 
Berufung verzichtet. Gleichzeitig werden die diesseigen Akten nach 
München abgesandt werden. 

Ihre Eingabe folgt anbei zurück. 

N., den 10. Juni 1900. 

Bischöfliches Ehegericht. 

21. 

Bericht an das Gericht höherer Instanz.^) 

Einem Hoch würdigsten Metropolitanehegericht München über- 
sendet das ergebenst unterzeichnete Bischöfliche Ehegericht die dies- 
seitigen Akten in der Appellationssache Adam Zwickl gegen Bertha 
Wein infolge der von der klägerischen Partei unterm 1. Juni 1900 
gegen das am 25. Mai 1900 insinuierte Erkenntnis vom 20. Mai 190Ü 
rechtzeitig eingelegten Appellation. Beide Parteien sind hiervon ver- 
ständigt, Appellant mit der Auflage, innerhalb 30 Tagen die Beschwerde 
bei dem hohen Richter IL Instanz einzubringen. 

K, den 10. Juni 1900. 

Bischöfliches Ehegericht N. 

1) Schulte pag. 327. 

2) Schulte pag. 328. 

3) Schulte pag. 329. 
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